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lung der Mietkosten für gewerblich genutzte 
Flächen in den letzten zehn Jahren 

MdlAnfr 59, 60 — Drs 11/6944 — 
Pfuhl SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. Riedl BMWi . . . 16201* A 

Anlage 20 

Aufgabe oder Verlagerung kleinerer und 
mittlerer Gewerbebetriebe angesichts des 
zunehmenden Mietpreisanstiegs in Innen-
städten 

MdlAnfr 61, 62 — Drs 11/6944 — 
Scherrer SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. Riedl BMWi . . . 16201* C 

Anlage 21 

Reduzierung der Forderungen der Energie-
versorgungsunternehmen für den Netzan-
schluß neuer Windenergieanlagen 

MdlAnfr 63 — Drs 11/6944 — 
Dr.  Daniels (Regensburg) GRÜNE 

SchrAntw PStSekr Dr. Riedl BMWi . . . 16202* A 
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206. Sitzung 

Bonn, den 25. April 1990 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Die Themen der Kabinettssitzung, die der Herr Chef 

des Bundeskanzleramts mitgeteilt hat, sind den Frak-
tionen bekannt. 
Thema der Kabinettssitzung waren auch die EG-  

Agrarpreis-Verhandlungen in Brüssel. Zu dieser The-
matik findet heute nachmittag eine Aktuelle Stunde 
statt. Ich mache also darauf aufmerksam, daß nach 
unseren Vereinbarungen während der Befragung 
keine Themen angesprochen werden sollen, die Ge-
genstand eines Tagesordnungspunktes der laufenden 
Sitzungswoche sind. 
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, daß der Parla-

mentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, Herr Seehofer, berichtet. 
Er hat das Wort. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe heute in Vertretung von 
Bundesminister Blüm, der sich in wichtigen Gesprä-
chen wegen der deutsch-deutschen Einheit und der 
Sozialunion befindet, dem Kabinett einen Bericht zum 
bisherigen Vollzug des Gesundheits-Reformgesetzes 
erstattet. 
Dieses Gesetz ist seit 15 Monaten in Kraft, und der 

Vollzug des Gesetzes ist auf drei Jahre ausgelegt, so 
daß es sich heute nur um einen Zwischenbericht han-
deln konnte. 
Die Ausgabenentwicklung in der gesetzlichen 

Krankenversicherung im Jahr 1989 sieht so aus, daß 
im Vergleich mit dem Jahr 1988 die Ausgaben um 
4,5 Milliarden DM zurückgegangen sind. Das heißt, 
daß zum ersten Mal in der Geschichte der gesetzli-
chen Krankenversicherung erreicht wurde, daß das 
Ausgabenniveau, bezogen auf das Vorjahr, zurückge-
gangen ist. Bei allen bisherigen Kostendämpfungsbe-
mühungen Mitte der 70er und Anfang der 80er Jahre 
ist es jeweils nur gelungen, den weiteren Ausgaben-
anstieg zu dämpfen. 
Zu diesen 4,5 Milliarden DM Minderausgaben 

kommen 4,9 Milliarden DM Überschuß aus Beitrags-
mehreinnahmen auf Grund der guten Konjunktur, so 

daß die gesetzliche Krankenversicherung am Ende 
des Jahres 1989 einen Überschuß von 9,4 Milliarden 
DM zu verzeichnen hatte. 

Dies schlägt sich natürlich in der Beitragsentwick-
lung nieder. Wir sind Anfang 1989 mit einem durch-
schnittlichen Beitragssatz in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung von 12,9 °A. gestartet. Wir erwarten 
im Laufe dieses Jahres einen durchschnittlichen Bei-
tragssatz von etwa 12,5 %. Wir hätten ohne Gesund-
heitsreform 1991 einen durchschnittlichen Beitrags-
satz von 14,5 % erreicht, nachdem wir in all den letz-
ten Jahren eine jährliche Beitragssteigerung von 0,4 
bis 0,5 % hatten. 

Bezogen auf die Beitragsbelastung insgesamt — Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer — , wurden durch die 
Gesundheitsreform, bezogen auf 1989 und 1990, 
knapp 18 Milliarden DM Beitragsmehrbelastungen 
vermieden. Bezogen auf den Durchschnittsverdiener 
heißt dies jährlich eine Entlastung um 300 DM. 

Soweit zu den Zahlen. 

Zur Qualität der Versorgung können wir feststellen, 
daß sich in der qualitativen Ausstattung des Gesund-
heitswesens überhaupt nichts zum Nachteil verändert 
hat. Im Gegenteil, es wird nach wie vor hochwertige 
Medizin, Spitzenmedizin für jedermann ohne Anse-
hen des Standes und ohne Ansehen des Einkommens 
zu sozialverträglichen Beiträgen und Preisen angebo-
ten. 

Das war der wesentliche Inhalt meines Berichts für 
das Kabinett. 

Vizepräsident Westphal: Danke schön, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär. 

Ich habe Fragen dazu vorliegen. Zuerst der Herr 
Kollege Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Gestatten Sie mir 
eine Vorbemerkung. Ich weiß nicht, an wen diese 
Frage zu stellen ist: ob an das Präsidium des Deut-
schen Bundestages oder an die Bundesregierung sel-
ber. Es ist vielmehr auch eine Feststellung. 
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Dreßler 
Mich bewegt der Gedanke, ob das, was wir heute 

hier erleben, der neue Stil der Bundesregierung zu 
dem Institut „Befragung der Bundesregierung" ist, 

(Fuchtel [CDU/CSU]: Fragen stellen! — 
Scharrenbroich [CDU/CSU]: Aufklärungs-

pflicht der Bundesregierung!) 
wenn nicht stimmberechtigte Angehörige des Kabi-
netts das, was die Befragung der Bundesregierung 
ausmacht, neuerdings dem Deutschen Bundestag ge-
genüber verantworten. Wo immer das auch zu klären 
ist: Es ist, denke ich, einer Klärung wert, weil sich das 
Institut, das hier gerade abläuft, ansonsten selbst in 
Frage stellt. 
Nun zur Sache: Herr Parlamentarischer Staatsse-

kretär, es dürfte ja wohl unstrittig sein, daß jede even-
tuelle Entlastung der Beitragszahler nach der Syste-
matik des sogenannten Gesundheits-Reformgesetzes 
gleichzeitig eine höhere Belastung von Patienten, von 
chronisch Kranken und Rentnern ist. 
Ich frage Sie deshalb: Hat das Bundeskabinett — in 

Ihrer Anwesenheit oder sogar durch Ihren Bericht, wie 
Sie berichtet haben — in diesem Zusammenhang 
schon einmal die Idee bewegt, daß diese inakzepta-
blen Belastungen von Kranken, insbesondere chro-
nisch Kranken, eine Würdigung erfahren müßten, 
z. B. im Sinne einer Kompensation? Und wenn dies 
eine Rolle gespielt hat: Können Sie uns mitteilen, wie 
sich diese Würdigung des Kabinetts hinsichtlich der 
Mehrbelastung von Kranken und chronisch Kranken 
dargestellt hat? 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Staatsse-
kretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Dreßler, 
erlauben Sie mir zur ersten Bemerkung die Anmer-
kung: Minister Blüm befindet sich in wichtigen Ge-
sprächen wegen der Sozialunion. Ich nehme an, daß 
auch Sie ein Interesse daran haben, daß diese Gesprä-
che zu einem Ergebnis geführt werden, das auch Ih-
nen die Zustimmung zu diesem Staatsvertrag, Abtei-
lung Soziales, ermöglicht. 
Das zweite: Ich habe dem Kabinett natürlich auch 

zur sozialen Dimension, zur Sozialverträglichkeit des 
Gesundheits-Reformgesetzes berichtet. Natürlich ist 
es so, daß eine Gesundheitsreform auch Versicherte 
betrifft; das möchte ich überhaupt nicht bestreiten. 
Nur, wir haben, wie Sie wissen, in der Diskussion und 
bei der Verabschiedung des Gesetzes größten Wert 
darauf gelegt, daß alle Beteiligten ihren Beitrag zur 
Konsolidierung des Gesundheitswesens leisten. Des-
halb müssen Sie sehen, daß auf der anderen Seite 
natürlich auch Leistungserbringer von diesen Ein-
sparmaßnahmen erfaßt sind. 
Ich möchte Ihnen einige Beispiele nennen: Es ist 

dieser Regierung gelungen, z. B. die Arzneimittel-
preise zum Purzeln zu bringen, wie es in der 40jähri-
gen Sozialgeschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land bisher nicht der Fall war. 
Zweitens. Jeder Umsatzrückgang bei den einzelnen 

Leistungssektoren, Zahnersatz, Bestattungs- und 
Sterbegeld oder auch Fahrtkosten, führt natürlich au-
tomatisch auch zu Umsatz- und damit Einkommens

-

einbußen bei den Leistungserbringern. Jede Veran-
staltung, jedes Gespräch mit den Leistungserbringern 
wird Ihnen das sehr klar und schnell bestätigen. 
Drittens. Die Versicherten sind ja auch von der Bei-

tragsentlastung berührt, und zwar alle Versicherten. 
Ich sagte Ihnen die Größenordnung: 18 Milliarden 
DM in zwei Jahren müssen die Versicherten nicht auf-
bringen. Das ist gerade für kinderreiche Familien eine 
sehr starke Entlastung. 
Viertens. Wir bleiben bei unserer Feststellung, daß 

den Versicherten keine Mark genommen wird — und 
damit auch nicht den Kranken — , sondern daß die 
eingesparten Beträge wieder für neue Leistungen ver-
wendet werden, z. B. 1 Milliarde DM für die Gesund-
heitsvorsorge oder insgesamt 5 Milliarden für die Pfle-
gehilfe im Endstadium. 

(Dreßler [SPD]: Herr Präsident, ich hätte eine 
Nachfrage!) 

Vizepräsident Westphal: Eine kleine Nachfrage ist 
jeweils gestattet, jedenfalls noch zu diesem Zeit-
punkt. 

Dreßler (SPD) : Diese kleine Nachfrage, Herr Präsi-
dent, hat folgenden Wortlaut: Es fällt auf, daß die prä-
zisen Fragen zu dem Kapitel „chronisch Kranke und 
Kranke" im Zusammenhang mit der Interdependenz-
wirkung dieses Gesetzes, von der ich sprach, dann, 
wenn sie hinterfragt wird, grundsätzlich unbeantwor-
tet bleiben, wie auch jetzt gerade in diesem Falle. 
Ich will deshalb noch einmal nachfragen, Herr Par-

lamentarischer Staatssekretär, ob die aus dieser Wir-
kung resultierende zusätzliche inakzeptable Bela-
stung für Kranke, insonderheit für chronisch Kranke 
— das war meine Frage — , im Bundeskabinett eine 
Würdigung erfahren hat, und wenn ja, mit welcher 
Kompensations-Zielsetzung. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Dreßler, 
Ihre Schlußfolgerung ist einfach falsch. Zusätzlich zu 
den Punkten bezüglich der sozialen Verträglichkeit 
möchte ich noch anführen, daß wir im Gesetz eine 
Härteklausel eingebaut haben, die erstmalig und ein-
malig in der Sozialgeschichte ist, nämlich eine Här-
teklausel mit zwei wesentlichen Säulen. Die eine be-
steht da rin, daß bis zu einem bestimmten Einkommen 
— wenn ich es recht im Kopf habe: etwa 1 250 DM — 
eine Befreiung von Zuzahlungen besteht. Dies gab es 
bisher nicht. Das war Satzungskompetenz der Kran-
kenkassen. Wir haben es bundeseinheitlich im Gesetz 
geregelt. 
Wir haben darüber hinaus für die dann noch not-

wendigen Selbstbeteiligungen die sogenannte Über-
forderungsklausel, die bis zur Beitragsbemessungs-
grenze vorsieht, daß nur 2 % des Einkommens für 
Selbstbeteiligungen aufgewandt werden müssen. 
Diese Überforderungsklausel ist auch erstmalig und 
einmalig in der Sozialgeschichte 

(Bindig [SPD]: Und bürokratisch!) 
und stellt in bestimmten Fällen gerade chronisch 
Kranke besser als nach dem alten Recht, in dem es 
diese Überforderungsklausel nicht gab. Nehmen Sie 
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Parl. Staatssekretär Seehof er 

z. B. die Fahrtkosten. Da gab es bisher eine Eigenbe-
teiligung ohne einen Überforderungsschutz nach 
oben. Heute haben wir einen Überforderungsschutz 
mit 2%. 
Ich weiß aus der Diskussion mit Versicherten, daß 

dies sehr dankbar angenommen wird, nachdem es am 
Anfang einige bürokratische Hemmnisse im Vollzug 
dieser Überforderungsklausel gab. 

Vizepräsident Westphal: Herr Fuchtel ist der näch-
ste, der eine Frage stellen will. Bitte. 

Fuchtel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nachdem 
der Kollege Dreßler aus Nordrhein-Westfalen kommt, 
möchte ich Sie fragen, in welchem Umfang die Rege-
lungen des GRG in das Beihilferecht des Landes 
Nordrhein-Westfalen übernommen wurden und mit 
welcher Begründung. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, ich bin 
Ihnen für diese sehr sachleitende Frage dankbar. Es 
ist in der Tat so, daß die wesentlichen Elemente des 
Gesundheits-Reformgesetzes in das Beihilferecht des 
öffentlichen Dienstes übernommen wurden. Das war 
auch eine Forderung der SPD-Fraktion während der 
Beratung. 
Es ist in der Tat interessant, die Einlassungen der 

SPD-Fraktion zu diesem Gesetz mit den Begründun-
gen zu den Beihilfevorschriften in Nordrhein-Westfa-
len zu vergleichen. 
Hier im Parlament wurde gesagt: Die Festbeträge 

sind eine ökonomische und sozialpolitische Mißge-
burt. In den Begründungen zu den Beihilfebestim-
mungen steht, daß der Beihilfeberechtigte von dieser 
Konzeption Vorteile hat, da es zu erheblichen Preis-
senkungen bei den Medikamenten kommt. 
Beim Zahnersatz wurde angekündigt: untauglich, 

völlig unwirksam. In den Beihilferichtlinien steht: Um 
hier zu einem kostenbewußten Verhalten anzuregen, 
muß an einer Eigenbeteiligung festgehalten wer-
den. 
Ich fasse zusammen: Das, was hier bekämpft wurde, 

wurde mit der gleichen Begründung in die Beihilfe-
richtlinien des Landes Nordrhein-Westfalen über-
nommen. 

Vizepräsident Westphal: Sie wollen nachfragen. 
Bitte schön. 

Fuchtel (CDU/CSU): Könnte es auch sein, daß der 
Kollege Dreßler mit anderen Behauptungen, die er 
immer wieder aufstellt, falsch liegt, beispielsweise als 
er in der Debatte am 18. Januar 1990 sagte, die Bun-
desregierung habe zum 1. Januar 1990 Beitragssatz-
senkungen in Höhe von 0,7 Prozentpunkten verspro-
chen, in Wirklichkeit sei aber nur eine Senkung um 
0,15 Prozentpunkte erreicht worden? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Die Vermutung bei sol-
chen Äußerungen, daß sie falsch sind, ist immer sehr 
stark. Diese Vermutung hat sich auch zur Gewißheit 
verdichtet; denn Kollege Dreßler ging von einem Bei-
tragssatz aus, der einmal prognostiziert wurde, näm-

lich 13,4 %, der aber Gott sei Dank nie erreicht wurde. 
Wir hatten das Ziel, von diesen 13,4 °A, auf 12,7 % her-
unterzukommen. Wir sind jetzt bei 12,8 % und werden 
12,5 % erreichen, wie ich bereits ausgeführt habe. 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Heyenn 
ist der nächste, der eine Frage stellen will. 

Heyenn (SPD): Wenn das eben Gegenstand der Ka-
binettsbesprechung war, Herr Kollege Seehofer, dann 
war ja wohl auch Gegenstand der Kabinettsbespre-
chung, daß zu dem Zeitpunkt, zu dem der Kollege 
Dreßler diese Äußerung getan hat, sich der Beitrags-
rückgang nur auf 0,15 % und nicht auf die versproche-
nen 0,7 % belief. Können Sie das bestätigen? 
Zweite Frage. Aus der von Ihnen angezogenen Stel-

lungnahme der nordrhein-westfälischen Landesre-
gierung haben Sie nur einen Teil vorgelesen. Sind Sie 
bereit, auch noch den Teil vorzulesen, der sich mit der 
Kritik am Gesundheits-Refomgesetz befaßt? 
Stimmen Sie mir zu, daß, wenn man für die in der 

gesetzlichen Kankenversicherung versicherten Ar-
beiter und Angestellten derart gravierende Ver-
schlechterungen einführt, diese dann auch in den Bei-
hilferegelungen Platz greifen lassen muß, weil sich 
sonst die Rechtspositionen von Arbeitern und Ange-
stellten auf der einen Seite und von Beamten auf der 
anderen Seite weiter auseinanderentwickeln wür-
den? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Zur zweiten Fragen: 
Herr Kollege Heyenn, es ist überhaupt nicht entschei-
dend, was an Verbalnoten ausgetauscht wird, sondern 
entscheidend ist, was tatsächlich getan wird. Die 
nordrhein-westfälische Regierung hat zwar in großen, 
blumigen und auch emotionalen Worten die Gesund-
heitsreform kritisiert, sie aber genau mit der gleichen 
Begründung dann im eigenen Bereich angewandt 
und sie sogar noch gepriesen. 
Ich stelle gar nicht fest, daß sie nur allein die Instru-

mente übernommen hat, sondern daß sie in der Be-
gründung für die Übernahme der Instrumente diese 
Instrumente sogar noch gepriesen hat. 
Zur ersten Bemerkung: Bei diesen Äußerungen vom 

Kollegen Dreßler war alles falsch, was man zugrunde 
legen kann. Der Ausgangspunkt von 13,4 war falsch 
— das sagte ich bereits — , und es war zweitens die 
Annahme falsch, daß wir zugesagt hätten, dieser Ef-
fekt würde bereits nach einem Jahr eintreten. Wir 
haben immer gesagt, das Umsetzen des Gesundheits

-

Reformgesetzes wird auf drei Jahre angelegt, und wir 
haben dieses Ziel, das wir angekündigt haben, 12,7 %, 
bereits erreicht. Ich nehme an, daß wir sogar noch 
unter diesen Betrag kommen. 

Vizepräsident Westphal: Die nächste Frage kommt 
vom Abgeordneten Scharrenbroich. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darüber, daß die SPD bei der Beratung des Gesund-
heits-Reformgesetzes dieses Gesetz vollkommen 
falsch eingeschätzt hat, wollen wir vielleicht mit 
Nachsicht hinweggehen, aber daß am 18. Januar, als 
sich die Erfolge schon deutlich abzeichneten, der Herr 
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Scharrenbroich 

Kollege Dreßler für die SPD weiterhin falsche Behaup-
tungen aufstellte, das hat mich veranlaßt — — 

Vizepräsident Westphal: Lieber Herr Kollege Schar-
renbroich, ich habe in der ersten Runde nicht genü-
gend beachtet, daß wir hier keinen Dreiecksverkehr 
machen. Insofern wäre ich dankbar, wenn Sie die 
Bundesregierung befragen. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Dann frage ich die 
Bundesregierung direkt, nachdem ich mir die Berner-
kung von Herrn Dreßler vom 18. Januar noch einmal 
herausgeschrieben habe, was sie von folgenden Be-
merkungen des Herrn Kollegen Dreßler hält: Erstens. 
Die Festbeträge seien ein verhängnisvolles Konzept. 
Zweitens. Allenfalls 50 % des Arzneimittelmarktes 
seien überhaupt mit Festbeträgen erfaßbar, 

(Dreßler [SPD]: Es ist unerhört, daß der Fra-
gen stellt, die ich aufgeworfen habe!) 

und drittens, die Pharmaindustrie habe durch Preiser-
höhungen 50 % der Einsparungen wieder hereinge-
holt. 

Vizepräsident Westphal: Das Problem ist, daß wir 
hier eine Regierungsbefragung machen, und ich bin 
nicht ganz sicher, ob sich die Regierung heute über 
dieses Thema, nach dem Sie fragen, unterhalten hat. 
Aber ich muß dem Staatssekretär die Möglichkeit ge-
ben, Sie zu korrigieren oder richtig zu antworten. 

(Heyenn [SPD]: Was im Kabinett war!) 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, es wird 
Sie nicht überraschen, daß ich mich im Kabinett natür-
lich auch mit den SPD-Argumenten zur Gesundheits-
reform auseinandergesetzt habe. Ich schätze den Kol-
legen Dreßler mit seinem Sachwissen und auch mit 
seiner rheto rischen Kraft sehr. Schwach ist bei ihm die 
Lernfähigkeit ausgeprägt, daß er einfach im letzten 
Jahr die tatsächlichen Ergebnisse nicht zur Kenntnis 
nehmen wollte. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Das ist unerhört! Es 
steht dem überhaupt nicht zu, solche Urteile 

abzugeben!) 
Ich warte z. B., Herr Präsident, heute trotz mehrmali-
ger Anmahnung auf die konkrete Namensnennung all 
der Fälle, die er anonym in der politischen Diskussion 
hier im Parlament vorgetragen hat. 

(Dreßler [SPD]: Damit beschäftigt sich das 
Bundeskabinett! Das ist ja wirklich stark! Das 

ist ein Treppenwitz!) 
Seit einem Jahr warte ich auf die konkrete Namens-
nennung, damit wir diesen Menschen helfen können. 
Die Namen sind bis heute nicht genannt worden. 

Vizepräsident Westphal: Die nächste Frage kommt 
von der Abgeordneten Frau Weiler. 

(Abg. Scharrenbroich [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer weiteren Zwischenfrage) 

— Lassen Sie es mich so machen: Ich gebe Ihnen noch 
eine zweite Zusatzfrage. Bei allen anderen kann ich 
nur noch eine Frage zulassen. Sonst schaffen wir es 
nicht. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Zusatzfrage: Kann 
man also feststellen, daß die Pharmaindustrie jetzt 
sehr wohl einen großen Beitrag zur Senkung der Ko-
sten im Gesundheitswesen erbringt? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Diese Feststellung 
kann man uneingeschränkt treffen. Wir haben im Mo-
ment 43 Wirkstoffe mit einem Arzneimittelumsatz von 
4,7 Milliarden DM festbetragsfähig beschlossen, Ein-
sparvolumen brutto 825 Millionen DM, d. h. 40 % des 
angepeilten Bruttoeinsparvolumens sind bereits er-
reicht, obwohl die drei Jahre noch nicht um sind. 
In diesem Zusammenhang ist am bemerkenswerte-

sten, daß die Versicherten im Zusammenhang mit den 
Festbeträgen in Höhe von 325 Millionen DM bei der 
Selbstbeteiligung bei Arzneimitteln entlastet wurden, 
weil festbetragsfähige Arzneimittel nicht zuzahlungs-
pflichtig sind. Auch dies ist erst- und einmalig in der 
deutschen Sozialgeschichte so. 
Wir wissen, daß die Versicherten in die Arztpraxen 

gehen und die Ärzte darum bitten, ihnen ein festbe-
tragsfähiges Arzneimittel zu verschreiben. Die Ein-
schätzung der Opposition war ursprünglich ganz an-
ders. Sie ging nämlich davon aus, daß die Patienten 
die sogenannte Billigarznei nicht in Anspruch neh-
men würden. Genau das Gegenteil ist in der Praxis 
eingetreten. Es handelt sich nämlich nicht um Billig-
arzneimittel, sondern um identische, gleichwertige 
Wirkstoffe, nur zu niedrigeren Preisen. Die deutsche 
Ärzteschaft hat hinsichtlich des Arzneimittelver-
brauchs festgestellt: Nichts ist schlechter geworden, 
alles ist nur billiger geworden. 

(Zuruf von der SPD: Deshalb klagen die 
Ärzte auch vor dem Verfassungsgericht!) 

Vizepräsident Westphal: Es folgt eine Frage der 
Abgeordneten Frau Weiler. 

Frau Weiler (SPD): Ich würde jetzt natürlich gern 
Stellung dazu nehmen und sagen, daß die SPD selbst-
verständlich nicht gegen preiswertere Medikamente 
und Arzneimittel war, aber meine Frage geht in eine 
andere Richtung, und ich weiß, daß die Formalien hier 
eingehalten werden müssen. 
Sie haben soeben erwähnt, daß ein Ansatzpunkt im 

sogenannten GRG die Vorsorge, die ausgebaut wer-
den sollte, gewesen sei. Nun wissen wir alle, daß z. B. 
die ambulanten Badekuren zu einem der wichtigsten 
Bereiche zählen, in dem die Menschen, die Bürger auf 
Grund eigener Entscheidung mit eigenem Geld vor-
sorgen können. In Ihrem Jubelbericht zu den bisheri-
gen Erfahrungen mit dem GRG, den Sie hier soeben 
abgegeben haben, haben Sie, denke ich, wohl verges-
sen, daß im Bereich ambulanter Badekuren sehr wohl 
gravierende und massive Einschnitte die Folge waren. 
Ich würde gern einmal Ihre Meinung dazu hören. Zum 
einen machen viel weniger Menschen eine ambulante 
Badekur, was generell sicherlich auch Konsequenzen 
im Bereich der Gesundheitsvorsorge haben wird, und 
zum zweiten müßte Ihnen auch bekannt sein, daß 
gerade die Kur- und Heilbäder in der Bundesrepublik 
auf Grund dieser Einschränkung große Verluste zu 
erleiden haben. 
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Frau Weiler 

Indem ich mir Ihren Jubelbericht noch einmal vor 
Augen führe, möchte ich von Ihnen gerne einmal wis-
sen: Heißt das eigentlich, daß Sie nicht bereit sind, 
sich die berechtigten Forderungen der Heilbäder — 
speziell z. B. des Hessischen Kurbäderverbandes — 
anzuhören und dort eventuell Veränderungen herbei-
zuführen? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Der gesamte Kurbe-
reich ist heute gegliedert und sauber im Gesetz fixiert. 
Das war vorher nicht der Fall. Ich nehme z. B. die 
Müttergenesungskuren heraus, auf die ja ein Rechts-
anspruch besteht und die bisher nicht in dieser Breite 
im Gesetz verankert waren. 
Wir haben den Zuschuß bei den ambulanten Bade-

kuren für Übernachtung und Verpflegung auf 15 DM 
reduziert, weil wir der Auffassung waren, daß alle 
Bereiche unseres Gesundheitswesens zu den Bemü-
hungen um Kostendämpfung beitragen sollten. Das 
ist dort in einem sehr verträglichen Ausmaß gesche-
hen. Wir haben die gleiche Erfahrung wie Sie in Ihrer 
Regierungszeit 1980/81 gemacht, nämlich daß auf 
Grund der öffentlichen Diskussion im ersten Jahr nach 
einer solchen Sparbemühung manche Ir ritation ent-
steht, daß unmittelbar anschließend ein spürbarer 
Rückgang erfolgt, daß sich die Szene sodann jedoch 
wieder sehr schnell normalisiert, und davon gehen wir 
aus. 
Frau Weiler, wir bitten Sie, in der Öffentlichkeit ent-

sprechende Aussagen zum Stellenwert der Kuren zu 
machen. Wir tun dies, damit die Bevölkerung über die 
tatsächlichen Leistungen im Kurbereich auch richtig 
informiert und nicht irritiert oder gar mit Ängsten und 
Befürchtungen konfrontiert wird. Ich gehe davon aus, 
daß sich diese Dinge im Laufe der Zeit wieder norma-
lisieren. Wir bleiben dabei: Die Kur hat einen hohen 
Stellenwert. 

Vizepräsident Westphal: Herr Louven ist der näch-
ste Fragesteller. 

Louven (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die Kran-
kenkassen senken derzeit bundesweit ihre Beiträge. 
Die Innungskrankenkasse meines Wahlkreises hat 
die Beiträge nach einer Reduzierung um 0,9 % im vori-
gen Jahr jetzt noch einmal um 0,6 %, also insgesamt 
um 1,5 % gesenkt. Nun wird von der SPD immer wie-
der behauptet, daß wegen der neuen Leistungen im 
Pflegebereich und wegen der zusätzlichen Kosten im 
Krankenhausbereich — Stichwort: Pflegenotstand — 
im nächsten Jahr wieder höhere Beiträge notwendig 
würden. Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund 
die Beitragsentwicklung für das Jahr 1991? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Im nächsten Jahr wird 
es eine neue Leistung geben, die Pflegehilfe mit den 
Abschnitten Pflegegeld in Höhe von 400 DM monat-
lich oder wahlweise 25 Pflegeeinsätzen im Monat. Wir 
veranschlagen dafür insgesamt ein Ausgabevolumen 
von 5 Milliarden DM. Diese im Jahre 1991 anfallen-
den Kosten in Höhe von 5 Milliarden DM sind allein 
durch den von mir geschilderten Überschuß im Jahre 
1989 gedeckt. Es wird also mit Sicherheit wegen der 
Pflegehilfe 1991 zu keinen Beitragserhöhungen kom-

men. Wir gehen davon aus, daß punktuell und regio-
nal sogar die Möglichkeit zu weiteren Beitragssen-
kungen besteht. 

Vizepräsident Westphal: Die nächste Frage kommt 
vom Abgeordneten Reimann. 
Bitte haben Sie Verständnis, daß wir dann diesen 

Komplex abschließen. Denn wir haben noch drei wei-
tere Großkomplexe und nur eine begrenzte Zeit. Ich 
hoffe, Sie sind einverstanden. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, es dürfte un-
strittig sein, daß die Ausgabensenkung von 4,5 Milli-
arden DM auf die Selbstbeteiligung zurückzuführen 
ist, die die Versicherten, die Kranken eingebracht ha-
ben. Nun will ich in diesem Zusammenhang nicht fra-
gen: Warum haben Sie es überhaupt gemacht, wenn 
Sie eh 4,9 Milliarden DM Überschüsse haben? Sie hät-
ten sich die ganze Selbstbeteiligungsdiskussion und 
die Reform ersparen können. Was ich Sie fragen 
möchte, ist: Welche Erfahrungen haben Sie mit der 
Härteklausel gemacht? Können Sie Zahlen nennen, 
welche Beträge auf Grund der Härteklausel an chro-
nisch Kranke oder Dauerkranke und dergleichen 
mehr zurückgezahlt wurden bzw. wie hoch die Ein-
sparung oder Nichteinsparung gewesen wäre, wenn 
die Härteklausel nicht existierte? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Zur ersten Feststellung 
wiederhole ich: Es ist falsch, den Einsparbetrag von 
4 1/2 Milliarden DM ausschließlich als durch die Selbst-
beteiligung verursacht einzustufen. 

(Heyenn [SPD]: Überwiegend!) 
Herr Kollege Reimann, wenn die Leistungen für 

Zahnersatz um 46 % zurückgegangen sind, dann hat 
das natürlich Auswirkungen auf den Umsatz und da-
mit auch auf die Einnahmen und das Einkommen der 
Zahnärzte. Wenn bei den Sehhilfen die Ausgaben um 
43 % zurückgegangen sind, kann das bedeuten, daß 
der Versicherte überhaupt nicht zusätzlich belastet ist, 
weil er etwas zum Festbetrag bekommt, sich aber 
wirtschaftlicher und kostenbewußter verhält; und das 
führt zu Umsatzrückgängen bei den Optikern. 

(Dreßler [SPD]: So eine Intention hier hinein

-

zubringen ist wirklich zynisch! Es ist un

-

glaublich, was die sich erlauben!) 
Das gleiche gilt für die Transportkosten. Das gleiche 
gilt für den Kurbereich, den wir hier schon behandelt 
haben. Es ist also unzulässig, die Einsparung so ein-
seitig zuzuordnen. 

Zur Erfahrung mit der Härtefallklausel. Uns liegen 
im Moment noch keine konkreten Zahlen vor. 

(Dreßler [SPD]: Das ist klar! Immer wenn es 
konkret wird, liegt nichts vor!) 

Aber man kann folgende Feststellung treffen. Es gab 
am Anfang, weil es ein Neuland ist, rechtlich auch 
nicht ganz einfach, und weil manche Krankenkassen 
gewisse Umsetzungsschwierigkeiten hatten, Verunsi-
cherungen bei den Versicherten. Das räume ich ein. 
Mittlerweile hat sich die Härtefallklausel eingespielt. 
Sie ist ein von den Versicherten gut angenommenes 
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Parl. Staatssekretär Seehofer 

Instrument. Die sind sehr, sehr zufrieden. Die Informa-
tion in der Bevölkerung ist vorhanden. 

(Reimann [SPD]: Sie kennen keine Zahlen, 
aber Sie wissen, daß es zufriedenstellend 

ist!) 

Vizepräsident Westphal: Die letzte Frage zu diesem 
Themenbereich hat Frau Dempwolf. 

Frau Dempwolf (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sicher hängt es mit der Merk- und Lernfähigkeit der 
Opposition zusammen, daß sie immer noch, auch 
heute, und immer wieder behauptet, die Gesundheits-
reform belaste einseitig die Versicherten, die Kranken 
und besonders die chronisch Kranken, und die bishe-
rigen Einsparungen seien allein auf Kosten der Versi-
cherten gegangen. Sie sagt ferner, in Wirklichkeit 
habe es keine Einsparungen gegeben, 

(Bindig [SPD]: Sie sollen die Regierung be-
fragen!) 

sondern nur eine Verlagerung der Kosten von den 
Krankenkassen auf die Versicherten. Wie steht die 
Bundesregierung zu dieser Behauptung der sozialen 
Ungerechtigkeit zur Gesundheitsreform? 

(Bindig [SPD]: Dreiecksschießen ist verbo-
ten!) 

Vizepräsident Westphal: Nun hat der Staatssekretär 
die Möglichkeit zu antworten. Ich erlaube mir festzu-
stellen, daß das hier ein Thema für eine Aktuelle 
Stunde gewesen wäre 

(Beifall des Abg. Dreßler [SPD] sowie der 
Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

und nicht unmittelbar für eine Regierungsbefragung. 
Aber bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin Demp-
wolf, die Gesundheitsreform ist sozial ausgewogen 
gestaltet. Die Belastungen und Entlastungen sind auf 
alle Beteiligten im Gesundheitswesen angemessen 
verteilt. Auch die Versicherten sind betroffen, aber 
alle Leistungserbringer ebenso. Ich sagte gerade und 
fixiere es nochmals: Jeder Umsatzrückgang bedeutet 
automatisch auch Betroffenheit bei den Leistungser-
bringern. Soweit die Versicherten Ersparnisse er-
bracht haben, werden sie ihnen durch Beitragssen-
kungen zurückgegeben. Beiträge sind aus meiner 
Sicht übrigens die unsozialste Form der Selbstbeteili-
gung, weil man sich überhaupt nicht entziehen kann 
und weil gerade die kinderreichen Familien beson-
ders davon betroffen sind. 
Darüber hinaus geben wir für neue Leistungen zu-

gunsten der Versicherten, für wirklich notwendige 
und wichtige neue sozialpolitische Aufgaben insge-
samt 6 Milliarden DM aus: für die Gesundheitsvor-
sorge und für die Pflege. 
Ich meine, das sind zwei sozialpolitische Themen, 

bei denen wir trotz eines qualitativ hochstehenden 
Gesundheitswesens eigentlich noch Nachholbedarf 
hatten. Ich bin sehr froh, daß das Parlament uns dazu 
ermächtigt hat, neue Wege zu beschreiten. 

Vizepräsident Westphal: Zu dem Thema Direkt-
wahl und volles Stimmrecht für die Berliner Bundes-
tagsabgeordneten, mit dem sich das Kabinett eben-
falls beschäftigt hat, liegen mir drei Fragen vor. Ich 
rufe sie als nächste Gruppe auf. 
Zuerst hat der Kollege Wartenberg die Möglichkeit 

zu einer Frage. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): In welcher Form hat sich 
heute das Kabinett damit beschäftigt? Hat das Kabi-
nett einen Gesetzentwurf beschlossen, nachdem die 
drei Westalliierten grünes Licht für die Direktwahl 
gegeben haben? In welchem Zeitplan gedenkt die 
Bundesregierung das jetzt im Interesse der Berlinerin-
nen und Berliner umzusetzen? 

Vizepräsident Westphal: Herr Innenminister, bitte 
schön. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Wartenberg, ich habe das Kabinett darüber un-
terrichtet, daß nach der Mitteilung des Senators für 
Inneres von Berlin das an sich wünschenswerte Ein-
vernehmen zwischen dem Senat von Berlin und den 
Berliner Landesverbänden der im Bundestag vertrete-
nen Parteien über die Wahlkreiseinteilung noch nicht 
vorliegt. 
Sie wissen, daß in Berlin zwei Modelle der Wahl-

kreiseinteilung diskutiert werden. Ein Modell, das 
vom Senat von Berlin favorisiert wird, hat den Vorzug, 
daß Bezirksgrenzen eingehalten werden. Es hat aber 
den Nachteil, daß die Wahlkreise zum Teil mehr als 
25 % von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl 
von Bundestagswahlkreisen abweichen, was ange-
sichts der Vorschrift des § 3 des Bundeswahlgesetzes 
bei einer Wahlkreisneueinteilung, Herr Kollege 
Hirsch, auf erhebliche verfassungsrechtliche Beden-
ken stößt. 
Das andere Modell hält zwar diese Grenze ein, hat 

aber den Nachteil, daß Bezirksgrenzen überschritten 
werden. Nun ist die Vorschrift des § 3 Abs. 2 Nr. 5 des 
Bundeswahlgesetzes nicht so streng wie die der 
Gleichheit der Stimmen. 
Im übrigen hat das Kabinett den Bundesinnenmini-

ster beauftragt, den Berliner Senat zu bitten, das Ein-
vernehmen über die Frage der Wahlkreiseinteilung 
mit den Berliner Landesverbänden der Parteien kurz-
fristig herbeizuführen. Sobald die Antwort des Berli-
ner Senats mit dem erforderlichen Einvernehmen vor-
liegt, ist die Bundesregierung darauf vorbereitet, ei-
nen Gesetzentwurf zu beschließen. 
Für den Fall, daß ein solches Einvernehmen in Ber-

lin nicht zu erzielen sein sollte, neigt die Bundesregie-
rung nach den heutigen Beratungen dazu, dem Deut-
schen Bundestag beide Alternativen vorzulegen, weil 
die Bundesregierung ungern eine Entscheidung tref-
fen möchte, über die der Senat von Berlin das erfor-
derliche und normalerweise in allen Ländern auch 
herbeigeführte Einvernehmen bisher nicht herbeifüh-
ren konnte. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kalisch ist der näch-
ste Fragesteller. 
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Kalisch (CDU/CSU): Herr Minister, ich würde auch 
gerne etwas zur Wahlkreiseinteilung sagen. Aber 
mich bewegt eine andere Frage. 
Das, was bisher vorliegt, weist nichts darüber aus, 

daß mit der Direktwahl auch das volle Stimmrecht für 
die Berliner Abgeordneten gegeben wäre. Das be-
dürfte wohl noch sehr vieler anderer Änderungen von 
Vorschriften. Ich meine — ich frage Sie, ob Sie meine 
Ansicht teilen — , daß es sozusagen eine Verhöhnung 
oder eine Irreführung der Bevölkerung wäre, wenn sie 
die Abgeordneten direkt wählt und dann andererseits 
diese Abgeordneten kein volles Stimmrecht haben. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Kalisch, ich teile Ihre Meinung, daß die direkte 
Wahl der Abgeordneten als Konsequenz auch das 
volle Stimmrecht der Berliner Abgeordneten beinhal-
ten sollte. Ich unterstelle allerdings, daß alle diejeni-
gen, die sich wie der Senat von Berlin, wie die Berliner 
Parteien und wie die Bundesregierung für die Direkt-
wahl der Berliner Abgeordneten einsetzen, auch da-
von ausgehen, daß dann das volle Stimmrecht der Ber-
liner Abgeordneten im Bundestag gegeben sein wird. 
Dies muß nicht in der Novellierung des Bundeswahl-
gesetzes geregelt werden. Die Novellierung des Bun-
deswahlgesetzes ist vordringlich. Wenn wir am 2. De-
zember 1990 Bundestagswahlen haben, muß es recht-
zeitig geregelt werden. 
Nur, die Frage der Wahlkreiseinteilung sollte ein-

vernehmlich zwischen den betroffenen Parteien gere-
gelt und nicht durch Mehrheiten entschieden werden. 
Schon gar nicht möchte die Bundesregierung eine 
Entscheidung treffen, über die man in Berlin kein Ein-
vernehmen herbeigeführt hat. Aber ich sage noch ein-
mal: Die Konsequenz wird auch sein — deswegen 
sind ja die Alliierten damit befaßt worden, und sie 
haben zugestimmt — , daß die direkt zu wählenden 
Berliner Abgeordneten im Deutschen Bundestag und 
in der Konsequenz auch das Land Berlin im Bundesrat 
das volle Stimmrecht haben werden. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir sind am Ende der an sich für die Regierungsbefra-
gung vorgesehenen Zeit. Ich verlängere die Zeit für 
die Befragung um zehn Minuten; das geht, wie Sie 
wissen, auf Kosten der Fragestunde. Ich muß aber die 
Zeit für die Berlin-Fragen, die noch anstehen, sehr 
beschränken; denn wir haben noch zwei Gebiete, zu 
denen Fragen gestellt werden. 
Herr Abgeordneter Lüder ist als nächster an der 

Reihe. 

Lüder (FDP): Herr Bundesminister, wir haben vor-
hin bei der Erörterung der Gesundheitsreform gese-
hen, daß die Bundesregierung in der Lage ist, sich für 
einen guten Zweck mit Engagement und Härte, 
Schnelligkeit und Tempo einzusetzen. 

(Zurufe von der SPD: Na! Na!) 
Deswegen frage ich, ob Sie bereit sind, uns mit dem 
gleichen Engagement zu sagen, wo die Unterschiede 
zum im Hause bereits befindlichen Gesetzentwurf lie-
gen und ob wir diesen mit Ausnahme der Wahlkreis-
fragen so verabschieden könnten. Wir könnten das 
dann in der nächsten Woche regeln, wenn sich die 

Berliner über die Wahlkreiseinteilung einig sind, und 
im Innenausschuß darüber einen Beschluß herbeifüh-
ren; denn der Wahltermin könnte ja schon der 2. De-
zember 1990 sein. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Lüder, zu Engagement und Härte würde ich noch 
Klugheit und einige andere Eigenschaften hinzufü-
gen. 

(Lüder [FDP]: Einverstanden!) 
Ich habe Ihre Frage aber schon beantwortet, wenn ich 
darauf aufmerksam machen darf. Denn ich habe auf 
die Frage des Kollegen Wartenberg die beiden Mo-
delle, die in Berlin diskutiert werden, in ihren Vor- 
und Nachteilen angesprochen: das eine Modell, das 
sich an die Bezirksgrenzen hält, sich aber über die 
verfassungsrechtliche Richtlinie hinwegsetzt, daß die 
Abweichung vom Bevölkerungsdurchschnitt eines 
Wahlkreises die Obergrenze von 25 % nicht über-
schreiten sollte. 

(Lüder [FDP]: Ich fragte nach den anderen 
Bestimmungen des Entwurfes!) 

— Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf vor-
bereitet. Es gibt nur das Problem, daß es bei der Wahl-
kreiseinteilung zwei Modelle gibt. Aus dem, was ich 
Ihnen vorgetragen habe, ist, glaube ich, unmißver-
ständlich klargeworden, daß die Bundesregierung je-
denfalls heute keine Entscheidung treffen möchte, da 
es in Berlin ein Einvernehmen bisher nicht gegeben 
hat. 
Ich will hinzufügen, daß mir der Berliner Innense-

nator am 6. März 1990 geschrieben hat, daß man es 
insbesondere wegen der Eilbedürftigkeit der Geset-
zesänderungen nicht für möglich halte, in dieser 
Frage von hier aus einen Konsens herbeizuführen. 
Aber vielleicht wurden in Berlin seit dem 6. März bei 
dieser wichtigen Frage die Bemühungen auch mit 
Engagement fortgesetzt, so daß vielleicht jetzt das 
Einvernehmen in Berlin zu erreichen ist. 
Ich weise noch einmal darauf hin — da Sie Berliner 

Abgeordneter sind, werden Sie das verstehen — : Wir 
haben bei den Wahlkreiseinteilungen seit 1949 mit 
gutem Grund immer darauf geachtet, daß wir in jedem 
Bundesland das Einvernehmen aller im Bundestag 
vertretenen Parteien herstellen. Das müßte auch in 
Berlin, wo jetzt erstmals eine Wahlkreiseinteilung 
stattfindet, möglich sein. In den anderen zehn Bun-
desländern der Bundesrepublik Deutschland war es 
seit 1949 jeweils möglich. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Hirsch hat noch 
eine Frage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Minister, wir haben gele-
gentlich — ich erinnere mich mindestens an einen 
Fall — im Plenum auch streitig über Wahlkreisgren-
zen abstimmen müssen, weil es eben nicht anders 
ging. 
Da man nicht ausschließen kann, daß tatsächlich am 

2. Dezember 1990 Wahlen stattfinden, frage ich Sie: 
Haben Sie einen Zeitplan, wann spätestens die erste 
Lesung im Deutschen Bundestag stattfinden muß, um 
den Berlinern die Teilnahme an der Wahl einschließ- 
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Dr. Hirsch 
lich der dann notwendigen Kandidatenaufstellungen 
zu ermöglichen? 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sehr gut!) 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Hirsch, Sie wissen, daß dieses Gesetz nicht der 
Zustimmung des Bundesrats bedarf. Um es einfach zu 
sagen: Es würde reichen, wenn wir es vor der Som-
merpause im Bundestag verabschiedeten, um das 
Ziel, das wir offensichtlich alle gemeinsam verfolgen, 
nämlich die Teilnahme an der Bundestagswahl am 
2. Dezember 1990, zu erreichen. 
Wir haben auf die Zustimmung der Alliierten ge-

wartet; sie ist uns gestern übermittelt worden. Ich bin 
heute mit einem fertigen Gesetzentwurf als Tischvor-
lage ins Kabinett gegangen, der in der Frage der 
Wahlkreiseinteilung allerdings zwei Alternativen vor-
sieht. Das Kabinett hat beschlossen, es sollte, nach-
dem die Zustimmung der Alliierten vorliegt, noch ein-
mal der Versuch unternommen werden, dieses Ein-
vernehmen in Berlin herbeizuführen, das jedenfalls in 
aller Regel seit 1949 in den zehn Bundesländern, in 
denen nach Wahlkreisen gewählt wird, immer herge-
stellt worden ist. Das muß auch in Berlin möglich sein. 
Wir sollten den Berliner Senat und auch die Berliner 
Parteien aus der Verantwortung, ein solches Einver-
nehmen zu erzielen, nicht zu leicht entlassen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Mahlo zu der 
letzten Frage zu diesem Bereich. 

Dr. Mahlo (CDU/CSU): Herr Bundesminister, wie 
Sie wissen, kann das Bundesverfassungsgericht zur 
Zeit in Berlin nicht Recht sprechen. Wie ist es hinsicht-
lich der Direktwahl der Berliner Abgeordneten in Ber-
lin in dem Falle, daß eine Anfechtung erfolgte? Haben 
wir hier einen rechtsfreien Raum oder besteht Hoff-
nung, daß diese Lücke bis zur Bundestagswahl ge-
schlossen wird? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Wir ha-
ben die Frage der Wahlprüfung, letztinstanzlich durch 
das Bundesverfassungsgericht, bei den Überlegun-
gen, die Direktwahl der Berliner Abgeordneten zu 
verwirklichen, von Anfang an mitbedacht. Ich denke, 
wir werden bis zur Bundestagswahl am 2. Dezember 
1990 in der Lage sein, Regelungen sicherzustellen, die 
bei der besonderen Problematik der Nichtzuständig-
keit des Bundesverfassungsgerichts für Berlin den-
noch eine einheitliche Wahlprüfung ermöglichen 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich habe eine Frage des 
Abgeordneten Gansel zu einem anderen Thema. Bitte 
schön, Herr Gansel. 

Gansel (SPD) : Vor etwa einem Jahr ist die Regie-
rung in einer der ersten Regierungsbefragungen ge-
fragt worden, ob sie eine Strafverfolgungsermächti-
gung erteilen könnte, damit dem Verdacht des Bruchs 
des deutsch-indischen Geheimschutzabkommens im 
Zusammenhang mit der Lieferung von U-Boot-Plä-
nen nach Südafrika nachgegangen werden könnte. 
Die Bundesregierung hat das damals mit der Begrün-
dung abgelehnt, dadurch könnte die Rüstungskoope-
ration mit NATO-Partnern erschwert werden. 

Nun hat die Staatsanwaltschaft Kiel einen erneuten 
Antrag auf Strafverfolgungsermächtigung bei der 
Bundesregierung gestellt. Ihnen ist bekannt, daß es 
Verdachtsmomente dafür gibt, daß das U-Boot-Ge-
schäft genau über die Rüstungskooperation mit 
NATO-Partnern fortgesetzt werden sollte. Sie wissen, 
es gibt auch neues Beweismate rial, Belastungsmate-
rial dafür, daß Geheimnisverrat zuungunsten Indiens 
begangen worden sein könnte. Es gibt Proteste der 
indischen Regierung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Stimmt doch gar nicht!) 
Ich frage deshalb die Bundesregierung in Anbe-

tracht des Umstandes, daß eine Verjährung droht, 
(Bohl [CDU/CSU]: Stimmt auch nicht!) 

ob sie sich heute mit dem Thema befaßt hat und ob das 
Bundeswirtschaftsministerium die Ermächtigung er-
teilen wird, damit die Kieler Staatsanwaltschaft end-
lich ordentliche Ermittlungen aufnehmen kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Riedl, Sie antwor-
ten für das Wirtschaftsministe rium. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, die Entscheidung 
des Herrn Bundesministers für Wirtschaft steht unmit-
telbar bevor. Ich komme soeben aus dem Haushalts-
ausschuß. Ich bin im Augenblick, Herr Abgeordneter, 
überfragt, ob der Herr Minister diese Entscheidung 
schon getroffen hat. Aber Sie können auch angesichts 
der Verjährungsproblematik davon ausgehen, daß die 
Entscheidung heute oder morgen getroffen wird. Ich 
werde Sie jedenfalls unmittelbar nach getroffener 
Entscheidung informieren. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Es wird ja wirklich Zeit! — 
Gegenruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]: Das ist 
eine sehr schwierige Rechtsfrage, Herr 

Hirsch! ) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage. 

Gansel (SPD): Mich interessiert natürlich, ob diese 
Entscheidung der Bundesregierung positiv oder nega-
tiv ausfallen wird, und zwar positiv in dem Sinne, daß 
die Staatsanwaltschaft endlich die Möglichkeit erhält, 
den Verdachtsmomenten wegen Bruchs des Geheim-
schutzabkommens nachzugehen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, was Sie interes-
siert, brauchen Sie alternativ gar nicht zu erfragen; 
das weiß ich seit langem. Aber wie der Minister ent-
scheidet, weiß ich nicht. Auch mich interessie rt  dies 
allerdings. Ich werde es Ihnen mitteilen, sobald ich es 
weiß. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir haben zu einem weiteren Fragenbereich etwas 
über eine Minute Zeit. Frau Dr. Segall hatte sich dazu 
zuerst gemeldet. Bitte schön. 

Frau Dr. Segall (FDP) : Herr Minister, das Bundeska-
binett hat heute auch die 17. Verordnung zum Bun-
des-Immissionsschutzgesetz verabschiedet. Mich in-
teressieren speziell die Möglichkeiten, die sich für die 
Müllverbrennung nicht nur in reinen Müllverbren- 
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nungsanlagen, sondern auch in anderen Anlagen er-
geben. Das Land Hessen ist ja eines der Länder, die 
einen Müllnotstand zu verzeichnen haben. Ich hätte 
Sie gerne gefragt, welche Veränderungen diese neue 
Verordnung bringt. Bringt sie überhaupt Veränderun-
gen? Welche bringt sie? Wie hat es sich vorher verhal-
ten? Welche Möglichkeiten bestehen heute? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Frau Abgeordnete, es 
ist richtig, daß wir heute auch die 17. Verordnung 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz verab-
schiedet haben. In dieser Verordnung werden Anfor-
derungen an Anlagen für die Verbrennung von Ab-
fällen festgelegt, zum erstenmal z. B. ein Grenzwert 
für Dioxine mit 0,1 Nanogramm. Das ist ein Zehntel 
eines Milliardstel Grammes, ein Wert, der weltweit 
von niemandem über- oder unterboten wird. 
Diese Verordnung gilt grundsätzlich überall, wo 

Abfälle verbrannt werden. Dabei haben wir zwei Teil-
bereiche. Seit der letzten Änderung des Abfallgeset-
zes in dieser Legislaturpe riode durch dieses Hohe 
Haus können Abfälle auch in solchen Anlagen ver-
brannt werden, die nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz genehmigt werden. Für die Abfallver-
brennung bedürfen diese Anlagen aber einer eigen-
ständigen Genehmigung. Durch die Änderung des 
Abfallgesetzes ist also nicht eine einzige zusätzliche 
Verbrennungsanlage automatisch genehmigt. Es 
kann eine solche Genehmigung beantragt werden, 
und dann muß sie voll und ganz den neuen Grenzwer-
ten gerecht werden, die heute in dieser Verordnung 
festgelegt worden sind. 
Ich gehe davon aus, daß auch der Bundesrat dieser 

Verordnung zustimmen wird. 

Vizepräsident Westphal: Die Abgeordnete Frau 
Hensel hat sich dazu gemeldet. Bitte schön. 

Frau Hensel (GRÜNE): Herr Minister Töpfer, mich 
interessieren vor allem die Anlagen, die bisher nicht 
für die Abfallverbrennung vorgesehen waren und in 
denen künftig Abfälle verbrannt werden können. Lie-
gen Ihnen, noch bevor Abfälle verbrannt werden, 
schon Untersuchungen über Emissionen und Immis-
sionen dieser Anlagen vor, und wie sehen die Ergeb-
nisse aus? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Frau Abgeordnete, ich 
darf noch einmal unterstreichen: Wenn in einer An-
lage, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
genehmigt ist, demnächst Abfälle verbrannt werden 
sollen, muß dies in einem neuen Genehmigungsver-
fahren für diese Anlage genehmigt werden. Das heißt, 
wir müssen dazu die Emissionsprognose und die Im-
missionsprognose haben, und es ist ein öffentliches 
Verfahren, also unter Beteiligung der Öffentlichkeit. 
Von daher gesehen kann nirgends eine zusätzliche 

Verbrennungsanlage für Abfälle ihren Bet rieb auf-
nehmen, es sei denn, wir kennen die Emissionen und 
wissen genau, daß die Grenzwerte, die jetzt — ich 
glaube, es wird von niemand bestritten, daß sie bei-
spielhaft sind — festgelegt worden sind, eingehalten 
werden. 

Ich freue mich, daß diese Regelung, die nichts mit 
der 17. BImSchV zu tun hat, über die Parteigrenzen 
hinweg auch im Bundesrat akzeptiert worden ist. Es 
ist zu unterstreichen, daß etwa auch das Land Nord-
rhein-Westfalen eine solche Änderung als notwendig 
und sinnvoll angesehen und mitgetragen hat, weil sie 
nicht zu einem Weniger, sondern zu einem Mehr an 
Umweltschutz in solchen Anlagen beiträgt. 
Ich möchte noch einmal unterstreichen: Es gibt kei-

nerlei Automatik hinsichtlich der Verbrennung von 
Abfällen in anderen Anlagen. 

Vizepräsident Westphal: Die Abgeordnete Frau 
Garbe hat dazu eine weitere Frage. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Ich hatte noch eine 
eine Zusatzfrage!) 

— Wir sind bereits an der Zeitgrenze. Ich bin schon 
großzügig. Es tut mir leid. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Minister, wie ist das 
denn nun? Wir wissen, daß in Zementwerken schon 
seit längerer Zeit PCB-haltige Abfälle verbrannt wer-
den. Haben diese Zementwerke bisher illegal gear-
beitet? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Nein, Frau Abgeord-
nete Garbe, sie haben natürlich in gar keiner Weise 
illegal gearbeitet; sie haben eine Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. 
Mit Ihrer Frage machen Sie nur deutlich, daß wir mit 

dieser Verordnung offenbar genau das erreichen, was 
von anderen und auch von Ihnen bestritten wird, näm-
lich einen deutlichen Zuwachs an Vorsorge in der 
Luftreinhaltung. Die 17. Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist ein 
entscheidender Meilenstein für eine weitere Vermin-
derung der Schadstoffbelastungen in dem gesamten 
Bereich der Luftreinhaltung, insbesondere der Di-
oxine. 
Ich kann hinzufügen, daß wir die beiden anderen 

Pfade, bei denen wir ebenfalls Dioxinprobleme sehen, 
genauso abgeschottet haben: einmal durch die, wie 
Sie wissen, PCP-Verordnung und zweitens durch die 
Verordnung über die sogenannten Scavenger, also 
die Additive im Benzin, die wir ebenfalls im Abstim-
mungsverfahren der Bundesregierung haben. Wir 
wollen nicht nur auf einem Weg vorangehen, sondern 
insgesamt. 
Ich kann Ihnen die Wirkungen konkret nennen. 

Nach Abschätzung von Professor Hagenmaier in Tü-
bingen geht von Müllverbrennungsanlagen eine Di-
oxinemission von gegenwärtig etwa 400 Gramm pro 
Jahr aus. Durch diese Verordnung wird eine Reduzie-
rung auf insgesamt 4 bis 5 g vorgenommen, also auf 
ein Hundertstel dessen, was vorher war. Wir sollten 
deutlich machen, daß dies ein wirklicher Meilenstein 
in der Weiterentwicklung der Luftreinhaltepolitik 
ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Har-
ries ist der nächste. 

Harries (CDU/CSU): Herr Minister, im Zusammen-
hang mit der beschlossenen Änderung des § 4 des 
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Abfallgesetzes wird in der Öffentlichkeit auch be-
hauptet, daß zum einen die Öffentlichkeitsbeteiligung 
eingeschränkt oder aufgehoben sei, daß die Kontrolle 
der Abfälle durch die Länder unterhöhlt und beseitigt 
sei und daß auch materiell bei der Prüfung der Geneh-
migung eine Aufweichung erfolgt sei. Wie beurteilen 
Sie das? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter, zu 
allen drei Dingen kann ich sehr nachhaltig sagen, daß 
sie nicht zutreffen. 
Erstens. Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist voll und 

ganz gewährleistet. Sie muß in einem Genehmigungs-
verfahren, also auch bei jeder Änderung des Brenn-
stoffs, durchgeführt werden. 
Zweitens. Bezüglich der Zuständigkeiten der Län-

der: Das Abfallgesetz gilt, etwa § 6, ohne jede Abstri-
che weiter. Das bedeutet, daß die Länder nach wie vor 
in der Lage sind, verbindliche Abfallentsorgungs-
pläne aufzustellen. Daß heißt, wenn sie in eine be-
stimmte Anlage keine Abfälle wie etwa Klärschlämme 
hineinlassen wollen, können sie das in ihrem Abfall

-

entsorgungsplan eindeutig fixieren. Es gibt keine Be-
scheidsnotwendigkeit in diesem Zusammenhang. 
Drittens. Es werden exakt diese weltweit schärfsten 

Emissionsgrenzwerte auch dort mit zur Grundlage ge-
macht. Um auch das deutlich zu sagen: Auf Grund 
einer Teilstrombetrachtung darf auch nur der entspre-
chende Teil des sonst gültigen Grenzwertes erreicht 
werden. Das heißt, wenn ein Abfall etwa nur 25 % der 
zu verbrennenden Menge ausmacht, darf auch nur ein 
Viertel von 0,1 Nanogramm erreicht werden. 
Ich glaube, man kann bei allen drei Punkten fest-

halten, daß sie eine drastische Verschärfung im Be-
reich der Luftreinhaltung darstellen. Wir sind lange 
dafür unter dem Gesichtspunkt kritisiert worden, daß 
man einen solchen harten Grenzwert möglicherweise 
technisch überhaupt nicht einhalten könne oder daß 
die Mengen so gering seien, daß sie meßtechnisch 
nicht mehr nachweisbar seien. Alle diese Dinge sind 
abgearbeitet und jetzt positiv beantwortbar. Ich 
glaube — um es noch einmal festzuhalten — , diese 
Besorgnisse sind gänzlich unbegründet. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich konnte mit der Zeit so großzügig sein — die trotz-
dem nicht ausgereicht hat, um allen die Fragemög-
lichkeit zu geben — , weil es für die Fragestunde eine 
ganze Reihe von Fragen gibt, die schriftlich beantwor-
tet werden sollen, und wir deshalb ein bißchen Zeit 
gewonnen haben. Die für die Befragung der Bundes-
regierung vorgesehene Zeit ist nämlich längst abge-
laufen. Ich beende die Befragung. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/6944 — 

Die  einzige zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr vorliegende Frage, die Frage 1 des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg), soll schrift-
lich beantwortet werden. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Das gleiche gilt für die Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau. Die Fragen 2 und 3 des Abge-
ordneten von Schmude werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Auch für die Frage aus dem Geschäftsbereich des 

Bundesministers der Finanzen gilt dies, weil die 
Frage 4 des Abgeordneten Stiegler schriftlich beant-
wortet werden soll. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Hier ist es so, daß die Fragen 5 und 6 des Abgeordne-
ten Dr. Rose, 7 und 8 der Abgeordneten Frau Flinner 
sowie 9 und 10 des Abgeodneten Kreuzeder deshalb 
nicht mündlich beantwortet werden, weil auf Grund 
von Nr. 2 Abs. 2 unserer Richtlinien schriftliche Be-
antwortung vorgesehen ist. Wir haben nämlich etwas 
auf der Tagesordnung, was zu diesem Themenbereich 
gehört. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Frage 13 des Abgeordneten Austermann soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Nun kommen wir zu dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit. Herr Staatssekretär Chory steht uns zu Be-
antwortung zur Verfügung. 

Die Abgeordnete Frau Ganseforth bittet, ihre Fra-
gen 14 und 15 schriftlich zu beantworten. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 16 des Abgeordneten Kastning 
auf: 

Warum wird die sogenannte Dritte-Söhne-Regelung gemäß 
§ 12 Abs. 4 Satz 1 Wehrpflichtgesetz und die damit neuerdings 
verbundene Möglichkeit, auf Antrag vorzeitig aus dem Grund-
wehrdienst entlassen zu werden, nicht auf Ersatzdienstleistende 
angewendet? 

Bitte. 

Chory, Staatssekretär im Bundesministerium für Ju-
gend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr Abge-
ordneter, die Regelung, daß, um die Belastungen be-
sonders für kinderreiche Familien zu mindern, dritte 
und weitere Söhne einer Familie auf Antrag nicht zur 
Ableistung des Zivildienstes bzw. des Wehrdienstes 
einberufen werden, wenn zwei Söhne bereits vollen 
Grundwehr- oder Zivildienst geleistet haben, ist in 
vollem Umfang für Zivildienstpflichtige übernommen 
worden. 
Freiwillige, die sich für zehn Jahre als Helfer im 

Zivilschutz oder Katastrophenschutz verpflichtet ha-
ben, werden bei der Drei-Söhne-Regelung nicht be-
rücksichtigt. Der Dienst als Helfer im Zivil- oder Kata-
strophenschutz ist keine Erfüllung der Wehrpflicht 
und bedeutet im Verhältnis zum Grundwehr- oder 
Zivildienst keine vergleichbare Belastung der Fami-
lie. Der in der Regel am Wochenende zu leistende 
Dienst beeinträchtigt weder die Ausbildung noch die 
berufliche Entwicklung des Freiwilligen. 
Allerdings haben nach einem Rundschreiben des 

Bundesministers des Innern vom 15. März 1990 frei-
willige Helfer, die sich zur Zeit der Aufhebung der 
Drei-Söhne-Regelung, also von August 1988 bis De- 
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zember 1989, zum zehnjährigen Dienst im Zivil- und 
Katastrophenschutz verpflichtet haben, aus Billig-
keitsgründen die Möglichkeit, diese Verpflichtung 
auf Grund der Wiedereinführung der Drei-Söhne-Re-
gelung aufzulösen, wenn zwei Söhne bereits vollen 
Grundwehr- oder Zivildienst geleistet haben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Kast-
ning zu einer Zusatzfrage, bitte schön. 

Kastning (SPD) : Herr Staatssekretär, muß man nicht 
davon ausgehen, daß, auch wenn es eine freiwillige 
Verpflichtung ist, dieses materiell mit einer Art Ersatz-
dienst gleichzusetzen ist — ich benutze den Beg riff 
bewußt — , weil eben nicht gleichzeitig oder im nach-
hinein Wehrdienst geleistet werden muß? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich habe 
versucht, den hinter der Regelung stehenden Grund 
darzulegen: Die Belastung vor allem kinderreicher 
Familien soll in Grenzen gehalten werden. Diese Be-
lastung ist sicher gegeben, wenn bereits zwei Söhne 
Wehr- oder Zivildienst geleistet haben, die Zeit über 
also in vollem Umfang in Anspruch genommen wur-
den. Das ist aber nicht in gleicher Weise gegeben, 
wenn sich einer dieser Söhne bereitfindet, sich für 
10 Jahre zum Zivil- und Katastrophenschutz zu ver-
pflichten. Dies ist eine Regelung, die übrigens auch 
der Sicherstellung des Zivil- und Katastrophenschut-
zes dient, die also auch mit Blick darauf getroffen wor-
den ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kastning, bitte schön. 

Kastning (SPD) : Daß ich mit dieser Antwort nicht 
zufrieden bin, können Sie sich denken. Außerdem ist 
mir aus der Praxis bekannt, daß dieser Dienst nicht nur 
an Wochenenden geleistet wird, sondern regelmäßig 
auch an Wochentagsabenden. 
Ich frage aber in bezug auf das Rundschreiben vom 

März dieses Jahres: Was heißt Billigkeitsgründe? Muß 
jemand, der befreit werden will, Gründe bestimmter 
Qualität anführen oder genügt die Äußerung des 
Wunsches, aus diesem Dienst vorzeitig entlassen zu 
werden? 

Chory, Staatssekretär: Der Beg riff Billigkeitsgründe 
bezieht sich darauf, daß diejenigen Söhne, die sich in 
der Zeit verpflichtet haben, in der die Drei-Söhne-
Regelung nicht galt, die Möglicheit haben, ihre Ver-
pflichtung für den Zivil- und Katastrophenschutz auf-
zuheben, weil sie diese Verpflichtung unter einer Vor-
aussetzung, die nicht mehr gilt, übernommen haben. 
Söhne, die sich in diesem Zeitraum verpflichtet haben, 
können ihre Verpflichtung also auflösen, wenn zwei 
Brüder Zivil- oder Wehrdienst geleistet haben. Es 
müssen sozusagen keine zusätzlichen Billigkeits-
gründe hinzukommen. Die Regelung ist vielmehr aus 
Billigkeitsgründen so getroffen worden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 17 des 
Abgeordneten Kastning auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, Ersatzdienstlei-
stende künftig in die Dritte-Söhne-Regelung einzubeziehen, da 
ihr Dienst — wenngleich auch durch freiwillige eigene Ent-
scheidung — „Ersatz"-Dienst anstelle des Wehrdienstes ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, wie be-
reits in der Antwort auf die vorherige Frage dargelegt, 
gilt die Drei-Söhne-Regelung auch für Zivildienst-
pflichtige. Die Bundesregierung sieht aus den ge-
nannten Gründen keine Möglichkeit, Freiwillige, die 
sich für zehn Jahre als Helfer im Zivil- oder Katastro-
phenschutz verpflichtet haben, bei dieser Regelung 
zu berücksichtigen. Entscheidend ist, daß dieser 
Dienst keine dem Grundwehr- oder Zivildienst ver-
gleichbare Belastung für die Familie bedeutet, wie ich 
soeben schon dargelegt habe. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kastning, eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Kastning (SPD): Abgesehen davon, daß ich glaube, 
daß ein Widerspruch zwischen den Antworten zu den 
Fragen 16 und 17 besteht, die Sie eben gegeben ha-
ben, frage ich: Ist die Bundesregierung in der Lage, 
sicherzustellen, daß bei einer nachträglichen Befrei-
ung von der zehnjährigen Verpflichtung aus Billig-
keitsgründen die örtlichen Behörden gleich entschei-
den? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, durch 
ein Rundschreiben des Bundesinnenministers an die 
Behörden in den Ländern soll das gewährleistet wer-
den und wird gewährleistet. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zustzfrage. 

Kastning (SPD): Auf Grund konkreter Fälle be-
zweifle ich das. 
Jetzt frage ich noch etwas anderes — ich weiß nicht, 

ob die Pflicht zur Antwort besteht, Herr Präsident, 
aber ich stelle die Frage einmal — : Ist die Bundesre-
gierung bereit, darüber nachzudenken — falls es zu 
Wehrdienstverkürzungen in Zukunft kommt — , auch 
die Dauer der freiwilligen Verpflichtung zum Kata-
strophendienst zu verkürzen? 

Vizepräsident Westphal: Dieser Zusammenhang ist 
herbeigesucht, würde ich sagen. Aber wenn der 
Staatssekretär antworten will, bitte schön. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, diese 
Frage ist noch nicht geprüft worden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Opel 
möchte eine Zusatzfrage stellen. Bitte. 

Opel (SPD): Herr Staatssekretär, wenn beispiels-
weise drei Söhne wehrdienstpflichtig sind und der 
erste Sohn eine freiwillige Verpflichtigung, wie Sie es 
formuliert haben, für den Katastrophendienst auf zehn 
Jahre eingeht, ist es dann auch dem dritten Sohn nach 
der Dritte-Söhne-Regelung möglich, seinen Wehr-
dienst nicht anzutreten? 

Chory, Staatssekretär: Nein. Voraussetzung ist, daß 
zwei Söhne Grundwehr- oder Zivildienst geleistet 
haben. In diesem Sinne gilt die Übernahme der Ver-
pflichtung im Zivil- und Katastrophenschutz nicht wie 
der Grundwehr- oder Zivildienst. Ich hatte vorhin dar-
gelegt: Die Belastung für die Familie ist dann eben 
nicht in der gleichen Weise gegeben. 



16112 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 206. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. Ap ril 1990 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 18 des 
Abgeordneten Bindig auf, die noch zum gleichen The-
menbereich gehört: 

Kann die sogenannte Dritte-Söhne-Regelung bei der Heran-
ziehung zum Wehr- bzw. Zivildienst auch dann angewandt wer-
den, wenn einer der Anzurechnenden einen sogenannten ande-
ren Dienst im Ausland nach § 14 b Zivildienstgesetz leistet, und, 
wenn nein, wie wird eine solche Einschränkung gerechtfertigt, 
da ein solcher Dienstleistender (§ 14 b ZDG) in vielen anderen 
Fä llen (Hochschulrahmengesetz, Einkommensteuergesetz, Kin-
dergeldgesetz) wie ein normaler Zivildienstleistender behandelt 
wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich be-
antworte Ihre Frage mit Ja. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Bindig. 

Bindig (SPD) : Kann ich mich dann auf Ihr Ergebnis 
berufen, an das Bundesamt für Zivildienst in einem 
konkreten Fall wenden und sagen, daß hier die Drei-
Söhne-Regelung auch greifen kann? 

Chory, Staatssekretär: Ja. Das Bundesamt für den 
Zivildienst ist aber auch darüber informiert. Die Rege-
lung der Gleichstellung ist meines Wissens im März 
getroffen worden. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine weitere Frage? 
— Bitte schön, Herr Bindig! 

Bindig (SPD): Mehr die Information, daß die Ableh-
nung des entsprechenden Falles erst vor vierzehn Ta-
gen erfolgt ist! Aber ich werde mich dann darauf beru-
fen. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
schalte mich auch gern ein, wenn da ein Fall falsch 
gelaufen ist. 

Vizepräsident Westphal: Dann kommen wir zur 
Frage 19 des Abgeordneten Dreßler: 

Teilt die Bundesregierung die vom Parlamentarischen Staats-
sekretär Vogt in seiner Rede zum Rentenanpassungsgesetz 1990 
am 28. März 1990 vertretene Auffassung, im Gegensatz zur So-
zialhilfe in der Bundesrepublik Deutschland sei eher der Sozial-
fürsorgesatz von 290 M in der DDR als Armut zu bezeichnen, 
obwohl zum gegebenen Zeitpunkt unter Berücksichtigung des 
hochsubventionierten Preisniveaus in der Grundversorgung mit 
dem Sozialfürsorgesatz in der DDR ein relativ höherer Lebens-
standard gewährleistet ist als mit dem Sozialhilferegelsatz von 
425 DM in der Bundesrepublik Deutschland und den hiesigen 
Preisen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ein Ver-
gleich zwischen den Regelsätzen nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz und nach der Sozialfürsorgeverord-
nung der DDR zeigt folgendes Bild: Regelsatz für ei-
nen Alleinstehenden in der Bundesrepublik Deutsch-
land 425 DM, in der DDR 300 Mark; Regelsatz für ein 
Ehepaar in der Bundesrepublik Deutschland 765 DM, 
in der DDR 500 Mark; durchschnittliche Regelsätze 
für ein Ehepaar mit zwei Kindern in der Bundesrepu-
blik Deutschland 1 360 DM, in der DDR 620 Mark zu-
züglich Kindergeld 860 bis 900 Mark. 
Der Abstand zwischen der Kaufkraft der genannten 

Beträge dürfte zwar geringer sein, als die Zahlen aus-
weisen, zu berücksichtigen ist aber auch, daß in dem 
Regelsatz nach dem BSHG der Anteil für die Ernäh

-

rung, die in der DDR besonders hoch subventioniert 
ist, unter 50 % liegt. 
Zur Bewertung von Lebensverhältnissen gehören 

im übrigen die Qualität öffentlicher Einrichtungen 
und Dienste, Einkaufsmöglichkeiten, Wohnqualität 
und vieles andere mehr. Die Verhältnisse in der Bun-
desrepublik Deutschland und in der DDR sind für den 
in der Frage angestellten Zahlenvergleich zu unter-
schiedlich. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dreßler, Zusatz-
frage. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, meine Frage 
legte eine Aussage eines Ihrer Kollegen hier im Deut-
schen Bundestag zugrunde. Darauf sind Sie jetzt nicht 
eingegangen. Deshalb frage ich Sie noch einmal, ob 
die hier im Deutschen Bundestag von einem Ihrer Kol-
legen vertretene Auffassung, die faktisch bedeutete, 
in der DDR gebe es Armut, in der Bundesrepublik 
nicht, von der Bundesregierung so geteilt wird. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich habe 
die Aussage des Kollegen Vogt nicht so verstanden, 
als ob es dort Armut gäbe und hier nicht. Ich glaube, 
daß der Hinweis auf die 290 Mark — inzwischen ist 
der Satz auf 300 Mark erhöht — als Regelsatz für ei-
nen Haushaltsvorstand vor dem Hintergrund auch der 
Kriterien zu sehen ist, die für die Bewertung von Le-
bensverhältnissen maßgebend sind; ich habe solche 
eben genannt. 
Die Gesamtlebenslage in der DDR — und das gilt 

auch für Sozialfürsorgeempfänger dort — ist sicher 
schlechter als bei uns. In diesem Sinne habe ich die 
Aussage von Herrn Vogt, 290 Mark bedeuten Armut, 
nach dem Zusammenhang der Ausführungen ver-
standen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dreßler, zweite Zu-
satzfrage! 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, wie bewerten 
Sie unter Berücksichtigung Ihrer gerade gegebenen 
Antwort denn dann die im Armutsbericht des Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes vertretene 
Auffassung, in der Mitte der Gesellschaft — also unse-
rer Gesellschaft in der Bundesrepublik — bestehe 
eine immer stärker werdende Tendenz, Armut zu ver-
drängen? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich will 
darauf gern antworten. Es ist nur die nächste Frage 
des Herrn Abgeordneten Jaunich. 

Vizepräsident Westphal: Er ist aber nicht da, und 
Sie müssen diese Frage schriftlich beantworten. Es ist 
auch erlaubt, so zu fragen. 

Chory, Staatssekretär: Gut, ich will die Frage selbst-
verständlich gern beantworten. Diese Auffassung 
wird von der Bundesregierung nicht geteilt. Ihr wider-
spricht vor allem der hohe Rang, den die soziale Si-
cherheit für alle Bevölkerungsschichten und Alters- 
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gruppen im Bewußtsein aller gesellschaftlicher Grup-
pen in der Bundesrepublik Deutschland einnimmt. 

(Dreßler [SPD]: Das ist ja ein starkes Stück! — 
Zuruf von der SPD: Keine Ahnung!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Heyenn möchte dazu eine Zusatzfrage stellen. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, die oberdeut-
sche Provinz der Karmeliter — ein Orden also — aus 
Bamberg hat uns als SPD im März dieses Jahres ge-
schrieben: 

Eine neue soziale Armut ist entstanden, von der 
nicht wenige alte Menschen — unsere Klöster er-
hielten sogar schon Lebensmittelanfragen von 
Rentnern —, aber auch Arbeitslose, Sozialhil-
feempfänger, Ausländer und andere Gruppen 
betroffen sind. Das Wirtschaftswachstum wird 
einseitig gepriesen, und es entsteht der Eindruck, 
daß die Reichen immer reicher, die Armen immer 
ärmer werden. 

Vor dem Hintergrund solcher Aussagen, deren es 
viele in dieser Republik gibt, müßten Sie doch eigent-
lich bereit sein — das frage ich Sie —, Ihre Aussage zu 
überdenken. Welche Anstrengungen sind Sie im übri-
gen bereit zu unternehmen, um die Armutssituation 
in der Bundesrepublik entscheidend zu bekämp-
fen? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter! Nie-
mand bestreitet — die Bundesregierung selbstver-
ständlich auch nicht — , daß es auch in der Bundesre-
publik Armut gibt. Die Bundesregierung hat in den 
vergangenen Jahren sehr viel getan, um mit sozial-
politischen Leistungen die Lebenslage solcher Men-
schen entscheidend zu verbessern, 

(Zuruf von der SPD: Abgebaut habt ihr die 
Sozialleistungen!) 

die ein geringes Einkommen haben. Ich kann hier das 
Wohngeld, das Kindergeld und selbst die Steuerre-
form nennen, die dazu geführt hat, daß etwa 500 000 
Bezieher niedriger Einkommen keine Steuern mehr 
bezahlen. 

(Heyenn [SPD]: Und warum steigt die Sozial-
hilfe weiter?) 

— Herr Abgeordneter, ein wichtiger Grund dafür, daß 
die Ausgaben der Sozialhilfe steigen, ist auch der 
hohe Ausländeranteil, der seinerseits wiederum da-
mit zusammenhängt, 

(Lachen der Abg. Frau Schmidt [Nürnberg] 
[SPD]) 

daß sehr viele Asylbewerber aus wirtschaftlichen 
Gründen in die Bundesrepublik Deutschland kom-
men. Von den 1,6 Millionen Empfängern laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt, die es Ende 1988 gab, 
waren 350 000 Ausländer. Der Anteil betrug 21,5 %, 
während der Ausländeranteil an der Bevölkerung bei 
7,5 % lag. Das ist ein wesentlicher Grund für das An-
steigen der Sozialhilfe in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
stellt der Abgeordnete Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, ab welchem 
Einkommen beginnt denn nach Auffassung der Bun-
desregierung die Armutsgrenze? Oder andersherum 
gefragt: Wieviel braucht nach Auffassung der Bun-
desregierung ein Mensch in der Bundesrepublik, um 
ein einigermaßen menschenwürdiges Leben gestal-
ten zu können? 
Und ich frage zusätzlich, ob Sie die Auffassung des 

Bundesvorsitzenden der Christlich Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft, Herrn Fink, in seinem Buch 
„Kultur des Helfens" teilen, in dem er schreibt, daß es 
harte Tendenzen zu einer Zweidrittelgesellschaft in 
der Bundesrepublik Deutschland in dem Sinne gibt, 
daß zwei Drittel der Menschen einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen können und ein Drittel im Armutsbereich 
lebt? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
kenne das Buch von Herrn Fink nicht 

(Schreiner [SPD]: Ich schenke es Ihnen!) 
— vielen Dank! — , aber ich könnte diese Auffassung 
nicht teilen. 
Was die Frage bet rifft, ab wann Armut beginnt, so 

muß ich darauf hinweisen, daß dieses Problem meines 
Erachtens nicht lösbar ist, da es keinen allgemeingül-
tigen Armutsbegriff gibt. Armut kann verschiedene 
Gründe haben und kann in verschiedenen Lebens-
situationen bestehen, zum Beispiel Obdachlosigkeit 
und dergleichen. Nicht geeignet ist jedenfalls nach 
Meinung dieser Bundesregierung und — wie ich hin-
zufüge — aller früheren Bundesregierungen die So-
zialhilfeschwelle als Meßlatte für Armut. Die Sozial-
hilfe soll ja gerade den sozialkulturellen Mindestbe-
darf sichern. 

(Schreiner [SPD]: Das ist eher sozialkriminell 
als sozialkulturell!) 

Nähme man diese als Meßlatte, würde man zu dem 
absurden Ergebnis kommen, daß jede Verbesserung 
der Sozialhilfe oder jede Nichtanrechnungsregelung, 
wie wir sie z. B. beim Erziehungsgeld haben, den 
Umfang der Armut erweitern würde. 

Vizepräsident Westphal: Frau Schmidt (Nürnberg) 
hat eine Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär! Ich gehe davon aus, daß sich das zuständige Mini-
sterium mit dem Armutsbericht des Deutschen Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes befaßt hat und daß es 
dazu Stellung nehmen kann. Ich frage Sie deshalb, ob 
Sie die Auffassung des Deutschen Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes teilen, daß 6 Millionen Menschen in 
der Bundesrepublik Deutschland unterhalb der Ar-
mutsschwelle leben, und welche Maßnahmen Sie er-
griffen haben und zu ergreifen gedenken, um diese 
skandalöse Zahl zu reduzieren, und wie Sie es beur-
teilen, daß die Zahl der Menschen, die in der Bundes-
republik in Armut leben — einschließlich der Sozial-
hilfeempfänger — , in den letzten Jahren dramatisch 
gestiegen ist. 

Chory, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, die Bun-
desregierung teilt die von Ihnen zitierte Auffassung in 
dem Armutsbericht des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes nicht. Ich habe bereits einige Zahlen in dem 
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Zusammenhang genannt. Auch wenn ich daran fest-
halte, daß die Sozialhilfeschwelle nicht mit dem Be-
griff der Armut gleichzusetzen ist, möchte ich noch 
einmal erwähnen, daß die Zahl derjenigen, die lau-
fend Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen, bei 1,6 Mil-
lionen liegt. Hierbei ist hinzuzufügen, daß viele von 
ihnen nur ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt er-
halten. Bei denjenigen, die Hilfe in besonderen Le-
benslagen bekommen, ist nicht allgemeine wirtschaft-
liche Not der Auslöser für die Sozialhilfe, sondern der 
Umstand, daß sie in einer besonderen Lebenslage 
— z. B. Krankheit, Behinderung oder Pflegebedürftig-
keit — sind. Damit diese Personen diese erhöhten Be-
lastungen nicht tragen müssen, greift die Sozialhilfe, 
wie Sie wissen, ein, auch wenn das Einkommen unter 
Umständen erheblich über den Beträgen liegt, die die 
Hilfe zum Lebensunterhalt auslösen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Weiler hat die näch-
ste Zusatzfrage. 

Frau Weiler (SPD): Habe ich eine oder zwei Fra-
gen? 

Vizepräsident Westphal: Eine. 

Frau Weiler (SPD): Gut — Sie haben eben gesagt, 
die Bundesregierung hätte mehrere Maßnahmen zum 
Abbau der Armut ergriffen. Unter anderem haben Sie 
auch die Steuerreform angeführt. Ist Ihnen eigentlich 
klar, daß Sie sehr leicht eine der wichtigsten Verän-
derungen hätten machen können, indem Sie die so-
zialversicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisse 
aufgehoben hätten? 

Chory, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich weiß 
nicht, ob das wirklich ein probates Mittel für diesen 
Zweck wäre. Ich kenne natürlich sehr wohl die Pro-
blematik der sozialversicherungsfreien Beschäfti-
gungsverhältnisse. Auf der anderen Seite gibt es aber 
auch einen erheblichen Bedarf für solche kurzfristigen 
Tätigkeiten. Dies gilt nicht immer nur bei denjenigen, 
die alleine auf dieses Geld angewiesen sind. In dem 
Zusammenhang sehe ich — in bezug auf die Armut — 
weniger Probleme. Probleme können sich in diesem 
Zusammenhang insoweit ergeben, als dann keine So-
zialversicherungsbeiträge gezahlt werden. Ich 
möchte auf die Regelung im Steuerrecht hinweisen, 
nach der die Anerkennung der Aufwendungen für die 
Beschäftigung von Helfern im Haushalt — wenn zwei 
Kinder oder ein Pflegebedürftiger da sind — daran ge-
koppelt ist, daß es sich um ein sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis handelt. Das ist eine 
Maßnahme in der Richtung, die Sie hier angesprochen 
haben. 

(Frau Weiler [SPD]: Was sich Arbeiter aber 
nicht erlauben können!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Opel hat noch eine 
Zusatzfrage. 

Opel (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben einer-
seits betont, daß sich die Bundesregierung mit dem 
Armutsbegriff beschäftigt habe. Zum anderen haben 
Sie gesagt, Sie könnten die Zahlen des Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes nicht bestätigen. 
Sie haben weiterhin auch gesagt, daß es nach Mei

-

nung der Bundesregierung in der Bundesrepublik Ar-
mut gebe. Wenn dies alles zutrifft, müßten Sie ja eine 
Abschätzung geben können, wie hoch nach Meinung 
der Bundesregierung die Armut in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist; d. h. wieviele Menschen davon 
betroffen sind, ob das nun zwei oder zehn Millionen 
sind. Ich würde gerne von Ihnen die Zahl derer hören, 
die nach Ihrer Auffassung unter der Armutsgrenze in 
der Bundesrepublik Deutschland leben. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich habe 
schon gesagt, eine solche Zahl würde eine Definition 
des Begriffes Armut voraussetzen. Es gibt, nach Mei-
nung der Bundesregierung — das hat sie auch einge-
hend in der Antwort auf eine Große Anfrage darge-
legt — keinen allgemeingültigen Begriff der Armut, 
sondern es gibt bestimmte Erscheinungsformen der 
Armut. Wenn es aber keinen allgemeingültigen Be-
griff der Armut gibt, dann gibt es auch keine Möglich-
keit, hier absolute Zahlen zu nennen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Reimann hat die 
letzte Zusatzfrage. 

(Zuruf aus der SPD: Er verzichtet!) 
Meine Damen und Herren, wir haben — ausgehend 

von einer Frage, die einen Vergleich zwischen zwei 
Systemen in sich hatte — nun diesen ganzen Teil 
schon behandelt, der eigentlich bei den Fragen des 
Abgeordneten Heyenn zu diskutieren ist. Ich hoffe auf 
Ihre Bereitschaft, da nicht noch einmal eine solche 
Vielzahl von Fragen anzuschließen. 
Die Fragen 20 und 21 des Abgeordneten Jaunich 

werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe nun die Frage 22 des Abgeordneten Hey-

enn auf: 
Beabsichtigt die Bundesregierung, Schritte zu einer entspre-

chenden Armutsberichterstattung in der Bundesrepublik 
Deutschland einzuleiten, wie sie seit langem nicht nur von den 
USA und Großbritannien, sondern inzwischen auch in Frank-
reich und in der Schweiz vorgenommen wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, die Bun-
desregierung beabsichtigt dies nicht. Sie hält eine 
Armutsberichterstattung schon deshalb für wenig 
zweckmäßig, weil der Begiff „Armut" nicht allge-
meingültig definiert werden kann. Über die Entwick-
lung der sozialen Verhältnisse, insbesondere über die 
Auswirkungen der sozialpolitischen Maßnahmen, un-
terrichten im übrigen Berichte wie Rentenanpas-
sungsberichte, Wohn- und Mietenberichte, Sozialbe-
richte. Darauf ist bereits in der Antwort auf die Große 
Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN zu „Armut und 
Sozialhilfe in der Bundesrepublik Deutschland" vom 
August 1986 hingewiesen worden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, Sie kritisieren 
den Armutsbericht des Deutschen Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands. Wäre es dann nicht doch überlegens-
wert, auch wenn man sich über die Definition von 
Armut im Lauf eines solchen Prozesses noch unterhal-
ten müßte, einen Armutsbericht anzustreben, schon 
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um andere Berichte zu diesem Thema an den Aussa-
gen, die vielleicht teilweise auf Berichten des Statisti-
schen Bundesamtes basieren, messen zu können; und 
wäre ein solcher Bericht nicht auch Grundlage für 
eine Bekämpfung der sozialen Not in unserem Land, 
die ausweislich der steigenden Ausgaben für Sozial-
hilfe noch immer im Wachsen beg riffen ist? 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, daß z. B. durch die von mir soeben als Bei-
spiele genannten Berichte bestimmte Lebenslagen 
viel intensiver erforscht werden können, auch derjeni-
gen, die in schlechteren Verhältnissen leben. Wenn es 
etwa um die Wohnlage oder um die Situation der 
Rentner geht, ist es, denke ich, hilfreicher, wenn der 
jeweilige Bereich sowohl im Hinblick auf die Situation 
als auch vor allem im Hinblick auf die getroffenen 
oder zu treffenden Maßnahmen untersucht wird, als 
wenn man hier einen allgemeinen Bericht machen 
würde, der schon daran scheitert, daß man sich bei der 
Definitionsfrage aufhält und das dann zu Diskussio-
nen führt, die in der Sache, meine ich, wenig weiter-
helfen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage. 

Heyenn (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn ich Ihnen 
sage, daß alle von Ihnen genannten Berichte, z. B. der 
Rentenanpassungsbericht, nur Teilaspekte enthalten, 
die auf die Gesamtsituation der betroffenen Men-
schen überhaupt nicht eingehen, wären Sie dann be-
reit, Ihre Aussage noch einmal zu überdenken; und 
was könnte Ihres Erachtens für Länder wie die USA, 
Großbritannien, Frankreich und die Schweiz der 
Grund sein, solche Armutsberichte in regelmäßigen 
Abständen vorzulegen? 

Chory, Staatssekretär: Um mit dem letzten anzufan-
gen: Die Gründe dafür, warum die von Ihnen genann-
ten Länder jeweils Armutsberichte vorlegen, kenne 
ich im einzelnen nicht. 

(Heyenn [SPD]: Da kann man nachfragen!) 
Ich möchte aber in dem Zusammenhang z. B. darauf 
hinweisen, daß wir in den USA, ein ganz anderes 
System der sozialen Sicherheit haben, das viel mehr 
zersplittert ist, und daß auch in Frankreich sehr an-
dere Regelungen gelten, wenn ich etwa an den Be-
reich der Sozialhilfe denke. 
Aber den ersten Punkt, den Sie genannt haben, 

könnte ich eigentlich nicht bestätigen, weil doch in 
den Berichten — in den Wohn- und Mietenberichten 
und auch im Rentenanpassungsbericht — sehr wohl 
etwas darüber gesagt wird, wie die Situation der Men-
schen ist. Und wo das nicht geschieht oder wo das 
ergänzungsbedürftig ist, gibt es immer wieder ergän-
zende Forschungen, die es z. B. auch zur Kumulation 
von Renten mit anderen Einkunftsarten gegeben hat, 
oder auch Berichte, die vor einigen Jahren von unse-
rem Ministerium z. B. zu Armut und Obdachlosigkeit 
in Auftrag gegeben wurden, also Berichte auf Grund 
von Forschungsaufträgen. 

Vizepräsident Westphal: Mein Versuch der Ein-
dämmung ist jetzt schon gescheitert. Aber Sie sind 

sicher mit mir einverstanden, wenn ich den vier Kol-
legen, die sich zu Zusatzfragen zu Wort gemeldet ha-
ben, das Wort erteile und die Zusatzfragen darauf 
beschränke. Die erste Zusatzfrage stellt Frau 
Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, Sie haben jetzt und auch auf die vorhergegange-
nen Fragen laufend gesagt, es gebe keine Definition 
von Armut. Vielleicht ist Ihnen bekannt, daß die Ver-
einten Nationen auch für Industriestaaten eine Defini-
tion des Armutsbegriffs haben. Es würde mich inter-
essieren, ob nicht vor dem Hintergrund, daß es in 
anderen westlichen Ländern offensichtlich möglich 
ist, den Begriff der Armut zu definieren, die Bundes-
regierung bereit ist, sich noch einmal mit diesem 
Thema auseinanderzusetzen, und ob es Sie in diesem 
Zusammenhang nicht zum Nachdenken bringt, daß 
wir in den letzten Jahren einen dramatischen Anstieg 
der Zahl von Sozialhilfeempfängern, die Sie ja hof-
fentlich nicht als reich bezeichnen werden, haben, 
und daß es doch wichtig wäre, auf die Gründe zu kom-
men, und uns ein Armutsbericht dabei helfen 
könnte. 

Chory, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, mit der 
Frage, ob es sinnvoll ist, eine Armutsberichterstattung 
zu machen oder nicht, hat sich die Bundesregierung 
schon sehr eingehend beschäftigt. Sie hat dazu auch 
in der von mir bereits zitierten Antwort auf eine Große 
Anfrage Stellung genommen. Gegenüber dem dama-
ligen Stand hat sich in der Bewertung dieser Frage 
nichts geändert. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dreß-
ler ist als nächster dran. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, könnte es sein, 
daß Ihre beharrliche Weigerung, die Sie für die Bun-
desregierung hier zum Ausdruck bringen, sich mit 
einem Armutsbericht nicht auseinanderzusetzen, 
daran liegt, daß die Erfahrungen der Sozialverbände 
der Bundesrepublik — der Deutsche Paritätische 
Wohlfahrtsverband besteht ja, wie Sie wissen, nicht 
nur aus einem Verband, sondern aus vielen Verbän-
den, die diese Dinge vor Ort regeln — anders sind, als 
die Bundesregierung sie wahrhaben will? Könnte es 
sein, daß dies hinter Ihrer beharrlichen Weigerung 
steckt, einen Armutsbericht vorzulegen und damit in 
dieser Gesellschaft zu sensibilisieren? 

Chory, Staatssekretär: Nein. Die Tatsache, daß man 
über einen bestimmten Komplex keinen umfassenden 
Bericht machen will, sich aber wohl, wie ich hier an 
mehreren Punkten darlegen konnte, mit Aspekten 
dieses Bereichs beschäftigt, kann nicht den Schluß 
herbeiführen, daß man die Existenz dieses Themas 
leugnet. Das habe ich nicht getan, und das tut die 
Bundesregierung auch nicht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Opel 
hat die nächste Zusatzfrage. 

Opel (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben einer-
seits eingeräumt, daß es in der Bundesrepublik Armut 
gebe. Zum anderen haben Sie gesagt, das könne man 
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nicht definieren. Ich sehe darin einen logischen Wi-
derspruch. 
Und wenn Sie, Herr Staatssekretär, sagen, weil die 

Definition von Armut nicht möglich sei, könne man 
auch keinen Armutsbericht machen: Läßt dies den 
Schluß zu, Herr Staatssekretär, daß der Armutsbericht 
der vier genannten Länder, insbesondere der 
Schweiz, die ein ähnliches Sozialsystem wie die Bun-
desrepublik Deutschland hat, unse riös ist? 

Chory, Staatssekretär: Ich maße mir kein Urteil über 
die Berichte an, die in den anderen Ländern erstattet 
worden sind. 
Ich möchte nur, Herr Abgeordneter, meinerseits Sie 

vielleicht noch einmal dafür sensibilisieren: Man kann 
sich mit einem Thema, das sehr unterschiedliche 
Aspekte hat — und das ist eigentlich die Position der 
Bundesregierung — , vielleicht besser beschäftigen, 
wenn man diese unterschiedlichen Aspekte jeweils 
für sich betrachtet. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Schreiner ist der 
letzte mit einer Zusatzfrage zu der Ausgangsfrage des 
Abgeordneten Heyenn. 

Schreiner (SPD) : Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
soeben erneut gesagt haben, es gebe zwar bestimmte 
Erscheinungsformen, aber keine Definition von Ar-
mut, frage ich Sie, wie Sie denn ganz persönlich und 
als Mitglied der Bundesregierung bestimmte Erschei-
nungsformen des Lebens als Armut begreifen wollen, 
ohne eine Definition von Armut zu haben. 
Und ich frage Sie zudem, ob die Bundesregierung 

nicht möglicherweise den ehemaligen Generalsekre-
tär der CDU, Herrn Geißler, als Ratgeber für Defini-
tionsfragen in Anspruch nehmen könnte, da Herr 
Geißler die neue Armut bereits in den 70er Jahren 
entdeckt hat. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
kenne den damaligen Bericht von Herrn Geißler. Er 
hat sich an der Sozialhilfeschwelle orientiert; die Bun-
desregierung — das habe ich soeben gesagt, und 
darin stimmt sie mit früheren Bundesregierungen 
überein — tut das nicht. 
Ich bin natürlich in der Lage, den Begriff „Armut" 

für mich im Einzelfall anzuwenden. Auch wenn ich 
keine allgemeingültige Definition habe, würde ich 
beispielsweise einen Fall von Obdachlosigkeit sehr 
wohl darunter fassen. Ich würde übrigens auch Men-
schen darunter fassen, deren Situation nicht oder viel-
leicht nicht einmal in erster Linie von Dingen aus dem 
wirtschaftlichen Bereich gekennzeichnet ist, und na-
türlich diejenigen, die über keine Mittel verfügen, erst 
recht. Aber es gibt auch arme Menschen, um die man 
sich kümmern muß, bei denen andere Gesichtspunkte 
eine Rolle spielen oder vielleicht sogar wichtiger 
sind. 

(Schreiner [SPD]: Dazu scheint die Bundes-
regierung zu zählen, wenn das so  weiter

-

geht!)  

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 23 des 
Abgeordneten Heyenn auf: 

Kann die Bundesregierung die im Armutsbericht des Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes getroffene Feststel-
lung bestätigen, Armut und Arbeitslosigkeit stellten eine Ver-
schwendung volkswirtschaftlicher Ressourcen dar, und welche 
Konsequenzen gedenkt sie daraus insbesondere aus der An-
gabe, allein die Arbeitslosigkeit habe 1987 Kosten in Höhe von 
59 Milliarden DM an entgangenen Steuer- und Beitragseinnah-
men verursacht, bezüglich einer Weiterentwicklung des Ar-
beitsförderungsgesetzes zu ziehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, die Bun-
desregierung hält eine auf fiskalische Einnahmen-
und Ausgabenströme reduzierte Betrachtung der Ar-
beitslosigkeit nicht für sachgerecht. Arbeitslosigkeit 
ist das Ergebnis eines komplexen Bündels von Ein-
flüssen, in dem z. B. fehlende oder nicht gefragte be-
rufliche Qualifizierung, alters- oder gesundheitsbe-
dingte Vermittlungsbeschränkungen, nicht hinrei-
chend ausgeprägte berufliche Flexibilität und regio-
nale Mobilität der Arbeitnehmer ebenso eine Rolle 
spielen wie Höhe und Struktur der Löhne und welt-
wirtschaftliche Einflüsse. 
Im übrigen weisen auch Autoren, die die durch die 

Arbeitslosigkeit entstehenden gesamtfiskalischen 
Einnahmenverluste und Ausgabensteigerungen im 
Rahmen bestimmter Modellannahmen zu berechnen 
versuchen, darauf hin, daß in der Gesamtzahl der Ar-
beitslosen ein in seiner Höhe zwar nicht bezifferbarer 
Sockel friktioneller und struktureller Arbeitslosigkeit 
enthalten ist, der sich einer derartigen Betrachtung 
gänzlich entzieht. Diese Art der Arbeitslosigkeit kann 
z. B. einen gesamtwirtschaftlich durchaus positiven 
Wechsel des Arbeitsplatzes oder eine berufliche Um-
orientierung beinhalten. 
Im übrigen haben sich die Ausgaben für die aktive 

Arbeitsmarktpolitik zwischen 1982 und 1989 von 
6,9 Milliarden DM auf 15,7 Milliarden DM erhöht. 
Zu dieser Politik der Qualifizierung von Arbeitslo-

sen und durch Arbeitslosigkeit Bedrohten wie auch 
der Förderung von Flexibilität und Mobilität gibt es 
nach Auffassung der Bundesregierung keine Alterna-
tive. Sie hat neben dem wirtschaftlichen Aufschwung 
dazu beigetragen, daß die Zahl der Arbeitsplätze zwi-
schen 1982 und 1989 um 1,5 Millionen angewachsen 
ist und daß erstmals seit 1980 im Jahre 1989 die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen zurückgegangen ist, und 
zwar gegenüber 1988 um 93 400. 

Vizepräsident Westphal: Herr Heyenn, Zusatz-
frage. 

Heyenn (SPD) : Meinen Sie nicht auch, Herr Staats-
sekretär, daß es selbstverständlich ist, daß die Mittel 
für die Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt steigen, 
wenn — wie unter dieser Regierung — seit 1982 die 
Arbeitslosenzahlen gestiegen sind? Können Sie bestä-
tigen, daß trotz der gestiegenen Zahl der Arbeits-
plätze — ich will das gar nicht bestreiten — die Zahl 
der geleisteten Arbeitsstunden nur geringfügig ange-
stiegen ist? Meinen Sie nicht, daß wir Programme zur 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit brauchen? 
Meinen Sie nicht, daß wir eine soziale Grundsiche-
rung für die Arbeitslosen benötigen? 
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Chory, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, meines 
Wissens läuft zur Zeit noch — und zwar mit gutem 
Erfolg — ein Programm für Langzeitarbeitslose mit 
einem Finanzvolumen von 1,75 Milliarden DM. Ich 
meine, daß diesen und anderen Arbeitslosen am be-
sten geholfen wird, wenn es gelingt, die Zahl der Ar-
beitsplätze weiter zu steigern. 
Natürlich ist es schwierig, wenn dies, obwohl in so 

kurzer Zeit so viele Arbeitsplätze hinzukommen, doch 
nicht dazu führt — und zwar aus Gründen, die ich hier 
nicht weiter zu erläutern brauche — , daß die Zahl der 
Arbeitslosen wesentlich abnimmt, eben weil mehr Zu-
gang zum Beschäftigungssystem erfolgt und in den 
letzten Jahren vor allem auch Übersiedler und Aus-
siedler hinzugekommen sind. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage. 

Heyenn (SPD): Teilen Sie meine Auffassung, Herr 
Staatssekretär, daß die geringen Anstrengungen der 
Bundesregierung zur Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit weit hinter den Vorstellungen der evan-
gelischen und der katholischen Kirche in der Bundes-
republik und auch weit hinter den Vorstellungen der 
Opposition zurückbleiben? Könnten Sie mir zugeben, 
daß Ihre für die Bundesregierung ausgesprochene 
Weigerung, einen Armutsbericht zu erstellen, und 
ihre Argumentation hierzu auch eine Art Armutsbe-
richt darstellen? 

Chory, Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 
Der Geschäftsbereich des Bundesministers für Um-

welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit braucht nicht 
aufgerufen zu werden, weil die Fragen 24 und 25 des 
Abgeordneten Stahl (Kempen) auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet werden sollen — die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt — und die 
Fragen 26 und 27 der Abgeordneten Frau Wollny ent-
sprechend Nr. 2 Abs. 2 unserer Richtlinien für die Fra-
gestunde schriftlich beantwortet werden. Auch diese 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Auch der Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Post und Telekommunikation braucht nicht aufgeru-
fen zu werden, weil die Frage 28 des Abgeordneten 
Antretter und die Fragen 29 und 30 des Abgeordneten 
Meyer zu Bentrup auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet werden sollen. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 
Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers der Justiz. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Jahn hat lange genug warten müs-
sen; jetzt ist er an der Reihe. 
Ich rufe die Frage 55 des Abgeordneten Dr. Pick 

auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Tatsache, daß 

Mieterhöhungen im Geschäftsraumbereich eine wesentliche 
Ursache für die Verdrängung kleiner Einzelhandels-, Hand-
werks- und Dienstleistungsbetriebe aus den Innenstädten dar-
stellen, Mieterhöhungen bei Neuabschlüssen von Mietverträ-
gen gesetzlich zu begrenzen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege Pick, Ihre Annahme, daß 
Mieterhöhungen eine wesentliche Ursache für die 
Verdrängung kleiner Betriebe aus den Innenstädten 
darstellen, möchte ich zunächst etwas relativieren. Sie 
kennen das Gutachten — das geht aus Ihrer Frage 
hervor — : Zu hohe Mietkosten stehen unter den maß-
geblichen Gründen für einen Standortwechsel von 
Mietbetrieben mit 10 % erst an vierter Stelle. Mehr als 
die Hälfte der Unternehmen wechseln demgegenüber 
aus Interesse an einer Standortverbesserung oder an 
einer Erweiterung des Bet riebs. 
Mit einer gesetzlichen Begrenzung der Mieterhö-

hungen bei Neuabschlüssen könnte im übrigen die 
Verdrängung von kleinen Betrieben, soweit sie durch 
die Miethöhe bedingt ist, nicht aufgehalten werden. 
Verschiedene Untersuchungen der letzten Zeit haben 
ergeben, daß kleine und mittlere Bet riebe, bezogen 
etwa auf ihren Umsatz oder ihre Wirtschaftskraft, 
weitaus stärkere relative Mietbelastungen haben als 
Großbetriebe. Dies liegt zum einen Teil daran, daß der 
Mietzins pro Quadratmeter bei kleinen Einheiten im 
Durchschnitt höher ist als bei größeren Objekten. 
Aber auch die absolute Miethöhe für gleichartige Ob-
jekte ist bei kleinen Unternehmen häufig höher als bei 
großen, z. B. bei Handelsketten und Filialunterneh-
men. Diese können bei den Mietpreisverhandlungen 
mit dem Vermieter die mit dem Großunternehmen 
verbundene Sicherheit preismindernd in die Waag-
schale werfen. 
Die Erfahrung lehrt außerdem: Werden die Vermie-

ter gesetzlich daran gehindert, den von Interessenten 
gebotenen Preis anzunehmen, dann läuft der Wettbe-
werb unter mehreren Interessenten am Mietpreis vor-
bei, und zwar über sonstige Zahlungen oder Vergün-
stigungen. Erfahrungen und Überlegungen dieser Art 
haben schon in den 70er Jahren die Bundesregierung 
dazu bestimmt, trotz der schon damals vorhanden ge-
wesenen Verdrängung kleinerer Geschäftsraum-
mieter von gesetzlichen Mietpreisbegrenzungen ab-
zusehen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Pick, eine Zusatz-
frage. 

Dr. Pick (SPD): Herr Staatssekretär, spricht denn 
die Entwicklung, die Sie eben ansprachen, die sich 
aber in den letzten Jahren wohl verstärkt zu Lasten 
alteingesessener, insbesondere kleiner und mittlerer 
Unternehmen vor allen Dingen in Ballungsgebieten 
breitgemacht hat, nicht dafür, daß man auch von sei-
ten der Bundesregierung darüber nachdenkt, inwie-
fern man diesem Verdrängungswettbewerb, der ja 
stattfindet, einen Riegel vorschieben oder zumindest 
ein kleines Hindernis bereiten könnte? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Sie greifen damit der 
Frage vor, die Herr Kollege Müntefering für heute 
gestellt hat. 

(Dr. Pick [SPD]: Der Zusammenhang liegt 
aber nahe!) 

Da Herr Kollege Müntefering, soweit ich es erkennen 
kann — — 

Vizepräsident Westphal: Er hat um schriftliche Be-
antwortung gebeten. 
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Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Entschuldigung, 
Herr Präsident, das konnte ich nicht wissen. Dann 
möchte ich die Frage auch beantworten. 
Der bessere Schutz der Geschäftsraummieter kann 

nach Auffassung der Bundesregierung in einer Ver-
längerung der Kündigungsfristen bei Geschäftsraum-
mieten bestehen. Die Bundesregierung prüft zur Zeit 
diese Möglichkeit, und zwar auf der Grundlage des 
Gutachtens des Instituts für Stadtforschung und 
Strukturpolitik. Die Dringlichkeit einer solchen Rege-
lung sowie deren Vor- und Nachteile sind allerdings 
fachlich und politisch umstritten. Eine solche Rege-
lung ist beispielsweise noch von keinem der maßgeb-
lichen Spitzenverbände der Gewerberaummieter ent-
schieden befürwortet, geschweige denn als dringlich 
anerkannt worden. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Pick (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen die 
Untersuchung des Deutschen Mieterbundes zur Frage 
der  Geschäftsraummietenentwicklung bekannt, die 
offensichtlich den Ergebnissen, die Sie aus den Unter-
suchungen ziehen, widersp richt? Denn dort sind nach 
meiner Kenntnis die Probleme der Höhe der Miete 
bzw. des vernachlässigten Kündigungsschutzes an er-
ster Stelle für Schwierigkeiten bei der Standortsiche-
rung genannt worden. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pick, 
das Gutachten und die Stellungnahme sind der Bun-
desregierung selbstverständlich bekannt. 
Aber ich sage noch einmal: Dieses Gutachten, das ja 

Grundlage Ihrer Fragestellung war, soll nach Auffas-
sung der Bundesregierung unverzüglich veröffent-
licht werden. Dann soll es auch öffentlich diskutiert 
werden, und die Bundesregierung wird dann in die 
Prüfung eintreten, ob und inwieweit Handlungs-
zwang besteht. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich die Frage 56 
des Abgeordneten Dr. Pick auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, einen gewerblichen Miet-
preisspiegel einzuführen und die gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß Mietpreiserhöhungen für Gewerberäume 
künftig nur noch im Rahmen der orts- und branchenüblichen 
Mietentwicklung zulässig sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Pick, die Bundesregierung hat wie — wenn ich das 
anmerken darf — auch schon frühere Bundesregie-
rungen aus guten Gründen davon abgesehen, die Ein-
führung von Mietspiegeln für Wohnraum zwingend 
vorzuschreiben. Bei Geschäftsräumen wäre das Da-
tenmaterial, das zur Erstellung der Mietspiegel erho-
ben werden müßte, wegen der Vielfalt der Nutzungs-
möglichkeiten noch vielfältiger als bei Wohnraum. Als 
weiteres Hindernis erweist sich das Bestreben vieler 
Geschäftsleute, die Miethöhe als einen die Wirtschaft-
lichkeit des Unternehmens bestimmenden Faktor 
nicht ohne Sicherung der Geheimhaltung zu offenba-
ren. 
Es wäre somit nach Auffassung der Bundesregie-

rung nicht vertretbar, den Gemeinden oder sonstigen 
Organisationen wie auch den Geschäftsraummietern 

die Erstellung von gewerblichen Mietpreisspiegeln 
und die Lieferung von Daten für diese Mietspiegel zur 
Pflicht zu machen. 
Es bestehen jedoch überhaupt keine rechtlichen 

Hindernisse dagegen, daß auf freiwilliger Basis Über-
sichten über die gängigen Geschäftsraummieten er-
stellt und an Interessenten weitergegeben werden. 
Wegen der starken Differenzierung der Mietpreise 
nach Lage, Größe, Beschaffenheit, Ausstattung, Nut-
zungsart und sonstigen Vertragsbedingungen wäre es 
auch mit zumutbarem gesetzgeberischem Aufwand 
nicht möglich, eine orts- und branchenübliche Miet-
entwicklung zum Maßstab der Mietpreiserhöhungen 
zu machen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Pick, Zusatz-
frage. 

Dr. Pick (SPD): Hat sich die von Ihnen in Auftrag 
gegebene Untersuchung, deren Ergebnisse ich nicht 
kenne, auch auf die Frage bezogen, ob man mit dieser 
Art der Veröffentlichung der Mietpreisentwicklung 
ein gewisses Steuerungsinstrument schaffen 
könnte? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Das Gutachten ist ge-
rade vorgelegt worden. Es umfaßt rund 200 Seiten. Ich 
gehe davon aus, daß diese Frage mit behandelt wor-
den ist. Die Bundesregierung wird Ihre Fragestellung 
jedoch auch unabhängig davon mit in den Entschei-
dungsprozeß einbeziehen. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Die Fragen 57 und 58 des Herrn Abgeordneten 

Müntefering sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 
Wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbereichs. 

Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 
Nach neuestem Stand sollen alle zum Geschäftsbe-

reich des Bundesministers für Wirtschaft eingereich-
ten Fragen — das sind die Fragen 59 und 60 des Herrn 
Abgeordneten Pfuhl, 61 und 62 des Herrn Abgeordne-
ten Scherrer und Frage 63 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Daniels (Regensburg) — auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
Es tut mir leid, Herr Dr. Riedl, daß Sie gewartet 

haben, aber dies ist eine Entscheidung der letzten 
Minuten, die eine Einsparung von fünf Minuten in 
unserem Zeitplan bringt. 
Damit ist Punkt 1 der Tagesordnung — Frage-

stunde — abgeschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
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Vizepräsident Westphal 

Verbesserung der Berufsförderung für Solda-
ten auf Zeit 

—Drucksache 11/6769 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Verteidigungsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 10. November 1989 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Polen über die Förderung und den gegen-
seitigen Schutz von Kapitalanlagen 

—Drucksachen 11/6741, 11/6907 (neu) — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes 

—Drucksache 11/6940 — 

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung der Bundeshaushaltsord-
nung 

—Drucksache 11/6939 — 

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Marschewski, Seesing, Dr. Wittmann, Dr. Stark 
(Nürtingen), Eylmann, Dr. Hüsch, Hörster, 
Helmrich, Geis und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie den Abgeordneten Klei-
nert (Hannover), Funke, Irmer und der Fraktion 
der FDP eingebrachten Entwurfs eines ... 
Strafrechtsänderungsgesetzes — § 201 StGB — 
(. . . StrÄndG) 

—Drucksache 11/6714 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Rock, Frau Teubner, Weiss (München) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Erhalt der DB-Strecke Euskirchen—Bad Mün-
stereifel 

—Drucksache 11/6507 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr 

g) Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Berichtspflicht der Bundesregierung über die 
Vereinten Nationen 
—Drucksache 11/6550 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

h) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Berichtspflicht der Bundesregierung über die 
Vereinten Nationen 
—Drucksache 11/6604 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

i) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht über vorhandene private Initiativen, 
die im Zusammenhang mit Zwangsarbeit wäh-
rend des 2. Weltkrieges ergriffen wurden 
—Drucksache 11/6286 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß 

j) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht über Härtefonds für Nationalgeschä-
digte beim Hohen Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen 
—Drucksache 11/6287 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

k) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu Steuerfragen 
—Drucksache 11/5792 

—Überweisungsvorschlag : 
Finanzausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Haushaltsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie einverstanden? — Ich stelle 
dies fest. Die Überweisungen sind so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratungen ohne Aussprache 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
Nr. 4 vom 25. April 1989 zu der am 17. Okto-
ber 1868 in Mannheim unterzeichneten Revi-
dierten Rheinschiffahrtsakte 
—Drucksache 11/6035 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6624 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Bohlsen 

(Erste Beratung 191. Sitzung) 
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b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des Ra-
tes vom 21. Dezember 1988 über eine allge-
meine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschießen, für die Berufe 
des Rechtsanwalts und des Patentanwalts 

—Drucksache 11/6154 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

—Drucksache 11/6721 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Eylmann 
Wiefelspütz 

(Erste Beratung 194. Sitzung) 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Faktion der SPD 

Einhaltung des ABM-Vertrages 

—Drucksachen 11/15, 11/3015 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lamers 
Voigt (Frankfurt) 
Dr. Feldmann 
Dr. Lippelt (Hannover) 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Ersten Richtlinie 73/239/EWG 
und der Zweiten Richtlinie des Rates 88/357/ 
EWG zur Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften für die Direktversiche-
rung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) 
und zur Erleichterung der tatsächlichen Aus-
übung des freien Dienstleistungsverkehrs so-
wie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG, 
insbesondere bezüglich der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung 

—Drucksachen 11/4081 Nr. 2.1, 11/6641 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Hörster 
Stiegler 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Ra-
tes zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 986/68 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Gewährung von Beihilfen für Mager-
milch und Magermilchpulver für Futter-
zwecke 

—Drucksachen 11/5722 Nr. 2.8, 11/6732 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kalb 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur 
Regelung tierseuchenrechtlicher Fragen bei 
der Vermarktung von Nagetieren in der Ge-
meinschaft 

—Drucksachen 11/6125 Nr. 6, 11/6739 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Oostergetelo 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine dreizehnte Richtlinie des 
Rates auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts 
über Übernahmeangebote 

— Drucksachen 11/4337 Nr. 1, 11/4338, 
11/6612 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Eylmann 
Stiegler 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über Tages-
ordnungspunkt 4 a, und zwar über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Vertragsgesetzentwurf 
über die in Mannheim unterzeichnete revidierte 
Rheinschiffahrtsakte. Das sind die Drucksachen 
11/6035 und 11/6624. 

Ich rufe den Gesetzentwurf mit seinen Art. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetzent-
wurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er-
heben. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich 
der Stimme? — Dann stelle ich fest, daß dieses Gesetz 
einstimmig angenommen worden ist. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 4 b, und zwar zur Einzelberatung und 
Abstimmung über den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Gesetzentwurf über eine allgemeine Re-
gelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome für 
die Berufe des Rechtsanwalts und des Patentanwalts. 
Das sind die Drucksachen 11/6154 und 11/6721. 

Ich rufe die Art. 1 bis 6, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei einigen Enthaltungen sind die aufge-
rufenen Vorschriften angenommen. Damit ist die 
zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten nun in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei einigen Enthaltungen ist dieser Ge-
setzentwurf angenommen worden. 

Punkt 4 c der Tagesordnung. Wir stimmen jetzt über 
die Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses auf Drucksache 11/3015 ab. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 11/15 abzulehnen, weil er durch die inzwischen 
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erfolgten politischen Entwicklungen überholt ist. Es 
handelt sich dabei um die Einhaltung des ABM-Ver-
trags. Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zu Punkt 4 d der Tagesordnung. Wir 
stimmen nunmehr über die Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses auf Drucksache 11/6641 ab. Es 
handelt sich dabei um die Richtlinie zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Direktversicherung, Erleichterung des freien Dienst-
leistungsverkehrs und Änderung der Kraftfahrzeug-
haftpflichtversicherung. Wer für diese Beschlußemp-
fehlung stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einer 
Enthaltung in der Fraktion der SPD und bei Enthal-
tung der Fraktion der GRÜNEN ist diese Beschluß-
empfehlung mit der Mehrheit der Koalitionsfraktio-
nen angenommen worden. 

Punkt 4 e der Tagesordnung. Wir stimmen nunmehr 
über die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf Drucksa-
che 11/6732 ab. Es handelt sich hierbei um die Richt-
linie für die Gewährung von Beihilfen von Mager-
milch und Magermilchpulver für Futterzwecke. Wer 
für diese Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Diese Beschlußempfehlung ist einstim-
mig angenommen. 

Punkt 4 f der Tagesordnung. Wir stimmen jetzt über 
die Beschlußempfehlung des Ausschusses für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten auf Drucksache 
11/6739 ab. Hier geht es um die Verordnung des Rates 
zur Regelung tierseuchenrechtlicher Fragen. Wer für 
diese Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei einer Enthaltung ist diese Beschluß-
empfehlung angenommen worden. Der Landwirt-
schaftsminister hat zugestimmt. 

Jetzt kommt Punkt 4 g der Tagesordnung. Wir kom-
men zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Rechtsausschusses auf Drucksache 11/6612. Das 
ist die Richtlinie des Rates auf dem Gebiete des Ge-
sellschaftsrechts zu Übernahmeangeboten. Wer für 
diese Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei Enthaltung der Fraktion der GRÜNEN 
ist diese Beschlußempfehlung angenommen wor-
den. 

Jetzt sind wir am Ende dieser Prozedur. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 zur Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 

Aktuelle Lage der Landwirtschaft 

Preissenkungspolitik der EG-Kommission im 
Agrarsektor 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben ge-
mäß unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde 
zu diesem Thema beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Susset. 

Susset (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben diese Aktu-
elle Stunde beantragt, weil die Landwirtschaftsmini-
ster in Brüssel die im März 1990 ergebnislos abgebro-
chenen Beratungen über das Agrarpreispaket wieder 
aufnehmen. Dies ist nun der fünfte Anlauf. Bisher 
beharrte die EG-Kommission jedoch noch auf ihrer 
eingefahrenen Linie perspektivloser Preissenkungs-
politik, besonders bei Getreide. Das mußte zum Pro-
test der Bauern führen. Er entlädt sich heute anläßlich 
der Wiederaufnahme der Beratungen in Demonstra-
tionen in ganz Europa. 

Die Landwirte wollen hier die Öffentlichkeit auf die 
Verantwortung der EG-Kommission für den Preis-
druck und die bitteren Folgen aufmerksam machen, 
und dies zu Recht. In einer Art Ablenkungsmanöver 
spricht die EG-Kommission bisher immer von einem 
Einfrieren der wichtigsten Garantiepreise. Tatsäch-
lich verfolgt sie jedoch gerade bei Getreide unerbitt-
lich ihren bisherigen Kurs, die Preise weiter zu sen-
ken. Allein bei Getreide summiert sich das rechne-
risch auf rund 4 %. Dies ist, gelinde gesagt, eine Pro-
vokation und eine wenig perspektivvolle Politik. Dar-
auf hat Bundesminister Kiechle zusammen mit eini-
gen anderen EG-Mitgliedstaaten immer wieder hin-
gewiesen. 

Erst in der vierten Verhandlungsrunde ließ die EG- 
Kommission einen gewissen, allerdings völlig unzu-
reichenden Verhandlungsspielraum bei Zahlungsfri-
sten und monatlichen Zuschlägen erkennen. 

Jetzt läuft die fünfte Runde an. Da muß die EG- 
Kommission endlich von ihrem hohen Roß herunter-
kommen. Es ist höchste Zeit für einen konstruktiven 
Verhandlungsvorschlag. 

Minister Kiechle hat unsere uneingeschränkte Un-
terstützung in seinem unermüdlichen Einsatz im In-
teresse der Landwirtschaft. Unser Ziel ist ein Aus-
gleich für die anstehende Getreidepreissenkung. 

Meine Damen und Herren, auch wenn jetzt aus 
einer bestimmten politischen Richtung immer wieder 
das Gegenteil behauptet wird, hatte die Bundesregie-
rung 1988 keine Chance, die Produktionsschwellen 
bei Getreide zu verhindern. Was die Bundesregierung 
damals tun konnte, hat sie getan. Aber ergänzend zu 
den Produktionsschwellen konnte unser Konzept der 
Mengenbegrenzung in Brüssel bisher nicht durchge-
setzt werden. Deshalb ist hier schärfste Kritik ange-
bracht. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es! Das war zu 
einseitig!) 

Hier ist alles versäumt worden. Die EG-Kommission 
hat es nicht geschafft, den Stabilisatorenbeschluß in 
seiner Gesamtheit, d. h. einschließlich mengenbe-
grenzender und absatzfördernder Maßnahmen, um-
zusetzen. 

Für uns ist es jetzt entscheidend, die EG-Kommis-
sion darauf hinzuweisen, daß sie endlich auch in der 
Frage der Absatzförderung aktiv werden muß. Stich-
worte sind Getreideeinsatz im Mischfutter, nach-
wachsende Rohstoffe und Lösung des Substituten

-

problems. 

(Hornung [CDU/CSU]: Ebenfalls Bestand

-

teile der Stabilisatoren!) 
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Realistische Lösungsansätze sind hier längst überfäl-
lig. Nur so kann der Weg für eine durchgreifende 
Marktentlastung bei pflanzlichen Produkten geebnet 
werden. 

Das Instrument der Mengensteuerung muß nach-
drücklicher und konsequenter als bisher in der gan-
zen EG durchgeführt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier haben die EG-Kommission und die Mitglied-
staaten eine große Verantwortung. Unverzichtbar ist 
nämlich eine breit angelegte Drosselung der Produk-
tion im ganzen EG-Raum. Die Anpassungslasten müs-
sen gleichmäßiger verteilt werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion weiß, daß es Minister Ignaz 
Kiechle schwer haben wird, bei den Preisverhandlun-
gen Schaden von der Landwirtschaft abzuwenden. 
Wir wollen ihn jedoch durch diese Aktuelle Stunde 
heute dabei unterstützen. Ich weiß, er hat auch die 
volle Unterstützung des Bundeskanzlers, und damit 
— so meine ich — hat er auch die Vollmacht, in Brüs-
sel zu sagen: Bis hierher und nicht weiter. 

Ich danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Vor wenigen Wochen 
wurde uns der Agrarbericht präsentiert, und es wur-
den die Erfolge der Regierung gefeiert. 

(Hornung [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Aber es muß doch etwas daran sein, wenn in diesen 
Tagen die Bauern und die Bäuerinnen von Flensburg 
bis Konstanz protestieren. Sie sagen, die Agrarpolitik 
der EG und der Bundesrepublik sei gescheitert. 
Ich finde, es ist durchaus berechtigt, die Bilanz als 

negativ zu bezeichnen. Viele bäuerliche Bet riebe ha-
ben ihre Existenz aufgeben müssen oder sind in Exi-
stenznot geraten. Schlimmer noch: Die Jugend ist 
nicht mehr bereit, auf dem Lande zu bleiben, und sieht 
keine Zukunftsperspektive. Zu lange schon wird von 
der Substanz gelebt. 

Wir Sozialdemokraten sind davon überzeugt, daß 
eine differenzie rte agrarstrukturelle und agrarwirt-
schaftliche Wirklichkeit uns dazu zwingt, ein ange-
messenes Gesamtkonzept zu verlangen. Dieses muß 
Markt- und Preispolitik, Strukturpolitik, Einkom-
menspolitik, Umwelt- und Agrarsozialpolitik zielge-
richtet unter Berücksichtigung regionaler Elemente 
abstimmen. 

Die Regierung und ihre Parteien haben dieses Kon-
zept nicht. Der erst jüngst vorgelegte Entwurf eines 
Vierten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes, ein Um-
verteilungsmodell von unten nach oben, ist ein bered-
tes Zeugnis dafür. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Gegenteil!) 

Oder schauen Sie sich die ungerechte Verteilung 
der Milchquoten und das Hickhack bei der Heraus-
kaufaktion an. 

Herr Susset, Sie beklagen die anstehenden Preis-
senkungen und schieben der EG-Kommission die 
Schuld zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der SDP und der 
GRÜNEN) 

Ich könnte es mir als Oppositionspolitiker ganz ein-
fach machen: Ich könnte das Stabilisatorenkonzept in 
Grund und Boden verdammen. Dabei könnte ich mich 
vor allem auf die Ziehväter dieses Konzepts vom Fe-
bruar 1988, auf den Bundeskanzler und den Bundes-
minister, berufen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist allerdings zu 
einfach!) 

Ihre Mitschuld an diesem Konzept könnte ich weidlich 
ausschlachten. Ich tue es nicht. 

Nicht alles, was Kiechle gemacht hat, war falsch; 
aber man muß fragen — Sie sind nun acht Jahre an der 
Regierung — : Wer hat Sie eigentlich an einer erfolg-
reichen Agrarpolitik gehindert? 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie müssen einmal 
sehen, was alles verändert worden  ist!)  

— Erzählen Sie es doch. Hat der Landwirtschaftsmini-
ster — dem Kanzler traue ich diese Sachkompetenz 
nicht zu — nicht gewußt, was er beschlossen hat? 

Frage: Werden Sie die obligatorische Durchführung 
von Maßnahmen z. B. bei der Flächenstillegung, die 
Ihnen nicht gelungen ist, durchsetzen, um wirkliche 
Hilfe zu erreichen? Wir haben Preissenkungen von 
insgesamt 12 % in drei Jahren. Sie fordern, die Mitver-
antwortungsabgabe abzuschaffen. Dies hätten Sie 
schon damals bei den Stabilisatoren tun müssen. Die 
Zeche zahlen jetzt wir, die deutschen Bauern. 

In diesem Zusammenhang fordern wir von der Bun-
desregierung endlich Maßnahmen, die Verwendung 
von mehr Getreide im Futtertrog zu fördern. Dies 
wäre eine wirkliche Hilfe. 

Wenn Sie die bäuerliche Landwirtschaft wirk lich 
stärken wollen, dann frage ich Sie: Warum haben Sie 
es nicht im Strukturgesetz getan? Statt dessen fördern 
Sie die quasi-industrielle Agrarproduktion und haben 
den Bauern Geld vorenthalten. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist doch nicht wahr! 
Das ist eine Lüge!) 

— Wenn das falsch ist, Herr Kollege, dann frage ich 
Sie, damit die deutschen Bauern das wissen: Sind 
2,1 Millionen Hähnchen im Gesamtbetrieb oder 
360 Kühe oder 12 750 Mastschweine bäuerlich? Die-
ses fördern Sie und nehmen das Geld den Bauern 
weg. 

Ein weiteres Beispiel ist die Verweigerung der Bun-
desregierung zur Einführung der direkten Einkom-
menshilfen. Der Bundesminister hat es beschlossen — 
EWG-Verordnung Nr. 768/89. Das ist gut so. Aber 
warum führen Sie es nicht durch? Warum werden Sie 
durch Ihre Scheuklappen daran gehindert, wirklich zu 
helfen, wo es möglich ist? 

Wir — ich meine uns gemeinsam — können doch 
nicht durch Nichtstun zulassen, daß nun auch gut 
strukturierte bäuerliche Bet riebe vor die Hunde ge-
hen. Gerade im Interesse des Umweltschutzes und im 
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wohlverstandenen gesamtgesellschaftlichen Inter-
esse ist Handeln jetzt nötig. Die Bauern können nicht 
von Phrasen leben, sondern brauchen Hilfe. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Sinn und Zweck der heutigen Aktuellen 
Stunde ist es, die berechtigten Sorgen und Nöte der 
schwer um ihre Existenz ringenden deutschen Ge-
treidebauern hier aufzunehmen und uns als Politiker 
vor unsere Bauern zu stellen. Die radikale Preisdruck-
politik der EG-Kommission, die zur Existenzvernich-
tung für viele Getreidebauern führen wird, darf so 
nicht weitergeführt werden und wird von uns nicht 
mehr hingenommen. 
Kurz vor Ostern sind die Preisverhandlungen in 

Brüssel gescheitert. Ich meine, das war ganz gut so; 
denn ein vernünftiges Ergebnis wäre damals sowieso 
nicht herausgekommen. Die Einsicht, daß hier wirk-
lich etwas geschehen muß, war einfach noch nicht 
vorhanden. Ich hoffe, daß während der österlichen 
Auferstehungszeit auch den hartgesottensten Preis-
senkungsstrategen in der EG die Erleuchtung gekom-
men ist, daß die Grenze erreicht ist und es so nicht 
weitergehen kann. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Tauschen Sie sie 
doch aus!) 

Um der Erleuchtung bei den Verantwortlichen auf 
die Sprünge zu helfen, habe ich für meine FDP-Frak-
tion diese Aktuelle Stunde beantragt. Ich freue mich, 
daß dabei die CDU/CSU voll mitmacht. 
Vertreter der betroffenen Bauern sind heute hier 

anwesend. Sie haben ein Recht darauf, zu erfahren, 
was wir tun wollen, wie wir ihre bedrohliche Situation 
verbessern können. 
Man muß sich einmal in die Lage dieser Bauern ver-

setzen, die durch die Entwicklung bei den Getreide-
preisen in den letzten Jahren eingetreten ist. Während 
im Wirtschaftsjahr 1983/84 noch ca. 53 DM je Dezi-
tonne beim Weizen erzielt wurden, sind es jetzt nur 
noch rund 36 DM. Das ist eine Differenz von 17 DM 
und ein Preisverfall von rund 31 %. Stellen Sie sich 
einmal vor, welche Folgen das in anderen Wirtschafts-
bereichen hätte! 

(Eigen [CDU/CSU]: Ungeheuerlich!) 

Es ist diesen Bet rieben einfach nicht mehr möglich, 
durch weitere Rationalisierung die Kosten zu senken. 
Das bedeutet im Klartext: Die Substanz selbst gut 
strukturierter Bet riebe mit 70 bis 120 ha Ackerfläche 
wird aufgezehrt, und gesunde Existenzen werden ver-
nichtet. Dies hat mit geordnetem Strukturwandel 
überhaupt nichts mehr zu tun. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das ist Ihre Politik, 
Herr Bredehorn! Das ist die FDP-Politik!) 

Eine solche Existenzvernichtungspolitik können und 
werden wir nicht mehr hinnehmen. 
Deshalb habe ich große Sympathie für die Bauern, 

die am heutigen Tage zwischen Schottland und Sizi-
lien, zwischen Flensburg und Füssen gegen die phan-

tasielose Preissenkungspolitik der EG-Kommission 
protestieren. Es ist nun allerdings auch an uns, das 
Steuer herumzuwerfen und dafür zu sorgen, daß die 
betroffenen Bauern wieder eine Perspektive haben. 

Deshalb fordere ich im Namen meiner Fraktion die 
Bundesregierung und auch unseren Bundeslandwirt-
schaftsminister auf, mit allem Nachdruck in Brüssel 
dahin zu verhandeln, daß keine weiteren Preissen-
kungen zugelassen werden und daß das Steuer her-
umgeworfen wird. Da, Herr Minister, haben Sie die 
volle Unterstützung meiner Fraktion. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Folgende Eckpunkte sollten in Brüssel verhandelt 
werden: Zunächst nenne ich die Streichung der 
3%igen Basismitverantwortungsabgabe unserer 
Bauern; denn sie haben ihre Verantwortung bereits 
wahrgenommen, haben die Produktion durch Flä-
chenstillegung zurückgeführt. Wir haben das ja schon 
vor einigen Wochen hier im Bundestag gemeinsam 
gefordert. 

Die Ankaufspreise für Getreide sollten von 94 auf 
mindestens 97 % des Interventionspreises wieder an-
gehoben werden. Die Zahlungsziele sollten von jetzt 
100 bis 120 Tage auf höchstens 30 Tage verkürzt wer-
den. 

Minister Kiechle sollte unnachgiebig und zur Not 
auch drastisch die Kommission an den Geist des vom 
Europäischen Rat vom Februar 1988 beschlossenen 
Stabilisatorenkonzeptes erinnern. Dieses wurde ver-
abredet, um den Getreidemarkt ins Gleichgewicht zu 
bringen. Ein Gleichgewicht kann sich aber nicht ein-
stellen, wie man an den fortlaufend steigenden Pro-
duktionsmengen sieht, weil die flankierenden Maß-
nahmen nicht oder nur halbherzig durchgeführt wer-
den. 

(Opel [SPD]: Das ist richtig!) 

Wir müssen die nachwachsenden Rohstoffe ent-
sprechend fördern. Wir werden und müssen das Ex-
tensivierungsprogramm vernünftig, attraktiv und 
praktikabel gestalten. Wir müssen, wenn die GATT

- Verhandlungen zu der Forderung „Mehr Getreide ins 
Futter! " nicht langen, auch bereit sein, anzuerkennen, 
daß es eine obligatorische Flächenstillegung geben 
wird. Es kann nicht angehen, daß nur die deutsche 
Landwirtschaft Flächen stillegt, alle anderen aber 
weiter produzieren. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

45 % der Gesamtfläche, 230 000 ha, sind in der Bun-
desrepublik stillgelegt, in Frankreich 16 000. 

Wir müssen auch bereit sein, vorübergehend gezielt 
Einkommenshilfen zu geben, damit unsere Bauern 
einen gewissen Ausgleich für die Preissenkung erhal-
ten, bis die Politik in Brüssel so gestaltet wird, daß die 
Produktionsmengen dem Markt angepaßt werden, 
damit wieder eine vernünftige Preispolitik — das 
heißt: wieder eine vernünftige Preisanhebung — im 
Getreidebau möglich ist. 

Ich kann Ihnen sagen: Die FDP wird unsere Getrei-
debauern nicht im Stich lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt der Dialekt 
von der anderen Seite der Republik. Herr Kreuzeder 
hat das Wort. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die CDU hat eine Aktuelle Stunde mit 
dem Titel „Preissenkungspolitik der EG-Kommission 
im Agrarsektor" beantragt. Allein der Titel ist eine 
bodenlose Frechheit. Er soll nur von den Machen-
schaften Ihrer Politik ablenken; denn sie sind inzwi-
schen erkannt. Sie brauchen ja nur einmal vor die Tür 
zu gehen und sich die Traktoren anzugucken. Es ist 
ein vergeblicher Versuch, uns vorzumachen, daß ir-
gend jemand, nur nicht Sie, an der Misere schuld 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Selbst die Treuesten der Treuen, die Bauernver-
bandsfunktionäre auf Kreis- und Ortsebene, laufen 
Sturm 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch barer 
Unsinn, was Sie da erzählen!) 

gegen eine Agrarmafia, die sie auch noch 40 Jahre 
lang gewählt haben. Ich hoffe, es ist das letzte Mal. Sie 
haben recht, denn die Aktuelle Stunde gilt Ihnen, gilt 
Kiechle und Kohl. Ihre eigene Politik ist das Dilemma, 
nicht die Politik der EG-Kommission. Stabilisatorenre-
gelung, Flächenstillegung, Milchkontingentierung, 
alle diese Zwangsmaßnahmen wurden von Kiechle 
mit Ihrer Unterstützung bei der EG durchgesetzt und 
durchgezogen, teilweise sogar unter deutscher Rats-
präsidentschaft. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben sich für Ihre Politik feiern lassen, haben sie 
als der Weisheit letzten Schluß angepriesen. Das Ge-
genteil ist der Fall. Sie sind am Ende. Die Preise sin-
ken, die Höfe sterben, die Umweltbelastung steigt, 
und Sie merken langsam, aber sicher — — 

(Hornung  [CDU/CSU]: Das ist eine Unver-
schämtheit, was Sie da sagen!) 

— Ja, das weiß ich. Unverschämtheiten hört die CDU 
nicht gern. 

(Hornung [CDU/CSU]: Es ist eine Unterstel-
lung den Bauern gegenüber!) 

Aber wenn man auf dem absteigenden Ast sitzt, wird 
man hellhörig. — Da die Systematik Ihrer Politik für 
die Landwirtschaft und natürlich auch für Sie gera-
dezu tödlich ist, was Ihre politische Präsenz anbe-
langt: Warum wollen Sie nicht eine Umkehr, warum 
wollen Sie nicht eine völlig neue soziale, umweltver-
trägliche Politik für die Landwirtschaft machen? 

Unterstützen Sie unsere Forderungen, daß erstens 
ein Konzept flächendeckender Extensivierung für die 
gesamte Landbewirtschaftung die einzig sinnvolle 
und effektive Maßnahme zur Beseitigung der Über-
schüsse ist, 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist übrigens ein 
Bestandteil der Stabilisatoren, falls Sie das 

nicht wissen sollten!) 

daß zweitens die Flächenstillegungsprogramme so

-

fort aufgehoben und die laufenden Programme für die 
nachwachsenden Rohstoffe unter allen Umständen 

eingestellt werden, daß drittens Agrarpreissenkun-
gen verhindert und die von Ihnen beschlossenen Sta-
bilisatoren abgeschafft werden und daß viertens das 
Einkommen der kleinen und mittleren Getreidebau-
betriebe 

(Hornung [CDU/CSU]: Was sind denn 
„kleine und mittlere"? Sagen Sie das ein

-

mal!) 

durch Einführung gestaffelter Preise — mit hohem 
Preis für eine umweltverträglich erzeugte Grund-
menge pro Betrieb — gesichert wird. Denn es kann 
doch wohl nicht wahr sein, daß die USA, die Sie hin-
sichtlich der Stabilisatoren bei den GATT-Verhand-
lungen immer angeführt haben, ihre Flächenstill-
legungsprogramme zurücknehmen und Sie weiterhin 
durchs Land ziehen und ganz naiv die Wirksamkeit 
dieses Schwachsinns verkünden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Wenn die Preise für Weizen in den letzten sieben Jah-
ren von 55 DM je Doppelzentner auf 36 DM gesunken 
sind, d. h. auf das Niveau vor 1980, die Nahrungsmit-
telpreise aber um 21 % gestiegen sind, dann muß an 
Ihrer Politik irgend etwas faul sein. Wenn Sie sich für 
so eine Politik dann auch noch feiern lassen, brauchen 
Sie sich nicht zu wundern, daß die Bauern die CDU- 
Zentrale besetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Wenn Sie so weitermachen, dann teile ich die Mei-
nung des Kollegen Bredehorn, daß auch 80-Hektar-
Betriebe keine Chance mehr haben zu überleben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Der sogenannte leistungsstarke Betrieb wird in ab-
sehbarer Zeit — es gibt schon Zahlen aus Schleswig-
Holstein — 400 und mehr Hektar haben und vorwei-
sen müssen, um überhaupt überleben zu können. Bei 
einer langfristigen Weiterentwicklung Ihrer Politik 
des Strukturwandels sind Sie im Jahr 2025 als Bauern-
vertreter zumindest statistisch arbeitslos, weil es keine 
Bauern mehr gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Unterstützen Sie jedoch uns und unsere Forderun-
gen, 

(Hornung [CDU/CSU]: Welche denn? Aus

-

steigen?) 

dann haben die Bauernfamilien wieder eine Chance 
und können nicht mehr als Mülldeponie der Chemie- 
und Agrarindustrie benutzt werden, denn zu solchen 
Mülldeponien für die Großkopferten, für die Auf-
sichtsräte von Bayer und Co. haben Sie die Landwirt-
schaft mit Ihrer Politik gemacht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Eigen. 
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Eigen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Jan Oostergetelo, wieder 
einmal der Klassenkampf, als wenn mit dieser Art des 
Vortrages das Schicksal auch nur ein klein wenig ver-
ändert werden könnte. Die negative Brüsseler Politik, 
die wir leider nicht haben verhindern können, das 
muß man ja zugeben — — 

(Opel  [SPD]: Zugestimmt haben Sie!) 

— Nein, wir haben sie nicht verhindern können. In 
vielen Phasen hat Minister Kiechle eben nicht zuge-
stimmt. Herr Opel, Sie müssen sich erst einmal infor-
mieren, bevor Sie debattieren wollen. 

Auch die Opposition, Kollege Oostergetelo, darf 
Vorschläge, darf gute Vorschläge machen. Das wird 
Kollege Müller nachher sicherlich noch tun; ich hoffe 
das. 

(Lachen bei der SPD — Oostergetelo [SPD]: 
Hat ein bißchen mehr Gerechtigkeit mit 

Klassenkampf zu tun?) 

Herr Kreuzeder, Ihre Haßtiraden brauche ich nicht 
zu kommentieren; wir kennen sie. Sie sind wirklich 
ohne jeden Sachinhalt. Mir tut das wirklich leid, denn 
ich möchte gern mit Ihnen vernünftig diskutieren kön-
nen. Es geht leider nicht. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, seitdem 
Kommissar Andriessen 1983 das Landwirtschaftsres-
sort übernommen hat — und jetzt ist er Außen-Kom-
missar, was auch nicht gerade von Nutzen ist — und 
auch jetzt unter dem Agrarkommissar MacSharry, hat 
mit Hilfe der Mehrheit des Ministerrates — das muß 
man zugeben — in Brüssel eine Politik stattgefunden, 
die zunehmend Preissenkungen ohne Sinn und Ver-
stand gebracht hat. Es ist eine falsche, eine unsoziale 
und eine dumme Politik, 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Der Sie zugestimmt 
haben! — Opel [SPD]: Mit Ihrer Stimme!) 

die in Brüssel betrieben wird. 

Wenn die Kommission direkte Preissenkungen 
nicht hat durchsetzen können, weil das z. B. Ignaz 
Kiechle bei den Verhandlungen hat verhindern kön-
nen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

dann hat sie Wege gesucht, um durch die Hintertür 
mittels verschiedener Maßnahmen wie Ausschrei-
bungsverfahren bei der Inte rvention, Zahlungsziel, 
Ankaufspreissenkung, Senkung der Höchstfeuchtig-
keit, Verminderung der Verwertungsprämien etc. die 
Preissenkungen doch noch durchzuführen. Das heißt, 
sie hat sich dann letztlich doch durchgesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Dagegen hättet ihr doch 
etwas machen können!) 

Das tollste Stück dieser Politik ist die Einführung 
der Mitverantwortungsabgabe für Getreide und 
Milch. Hier wird von den Bauern eine Sondersteuer 
für die Europäische Gemeinschaft verlangt, die mei-
ner Meinung nach überhaupt nicht durch die Ver-
träge von Rom abgedeckt ist. Wir klagen jedenfalls 
gegen diese Abgabe vor dem EuGH. Auch die Stabi-
lisatoren-Gesetze vom 12. Februar 1988, im Ansatz 

richtig, mit denen man eine Mengenbegrenzung bei 
Getreide durchführen wollte, 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Ja, „wollte"!) 

sind von der Kommission absichtlich torpediert wor-
den — ich betone: absichtlich —, damit sie ihre Preis-
senkungspolitik fortsetzen kann. 

(Opel [SPD]: Wer ist denn die Kommis

-

sion?) 

Ich halte dies für einen Skandal. Ich bin der Meinung, 
daß der nächste Gipfel in Europa der Kommission eine 
Rüge erteilen oder andere Konsequenzen ziehen 
sollte. 

(Opel [SPD]: Wir werden sehen, was der 
Bundeskanzler macht!) 

Zwei Jahre lang hat die Kommission die Flächen-
stillegung europaweit nicht durchgesetzt, nichts für 
die Beschränkung der Getreidesubstitute getan, 
nichts für eine verstärkte Getreideverfütterung getan, 
nichts für die Förderung nachwachsender Rohstoffe 
getan. Das ist der wirkliche Skandal in Brüssel. 

Was im GATT auf uns zukommt, ist noch schlimmer. 
Ich muß mich kurz fassen: Im GATT  kommt auf uns 
zu, daß möglicherweise Teile der Abschöpfung durch 
Zölle ersetzt werden. Das ist für die Europäische Ge-
meinschaft tödlich. 

Was ist zu tun? 

Erstens. Es gibt Möglichkeiten, die 3%ige Preissen-
kung, insgesamt vielleicht 4 1/2- oder 5%ige Preissen-
kung, die von der Kommission vorgesehen ist, durch 
verschiedene Maßnahmen zu verhindern — MVA, 
Zahlungsziel, Ankaufspreis. Die holländische Kom-
mission hat sogar herausgefunden, daß man eine 
9%ige Preiserhöhung durchführen könnte. 

(Opel [SPD]: Das bißchen macht den Kohl 
nicht fett!)  

Mittelfristig muß der Preis um 15 bis 25 % angeho-
ben werden, weil sonst die deutschen und europäi-
schen Bauern nicht mehr leben können; denn wir 
müssen in Europa wirtschaften, nicht irgendwo in der 
Welt. Wir müssen unter europäischen Kosten wirt-
schaften. Wir wollen eine bäuerliche Struktur der 
Landwirtschaft. Wir wollen unter Erhaltung der natür-
lichen Lebensgrundlagen für unser gesamtes Volk 
wirtschaften. Das dient den Menschen der gesamten 
Welt, das dient auch unserer Volkswirtschaft. Es gibt 
überhaupt keinen vernünftigen Grund, die Politik der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft fortzu-
setzen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Tausend Gründe!) 

Ganz wichtig wäre, daß man endlich die nachwach-
senden Rohstoffe stärker fördert. Die Mittel in Brüssel 
sind vorhanden. Es fehlt nur der politische Wille in 
Brüssel, um diese Förderung tatsächlich effizient zu 
machen. 

Ich bin mir darüber im klaren, Ignaz Kiechle allein 
wird auch nicht bei allerbestem Willen gemeinsam mit 
seinem Staatssekretär Kittel die Dinge ausreichend 
beeinflussen können. Deswegen freue ich mich, daß 
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sich Bundeskanzler Kohl schon persönlich eingeschal-
tet hat. 

(Opel [SPD]: Erfolglos!) 
Es ist eine Sache des gesamten Kabinetts, meine Her-
ren von der FDP, daß Kiechle hier die richtige Rücken-
stärkung bekommt, um eine bessere Politik in Brüssel 
durchzusetzen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter! 

Eigen (CDU/CSU): Ich komme zum Schluß, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Das müssen Sie. 

Eigen (CDU/CSU): Seit Wochen demonst rieren un-
sere Bauern überall in Deutschland, überall in Europa 
heute. Dies ist ernst zu nehmen. Das ist kein intellek-
tuelles Spiel. Es geht um das Schicksal unserer bäuer-
lichen Familien, um das Schicksal ihrer Höfe. Ich 
hoffe, daß dies in allen Teilen unseres Hohen Hauses 
verstanden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Opel  [SPD]: Für viele ist es schon zu spät! — 
Frau Flinner [GRÜNE]: Schon lange ist das 
so! Jetzt trifft es die Gruppe von Ihrer Größe! 
Als die Kleinen gekämpft haben, haben Sie 
geschwiegen! Die haben Sie inzwischen alle 

beerdigt!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Als ich den Kollegen Bredehorn 
und Eigen zuhörte, habe ich mir spontan aufgeschrie-
ben: Die Worte höre ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube. Das hängt damit zusammen, daß in diesem 
Hause schon oft debattiert worden ist und auch das, 
was Sie verlangt haben, schon oft gesagt worden ist. 
Nur habe ich bisher nicht merken können, daß Sie 
auch Maßnahmen ergriffen haben, um dies durchset-
zen zu können. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wir haben vieles auszu-
gleichen versucht!) 

Wenn ich hier heute als erster Nichtlandwirt spre-
che — nachher kommen ja noch andere —, dann tue 
ich das auch aus Solidarität mit den Frauen, Männern 
und Kindern auf den Höfen, die heute in großer Sorge 
um die Zukunft leben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Seit Wochen demonstrieren Landwirte an der 

deutsch-niederländischen und an der deutsch-däni-
schen Grenze gegen die Preissenkungspolitik der 
EG. Wer regelmäßig seit vielen Jahren die Entwick-
lung auf den Höfen beobachtet, weiß, daß es zwi-
schenzeitlich immer wieder Phasen gegeben hat, in 
denen junge Landwirte keine Chance gesehen ha-
ben, für sich und ihre Familien ein ausreichendes Ein-
kommen zu erwirtschaften. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: So ist es!) 
Gerade die tüchtigsten, die am besten ausgebilde-

ten Landwirte haben danach getrachtet, neue Wege 

zu beschreiten. Ein Weg war, Qualitätsweizen auf den 
Marschböden des Küstengebiets zu produzieren. So-
wohl die Erntemengen als auch die Qualität der Er-
zeugnisse waren gut und ließen bis 1985 Gewinne zu. 
Seit 1986 sinken die Preise: Wurden noch 1986 
40,96 DM erlöst, so sind es jetzt mittlerweile 
35,60 DM, unter Berücksichtigung der Basismitver-
antwortungsabgabe sogar nur noch 34,36 DM, wie 
mir der Landvolkverband mitgeteilt hat. Unter diesen 
Bedingungen ist eine Erzeugung kostendeckend 
nicht mehr möglich. 

(Opel [SPD]: Traurig, aber wahr!) 

Wir muten doch wohl niemandem in unserer Gesell-
schaft zu, zu Bedingungen zu produzieren, bei denen 
nicht einmal die Selbstkosten gedeckt werden. Von 
daher haben wir es hier mit einer Berufsgruppe zu tun, 
die auch durch staatliche Maßnahmen, durch EG- 
Maßnahmen in die Situation kommt, daß nicht mehr 
individuelle Tüchtigkeit gilt, sondern der Wettbewerb 
über Subventionen, und dem müssen wir widerste-
hen. 

Wer die Verluste einmal ausrechnet, der stellt fest, 
daß die Produktionskosten, wenn ein Betrieb pacht-  
und schuldenfrei ist, bei 38,50 DM pro Dezitonne lie-
gen. Einen solchen Betrieb gibt es aber nicht. Wenn 
die Bodenpreise im Keller sind und damit die Kredit-
fähigkeit eingeschränkt ist, auf der anderen Seite für 
Zwischenkredite bis zur Ernte 11,5 % Zinsen verlangt 
werden, dann ist für jeden Laien erkennbar, daß unter 
diesen Umständen nicht gewirtschaftet werden 
kann. 

Dieser Substanzverzehr führt zur Vernichtung bäu-
erlicher Existenzen. Schätzungen machen deutlich, 
daß wir damit rechnen müssen, daß in den nächsten 
zehn Jahren mehr als 50 % der Bet riebe aufgeben 
werden müssen. 

Wer danach fragt, ob nicht ein Nebenerwerb einge-
richtet werden kann, der stellt schnell fest, daß ge-
werbliche Arbeitsplätze in den Küstengebieten kaum 
angeboten werden können. 

(Opel [SPD]: Im Gegenteil!) 

Wer im Fremdenverkehr einen Ausweg sieht, der 
muß wissen, daß erst einmal die Investitionsmittel vor-
handen sein müssen, um überhaupt umsteigen zu 
können. Bei der jetzigen Situation fehlt es auch 
daran. 

Notwendig ist, daß die Bundesregierung ein Sofort-
hilfeprogramm für spezialisierte Getreidebauregio-
nen einführt. Als Abgrenzungskriterien wären etwa 
der Marktfruchtspezialbetrieb mit extensiver Frucht-
folge ohne Hackfrüchte bzw. das sogenannte Tide-
Einzugsgebiet gemäß der Lastenausgleichsgesetzre-
gelung vorstellbar; denn wir müssen den Anschluß 
finden, bis andere Maßnahmen, die hier heute ver-
langt worden sind, überhaupt greifen können. 

(Bredehorn [FDP]: Zieht die SPD-Fraktion 
da mit?) 
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Ewen 
— Da ziehen wir mit. Ich habe hier heute für mich und 
für meine Fraktion zu reden. Ich glaube, das ist ein-
deutig. 

(Hornung [CDU/CSU]: In Wirklichkeit träu-
men manche Genossen von Weltmarktprei-

sen!) 

Ohne Soforthilfe können wir nicht überleben. Die 
Bauern wären nicht hier, wenn die Not nicht so groß 
wäre, wie sie ist. Lassen Sie, meine Damen und Her-
ren von der Koalition, im Parlament und in der Regie-
rung, nicht einen ganzen Berufsstand vor die Hunde 
gehen. Wir brauchen eine neue Agrarpolitik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hein rich. 

Heinrich (FDP) : Herr Präsident! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Die Situation hat mein Kollege Brede-
horn sehr gut beschrieben und sehr eindrucksvoll hier 
dargebracht. Ich möchte ein paar Zahlen nennen, die 
zu dieser Situation geführt haben. 

Wir haben im vergangenen Jahr 36 Millionen Ton-
nen Getreide mehr produziert, als über den Ver-
brauch, über Nahrungsmittel oder über den Futtertrog 
abzusetzen war. Zur Zeit liegen noch 13 Millionen 
Tonnen Getreide in den Lägern. Die Ernteschätzung 
für 1990 beläuft sich auf 170 Millionen Tonnen. Was 
das heißt, kann jeder, der hier im Raum ist, ermes-
sen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Wie kann man jetzt 
schon die Ernte schätzen, wenn das Getreide 
erst 10 cm hoch ist? Das ist ein Frevel!) 

Produktionsreserven sind noch in sehr starkem Um-
fang in Frankreich, insbesondere aber in Spanien vor-
handen. Dort hat man bei weitem noch nicht die Pro-
duktionsintensität erreicht, die wir haben. 

Verbrauchssteigerung: 0,5 %, Produktionssteige-
rung: 2 bis 3 % — das ist der Hintergrund, vor dem wir 
heute diskutieren. Gleichzeitig wurden produktions-
mindernde Maßnahmen im Rahmen des sogenannten 
Stabilisatorenpakets in Brüssel beschlossen, aber 
nicht durchgeführt, meine Damen und Herren. Die 
Solidarität unter den europäischen Staaten ist sehr 
schlecht. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Sie wissen, daß das 
nichts bringt!) 

Wenn ein Beschluß, der im Europäischen Rat gefaßt 
worden ist, von den nationalen Regierungen nicht 
befolgt und nicht ausgeführt wird, dann kann ich nur 
von einer sehr schlechten Solidarität sprechen. 

Ich füge dies hinzu. Das Beispiel Frankreich macht 
es deutlich: Frankreich nimmt so gut wie nicht an der 
Flächenstillegung teil 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Die wissen warum!) 

und hat bei Getreide einen Selbstversorgungsgrad 
von 233 %. 

(Zuruf von der SPD: Da hätte doch Kiechle 
besser aufpassen müssen!) 

Meine Damen und Herren, so sieht es doch in Wirk-
lichkeit aus. Die Beschlüsse des Rates werden nicht 
befolgt. 

Ich möchte diese Gelegenheit heute wahrnehmen, 
Minister Kiechle den Rücken zu stärken, um es ihm im 
Rat in Brüssel zu ermöglichen, sich zum ersten mit 
einer vernünftigen Preisgestaltung durchzusetzen. 
Zum zweiten aber kann der Rat seiner Verantwortung 
in der Zukunft nur gerecht werden, wenn das gesamte 
Stabilisatorenkonzept in allen Staaten angewendet 
wird. Herr Minister Kiechle, ich fordere Sie hier nach-
drücklich auf : 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Oh, Herr Hein

-

rich!)  

Nehmen Sie nichts zurück, sondern versuchen Sie, so 
hart wie möglich zu verhandeln. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ein Maß-
nahmenpaket haben wir ja auf den Tisch gelegt. Das 
Marktgleichgewicht ist eine der zentralen Fragen im 
Getreidesektor. Das Beispiel Milch zeigt uns doch, 
daß mit einem Marktgleichgewicht eine erfolgreiche 
Politik und eine erfolgreiche Preispolitik gestaltet 
werden kann. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Von wegen! Preissen

-

kungen bei Milch!) 

Die Mengen müssen reduziert werden, wenn das 
Marktgleichgewicht nicht erreicht ist. Hier sind Flä-
chenstillegungen und Extensivierung erforderlich. 
Hier muß das Getreide in den Futtertrog umgelenkt 
werden. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Die Industrierohstoffe und die nachwachsenden Roh-
stoffe müssen eine stärkere Bedeutung bekommen. 
Die Kommission muß mit dazu verhelfen, daß hier 
endlich ein Durchbruch stattfinden kann. Das ist das 
Konzept, das wir verfolgen. 

Ich bin auch von seiten meiner Fraktion nicht bereit, 
zu akzeptieren, daß wir in der Bundesrepublik andau-
ernd nur bezahlen sollen. Wir bezahlen einmal die 
Hauptlast der Marktordnungskosten von 6,5 Milliar-
den DM, die der Getreidemarkt erfordert. Wir bezah-
len natürlich auch über Flächenstillegungen und Ex-
tensivierung einen großen Beitrag, weit mehr als an-
dere. Jetzt zum Schluß werden wir wohl auf Grund der 
Tatsache, daß andere Staaten sich nicht so verhalten 
wie die Bundesrepublik Deutschland und daß unsere 
Betriebe vor dem Existenzruin stehen, auch noch di-
rekte Einkommensübertragungen finanzieren müs-
sen, um die schlimmsten Folgen zu verhindern, meine 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Aber Herr Hein rich! 
Wir haben doch auch Gewinner bei uns! Die 
Industrie ist doch der Gewinner der EG!) 

Das ist keine Politik, die wir auf Dauer mitmachen. 
Das können wir auf Dauer, auch vor dem Steuer-
zahler, überhaupt nicht mehr vertreten. 

Zum Schluß lassen Sie mich noch ein Wort zu den 
GATT-Verhandlungen sagen. Unsere Verhandlungs-
position im GATT  — uns muß sehr viel daran gelegen 
sein, daß sie möglichst gut ist — ist natürlich nur gut, 
wenn wir ein schlüssiges Konzept für eine Mengen- 
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reduzierung vorlegen können, das auch durchgeführt 
worden ist. Das ist doch das Entscheidende. Preissen-
kungen in den GATT-Verhandlungen vorzulegen läßt 
unsere Verhandlungspartner kalt. So etwas bewegt 
überhaupt nichts. Hier muß vielmehr eine vollzogene 
Mengenreduzierung und damit eine Reduzierung der 
Exporterstattung vorgewiesen werden. Dann haben 
wir auch im GATT  eine entsprechende Chance, un-
sere berechtigten Interessen besser durchzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat noch einmal 
Herr Abgeordneter Kreuzeder. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Hier wird so getan, als wäre die Flächen-
stillegung so unabdingbar wie der Sonnenaufgang. 
Könnte es sein, daß die anderen Mitgliedstaaten ge-
merkt haben, daß Flächenstillegung nichts bringt? 
Könnte es sein, daß sie ein bißchen weiter als über ihre 
eigene Haustür hinaus denken, daß sie sehen, daß die 
Weltbevölkerung explodiert, daß täglich 40 000 Kin-
der verhungern und daß Flächenstillegung ein 
Schwachsinn ist? Könnte das sein? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Das zweite Märchen ist das von den nachwachsen-

den Rohstoffen. Kennen Sie die Studien über nach-
wachsende Rohstoffe, die besagen, daß die Energiebi-
lanz, nach allen Schattierungen hin ausgerechnet, ne-
gativ ist, daß die Energie, die hineingesteckt wird, aus 
anderen Bereichen gewonnen wird, wo sie umwelt-
schädlich ist? 
Die dritte Märchenerzählung Ihrer Fraktion, bet rifft 

die Hofnachfolger, die es nicht gibt, die aber, gäbe es 
sie, den Strukturwandel bewirken könnten. Kennen 
Sie junge Menschen, Frau oder Mann, die 70 Stunden 
pro Woche arbeiten wollen für eine Entschädigung, 
die unter dem Sozialhilfesatz liegt? 
Ändern Sie Ihre Politik, damit man in der Landwirt-

schaft wieder von der Arbeit leben kann, von einer 
natürlichen Arbeit, die die Umwelt verträgt. Dann 
brauchen wir diesen ganzen Schwachsinn nicht, den 
Sie mit der EG-Kommission hier durchgezogen ha-
ben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Michels. 

Michels (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lieber Kollege Kreuzeder, wenn Sie die 
Rede, die Sie heute hier gehalten haben, vor den 
Landwirten in Schleswig-Holstein oder in Nieder-
sachsen halten würden, dann würden Sie merken, 
was diese von dieser Art Ihrer Betrachtung wirklich 
halten. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Das glaube ich 
nicht!) 

— Sie würden es dann schon merken. 
Meine Damen und Herren, wenn Landwirte in die-

ser Jahreszeit mit ihren Schleppern für Tage ihre Höfe 
verlassen und hierherfahren, um letztlich darauf hin-
zuweisen, wie es um ihre Existenz bestellt ist, dann ist 

das nicht etwas, was man so nebenbei macht. Das ist 
vielmehr Ausdruck einer ganz ernsten und ernstzu-
nehmenden Situation. Diese Situation hat ihre Ursa-
chen, die heute hier schon in Kürze dargestellt wur-
den. Man muß wissen, daß die Einkommen der ge-
treideanbauenden Landwirte — vom Preis her gese-
hen — während der letzten sechs Jahre um ca. 30 % 
zurückgegangen sind. 30 % ! Stellen wir uns einmal 
vor, daß in den übrigen Einkommensbereichen bei 
den Löhnen und Gehältern Rückgänge in dieser 
Größenordnung zu verschmerzen wären. 

Es geht auch nicht nur um die Frage der Struktur. 
Wenn es nur die wäre, wie jahrelang immer wieder 
betont wurde, dann würden sich Bet riebe mit entspre-
chend optimaler Ausstattung an Bodengüte und 
Größe heute nicht in solchen Schwierigkeiten befin-
den. Nein, es geht einzig und allein um die unserer 
Meinung nach falsche Verhaltensweise der Kommis-
sion. Die Stabilisatoren haben zwei Aspekte. Der eine 
Aspekt betrifft zunächst die Mengenbegrenzung; da-
für sind verschiedene Bereiche aufgeführt; sie wurden 
hier auch angesprochen. Die Kommission hat in Wirk-
lichkeit nichts, aber auch gar nichts getan, um diese 
Forderung kontrolliert für alle Länder in die Tat umzu-
setzen. Außer in der Bundesrepublik ist bei Flächen-
stillegungen kaum etwas gelaufen. 

Auf der anderen Seite gibt es sehr kluge Leute, die 
uns auch oft ermahnen wollen, indem sie sagen, wir 
müßten mit dem großen Weltmarkt leben, und wir 
wollten dies ja auch, weil wir davon leben. 

Vor wenigen Wochen kam aus derselben Ecke ent-
sprechendes Angstgeschrei, und zwar deshalb, weil 
zu viele japanische Autos auf den europäischen Markt 
kommen würden. Dabei wird mit unterschiedlicher 
Elle gemessen. 

Meine Damen und Herren, wir würden in Europa 
mit überschüssigem Getreide überhaupt kein Pro-
blem haben, wenn wir nicht die gleiche Menge an 
Substituten hier bei uns hereinnehmen müßten. Wir 
haben 30 Millionen Tonnen Getreide zuviel, und 
gleichzeitig kommen 30 Millionen Tonnen Ersatzfut-
ter oder Substitute hier in den europäischen Häfen an. 
Hier eröffnet sich eine gute Möglichkeit. Man müßte 
bei der Verfütterung auf Substitute mehr und mehr 
verzichten und Getreide in die Futtertröge hineinbrin-
gen. Der industrielle Bedarf wird oft als überhaupt 
noch nicht entsprechend rechnerisch vergleichbar 
hingestellt. 

Meine Damen und Herren, der Ölpreis wird nicht 
von uns festgesetzt, sondern von den Ölscheichs in 
den entsprechenden Ländern. Wenn diese den Öl-
hahn zudrehen und der Preis nach oben geht, dann 
werden alle darauf warten, daß wir endlich Ersatz-
energie zur Verfügung stellen. Deshalb ist ein Schritt, 
der merklich eine Beimischung zur Folge hat, längst 
überfällig. Dieser muß in ganz Europa getan wer-
den. 

Lassen Sie mich noch etwas zum GATT  sagen. 
Wenn Amerika hier mit großen Mengen auf unseren 
Markt will, dann frage ich mich: Können wir auch auf 
den amerikanischen Markt? Das können wir nicht. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Aber unsere Indu

-

strie macht es!) 
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Deshalb sollten die GATT-Verhandlungen auch unter 
diesem Aspekt gesehen werden. Ein Land, welches 
mehr produziert, als es selbst gebrauchen kann, kann 
nicht noch unbegrenzt zusätzliche Mengen aufneh-
men. Dies führt zu Störungen, die letztendlich insge-
samt von der Bevölkerung nicht verkraftet werden 
können. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe mich gefragt, was Sie geritten hat, 
heute diese Aktuelle Stunde vom Zaune zu brechen, 
da Sie doch genau wissen, daß Sie im Glashaus sitzen, 
Herr Kollege Susset. Aber anscheinend sind Ihnen die 
Demonstrationen da draußen doch an die Nieren ge-
gangen, und Sie meinten, Sie könnten sich bei einer so 
schlecht besuchten Plenarsitzung hier über all die 
Dinge hinwegsetzen und sich für das entschuldigen, 
was Sie in der Agrarpolitik in der letzten Zeit kaputt-
gemacht haben. 

(Beifall des Abg. Kreuzeder [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ich habe mich gewun-
dert, als ich hörte, daß der Kollege Eigen den bösen 
Buben wieder bei der EG-Kommission sucht und dar-
auf hinweist, 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist der böse Bube!) 

was die Bundesregierung alles an Positivem wolle. Im 
übrigen, Herr Kollege Eigen: Wenn die Kommission 
und vor allem die deutschen Kommissionsmitglieder 
nicht dem entsprechen, was Sie wollen, dann sorgen 
Sie dafür, daß sie abberufen werden. Das ist das Pro-
blem. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie können hier nicht auf der einen Seite die Kom-
mission anklagen und auf der anderen Seite selbst 
keine personalpolitischen Entscheidungen fällen, die 
darauf gerichtet sind, der Agrarpolitik zu helfen. Das 
ist das eine. 

Meine Damen und Herren: Ich meine, diese De-
batte, die Sie heute hier führen, hat eine Alibifunk-
tion. 

(Eigen [CDU/CSU]: Nein! Wir nehmen das 
ernst!) 

Wenn ich sehe, wie wenige von Ihnen trotz der Tat-
sache, was draußen vorgeht, anwesend sind, dann 
frage ich mich: Entspricht die allgemeine Politik der 
Fraktionen dieser Koalition dem, was Sie hier zur 
Agrarpolitik vortragen? Ich bezweifle dies. 

(Beifall des Abg. Kreuzeder [GRÜNE]) 

Fest steht eines, meine Damen und Herren: Der 
Getreidemarkt ist nicht in Ordnung. Ein hoher Selbst-
versorgungsgrad und der weiter anhaltende techni-
sche Fortschritt werden uns noch länger beschäftigen. 
Es zeigt sich immer deutlicher, daß das Gesamtpaket, 
das 1988 unter deutscher Präsidentschaft, unter Bun-
deskanzler Kohl und Minister Kiechle verabschiedet 

wurde, der Agrarsituation nicht gerecht geworden 
ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dies haben wir Ihnen vor zwei Jahren gesagt. 

(Beifall bei der SPD — Frau Flinner 
[GRÜNE]: So ist es!) 

Sie haben es ja nicht geglaubt. 

(Opel [SPD]: Heute hat Eigen es zugege

-

ben!) 

Während das Stabilisatorenkonzept mit automati-
schen Preissenkungen beim Vorliegen bestimmter 
Bedingungen greift, wirken die sogenannten flankie-
renden mengenbegrenzenden Maßnahmen nicht. 

(Eigen [CDU/CSU]: Da liegt ja die Schuld der 
Kommission, die Sie bestreiten!) 

Die Flächenstillegung und die Extensivierung werden 
in den meisten Mitgliedstaaten nach wie vor nur 
schleppend angewendet. 

(Zuruf von der FDP: Das ist genau der Punkt! 
— Hornung [CDU/CSU]: Na also!) 

Ich gebe zu — das haben wir immer beklagt —, daß 
wir wieder die Preußen waren, die hundertprozentig 
ihre Pflicht erfüllt haben, während auf der anderen 
Seite die Kommission nicht dafür gesorgt hat, daß es 
auch in den anderen Ländern durchgeführt wurde. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es, und das werfen 
wir ihr vor!)  

Aber auch Herr Bangemann und der andere deutsche 
Kommissar haben nicht dafür gesorgt, daß hier glei-
che Verhältnisse in der EG geschaffen wurden. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Teubner [GRÜNE]) — Eigen [CDU/CSU]: 

Wie heißt denn der?) 

— Schmidbauer, wenn ich nicht irre, Herr Kollege. 
Schmidbauer heißt er. Er kommt aus Bayern und 
scheint von der CSU zu sein. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Beide!) 

—Ja. Es ist nicht nur Herr Bangemann. Ich weiß, ich 
weiß. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Auf dem einen Fuß „Bangemann" hören Sie 
schlecht. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Die CDU 
und die CSU haben keinen Kommissar 

Schmidbauer!) 

—Heißt der nicht Schmidbauer? 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Schmidhu
- ber!) 

—Sehen Sie, so schlimm ist das; man weiß noch nicht 
einmal, wie die Brüder alle heißen. 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Anbau nachwachsender Rohstoffe, den auch 
Herr Michels soeben gefordert hat, ist kein Allheilmit-
tel. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: So ist es! Genau!) 
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Ökonomische und ökologische Bedingungen werden 
bisher nicht ausreichend erfüllt. Gesundreden in die-
sem Bereich und das Aufbauen von Hoffnungen, wie 
von der Regierung unternommen, helfen uns nicht 
weiter. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: So ist es!) 

Ich glaube, die diesjährigen Preisverhandlungen 
zeigen, daß die Beschlüsse, auch die in diesem Jahr zu 
fassenden Beschlüsse, keinen langen Bestand haben 
werden. Von Februar 1988 bis Ap ril 1990 ist eine sehr 
kurze Zeitspanne, gut zwei Jahre. Und dann schauen 
Sie sich einmal an, was für akrobatische Verrenkun-
gen Sie heute machen müssen, 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Ja, richtig!) 

mit denen Sie die Beschlüsse von damals, die ja von 
Ihnen, vom Bundeskanzler und von Minister Kiechle, 
mitgefaßt wurden, heute revidieren wollen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Aber die damaligen 
Vorgaben waren noch schlechter! — Susset 
[CDU/CSU]: Es kommt darauf an, was aus-

gesetzt wurde!) 

Das zeugt nicht von konzeptionellem Vorgehen, wirk-
lich nicht. Nein, ich muß Ihnen sagen: Wir müssen 
versuchen, eine bessere, eine andere Politik zu ma-
chen. Die jetzige Politik hilft unseren Familienbetrie-
ben nicht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich befürchte, daß wir auch im nächsten oder im über-
nächsten Jahr wieder einen Reparaturdienst machen 
müssen, wenn jetzt eine Lösung herauskommt, die 
wieder nicht Fleisch und nicht Fisch ist. 

(Opel [SPD]: Wenn es keine Bauern mehr 
gibt, brauchen wir auch keine Stützungen 

mehr!) 

Ich denke auch an folgendes: Ich habe heute mittag 
mit Kollegen aus dem irischen Parlament zu tun ge-
habt, die mir berichtet haben, wie schlecht es auch 
ihren Getreidebauern dort drüben geht, während den 
Milchbauern im Augenblick bei den steigenden 
Milchpreisen in Irland etwas mehr Luft gegeben ist. 

(Hornung [CDU/CSU]: Auf Grund unserer 
Politik!) 

Wie lange? Da möchte ich zweifeln. Es wird nicht all

-

zulange dauern. Denn unsere Situation wird auch dort 
negativ zu Buche schlagen. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es! — Frau Flinner 
[GRÜNE]: Da ist auch nichts verschenkt wor-

den!) 

Man könnte noch vieles dazu sagen. Nur eines muß 
ich hier noch einmal deutlich machen. Wenn wir z. B. 
an die Milchquoten und die Regelungen und an das, 
was da gelaufen ist, denken, müssen wir feststellen, 
daß nicht ohne Grund die Bäuerinnen und Bauern in 
einigen Ländern verärgert sind, weil die Aktionen, 
etwa in Bayern, sehr schleppend begonnen haben und 
sie nicht zum Zuge gekommen sind. Nicht ohne 
Grund sind die Bauern in einigen Ländern deswegen 
verärgert; so auch in Rheinland-Pfalz, einem CDU- 
Land. 

Ich bin der Meinung, hier muß die Verwaltung, hier 
muß die Bundesregierung dafür sorgen, daß Maßnah-
men, wenn sie schon zum Schutz z. B. der Milchbau-
ern getroffen werden, in der ganzen Bundesrepublik 
gleichermaßen greifen müssen und nicht auf Grund 
des Windhundverfahrens einseitig nur in dem einen 
oder anderen Land greifen dürfen. 
Meine Redezeit ist um. Ich bedaure das außeror-

dentlich. Bis zum nächsten Mal! 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Hornung [CDU/CSU]: Der 

nächste Halbsatz fehlte!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Pfuhl, für den 
Fall, daß der von Ihnen Angesprochene auf dem einen 
Fuß nicht gut hört: Vielleicht kann er auf dem anderen 
besser sehen! 

(Heiterkeit — Pfuhl [SPD]: Danke, Herr Prä

-

sident! Vielleicht ist er auf beiden Augen 
blind!)  

Jetzt hat der Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten das Wort. 

(Frau Adler [SPD]: Weiß der denn was in der 
Sache? Da bin ich mir nicht so sicher!) 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich glaube, es ist der Situation angemes-
sen, 

(Opel [SPD]: Zu weinen!) 
ruhig, seriös, aber auch mit einigen Vorschlägen hin-
sichtlich dessen zu sprechen, was im Konzert der je-
weiligen jährlichen Beschlüsse zu tun ist, die ja unter 
Zwölfen und mit Zwölfen plus Kommission getroffen 
werden müssen und nicht mit Hurra und Krach und 
Sprüchen erreicht werden können. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Vielleicht sind Sie 
allzu ruhig!) 

Jetzt, heute nachmittag, beginnt die nächste Runde. 
Unsere Bauern demonstrieren — ich sage dazu, ich 
habe Verständnis dafür — , und sie demonst rieren ge-
gen die Vorschläge der Kommission; das wollen wir 
einmal festhalten. 

(Susset [CDU/CSU]: Richtig!) 
Ich bemühe mich jetzt — übrigens mit anderen Kol-

legen zusammen — , diese Vorschläge der Kommis-
sion zu revidieren oder zu korrigieren. Leider ist es so, 
daß sie, die Kommission — sie ist mit ziemlich viel 
Vollmachten ausgestattet, weil sie nämlich das Mono-
pol des Vorschlagrechts besitzt und nur einstimmig 
korrigiert werden kann 

(Eigen [CDU/CSU]: Deswegen hat sie auch 
Verantwortung!) 

— sicher hat sie dafür auch entsprechende Verantwor-
tung — , mit ihren Vollmachten bis jetzt unbeirrt an 
ihrem Preissenkungskurs festhält, den sie damals in 
ihrem Weißbuch schon festgelegt hat. 
Unsere aktuelle Forderungen, die sich auf diese 

Runde bezieht, ist dagegen die, daß die im Stabilisa-
torenbeschluß von 1988 verankerte 3%ige Senkung 
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der Interventionspreise dann, wenn 160 Millionen t 
europäische Getreidequote überschritten werden, an 
anderer Stelle ausgeglichen wird. Außerdem darf es 
nicht zu einer zusätzlichen Belastung der deutschen 
Getreideerzeuger und Bauern durch den Restabbau 
des deutschen Währungsabstands bei Getreide kom-
men. 

(Beifall des Abg. Hornung [CDU/CSU]) 

Bis jetzt sind die Kommission und die Präsident-
schaft — sie spielen hier ja jeweils zusammen — unse-
ren Forderungen nur teilweise entgegengekommen. 
Wir werden also hart verhandeln müssen, und genau 
das werden wir auch tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei ist es ärgerlich — es ist hier schon verschiedent-
lich angeklungen —, daß das Maßnahmenbündel, das 
ja den Stabilisatorenbeschluß, das Stabilisatorenkon-
zept, eigentlich ausmacht, von verbesserter Finanzie-
rung — das wäre ja sonst auch in den Marktordnun-
gen durch Zusammenbruch der Zahlungsfähigkeit 
zum Ausdruck gekommen — bis hin zu den hier ge-
nannten vier Punkten, bisher leider nicht ausgewogen 
greift. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir haben auf Freiwilligkeit gesetzt, weil eine an-
dere, nämlich eine Zwangsmaßnahme, damals nicht 
durchsetzbar war. Wir haben die Ermächtigung zur 
Preissenkung in Höhe von 7,5 % pro Jahr auf 3 
reduziert und auch sonst Verschiedenes gemacht. 
Aber es war eben so, daß wir heute feststellen müssen: 
Nicht in allen Ländern wird die Freiwilligkeit gleich 
praktiziert, akzeptiert — oder wie Sie wollen. Und ich 
mache der Kommission durchaus den Vorwurf, daß sie 
dafür nicht sorgt. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie ist sonst mit Androhung von Klagen oder Einlei-
tung von bestimmten Verfahren schnell bei der Hand. 
Hier jedoch sieht sie immer nur zu und sagt: Ja, wir 
machen schon. 

Bis jetzt ist nicht viel geschehen. So wird z. B. die 
Flächenstillegung bisher nur in Großbritannien, Ita-
lien, Spanien und bei uns praktiziert, 

(Hornung [CDU/CSU]: Hauptsächlich bei 
uns!)  

wobei wir die meisten Flächen stillgelegt haben — 
übrigens nichts Nachteiliges, im Gegensatz zu all die-
sen Bemerkungen hier. In diesem Bereich haben wir 
wenigstens teilweise etwas erreicht. Nichts aber ha-
ben wir bei der Verfütterung von Getreide zusätzlich 
in den Futtermittelmischungen erreicht, und bei den 
nachwachsenden Rohstoffen haben wir bis jetzt nur 
sehr zögerliche Reaktionen, obwohl die Kommission 
durchaus mehr tun könnte. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist Absicht!) 

Zu den Substituten kann ich jetzt nichts sagen, weil 
das in den Gatt-Verhandlungen zu regeln ist. 

Wir dürfen natürlich trotzdem nicht übersehen, 
meine Damen und Herren — und darin liegt das Pro-
blem —, daß in der Gemeinschaft eben nach wie vor 
mehr Getreide produziert als verbraucht wird. Das  

sind heute gegenüber dem vorhandenen Verbrauch 
immerhin 121 % an Produktion. Selbst wenn kein ein-
ziges Substitut hereinkäme — was zur Zeit eigentlich 
nicht machbar ist —, 

(Opel [SPD]: Aha!) 

dann wären es immer noch mehr als 100 %. Selbst wir 
Deutsche produzieren heute 106 %, gemessen am vor-
handenen Verbrauch. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Trotz Flächenstille

-

gung, Herr Kiechle! Dann bringt die Flä

-

chenstillegung doch nichts!) 

Das sind also — das ist heute schon gesagt worden — 
rund 30 Millionen t. Das muß weg, und das kann nur 
weg mit Hilfe der Marktordnungen. Das ist immerhin 
etwas, was wir nicht gefährden dürfen, jedenfalls 
nicht im Grundsatz. 

Diese Produktionssteigerung aber darf auch nicht 
weitergehen; denn sonst haben wir — heute sind es 
immerhin fast 10 Milliarden DM Getreidemarktko-
sten für ganz Europa — in wenigen Jahren noch we-
sentlich höhere. Dadurch wird der Druck auf die 
Preise ständig mehr vorprogrammiert. 

Ich hätte längst versucht, eine Akzeptanz für kräfti-
gere Maßnahmen — ich will noch nicht sagen: für 
obligatorische — durchzusetzen. Man könnte die Mit-
gliedstaaten stärker einspannen, man könnte die ein-
zelnen Bauern stärker einbinden, man kann auch das 
Angebot — das ist wohl das, was wir am ehesten errei-
chen können — zur Herausnahme von Flächen aus 
der Produktion — auf Zeit übrigens; das ist später wie-
der reversibel — erhöhen. 

All dies wären durchaus solche Maßnahmen. Aber 
man braucht dafür Mehrheiten, mindestens auch die 
Unterstützung der Kommission, oder Einstimmigkeit. 
Das ist leider nicht so schnell und so leicht herstell-
bar. 

Es gibt überzeugendere Regelungen. Ich meine, die 
müssen jetzt auch kommen. Es kann nicht beim Kon-
zept der ständigen Interventionspreissenkungen 
bleiben. Ich erwarte von der Kommission schon so viel 
politisches Denken, daß sie von ihrem heutigen allei-
nigen Haushaltsdenken endlich zu flexiblem Gestal-
tungsdenken übergeht. 

Das bedeutet: Entweder machen alle Mitgliedstaa-
ten freiwillig bei Flächenstillegung und Extensivie-
rung in einem vergleichbaren Umfang mit, damit man 
diese Schwelle einhalten kann, oder wir lockern die 
Kollektivhaftung des Stabilisatorenkonzepts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es bleibt nichts 
anderes übrig!) 

Das möchte ich hier heute deutlich sagen. Ich weiß, 
daß das für diese Preisrunde nicht mehr geht; da kann 
ich nur reparieren. Aber im nächsten Jahr können wir 
nicht vor derselben Situation stehen. Entweder gelten 
alle Teile des Stabilisatorenkonzepts, oder das bela-
stende Element der alleinigen Preissenkung wird 
auch ausgesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 



16132 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 206. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. April 1990 

Bundesminister Kiechle 
Darauf aufbauend müssen wir für die Zukunft ein 
etwas besseres Mengenregulierungskonzept entwik-
keln. 

Das ist unsere Leitlinie für das nächste Jahr. Das ist 
auch eine Perspektive, von der ich meine, daß, wenn 
wir sie für die kommende Zeit auf den Weg bringen, 
unsere Bauern erkennen, daß wir uns für sie nicht mit 
Sprüchen und Sprücheklopfen einsetzen, sondern daß 
wir sehr wohl für sie kämpfen. 

Ich versichere noch einmal: Ich weiß wohl, wie 
schwer es in den nächsten Tagen — und ich fürchte: 
auch in den Nächten — sein wird, zu verhandeln und 
vor allem diese Konzeption der Kommission jetzt 
langsam zu drehen. Ich werde jede Möglichkeit nut-
zen, um dieses Ziel zu erreichen. Ich bin dankbar 
dafür, daß mich die Mehrheit im Deutschen Bundes-
tag, im Bundesrat und im Europäischen Parlament 
auch unterstützt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Ja, auch im Europa
-parlament!) 

Ich bin ganz besonders dem Herrn Bundeskanzler und 
dem Bundeskabinett dankbar, die mir heute gesagt 
haben, daß ich mit voller Rückendeckung in dieser 
Richtung verhandeln darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, daß es eine 
schwierige Entwicklung ist. Sie hat viele Gründe. 

Ich will — das ist auch eine Zeitfrage — nicht mehr 
auf das eingehen, was Diskussionsredner hier gesagt 
haben. Ich denke, die Öffentlichkeit wird sehr wohl 
erkennen, was Stammtischsprüche und was Bemü-
hungen sind, jemandem, nämlich unseren Getreide-
bauern, zu helfen. 

(Zuruf der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

— Lassen Sie die Bauern doch ruhig selbst entschei-
den. Ich weiß, Sie sind eine besonders charmante 
Dame. Sie werden das sicherlich in der richtigen Form 
zum Tragen bringen können. 

Ihnen, Herr Kreuzeder, muß ich nur noch eines sa-
gen. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: O, Sie beschäftigen 
sich mit  mir!)  

Sie stellen sich hier hin und polemisieren gegen die 
Stillegung der Produktion auf der Fläche. Sie tun 
auch gleich so, als ob die nie wieder rückgängig ge-
macht werden könnte, was ja überhaupt nicht wahr 
ist. Ihnen müßte ja eigentlich der Grundgedanke der 
Brache, den Ihre Urgroßväter einmal, ohne unterstützt 
zu werden, durchgeführt haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sogar in Notzei-
ten!)  

nicht so fremd sein, daß Sie sich hier hinstellen und 
von „Schwachsinn" reden. Ich möchte nur sagen: 
Darüber, wer hier Schwachsinn redet, lassen wir ruhig 
die Bauern selbst entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch des Abg. Kreuzeder 

[GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Müller (Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe dieser 
Debatte jetzt sehr aufmerksam zugehört und muß sa-
gen: Wenn ich das werte, was vor allem von der Seite 
der CDU/CSU gesagt worden ist, verstehe ich, daß die 
Landwirte Angst haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor dir!) 

nämlich Angst, daß die Politik, wie sie bisher betrie-
ben worden ist, weitergeführt wird, daß es weitergeht 
mit den Preissenkungen. Das geht gegen ihre Exi-
stenz. Das wissen wir. Selbst der beste Bauernhof wird 
das nicht aushalten, wenn 1990 wiederum eine solche 
Preissenkung auf dem Getreidesektor kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben auch nichts davon gehört, daß sie etwas 
an flankierenden Hilfen erwarten könnten. Sie fühlen 
sich natürlich von der Bundesregierung im Stich ge-
lassen, deswegen demonstrieren sie auch, und das ist 
ihr gutes Recht. Die Zukunftsangst treibt die Bauern 
auf die Straße. 

(Hornung [CDU/CSU]: Heute wird europa

-

weit demonstriert!) 

Die CDU/CSU fürchtet jetzt natürlich, daß sich die-
ser Unmut der Bauern bei den zukünftigen Wahlen 
niederschlagen könnte. Das ist mit ein entscheidender 
Grund für diese Aktuelle Stunde heute; 

(Oostergetelo [SPD]: So ist es, Herr Kol

-

lege!) 

deswegen auch der Versuch, die Unzuf riedenheit der 
Bauern auf die EG zu verlagern und den Schwarzen 
Peter Brüssel zuzuschieben. 

(Hornung [CDU/CSU]: Dorthin, wo er hinge

-

hört!) 

Das war doch heute, ganz kurz gesagt, der Inhalt aller 
Ihrer Reden, 

(Eigen [CDU/CSU]: Und die Kommission hat 
keine Schuld, Herr Kollege?) 

nach dem Motto: Wir würden ja gern hier in der Bun-
desrepublik etwas ändern, wenn uns die bösen Brüs-
selianer nur ließen. Darüber, daß Sie zwei Kommis-
sare dort sitzen haben, fiel auch kein Wort. 

(Eigen [CDU/CSU]: Von 17!) 

Sie tun so, als müßten wir uns dem Brüsseler Diktat 
beugen, Sie tun so, als wären Sie nirgendwo dabei 
gewesen, als wären Sie hier eine untergeordnete 
Stelle von Brüssel und hätten selber nichts damit zu 
tun gehabt. 

(Susset [CDU/CSU]: Wenn uns die Soziali-
sten im Europäischen Parlament unterstüt

-

zen würden, wäre es besser!) 

Ich füge hinzu: Es ist unverantwortlich, daß man 
hier so handelt, weil man nämlich die EG bei uns noch 
mehr in Mißkredit bringt und weil die EG-Verdros-
senheit zunimmt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das machen wir aber 
nicht!) 
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Es ist aber auch deswegen falsch, weil in Brüssel heute 
nichts geschieht, was nicht von der Bundesregierung 
mit beschlossen wurde oder zumindest vorgeschlagen 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Wenn Sie nachlesen, was der Deutsche Bauernver-
band in seiner Dokumentation zur jetzigen Demon-
stration der Bauern sagt, dann sehen Sie, daß das auch 
mit darin steht. 

(Hornung [CDU/CSU]: Nur ein Teil der Be-
schlösse wird umgesetzt!) 

Garantiemengen, Stabilisatoren, Flächenstille-
gung, das kommt doch alles mit von Ihnen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Aber es wird nicht 
durchgeführt! Das ist doch das Problem!) 

Wir haben Sie doch gewarnt. Wir haben doch voraus-
gesagt, was hier kommen wird. Wenn Sie heute sa-
gen, die demonstrieren gegen die Vorschläge von 
Brüssel, dann ist das, was heute von Brüssel aus ge-
schieht, nichts anderes als eine Folge der Maßnah-
men, die Sie mit unterstützt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Eigen [CDU/CSU]: Das ist unwahrhaftig! Du 

weißt ganz genau, daß es anders ist!) 

Ich füge hinzu: Eine gute Bundesregierung, Herr Kol-
lege Eigen, sollte vorher die Folgen bedenken, die so 
eine Maßnahme mit sich bringt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben Ihnen die Folgen immer aufgezeichnet. 
Leider haben Sie sie nicht zur Kenntnis genommen. 
Die Folgen sind: Unsere Landwirte haben bei der Flä-
chenstillegung Marktanteile verloren und müssen 
jetzt die Preissenkungen, einschließlich Mitverant-
wortungsabgabe, noch mit bezahlen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Es gibt doch gar 
keine Marktanteile mehr!) 

Vieles, was die Lage der Landwirte hätte verbessern 
können, ist in Brüssel von Ihnen mit verspielt worden, 
vom Währungsausgleich über die Milchquotenrege-
lung bis zur Flächenstillegung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn ich dann heute höre, das sei eine Provokation, 
das könne nicht mehr so hingenommen werden, oder 
Sie wollten Vorschläge von uns, so muß ich sagen: Zu 
allen Punkten haben wir Ihnen Vorschläge gemacht. 
Nur haben Sie sie leider nicht übernommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn den 
Mehrwertsteuerausgleich bekämpft?) 

Den Bauern ginge es heute besser, wenn Sie einiges 
davon berücksichtigt hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen hören Sie auf, anderen die Schuld anzula-
sten! Sie sind für die Misere in der Landwirtschaft mit-
verantwortlich, und zwar die Bundesregierung und 
die sie tragenden Parteien. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bayha. 

Bayha (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich Mitglied der Opposition wäre 
und Pfuhl oder Müller hieße, 

(Opel [SPD]: Dafür können wir sorgen!) 

dann würde ich wahrscheinlich auch heute, ein paar 
Tage vor Wahlen, den Versuch unternehmen, der hie-
sigen Regierung die Schuld für alles zuzuschieben. 

(Zuruf von der SPD: Dahin gehört sie auch! 
— Hornung [CDU/CSU]: Das wird nicht ge

-

lingen!) 

Daß dies falsch ist, wissen beide Herren natürlich ganz 
genau, denn die wahre Adresse ist in der Tat Brüssel. 
Es sind ja zwölf Länder, die agrarpolitisch mitreden, 
und es sind nicht nur zwei Kommissare. Wie die Ab-
stimmungsverhältnisse, die Meinungsbildung, die 
Willensbildung in der Kommission sind, das wissen 
Sie beide natürlich auch genauso wie ich. Deshalb 
möchte ich versuchen, mich sachlich an die Adresse 
der Kommission in Brüssel zu wenden, und dies in 
einigen wenigen Punkten: 

Erster Punkt. Mittel- und langfristig hat die bäuer-
liche Landwirtschaft in der Europäischen Gemein-
schaft in einer ansonsten marktwirtschaftlich orien-
tierten Wirtschaftswelt nur eine Zukunft, wenn die 
Agrarpolitik wieder stärker als bisher an den Prinzi-
pien der Sozialen Marktwirtschaft ausgerichtet wird. 
Zu diesen Prinzipien gehört in dem ganz konkreten 
Fall, über den wir heute diskutieren, aber nicht nur 
Preisdruck, sondern auch Preisschutz, und zwar ganz 
besonders dann, wenn der Weltmarkt in diesem Be-
reich durch Dumping-Preise weitgehend verfälscht 
ist. 

Zweiter Punkt. Die Herstellung des Gleichgewichts 
auf den EG-Agrarmärkten ist vor dem Hintergrund 
gesättigter Binnen- und Außenmärkte und kurzfristig 
kaum gegebener Absatzchancen im Non-food-Be-
reich — das müssen wir leider zur Kenntnis neh-
men — nur über den Abbau von Produktionskapazi-
täten möglich. Ich wünsche mir sehr, daß diese Er-
kenntnis, die eigentlich ganz simpel ist und die wir 
von diesem Hause aus und die unsere Regierung der 
Kommission seit Jahren zu vermitteln versucht, in 
Brüssel auch endlich einmal Platz greift. 

Dritter Punkt. Die rückläufigen Preise der letzten 
Jahre haben nicht zu einer Verringerung der Über-
schüsse geführt. Dies ist nicht nur auf anhaltende Pro-
duktivitätszuwächse, sondern auch darauf zurückzu-
führen, daß es einer Reihe von Ländern mit schwäche-
ren Währungen möglich war, ihre nationalen Preise 
durch Anpassung der grünen Paritäten kräftig anzu-
heben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Auf Grund der extremen Strukturdisparität und der 
daraus resultierenden Einkommensunterschiede in-
nerhalb der EG ist aus sozialen Gründen die Herstel-
lung des Marktgleichgewichts über eine noch so re-
striktive Preispolitik, wie sie in den vergangenen Jah-
ren von Brüssel betrieben wurde, politisch kurz- und 
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mittelfristig nicht möglich, insbesondere nicht in den 
Hartwährungsländern. 

(Eigen [CDU/CSU]: Deswegen ist das wirk-
lich eine dumme Politik!) 

— Ja. 

Vierter Punkt. Auch eine weitere Quotierung in 
anderen Produktionsbereichen löst die Probleme 
nicht, sondern verschärft sie. Die vorrangige Herstel-
lung des Marktgleichgewichts setzt damit aber kurz- 
und mittelfristig einen subventionierten Kapazitäts-
abbau voraus. Es ist eigentlich bedauerlich, daß diese 
Komponente des Beschlusses, der am 12. Februar 
1988 unter großem Einsatz auch unseres Bundeskanz-
lers herbeigeführt wurde, von Brüssel bisher schlicht 
mißachtet wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und das ist unsere 
Kritik!) 

Ich sage, an die Brüsseler gerichtet, auch klipp und 
klar: Die Kommission muß in bezug auf diese Punkte 
jetzt endlich einmal eine Bilanz vorlegen. Es kann 
kein seitens der Bundesrepublik weiteres Ja zu einsei-
tigen Belastungen geben. 

(Opel [SPD]: Die Bundesregierung braucht 
die Bilanz nur einzufordern! Dann müssen 

die doch berichten!) 

Fünfter Punkt. Wenn es darum geht, in diesem 
Sinne in der EG in den nächsten Jahren auf Vertrags-
basis Ackerflächen aus der Produktion zu nehmen, 
kann dies nicht auf das Gebiet der Bundesrepublik 
beschränkt bleiben. Entsprechende Quoten sind auf 
alle EG-Mitgliedsländer gleichermaßen zu verteilen. 
Ansonsten müssen diese Maßnahmen natürlich auch 
ökologisch und ökonomisch sinnvoll sein, und sie 
müssen auch dem Naturschutz Rechnung tragen. 

Sechster Punkt. Dieser innergemeinschaftliche Ka-
pazitätsabbau hätte, wenn er vorgenommen würde, 
auch eine wesentliche Entlastung der Weltagrar-
märkte zur Folge. In den GATT-Verhandlungen ist 
deshalb sicherzustellen, daß diese Entlastungswir-
kung am Weltmarkt nicht durch subventionierte Ex-
porte anderer Nationen unterlaufen wird, sondern von 
einem gleichzeitigen Protektionsabbau in diesen 
Ländern begleitet wird. Nur so, meine Damen und 
Herren, kann die Erhaltung einer bäuerlich struktu-
rierten Landwirtschaft in der EG gewährleistet wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist zu Ende. 

Ich möchte noch einige Mitteilungen machen. Dies 
ist die erste Gelegenheit, dem Bundeskanzler nach-
träglich zum Geburtstag zu gratulieren. Er hat am 
3. April seinen 60. Geburtstag gehabt. Ich glaube, ich 
darf in Ihrer aller Namen für das ganze Haus nach-
träglich herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Frau Kollegin Augustin hat am 24. Ap ril ebenfalls 
ihren 60. Geburtstag gehabt. Auch ihr gelten die be-
sten Wünsche des Hauses. 

(Beifall) 

Jetzt wird es amtlicher. Aus dem Vermittlungsaus-
schuß nach Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes ist der 
ehemalige Kollege Dr. Kreile als ordentliches Mit-
glied ausgeschieden. Die CDU/CSU-Fraktion schlägt 
Herrn Abgeordneten Scheu, der bisher stellvertreten-
des Mitglied war, nunmehr als ordentliches Mitglied 
und Herrn Abgeordneten Kraus als stellvertretendes 
Mitglied im Vermittlungsausschuß vor. Sind Sie damit 
einverstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. Da-
mit sind die Kollegen Scheu als ordent liches Mitglied 
und Kraus als stellvertretendes Mitglied im Vermitt-
lungsausschuß bestimmt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist die 
verbundene Tagesordnung umgestellt bzw. ergänzt 
worden. Die Einzelheiten sind Ihnen mit einer amtli-
chen Mitteilung am 24. April 1990 bekanntgemacht 
worden. Die Zusatzpunkte sind in der Ihnen vorlie-
genden Zusatzpunkteliste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde: Aktuelle Lage der Landwirt-
schaft — Preissenkungspolitik der EG-Kom-
mission im Agrarsektor 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 1. Dezember 1987 über die was-
serwirtschaftliche Zusammenarbeit im Ein-
zugsgebiet der Donau — Drucksache 
11/6943 —

3. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregie-
rung zu militärischen Flugübungen über be-
wohntem Gebiet 

Von der Frist für den Beginn der Beratung soll, 
soweit erforderlich, abgewichen werden. Sind Sie da-
mit einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Reform des Rechts der Vormund-
schaft und Pflegschaft für Volljährige (Betreu-
ungsgesetz — BtG) 

—Drucksache 11/4528 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

—Drucksache 11/6949 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Funke 
Dr. Langner 
Frau Nickels 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. de With 

(Erste Beratung 153. Sitzung) 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. de With, Frau Dr. Däubler-
Gmelin, Bachmaier, Klein (Dieburg), Dr. Pick, 
Reschke, Schmidt (München), Schütz, Singer, 
Stiegler, Wiefelspütz, Dr. Vogel und der Frak-
tion der SPD 
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Beistand und mehr Rechte für geistig behin

-

derte und psychisch kranke Menschen 
— Drucksachen 11/669, 11/6949 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Geis 
Dr. de With 

Hierzu liegen Änderungs- und Entschließungsan-
träge der Fraktion der SPD, der Fraktion der GRÜNEN 
sowie der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP 
auf den Drucksachen 11/6962 bis 11/6966, 11/6969 
und 11/6973, 11/6975 sowie 11/6983 vor. 
Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind für 

die gemeinsame Beratung der beiden Vorlagen 
90 Minuten vereinbart worden. — Ich sehe dazu kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Dr. Stark (Nürtingen). 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was wir hier 
heute unter dem Namen „Betreuungsgesetz" verab-
schieden, ist eines der wichtigsten und bedeutendsten 
rechtspolitischen Vorhaben — meines Erachtens nicht 
nur dieser Legislaturpe riode, sondern der letzten acht 
Jahre, also der Zeit, in der diese Koalition die Regie-
rung bildet. 
Von dem Betreuungsgesetz, das die bisherigen Vor-

schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, des Geset-
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit und anderer Gesetze über die Entmün-
digung, Vormundschaft und Pflegschaft für volljäh-
rige Mitbürger, die psychisch krank oder körperlich 
oder seelisch behindert sind, völlig neu regelt, werden 
schon heute Hunderttausende von Mitbürgern betrof-
fen. Auf Grund des steigenden durchschnittlichen Le-
bensalters werden es in Zukunft noch mehr sein. Die 
Bedeutung des Gesetzes kommt schließlich auch da-
durch zum Ausdruck, daß theoretisch jeder Bürger 
von diesem Gesetz betroffen werden kann. 
Erkannt ist dies zwar in der Fachwelt und unter den 

Betroffenen, aber, wie wir auch an der Teilnahme an 
der heutigen Plenarsitzung sehen, noch nicht von al-
len Abgeordneten und nicht von der sogenannten Öf-
fentlichkeit. Das sollte uns aber nicht daran hindern, 
dieses wichtige Gesetz zu beraten und zu verabschie-
den. 
Der Kern der bisherigen Vorschriften über Entmün-

digung, Vormundschaft und Pflegschaft stammt aus 
dem 19. Jahrhundert, das bisherige Entmündigungs-
recht im wesentlichen aus dem Jahre 1877. Beg riffe, 
Sprache, materieller Inhalt und auch die verfahrens-
rechtlichen Regelungen auf diesem Rechtsgebiet ent-
sprechen nicht mehr dem Menschenbild des Grund-
gesetzes, dem gewandelten Selbstbewußtsein der 
psychisch kranken oder altersbehinderten Mitbürger 
und auch nicht mehr dem Bewußtsein unserer Gesell-
schaft, die heute erfreulicherweise eine andere Ein-
stellung zum psychisch kranken oder körperlich, gei-
stig oder seelisch behinderten Mitbürger hat als noch 
vor vierzig, fünfzig, sechzig oder hundert Jahren. Wir 
wissen und anerkennen heute, daß auch der behin-
derte oder altersgeschwächte Mensch eine eigene 
Würde im Sinne des Art. 1 unseres Grundgesetzes hat. 
Bei der Neuregelung des Vormundschaftsrechts muß 

die Menschenwürde der Betroffenen sowohl was die 
Sprache wie was den materiellen Inhalt wie was die 
verfahrensrechtlichen Regelungen für die notwendi-
gen Entscheidungen, die in diesem Zusammenhang 
nach wie vor getroffen werden müssen, bet rifft, ge-
wahrt werden. 

Der behinderte Mitbürger soll in Zukunft nicht 
mehr lediglich als Objekt staatlicher Fürsorge, Ver-
waltung oder leider manchmal auch Verwahrung an-
gesehen werden dürfen, was in vielen Fällen zur Ab-
grenzung, Ausgrenzung und Isolation des behinder-
ten und älteren Menschen geführt hat. 

Auch der behinderte Mensch muß in seiner Men-
schenwürde ernst genommen, und sein verbliebener 
Wille und seine noch vorhandenen Fähigkeiten müs-
sen — trotz aller Erkrankung oder Behinderung — 
statt übergangen oder gar ausgeschaltet, besonders 
geachtet und gefördert werden. 

Aus diesem Grund wird mit dem neuen Gesetz die 
bisherige Entmündigung, die mit einem automati-
schen Verlust der Geschäftsfähigkeit des Behinder-
ten verbunden war, völlig abgeschafft. Die Entmündi-
gung und bis vor nicht allzu langer Zeit ihre Verkün-
dung — man höre und staune — in einem Amtsblatt — 
oft  war das Amtsblatt mit dem Heimatblatt verbunden 
— führten zu einer unnötigen Diskriminierung und 
Stigmatisierung der Betroffenen. Diskriminierende 
Begriffe wie „der zu Entmündigende", „Mündel", 
„Pflegling" — oft für 80- oder 85jährige Menschen — 
gibt es in Zukunft nicht mehr. 

Wie sieht nun die Neuregelung aus? Kernpunkt der 
Neuregelung ist die Einführung des flexiblen Rechts-
instituts Betreuung, das an die Stelle der bisherigen 
Entmündigung, Vormundschaft und Pflegschaft tritt. 

Über den Namen haben wir uns in den Beratungen, 
auch in der Anhörung, lange unterhalten. „Betreu-
ung", „Sachwalterschaft" — „Sachwalter" heißt es 
bei den Österreichern — oder „Beistand" standen zur 
Wahl. Ich selbst und viele andere haben zu der Wort-
wahl „Beistand" sehr geneigt, weil es, was den Be-
treuer, also den aktiven Teil betrifft, in diesem Rechts-
verhältnis eine sehr gute Bezeichnung wäre, die zum 
Ausdruck brächte, daß den hilfsbedürftigen Men-
schen beigestanden würde. Aber was den passiven 
Teil, nämlich den zu Betreuenden, bet rifft, gibt es 
keine entsprechende gute Bezeichnung. Da kam man 
auf „Beistandsberechtigter" und „Beistandsempfän-
ger". Die Schweizer haben gar „Besachwalteter" ge-
sagt. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Das ist selbst für 
Baden-Württemberger schwer verständ

- lich!) 

Da haben wir uns also doch nach langer Überlegung 
entschieden, es bei den Beg riffen zu belassen, wie sie 
das Gesetz ursprünglich vorgeschlagen hat. In dem 
Wort „Betreuung" kommt auf der einen Seite klar zum 
Ausdruck, daß Schluß sein muß mit der reinen anony-
men Verwaltung von Vermögen, die zum Teil in Hun-
derten von Fällen von einem gemacht wurde, der 
dann den zu Betreuenden manchmal sogar nie gese-
hen hat. Andererseits kommt auch eine gewisse treu- 
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händerische Wahrnehmung der Interessen des Be-
treuten zum Ausdruck. 

(V o r sitz : Vizepräsidentin Renger) 

Über den Namen kann man streiten. Wir haben uns 
nach reiflicher Überlegung für den Namen „Betreu-
ung" entschieden. Also, das Rechtsinstitut heißt Be-
treuung; derjenige, der hilfsbedürftigen Menschen 
hilft, heißt Betreuer, und der Hilfsbedürftige heißt der 
Betreute. 

Mit der Anordnung der Betreuung ist in Zukunft 
nicht mehr automatisch der Verlust der Geschäftsfä-
higkeit des Betreuten verbunden. Das halten wir für 
ganz wichtig. Nur zur Abwehr einer erheblichen Ge-
fahr für die Person oder das Vermögen des zu Betreu-
enden kann gerichtlich angeordnet werden, daß der 
Betreute zu einer Willenserklärung, die den Aufga-
benkreis des Betreuers bet rifft, dessen Einwilligung 
bedarf. 

Auch die Ehefähigkeit, die Testierfähigkeit und das 
Wahlrecht des Betreuten werden durch die Anord-
nung einer Betreuung im Gegensatz zu anderen 
Rechtsordnungen nicht berührt. In Österreich war 
z. B. das Wahlrecht abgesprochen, wenn die Sachwal-
terschaft angeordnet war, wobei dann erst eine Ge-
richtsentscheidung dem Betreuten das Wahlrecht 
wieder gegeben hat. 

Im Mittelpunkt der Betreuung steht die Sorge für 
die Person des Betroffenen. An die Stelle anonymer 
Vermögensverwaltung — ich habe das schon vorge-
tragen — , wie es bisher bei Vormundschaft und Pfleg-
schaft häufig üblich war, tritt die persönliche Betreu-
ung. 

Vor allen anderen Möglichkeiten ist die Betreuung 
einer natürlichen Person zu übertragen. Bei der Aus-
wahl des Betreuers ist primär den Wünschen des Be-
treuten, hilfsweise seinen sonstigen persönlichen Bin-
dungen Rechnung zu tragen. Erst wenn die Betreuung 
durch eine natürliche Person nicht gewährleistet ist, 
eröffnet der Gesetzentwurf hilfsweise die Möglich-
keit, einen anerkannten Betreuungsverein zum Be-
treuer zu bestellen. Wenn alle Möglichkeiten ausge-
schöpft sind, kann als letztes eine Behörde zum Be-
treuer bestellt werden, wobei dann der Betreuerver-
ein und die Behörde wiederum eine natürliche Person, 
eine bestimmte Person als Betreuer für den Betreuten 
benennen. 

In diesem Zusammenhang ist etwas Neues einge-
führt worden, das von großer Bedeutung sein kann, 
nämlich die Möglichkeit, eine sogenannte Altersvor-
sorgevollmacht auszustellen, schon jetzt als Alters-
testament bezeichnet. Es war bisher eine große Unge-
reimtheit, daß verbindliche Verfügungen zwar für den 
Todesfall, aber nicht für die alters- oder krankheitsbe-
dingte Hilflosigkeit getroffen werden konnten. Vielen 
älteren Mitbürgern kann damit zumindest ein Teil der 
Angst vor dem Nachlassen ihrer geistigen Fähigkei-
ten genommen werden, weil sie in gesunden Tagen 
vorausschauend im Vollbesitz ihrer Kräfte festlegen 
können, wer im Falle alters- oder krankheitsbedingter 
Gebrechlichkeit als Betreuer bestellt und nach wel-
chen Grundsätzen für seine Person und sein Vermö-
gen gesorgt werden soll. 

Sowohl bei der Anordnung einer Betreuung als 
auch bei Eingriffen in die Rechte des Betreuten gilt 
streng der Erforderlichkeitsgrundsatz; das ist eine 
ganz wichtige Vorschrift. Nur soweit der Betreute tat-
sächlich der Unterstützung bedarf, darf eine Betreu-
ung angeordnet werden. Wir wollen kein Volk von 
Betreuten, wo überall schnell und ohne Not Betreuun-
gen angeordnet werden. Nur soweit erforderlich, darf 
eine Betreuung angeordnet werden, und nur soweit 
erforderlich, darf die Rechtsfähigkeit des Betreuten 
eingeschränkt werden. Es gibt gradue lle Abstufun-
gen, da behinderte und ältere Menschen durchaus 
manches noch können und manches nicht mehr kön-
nen; darauf muß abgehoben werden. Das individuelle 
Betreuungsbedürfnis ist deshalb entscheidend. Die 
verbliebenen Fähigkeiten des Betreuten sind zu be-
rücksichtigen. 

Ganz wichtig: Die Betreuungsanordnung gilt nicht 
mehr für ewig — wie das bisher zum Teil der Fall 
war — , sondern muß spätestens alle fünf Jahre über-
prüft werden. Das heißt nicht, daß sie nicht auch frü-
her überprüft werden kann und muß, wenn dazu ein 
Anlaß, ein Antrag oder eine Anregung erfolgt. 

Zur Stärkung der persönlichen Rechte des Betreu-
ten regelt der Gesetzentwurf konkret wichtige Berei-
che der Personensorge. Hier sind vor allem Maßnah-
men zu nennen, die sich auf die Gesundheit des Be-
treuten und hier vor allem auf lebensgefährliche 
Krankheitsbehandlungen beziehen. 

Ganz wichtig und von größter Bedeutung sind die 
gesetzlichen Regelungen, welche Eingriffe in die per-
sönliche Freiheit des Betreuten im Zusammenhang 
mit einer Unterbringung in einer Kranken- oder son-
stigen Anstalt betreffen. Hierdurch wird dem Miß-
brauch bei Unterbringungen und einer menschenun-
würdigen Behandlung der Untergebrachten durch 
mechanische Vorrichtungen, Medikamente und an-
deres ein Riegel vorgeschoben. 

In dem Gesetz wird erstmalig auch die diffizile und 
schwierige Frage einer Sterilisation von volljährigen, 
aber dauernd einwilligungsunfähigen geistig Behin-
derten in einer sehr behutsamen und mit allen Rechts-
staatsgarantien versehenen Form geregelt. Über diese 
Frage hat der Rechtsausschuß sehr sensibel und lange 
diskutiert. Von der Lösung, die wir gefunden haben, 
ist niemand begeistert, aber sie war notwendig. Wir 
haben uns bemüht, die Steri lisation aus der Grauzone 
herauszub ringen. Im einzelnen wird dazu wie auch zu 
anderen Fragen des Gesetzes, auf die ich aus zeitli-
chen Gründen nicht eingehen kann, mein Kollege 
Dr. Langner Stellung nehmen. 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ob das Grundanliegen dieses neuen Gesetzes, 
nämlich die menschenwürdigere Behandlung von 
psychisch Kranken und Behinderten, verwirklicht 
werden kann und ob es die Hoffnungen erfüllen kann, 
welche die Betroffenen damit verbinden, hängt ent-
scheidend davon ab, ob es gelingt, genügend geeig-
nete und ausreichend motivierte Mitbürger zu finden, 
die bereit sind, sich als Betreuer von behinderten und 
älteren Menschen zur Verfügung zu stellen. 

Der Gesetzentwurf versucht durch verschiedene 
neue Regelungen, wie z. B. die Einführung eines Auf-
wendungsersatzes für ehrenamtliche Betreuer, die 
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Vergütung und Aufwandsentschädigung für haupt-
berufliche Betreuer sowie die Übernahme der Kosten 
einer Haftpflichtversicherung für alle Betreuer, ge-
wisse Anreize für die Gewinnung geeigneter Betreu-
erpersonen zu schaffen. Leider mußten wir diese An-
reize mit Rücksicht auf die erforderliche Zustimmung 
des Bundesrates etwas zurücknehmen. Andererseits 
haben die Ländervertreter während der Beratung des 
Gesetzes in Aussicht gestellt, daß sie die Betreuerver-
eine finanziell fördern wollen. Insgesamt bin ich per-
sönlich der Überzeugung, daß, wenn sich das Gesetz 
bewährt, seine finanzielle Ausstattung noch gestei-
gert werden wird. 

Mit dem neuen Betreuungsgesetz wird ein lange 
Zeit vernachlässigtes Rechtsgebiet, von dem viele, vor 
allem ältere Menschen, betroffen sind, dem Geist un-
serer Verfassung angepaßt. Die Betroffenen und ihre 
Angehörigen haben lange darauf gewartet. Die Re-
gierungskoalition hat stets versichert, daß sie das 
neue Betreuungsgesetz noch in dieser Legislatur-
periode verwirklichen will. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Wieder Wort ge-
halten!) 

Dieses Versprechen lösen wir heute ein. 

Bevor ich zum Schluß meiner Rede komme, möchte 
ich dem Herrn Bundesjustizminister und seinen für 
dieses Gesetz zuständigen Mitarbeitern, den Herren 
Wolf und Kiermeier und anderen, für die hervorra-
gende Vorarbeit zu diesem Gesetz und auch die her-
vorragende Zusammenarbeit bei der Beratung im 
Rechtsausschuß danken. Ich muß offen gestehen: Ich 
habe in den 25 Jahren, in denen ich im Rechtsaus-
schuß tätig sein durfte, noch niemals erlebt, daß ein 
Gesetz so gründlich vorbereitet, der Öffentlichkeit 
vorgestellt, mit den Betroffenen diskutiert, durch An-
hörungen geklärt und durch eine gründliche Bera-
tung im Rechtsausschuß verabschiedet werden 
konnte. Dafür herzlichen Dank! 

Mein Dank gilt aber auch den Kolleginnen und Kol-
legen der Opposition im Rechtsausschuß, ganz beson-
ders den Kollegen der SPD-Fraktion — Herr de With, 
hören Sie einmal zu — , die durch ihre sachliche und 
konstruktive Art  der Beratung dazu beigetragen ha-
ben, daß wir dieses wichtige Gesetz heute verabschie-
den können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das Bürgerliche Gesetz-
buch hat seit seinem Bestehen, seit dem 1. Januar 
1900, bis zum 31. Dezember 1989 genau 92 Ände-
rungsgesetze erfahren. Mitgezählt sind dabei die Än-
derungen auf Grund Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts. Etwa zwei Drittel dieser Änderun-
gen entfielen auf die Zeit nach 1945. Das nun schon 
ehrwürdige Bürgerliche Gesetzbuch hat seine Gestalt 
und sein Gesicht im wesentlichen erhalten. 

Es hat in der Tat nur wenige wirklich einschnei-
dende Veränderungen gegeben. Diese sind fast alle in 
der Zeit nach 1945 erfolgt. Aber der Charakter des 
BGB — das wird zuwenig gesehen — hat sich in zwei 
Grundlinien deutlich gewandelt. Sie gehen auf das 
veränderte Menschenbild des Grundgesetzes zu-
rück. 

Da ist einmal das Bekenntnis zum sozialen Rechts-
staat. Es wird nicht mehr von der formalen Gleichheit 
der Vertragspartner ausgegangen. Dazu sind die bei-
den Mietrechtsänderungsgesetze von 1971 und 1974 
zu nennen. Dazu zählen das Gesetz über die allgemei-
nen Geschäftsbedingungen — ich füge hinzu: noch 
außerhalb des BGB — aus dem Jahre 1976 und das 
Reisevertragsgesetz aus dem Jahre 1979. 

Das schon vor Inkrafttreten des BGB von Otto von 
Gierke vermißte — ich zitiere — „sozialistische Öl" 
— er sprach, um es genau zu sagen, von dem „erfor-
derlichen Tropfen sozialistischen Öles" — findet sich 
hier. 

Da ist auf der anderen Seite die Wertigkeit des 
Menschen, die jedem innewohnende Würde und das 
Prinzip der Gleichheit. Damit wird die zweite Ände-
rungslinie des BGB deutlich: das Gleichberechti-
gungsgesetz aus dem Jahre 1957, das Familienrechts-
änderungsgesetz von 1961, das unverwechselbar mit 
Gustav Heinemann verknüpfte Gesetz über die recht-
liche Stellung nichtehelicher Kinder aus dem Jahre 
1969, während der Großen Koalition, und das Ehe-
rechtsänderungsgesetz aus dem Jahre 1976. 

Das hier zur zweiten und dritten Lesung anstehende 
Betreuungsgesetz setzt diese Linie fort. Der geistig 
und körperlich behinderte Erwachsene behält auch 
im Rechtsverkehr seine Würde und erhält dazu den 
möglichen staatlichen Beistand. Das tragen wir So-
zialdemokraten nicht nur mit. Es ist unser Anliegen. 
Ich darf mich bei Herrn Kollegen Stark dafür bedan-
ken, daß er unsere Mitarbeit erwähnt hat, wie ich 
überhaupt sage: Wir alle haben im Ausschuß auf die-
ses vom Grundgesetz vorgegebene Ziel hin konstruk-
tiv zusammengearbeitet. 

Es war schließlich unser Antrag — ich darf auf ihn 
verweisen —, „Beistand und mehr Rechte für geistig 
behinderte und psychisch kranke Menschen" vom 
6. August 1987, der am Anfang stand und im Kern 
dann mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung im 
wesentlichen — bis auf einen Punkt, auf den ich noch 
zu sprechen komme — voll identisch ist. Wir Sozialde-
mokraten stehen damit in der Kontinuität der Refor-
men des Nichtehelichenrechts und des Eherechts. 

Die wesentlichen Kriterien des Betreuungsgesetzes 
lassen sich von unserer Warte aus — jeder sieht die 
Perspektive etwas anders — in folgenden sieben 
Punkten zusammenfassen. 

Erstens. Die von vielen wirklich als Makel empfun-
dene Entmündigung wird es nicht mehr geben. Damit 
entfällt auch die Entmündigung wegen Geisteskrank-
heit, die einen Menschen rechtlich auf die Stufe eines 
unter Siebenjährigen herabgedrückt hat. Aus diesem 
selben Grund wird es das Brandmal der öffentlichen 
Bekanntmachung der Beschränkung der Geschäftsfä-
higkeit wegen Verschwendung, Trunksucht oder 



16138 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 206. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. April 1990 

Dr. de With 

Rauschgiftsucht nicht mehr geben, worauf Herr Kol-
lege Stark schon hingewiesen hat. 

Zweitens. Mit dem Wegfall der Entmündigung wer-
den parallel dazu die jetzt erforderliche Vormund-
schaft und dazu die Zwangspflegschaft gestrichen, 
Einrichtungen, die als Kuratel unserer Tage angese-
hen werden. Dabei darf angemerkt werden, daß die 
Rechtsprechung schon durch die überwiegende An-
wendung der Gebrechlichkeitspflegschaft versucht 
hat, das Entwürdigende der Entmündigung und Vor-
mundschaft wegzudrücken. Dies war im Kern zwar im 
Geist des Grundgesetzes, aber lag — Gott sei Dank, 
sage ich — neben dem Geist des BGB. 

Drittens. An die Stelle der Vormundschaft und der 
Gebrechlichkeitspflegschaft tritt die Betreuung, aber 
nur dann, wenn sie unbedingt nötig ist, weil sonstige 
Hilfen nicht ausreichen. Ich glaube, dies sollten wir 
alle mehr betonen. Sie muß auf eng begrenzte Wir-
kungskreise beschränkt werden. Sicher kann sie na-
türlich auch auf alle Lebensbereiche ausgedehnt wer-
den, wenn dies nach sorgfältiger Prüfung erforderlich 
erscheint. 

Vierter Punkt. Die Anordnung der Betreuung hat 
nicht den Wegfall der Geschäftsfähigkeit oder deren 
Beschränkung zur Folge. Allerdings kann das Gericht 
einen sogenannten Einwilligungsvorbehalt anordnen. 
Dieser kann sich jedoch nicht auf Willenserklärungen 
erstrecken, die auf Eingehung einer Ehe und das Ab-
fassen eines Testaments gerichtet sind. Außerdem 
gibt es hier noch einige andere Vorbehalte. Es wird 
auch nicht mehr das Wort gültig sein, das bis heute im 
Umlauf ist: einmal entmündigt, immer entmündigt, 
oder anders herum gesagt: einmal betreut, immer be-
treut, denn — auch darauf ist schon hingewiesen wor-
den — die Anordnung der Betreuung gilt nur höch-
stens fünf Jahre. Soll sie weitergelten, muß neu ent-
schieden werden. 

Fünftens. Die Genehmigung des Vormundschafts-
gerichts ist vom Betreuer für einschneidende ärztliche 
Eingriffe — über die wir lange debattiert haben — , für 
Unterbringung und unterbringungsähnliche Maß-
nahmen, z. B. mittels Medikamente oder mechani-
scher Vorrichtungen, einzuholen. Auch für die Kündi-
gung des Mietverhältnisses bedarf es der Genehmi-
gung. Der Betreute soll nicht so ohne weiteres aus sei-
ner angestammten und vertrauten Umgebung heraus-
gerissen werden können. 

Sechstens. Besondere Sicherheitskautelen sind für 
den Fall der Sterilisation vorgesehen. Eine Zwangs-
sterilisation wird es ebensowenig geben wie die Ste-
rilisation Minderjähriger. Für Erwachsene ist die Ste-
rilisation auf schwere Notlagen eng begrenzt. 

Siebtens. Das Doppelverfahren nach der Zivilpro-
zeßordnung und dem Gesetz über die freiwillige Ge-
richtsbarkeit wird zugunsten eines einheitlichen Ver-
fahrens abgeschafft. Den Betreuten wird eine um-
fängliche Verfahrensbeteiligung gesichert. Eine 
„Über-den-Kopf-Entscheidung" wird es nicht mehr 
geben. Sie wird der Vergangenheit angehören. 

Natürlich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, waren wir Sozialdemokraten nicht mit allen ein-
zelnen Vorschlägen aus dem Lager der Regierungsko-
alition oder der Bundesregierung einverstanden. Da 

gab es selbstredend bei dem Wust von Paragraphen 
— es war ja ein Buch, zwei Zentimeter dick — eine 
ganze Reihe kontroverser Abstimmungen, Kontrover-
sen allerdings — das sei hier erwähnt — , die in erster 
Linie dadurch entstanden waren, daß die Länder über 
den Bundesrat erkennen ließen, daß sie andernfalls 
ihre Zustimmung nicht geben könnten. Es sei einge-
räumt, das vorliegende Gesetz kostet die Länder Geld, 
Geld in Form besserer Dotationen für die Betreuer und 
für die Einrichtung von mehr Richterplanstellen. Man-
cher Kompromiß wäre nicht geschlossen worden — so 
ehrlich sollten wir sein — ohne das Wissen, daß die 
Länder dieses Gesetz zum Scheitern bringen können. 
Allerdings, sie müssen es auch exekutieren. 

Bedauerlich ist, daß sich die Regierungskoalition 
nicht unserem Petitum anschließen konnte, das Wo rt 

 „Betreuer" durch „Beistand" zu ersetzen. Der Begriff 
„Betreuer" beinhaltet nun einmal eine Haltung des 
Von-oben-Herab, des Auf-die-Schulter-Klopfens. Da 
steckt ein Stück Gutsherrlichkeit d rin. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dem kann schwerlich mit dem Argument begegnet 
werden, das Wort „Beistand" kenne eine Passivform 
nicht. Es wäre immerhin möglich gewesen, vom „Bei-
standsberechtigten" zu sprechen. Aber — das räume 
ich ein — die Mehrheit im Rechtsausschuß hat nun 
einmal anders entschieden. 

Nicht hinnehmbar ist jedoch für uns Sozialdemokra-
ten, daß bei den Übergangsregelungen für die Prü-
fung von Altfällen, man höre und staune: bis zu 
15 Jahren bzw. sogar bis zu 20 Jahren minus einen 
Tag eingeräumt werden. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das muß geän

-

dert werden!)  

Das ist des Guten zuviel. Deswegen wiederholen wir 
in der zweiten Lesung unseren bereits im Rechtsaus-
schuß gestellten Antrag auf entsprechende Änderung 
zu Art. 9 § 2 des Gesetzentwurfes. Derart lange F ri

-sten sind auch unter dem Gesichtspunkt besonderer 
Belastungen der Vormundschaftsgerichte nicht mehr 
akzeptabel. Meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, Sie sollten sich einen Ruck geben und 
hier mit uns stimmen. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß, wenn wir hier die Übergangszeit etwa auf die 
Hälfte herabsetzten, der Bundesrat dadurch bewogen 
werden könnte, seine Zustimmung zu versagen. Nie-
mand würde es begreifen. 

Ebenso bringen wir unsere von den Koalitionsfrak-
tionen abgelehnten Anträge zu den Berichtspflichten 
der Bundesregierung in zwei Bereichen erneut ein. 

Erstens. Durch die Beratung ist offenkundig gewor-
den, daß Voraussetzungen und Folgen der Geschäfts-
unfähigkeit überdacht und neu geregelt werden müs-
sen. Hierzu solle die Bundesregierung den Bundestag 
zum 1. April nächsten Jahres unterrichten. Wir verlan-
gen nicht, daß die Bundesregierung hierzu schon fer-
tige Konzepte offenbart. Aber die Richtung müßte 
deutlich werden. Denn geschieht dies nicht, fürchte 
ich, daß die Reform, die ansteht und notwendig ist, auf 
den Sankt-Nimmerleins-Tag vertagt werden könnte. 

Zweitens. Ebenso deutlich ist geworden, daß das 
materielle Recht der Unterbringung Minderjähriger 
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mungen für die Erwachsenen gefunden haben. Auch 
hierzu sollte die Bundesregierung zum 1. Ap ril näch-
sten Jahres berichten. Hinzu kommt, daß dabei der 
ganze Bereich der Vormundschaft über Minderjäh-
rige überdacht werden sollte. Es geht nicht an, daß auf 
die Dauer hier eine Disparität zwischen der Regelung 
für Erwachsene und der Regelung für Minderjährige 
besteht. 

Wir Sozialdemokraten hatten im Rechtsausschuß 
schließlich vorgeschlagen, daß die Bundesregierung 
alle vier Jahre einen Bericht über die Erfahrungen mit 
den neuen Bestimmungen zur Sterilisation vorlegen 
möge. Das war von CDU/CSU und FDP abgelehnt 
worden. Sie haben sich inzwischen eines Besseren 
belehren lassen und unseren Antrag als Auftrag an die 
Bundesregierung in etwa übernommen, der nunmehr 
— und das ist gut so — von CDU/CSU, FDP und SPD 
gemeinsam getragen wird. Kein Bereich war schließ-
lich — das sage ich hier sehr dezidiert — umfänglicher 
und sorgfältiger sowie zugleich in dem Bewußtsein 
debattiert worden, daß wohl niemand in der Lage sei, 
Regelungen zu finden, die jede Unzulänglichkeit und 
jeden Mißbrauch ausschließen. Um so mehr war und 
ist es gerechtfertigt, dieses Thema in der öffentlichen 
Diskussion zu halten. Vielleicht lassen sich schon aus 
den ersten vier Jahren Verbesserungsvorschläge ab-
leiten. 

Das bringt mich dazu, noch einmal die wesentlichen 
Grundüberlegungen meiner Fraktion zur Ste rilisation 
zu nennen: Neben dem Verbot der Ste rilisation Min-
derjähriger und dem Verbot der unfreiwilligen Ste rili-
sation von volljährigen, geistig behinderten Men-
schen — das ist die Grundlage — hatten wir in unse-
rem Antrag die Ste rilisation nur zur Abwehr einer 
lebensbedrohlichen Gefahr als möglich und damit als 
erlaubt angesehen. Die Debatte auf dem Juristentag 
1988 in Mainz, das Ergebnis des sehr ausführlichen 
Anhörungsverfahrens — wir haben uns dazu einen 
ganzen Tag Zeit genommen — und letztlich die Erfah-
rungen in der Schweiz haben uns dazu bewogen, die 
Sterilisation auch dann zuzulassen — und jetzt nehme 
ich den Gesetzestext zu Hilfe — , wenn „infolge dieser 
Schwangerschaft ... die Gefahr einer schwerwiegen-
den Beeinträchtigung des körperlichen oder seeli-
schen Gesundheitszustandes der Schwangeren zu er-
warten wäre, die nicht auf zumutbare Weise abge-
wendet werden könnte". 

Dazu gibt es eine sehr wesentliche Ergänzung: Als 
„schwerwiegende Gefahr" für den seelischen Ge-
sundheitszustand der Schwangeren gilt dabei auch 
die Gefahr eines schweren und nachhaltigen Leides, 
die ihr drohen würde, weil vormundschaftsgerichtli-
che Maßnahmen, die mit ihrer Trennung vom Kind 
verbunden wären, gegen sie ergriffen werden müß-
ten. Wenn man genau hinhört und sich vergegenwär-
tigt, was das bedeutet, dann wird klar, wie gewichtig 
dieser Eingriff ist. Bliebe es nur bei der Ste rilisation im 
Fall des Vorliegens der Indikation der Lebensgefahr, 
könnte ein Mehr an Abtreibungen kaum ausgeschlos-
sen werden. Zum anderen könnte es aber auch ge-
schehen — um das einmal so zu formulieren; und ich 
hoffe, ich werde nicht mißverstanden — , daß die Zahl 
der Einwilligungsfähigen wüchse. Das heißt mit ande

-

ren Worten, es könnte damit eine neue Plattform und 
eine neue Grauzone geschaffen werden. Es ist aber 
gerade die schon bereits bestehende Grauzone, die 
wir uns zu beseitigen, auf jeden Fall aber einzuschrän-
ken anschicken. 

Es sei in diesem Zusammenhang nicht verschwie-
gen, daß durch eine Aussage im Anhörungsverfahren 
zunächst der Eindruck entstanden war, als ob in der 
Schweiz ein gesetzliches Verbot der Ste rilisation be-
stünde. Unsere Nachschau in Zürich hat jedoch erge-
ben, daß nur entsprechende medizinische Richtlinien 
gelten, d. h. Bestimmungen nicht gesetzlicher Art, an 
die niemand wirklich gebunden ist und die nicht 
durchgesetzt werden können. Aber auch — und das 
ist das Frappante gewesen — unter diesen Richtlinien 
ist es in der Schweiz Praxis, daß Ste rilisationen einwil-
ligungsunfähiger Erwachsener bei einer bloßen Lei-
bes- oder Leidensgefahr vorgenommen werden und 
dies niemand zu ändern beabsichtigt, auch nach dem 
ausdrücklichen Hinweis eines der Väter dieser Richt-
linien. 

Wird den Behinderten das Recht auf Sexualität zu-
gestanden — das ist noch nicht bei allen als selbstver-
ständlich angesehen — , dann sollte auf der anderen 
Seite auch verständlich sein, daß dann die Notlagen-
indikation gelten soll, die auch sonst gilt. Hier sollte es 
keine unterschiedlichen Regelungen irgendwelcher 
Art geben. Es gilt das, was auch die anderen anzu-
wenden pflegen. 

Eine Notlagenindikation ist allerdings nicht an-
nehmbar — und darauf legen wir Wert — im Interesse 
der Allgemeinheit, im Interesse von Verwandten. Da 
taucht die Frage auf: „Wer bekommt dann das Kind? 
Wer nimmt es? Wer erklärt sich bereit?" — im Inter-
esse auch des ungezeugten Kindes und auch dann, 
wenn die bloße abstrakte Möglichkeit einer Schwan-
gerschaft besteht? Das heißt mit anderen Worten: Eine 
vorsorgliche Ste rilisierung ist ausgeschlossen. Es muß 
sich um die konkrete und ernstliche Annahme han-
deln, daß ohne Ste rilisation eine Schwangerschaft zu 
erwarten ist und das zu einer nicht behebbaren Not-
lage führt. 

Zur Verdeutlichung der Absage einer Sterilisation 
im Interesse des ungezeugten Kindes darf ich auf die 
sehr sorgfältige Abwägung und Formulierung des Re-
gierungsentwurfs verweisen, wo es heißt: 

Kinder Behinderter sind in der überwiegenden 
Zahl der Fälle nicht selbst behindert. Wegen der 
Möglichkeit, daß sie aber im Einzelfall behindert 
zur Welt kommen können, wurde mitunter erwo-
gen, die Ste rilisation „zum Wohl" solcher Kinder 
zuzulassen. Solche Erwägungen, denen der Ent-
wurf ebenfalls eine klare Absage erteilt, gehen 
davon aus, daß es ein „Wohl" ungezeugter „Kin-
der" gebe, das darin bestehe, niemals zu existie-
ren. Ein solches „Wohl" kann nicht anerkannt 
werden. Der Staat darf sich nicht anmaßen, die 
Nichtexistenz behinderten Lebens höher zu be-
werten als menschliches — und sei es auch be-
hindertes — Leben. 

Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Ich nehme dieses Zitat zum Anlaß, dem Anonymus 
oder der Anonyma als Formulierer dieses Passus Dank 
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zu sagen, wie überhaupt Dank denen gebührt, die 
dieses Gesetz mit der Begründung ausformuliert ha-
ben. Es ist eigentlich immer so — ich glaube, ich darf 
das sagen, weil ich auch einmal auf der anderen Seite 
saß —, daß sich die politischen Leitungen nicht un-
gern das zu eigen machen, was die anonymen Beam-
tinnen und Beamten entwickelt und ausgearbeitet ha-
ben. Hier ist zuvörderst Herrn Kiermeier zu danken, 
der hier in zweiter Reihe sitzt 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

und der mit Sicherheit nicht nur mit vollem Herzen 
dabei war, sondern sein Herzblut in diese Begrün-
dung hineingeschrieben hat. 

Wir Deutschen sind auf Grund der Vorkommnisse in 
der Hitlerzeit gebrannte Kinder. Noch immer warten 
viele Zwangssterilisierte auf eine angemessene Ent-
schädigung. Daraus wird vielleicht verständlich, unter 
welcher Belastung wir bei der Regelung dieser Mate-
rie standen und noch immer stehen. Das soll bitte nicht 
als Entschuldigung verstanden werden! 

Im Grunde eine ähnliche Abwägung war bei der 
Regelung zu § 218 vorzunehmen, und dieses Haus hat 
sich ja zweimal in großen Debatten damit beschäftigt; 
eine entsprechende Debatte wird bei der Normierung 
im gentechnischen Bereich und wohl schon beim 
Embryonenschutzgesetz auf uns zukommen. 

Nur ein Selbstgerechter wird sagen, er habe die 
allein richtige Entscheidung getroffen. Hier geht es 
nicht allein — um es auf einen kurzen Nenner zu brin-
gen — um die Abwägung zwischen Lust und Leid. Es 
geht letztlich um die Frage: Begrenzte Öffnung durch 
eine präzise umschriebene Sterilisationsindikation 
mit der Möglichkeit der Beschränkung von Grauzo-
nen oder Verbot mit der Öffnung einer Grauzone und 
unbegrenzten möglichen fatalen Folgen? Das ist das 
Gegensatzpaar und nichts anders. 

Für die meisten Zuhörerinnen und Zuhörer mag 
dieser Gesetzentwurf nicht aktuell sein; für die Betrof-
fenen ist er immer aktuell, und die Zahl der Betroffe-
nen ist nicht gering — schon heute nicht — , und sie 
steigt unaufhörlich. 

Ich darf hierzu ein paar Zahlen nennen, damit es 
plastischer wird: 

Standen 1971 noch 169 085 Personen unter Vor-
mundschaft oder Pflegschaft, so sind es jetzt schon 
etwa 250 000, also eine Viertelmillion. 

Waren zu Anfang 1980 noch circa 30 000 entmün-
digte Personen über 60 Jahre alt, so sind es zu Anfang 
1985 bereits 40 000. Die Zahl der Senioren und Hoch-
betagten wächst progressiv. Von 1900 bis 1986 ist die 
Zahl der 65jährigen und älteren um 340 %, der 75jäh-
rigen und älteren um 580 % und der 85jährigen und 
älteren um 1 280 % gestiegen. 

Schon aus diesem Grunde ist die Reform notwendig. 
Sie ist aber auch zwingend erforderlich zur Schaffung 
einer einheitlichen Rechtspraxis. So betrug die Ent-
mündigungsquote, auf 100 000 Einwohner gerechnet, 
in Schleswig-Holstein 10,2 % und in Hessen nur 
1,3 %. 

Selbst wenn es alle diese Zahlen nicht gäbe, müßten 
wir uns doch zur Reform entschließen, denn unsere 
Zeit verträgt kein Menschenbild, das die behinderten 
Mitmenschen in Wort und Tat bevormundet und da-
mit als Gruppe ausgrenzt. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Funke. 

Funke (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Das heute zu beschließende Betreuungsge-
setz kann wohl ohne Übertreibung als eines der wich-
tigsten Gesetze dieser Legislaturpe riode bezeichnet 
werden. Es handelt sich um die grundlegende Reform 
des alten Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts für 
Volljährige. 
Für die heute zu beschließenden Verbesserungen 

sind nicht nur die von Herrn Dr. de With genannten 
250 000 Menschen als bisher Entmündigte und der 
Gebrechlichkeitspflegschaft Unterworfene betroffen, 
sondern auch deren Angehörige, die Vormünder, 
Pfleger, Sozialarbeiter und Gerichte. Das alte Vor-
mundschafts- und Pflegschaftsrecht, das in seinen 
Grundzügen aus dem letzten Jahrhundert stammt, hat 
sich auf Grund der gesellschaftlichen, der wirtschaft-
lichen und der rechtlichen Veränderungen überlebt. 
Auffassungen und Einstellungen der Gesellschaft ge-
genüber körperlich, geistig oder seelisch Behinderten 
und psychisch Kranken haben sich gravierend verän-
dert. Das geschriebene Recht muß sich diesen geän-
derten Auffassungen angleichen, hat aber auch 
gleichzeitig eine Leitschnur zu sein für gewünschte 
gesellschaftliche Entwicklungen. 
Ein solches Gesetzeswerk ist vor allem für diejeni-

gen so notwendig, die sich in ihren eigenen Angele-
genheiten nicht helfen können, die keine Lobby ha-
ben. Hier sind wir als Parlamentarier ganz besonders 
gefordert, uns zum Sprecher derjenigen zu machen, 
die sonst keine oder nur eine geringe Unterstützung 
aus der Gesellschaft heraus haben. 
Es geht schließlich darum, daß die Grundrechte und 

die Achtung der Menschenwürde vor allem für unsere 
älteren Mitbürger verwirklicht werden. 
Ich bin daher dem Bundesjustizminister und seinen 

Mitarbeitern sehr dankbar, daß dieses Betreuungsge-
setz noch in dieser Legislaturpe riode nach gründli-
cher Beratung verabschiedet werden kann. Ich weiß, 
wie sehr der Bundesjustizminister dieses Gesetz zu 
seiner Herzensangelegenheit gemacht hat. Die Ver-
abschiedung dieses Gesetzes wird auch stets mit sei-
nem Namen eng verbunden bleiben. 

(Beifall bei der FDP) 
Dieser Gesetzentwurf ist in den Beratungen im Bun-

desrat und auch in den Ausschüssen nicht unerheb-
lich verändert worden. Wesentliche Veränderungen 
wurden vom Bundesrat mit dem Ziel eingebracht, die 
ursprünglich vorgesehene finanzielle Mehrbelastung 
der Länder von rund 200 Millionen DM zu drücken. 
Ich sage offen, daß ich es begrüßt hätte, wenn die 
finanziellen Anreize für die Übernahme von Betreu- 
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ungen besser ausgestaltet wären, als dies jetzt durch 
die Interventionen des Bundesrates der Fall ist. Aber 
ich glaube, daß der gefundene Kompromiß mit einer 
Belastung der Länder von rund 120 Millionen DM für 
alle Seiten tragbar ist, insbesondere wenn man die 
wesentlichen materiellen Veränderungen des Geset-
zeswerkes sieht. 

So ist die Betreuung am individuellen Bedürfnis der 
Betroffenen ausgerichtet und berücksichtigt die ver-
bliebenen Fähigkeiten des betroffenen Bürgers. Es 
wird nicht mehr die Entrechtung und nicht mehr das 
Fallbeil der Entmündigung geben. Die Betreuung hat 
keine Auswirkungen auf die Geschäftsfähigkeit des 
Betreuten. Zur Abwendung einer erheblichen Gefahr 
für die Person und das Vermögen des Betreuten kann 
jedoch ein Einwilligungsvorbehalt durch den Be-
treuer gerichtlich angeordnet werden. Die Personen-
sorge für den Betreuten ist erheblich verstärkt wor-
den. Wichtig erscheint mir vor allem, daß die Betreu-
ung grundsätzlich einer geeigneten natürlichen Per-
son zu übertragen ist und daß bei der Auswahl des 
Betreuers auf die Wünsche des Betreuten Rücksicht 
genommen werden soll. 

Hilfsweise besteht auch die Möglichkeit, einen an-
erkannten Betreuungsverein zum Betreuer zu bestel-
len. Nur wenn auch dies nicht mehr möglich ist, wird 
die zuständige Behörde zum Betreuer bestellt. Damit 
ist praktisch die alte Amtsvormundschaft durch Ange-
stellte einer Behörde — ein Angestellter hatte manch-
mal bis zu 400 Personen als Vormund zu betreuen — 
abgeschafft worden. 

Auch die bisher vernachlässigte Personensorge 
wird gestärkt. Nunmehr werden die Voraussetzungen 
für eine fremdbestimmte Heilbehandlung, einen ärzt-
lichen Eingriff und für eine Unterbringung bzw. für 
unterbringungsähnliche Maßnahmen gesetzlich ge-
regelt. Mit dieser Regelung ist den Betreuern eine 
klare gesetzliche Regelung zur Hand gegeben, an der 
sie sich besser als im bisherigen Recht orientieren 
können. 

Erstmalig sind auch für die Einwilligung des Betreu-
ers zu ärztlichen Eingriffen, z. B. zu einer Ste rilisa-
tion, besonders enge aber auch klare rechtliche Vor-
aussetzungen aufgestellt worden. Dieser Punkt ist na-
türlich im Ausschuß als Einzelvorschrift ganz beson-
ders intensiv beraten worden. Hierbei handelt es sich 
um eine ganz besonders wichtige sensible Frage, bei 
der ethische, religiöse und medizinische Fragen, aber 
auch unsere eigenen geschichtlichen Erfahrungen 
einzubeziehen waren. Dabei ist bereits heute zu be-
rücksichtigen, daß auf Grund mangelnder gesetzli-
cher Grundlagen — das ist ja schon mehrfach erwähnt 
worden — eine medizinische und auch rechtliche 
Grauzone besteht. Diese Grauzone wird durch den 
neugeschaffenen § 1905 BGB aufgehoben. Danach ist 
eine Sterilisation gegen den Willen des Betroffenen 
unzulässig. Eine Ste rilisation Minderjähriger ist gene-
rell verboten. Eine Ste rilisation ist nur zulässig, wenn 
der Eintritt einer Schwangerschaft zu erwarten ist und 
durch eine Schwangerschaft ganz erhebliche Notla-
gen einzutreten drohen. 

Wir können diese Regelung als Liberale mittragen. 
Um jedoch auch die rechtstatsächlichen Entwicklun-
gen auf Grund dieser neuen Regelung beobachten zu  

können, werden wir den Antrag der SPD, der ja etwas 
verändert worden ist, mittragen, wonach die Bundes-
regierung einen entsprechenden Bericht erstmals im 
Jahr 1995 vornehmen soll. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: 1996!) 

— 1995! 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: 1996!) 

—Bis zum 1. Januar 1995. Na gut, wir brauchen uns 
darüber nicht zu streiten. 

Wir begrüßen weiterhin, daß bei der Bestellung des 
Betreuers oder der Anordnung eines Einwilligungs-
vorbehalts der Zeitpunkt festzulegen ist, zu dem das 
Gericht über die Aufhebung oder Verlängerung der 
Maßnahme zu entscheiden hat, und daß diese Frist 
längstens fünf Jahre betragen darf. Damit ist sicherge-
stellt, daß die Betreuung einer regelmäßigen Überwa-
chung im Interesse des Betreuten unterliegt. 

Schließlich wird Schluß gemacht mit der gespalte-
nen Zuständigkeit des Prozeßgerichts und des Vor-
mundschaftsgerichts, die nun generell beim Vor-
mundschaftsgericht konzentriert wird. Dem dient 
auch das jetzt gefundene einheitliche Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Dabei ist die Rechtsstel-
lung des Betroffenen im Verfahren erheblich verbes-
sert worden. 

Abschließend schließe ich mich meinen Vorrednern 
insoweit an, als ich dem Minister und seinen Mitarbei-
tern, insbesondere Herrn Dr. Wolf und Herrn Kier-
meier, für die hervorragende Vorarbeit danke. Den 
Bundesländern danke ich für die gezeigte Kompro-
mißbereitschaft, damit dieses wichtige Gesetz noch in 
dieser Legislaturpe riode im Bundesgesetzblatt er-
scheinen kann. 

Ich möchte aber auch meinen Kollegen im Rechts-
ausschuß, die sich mit diesen Fragen beschäftigt ha-
ben, für die kollegiale Zusammenarbeit ganz herzlich 
danken. 

Insbesondere möchte ich Herrn Dr. Stark, der ja 
heute nach über 25jähriger Parlamentsarbeit eine sei-
ner letzten bedeutenden Reden gehalten hat, für seine 
Zusammenarbeit danken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Nickels. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister Engelhard hatte 
sich mit diesem Stück Arbeit ein Jahrhundertwerk 
vorgenommen. Ich möchte Ihnen, Herr Minister, und 
Ihrem Haus zugestehen, daß Sie mit Fleiß, Gründlich-
keit, Ideenreichtum und besten Schutzabsichten ans 
Werk gegangen sind. Ich glaube, das war nötig und ist 
nach wie vor nötig. Denn in dem Bereich, über den wir 
heute reden, gibt es nach wie vor ungeheure Miß-
stände, tiefe Erniedrigung und sehr großen Bedarf, 
der Menschenwürde zum Durchbruch zu verhelfen 
und für Beistand zu sorgen. 
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Bisher war es so, daß leider kostengünstige Verwal-
tung, nicht aber der Schutz der Betroffenen im Vor-
dergrund stand. Das zu ändern, sind Sie angetreten, 
Herr Minister. 

Leider muß ich sagen, daß hinsichtlich der von Ih-
nen entworfenen und im ursprünglichen Regierungs-
entwurf noch wiederzufindenden fortschrittlichen 
Ideen in den Beratungen der Ausschüsse paradoxer-
weise letztlich die GRÜNEN und in einigen Punkten 
auch die SPD die Anwältinnen und Anwälte des ur-
sprünglichen Regierungsentwurfs waren. So haben 
wir in der Schlußabstimmung in zwölf Fällen die ur-
sprüngliche Regierungsvorlage zum Antrag erhoben, 
um diese fortschrittlichen Kernstücke, die auch den 
Kernstücken Ihres ursprünglichen Vorhabens ent-
sprachen, zu erhalten und ihnen zum Durchbruch zu 
verhelfen. Sie sind aber dem Kosten-Nutzen-Denken 
und vor allem dem Druck der Länderbank und dem 
Mangel an Bereitschaft der Bundesregierung zum Op-
fer gefallen, hier selber in Vorleistung zu treten und 
einiges finanziell zu tun. 

Zum Opfer gefallen sind in diesen langen und 
gründlichen Beratungen so wichtige Ideen wie — ich 
will nur einige nennen — der umfassende Versiche-
rungsschutz für Betreue rinnen und Betreuer, eine 
nennenswerte Vergütung der berufsmäßig Betreuen-
den, eine nennenswerte Aufwandsentschädigung der 
ehrenamtlich Betreuenden, die Einzigartigkeit der 
Übernahme der Betreuung durch natürliche Personen 
und eben nicht durch Ämter oder Vereine — diese 
Idee ist schon im Regierungsentwurf sehr bald gestri-
chen worden — , der Ausschluß unerfahrener Richte-
rinnen und Richter und die Beendigung des Betreu-
ungsverhältnisses nach einer bestimmten Frist. Herr 
de With hat ja bereits von diesen skandalös langen 
möglichen Übergangszeiten gesprochen, die unseres 
Erachtens nicht hinnehmbar sind. 

So ist es also leider Gottes gewesen. Ich habe schon 
einmal gesagt: Wir haben beim Beschluß in zwölf Fäl-
len noch die alte Regierungsvorlage hochgehalten. 

Darüber hinaus haben wir selber mit viel Ideen in 
Zusammenarbeit mit den Psychiat rie- und Behinder-
tenbewegungen weitergehende Vorschläge entwik-
kelt und in die Beratungen eingebracht. Sie liegen 
auch in Anträgen vor. Sie sind natürlich vor allem aus 
Kostengründen nicht angenommen worden. 

Wir stehen hier also nicht vor einem Jahrhundert-
werk, sondern, ich möchte sagen, vor einem geplün-
derten Werk, das seiner besten Ideen aus fiskalischen 
Gesichtspunkten beraubt worden ist und in Zukunft 
von den Bundesländern weiter ausgetrocknet werden 
kann. 200 Millionen DM waren vorgesehen, 80 Mil-
lionen davon sind bereits dem Rotstift zum Opfer ge-
fallen. Dabei waren die 200 Millionen schon lächer-
lich wenig, weil allein die Richterinnen und Richter 
— man hätte etliche neu einstellen müssen — Mehr-
kosten in Höhe von Milliarden DM erfordert hätten. 
Ohne eine Stärkung der richterlichen Arbeit, ohne 
zusätzliche Planstellen, verstärkte Fortbildung und 
genügend Zeit sind die den Richtern und Richterinnen 
zuwachsende Verantwortung und Verpflichtung 
nicht zu leisten. Das haben uns auch die Erfahrungen 
aus Österreich plastisch vor Augen geführt. Und unter 
Streß greifen Richterinnen und Richter zum Weg der 

zeitsparendsten Erledigung. Es wird ihnen wohl auch 
nichts anderes übrig bleiben. Damit sind Kernstücke 
der Reform — ich habe das schon einmal gesagt — 
verloren gegangen. 

Ich frage, was vom Jahrhundertwerk bleiben soll 
oder auch bleiben wird — wir müssen ja erst einmal 
abwarten, was herauskommt, wenn die Länder das 
Gesetz umsetzen — , wenn die materiellen Vorausset-
zungen nicht gegeben sind. Es war schon immer so, 
daß die gute Absicht allein, ohne finanzielle Absiche-
rung, der Feind des Guten war. Das kann ich nicht gut 
finden. Ich bedaure das zutiefst und erinnere auch an 
die Erfahrungen, die wir mit einem anderen Jahrhun-
dertwerk gemacht haben: der Strafvollzugsgesetzre-
form von 1977. Da haben wir ja nun auch etliche 
schlechte Erfahrungen gerade mit dem Kostensektor 
gemacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da waren Sie doch 
noch gar nicht da!) 

Wir GRÜNE haben in den Beratungen in 17 Punk-
ten unsere eigenen Vorschläge dargelegt, auf die wir 
uns nach gründlichen Beratungen — wir haben auch 
eigene Anhörungen durchgeführt, an denen zum Teil 
dankenswerterweise auch Herr Kiermeier und Herr 
Wolf mit teilgenommen haben, wo wir auch Rückspra-
che nehmen konnten — verständigt haben. Sie kön-
nen sie nun in unseren Entschließungsanträgen, in 
den Änderungsanträgen nachlesen. Ich will nur die 
wichtigsten nennen. 

Wir hätten gern — genau wie die SPD — den Beg riff 
„Beistand" gehabt. Das ist abgelehnt worden. Für uns 
sind die Gegenargumente nicht stichhaltig, aber da 
mußten wir uns eben der Mehrheit beugen. 

Ein weiterer Punkt war, daß die Postkontrolle bei 
Beistandsberechtigten unserer Auffassung nach un-
zulässig und verboten sein muß. 

Ferner sind wir der Meinung, daß der Gesetzent-
wurf keine konsequente Regelung zur Geschäftsunfä-
higkeit enthält. Wir haben uns für ein Anfechtungs-
recht für die Betroffenen statt einer dauerhaften Ge-
schäftsunfähigkeit eingesetzt. 

Wir haben vorgeschlagen, daß nur natürliche Per-
sonen als Beistände bestimmt werden können, weil 
wir der Meinung sind, daß nur sie das persönliche 
Verhältnis aufbauen können, das auch dem Gesetz-
entwurf sehr wichtig ist. 

Wir haben uns dafür eingesetzt, daß es keinerlei 
Zwang, weder fiskalischen noch anderen Zwang, zur 
Übernahme einer Beistandsschaft geben soll. Und wir 
wollten die Möglichkeit der Gründung von Beistands-
vereinen nur den Beistandspersonen ermöglichen: 
daß die das aus eigener Initiative machen können, daß 
es aber nicht möglich sein soll, diese Beistandsvereine 
von vornherein „von oben" zu gründen. 

Ein weiterer Punkt war, daß der Gesetzentwurf die 
Selbstbestimmung bei Heilbehandlung unseres Er-
achtens nicht deutlich genug hervorhebt. Das muß 
unserer Meinung nach korrigiert werden. Wir schla-
gen außerdem die Einschaltung des Vormundschafts-
gerichtes bei einer länger dauernden Behandlung mit 
Psychopharmaka vor. 
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Schließlich haben wir uns in unseren Anträgen da-
für eingesetzt, daß die Beistandsberechtigten nach 
Inkrafttreten des Gesetzes über ihre Rechte informiert 
werden müssen. Das ist unabdingbar, weil sie die 
Rechte sonst nicht geltend machen können. 

Die Übergangsfristen dürfen keine besonderen 
Härten erzeugen. Wir werden Ihren Antrag, Herr 
de With, unterstützen. Wir haben zwar einen eigenen, 
der etwas weitergeht, aber wir werden selbstver-
ständlich auch Ihren unterstützen, weil hier alles bes-
ser ist als das, was im Gesetzentwurf vorgeschlagen 
ist. Es ist unerträglich, daß solche langen Übergangs-
fristen möglich werden können. 

Und wir wollten selbstverständlich eine Kostenbe-
teiligung des Bundes haben, um die Kernstücke der 
Reform finanziell überhaupt zu ermöglichen. 

Für uns war das Allerwichtigste an dem Gesetz die 
Forderung: es darf keine Ste rilisation und keinen 
Schwangerschaftsabbruch ohne die Einwilligung der 
betroffenen Person geben! Das ist hier leider nicht ein-
gehalten worden. Es gibt die Möglichkeit der Sterili-
sation ohne Einwilligung der Betroffenen, mit Ersatz-
einwilligung. 

Wir sehen das als einen Eingriff in ein höchstpersön-
liches Grundrecht an, in das Grundrecht auf körperli-
che Unversehrtheit. Wir setzen uns für die Unteilbar-
keit der Grundrechte für alle Personen ein und sind 
der Meinung: Wenn es hier Schwierigkeiten gibt 
—hier wurden die Grauzone im Bereich Ste rilisation 
einerseits sowie das Recht geistig Behinderter auf se-
xuelle Entfaltung andererseits angesprochen — dann 
darf man weder eine solche Grauzone durch den Ein-
griff in höchstpersönliche Grundrechte beseitigen 
wollen, noch das Recht auf gelebte Sexualität erst 
durch einen Eingriff in die Grundrechte ermöglichen 
wollen. Wir setzen uns dafür ein, daß diese Grauzone 
beseitigt wird, daß dieses Recht auf sexuelle Entfal-
tung gelebt werden kann: durch mehr sozialpolitische 
Maßnahmen, durch mehr Betreuung, durch mehr An-
gebot an Hilfe und durch das Angebot von Verhü-
tungsmitteln im Einzelfall. 

Wenn es ausnahmsweise bei geistig behinderten 
Menschen wirklich einmal zur Geburt eines Kindes 
kommt, sollte helfend unter die Arme gegriffen wer-
den. Wir lehnen es aber zutiefst ab, im Vorfeld durch 
Sterilisation ohne Einwilligung mit einem technokra-
tischen Instrument die Probleme lösen zu wollen. 

Wir sind der Meinung, daß die Erfahrungen in der 
Schweiz nicht geeignet sind, von diesen Vorgaben 
abzugehen. Ich bedaure, daß die SPD nicht bei dem 
geblieben ist, was sie damals in ihrem ursprünglichen 
Antrag vorsah. Bei unserer Reise in die Schweiz ist 
herausgekommen, daß dort zwar nach dem Gesetz 

(Dr. de With [SPD]: Nicht nach dem Ge-
setz!) 

— nach der Verfassung, nach den Grundrechten — 
das als Eingriff — — 

(Dr.  de With [SPD]: Auch nicht!) 

—Wir können uns gern noch einmal die Unterlagen 
ansehen, Herr de With. Es ist so, daß die Ste rilisation 
ohne Einwilligung als Eingriff in höchstpersönliche 
Grundrechte gewertet wird, die Praxis aber eine an-

dere ist. Ich beklage das. Für mich ist das aber kein 
Grund, von unserer Argumentation abzugehen. Un-
sere Berichterstatterreise hat nämlich ergeben, daß 
auch in der Schweiz die notwendigen sozialen Ange-
bote einfach fehlen. 
Durch die Erfahrungen in der Schweiz ist für mich 

als Konsequenz erneut bestätigt worden: Hier muß 
erheblich mehr getan werden. Hier sind sozialpoliti-
sche Maßnahmen gefordert, und das kostet Geld; da 
muß man ehrlich sein. Dafür stehen wir ein; das ist 
unser Vorschlag. 
Wir teilen nicht die Auffassung, daß es der Bundes-

regierung — trotz aller Mühe, hier Mißbräuche mög-
lichst auszuschließen — mit dieser grundsätzlichen 
Ermöglichung der Sterilisation ohne Einwilligung 
gelungen ist, Mißbrauchsmöglichkeiten einen Riegel 
vorzuschieben. Ich bezweifle das sehr stark. Schon 
heute ist ein erheblicher Druck auf geistig behinderte 
und lernbehinderte Frauen zu beobachten, und zwar 
deshalb, weil natürlich die Verwandten solcher gei-
stig behinderten Menschen und auch die Einrichtun-
gen finanziell und auch sonst sozial so schlecht abge-
sichert sind, daß sie unter sehr großem Druck sind. 
Dann ist ihnen die Krücke einer Ste rilisation lieber als 
gar nichts. Hier muß geholfen werden. Man darf die 
Leute aber nicht in ihrer Überlastung mit so einer 
Krücke abspeisen, so daß ihnen in ihrer Not nichts 
anderes mehr einfällt und sie dann darauf zurückgrei-
fen.  
Durch Formulierungen im Gesetzestext wird unse-

res Erachtens dem Mißbrauch Tür und Tor geöffnet, 
wenn es denn gewünscht werden sollte. Ich will hier 
nur einige Begriffe anführen. Beg riffe wie „Einwilli-
gungsfähigkeit", „Wille des Betreuten", „auf Dauer 
einwilligungsunfähig", „Gefahr für den seelischen 
Gesundheitszustand" sind alles Beg riffe, die wie Kau-
gummi ausdehnbar sind. Sie sind nicht geeignet, tat-
sächlich dem Mißbrauch einen Riegel vorzuschie-
ben. 
Zum Schluß möchte ich noch sagen, daß wir die 

Absicht des Gesetzgebers unterstützt und durch ei-
gene Vorschläge erhärtet haben. Wir können dem nun 
vorliegenden Gesetzentwurf aber nicht zustimmen, 
weil es erstens ein geplündertes Werk ist, dem die 
materiellen Grundlagen fehlen, um die Kernpunkte 
durchzusetzen, weil er zweitens eine Legalisierung 
der Ste rilisation ohne Einwilligung beinhaltet und 
weil in ihm drittens unerträglich lange Übergangszei-
ten enthalten sind. Ich bitte Sie deshalb, unseren An-
trägen zuzustimmen. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Langner. 

Dr. Langner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen! Sehr geehrte Kollegen! Frau Nik-
kels, in einer Debatte, in der alle Redner allen danken, 
will ich durchaus nicht anstehen, auch Ihnen für das 
Engagement, mit dem Sie an den Beratungen teilge-
nommen haben, zu danken. Aber wenn Sie heute hier 
den Eindruck zu erwecken versuchen, bei diesen De-
batten sei nur ein Torso herausgekommen und Sie 
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seien die einzige übriggebliebene Anwältin des guten 
Werks gewesen, so ist das natürlich völlig un richtig. 
Gerade die Beratungen im Rechtsausschuß haben das 
Gesetz doch entscheidend verändert. Kann es denn 
überhaupt so falsch sein, wenn man in Kostenfragen 
auch einmal auf die hört, die heute hier leider nicht 
anwesend sind, die das bezahlen sollen? Das ist ei-
gentlich ein gesunder Grundsatz. 

Schließlich ist es doch so, daß insbesondere die Ver-
fahrensvorschriften durch unsere Änderungen im 
Rechtsausschuß wesentlich verbessert worden sind. 

Dieses neue Betreuungsrecht — das hat die Debatte 
heute sehr deutlich gemacht — setzt Maßstäbe im 
Umgang unserer Gesellschaft mit den geistig behin-
derten und altersgebrechlichen Menschen. Dabei 
sind Wagnis und Chance zu sehen. Das Wagnis be-
steht insbesondere da rin, daß die gänzliche Abschaf-
fung der Entmündigung ein tradiertes Rechtsinstru-
ment beseitigt. Aber vielen Juristen und auch man-
chen Laien wird es umwälzender erscheinen, als es in 
der Rechtswirklichkeit ist. 

Entmündigungen werden auch heute nur noch sel-
ten angeordnet; sie wurden weitgehend durch die 
sogenannte Zwangspflegschaft verdrängt, einem 
Rechtsinstitut, das im Wege verfassungskonformer 
Auslegung des Pflegschaftsrechts entwickelt wurde 
und im Gegensatz zur Entmündigung eben keine 
Auswirkungen auf die Geschäftsfähigkeit hat. Das 
neue Betreuungsgesetz knüpft an diese richterliche 
Rechtsfortbildung an. Das Rechtsinstitut der Betreu-
ung ist daher ein geringerer rechtspolitischer Ein-
schnitt —dennoch ein notwendiger —, als es vielleicht 
auf den ersten Blick erscheinen mag. 

Chance ist dieses neue Betreuungsgesetz in mehr-
facher Hinsicht. Geistig behinderte Erwachsene und 
altersgebrechliche Menschen werden besser als bis-
her in die Lage versetzt, ja dazu ermuntert, ihr Leben, 
soweit es irgend möglich ist, selbst eigenverantwort-
lich zu gestalten. Das Betreuungsgesetz wertet die 
Personensorge gegenüber der Vermögenssorge ent-
scheidend auf. 

Soll ein bestimmter risikobehafteter ärztlicher Ein-
griff erfolgen? Soll ein altersgebrechlicher Mensch in 
ein Heim eingewiesen und seine Wohnung aufgelöst 
werden? Soll eine Ste rilisation, die beispielsweise ein 
eheliches oder eheähnliches Zusammenleben geistig 
Behinderter ermöglicht, durchgeführt werden? Diese 
Entscheidungen sind doch für die Menschen, die nicht 
die volle Einsichtsfähigkeit zum Handeln besitzen, 
noch wichtiger als die Vermögenssorge oder die Stell-
vertretung bei einem Rechtsgeschäft. 

Dabei sind natürlich — das wurde in der Debatte 
deutlich — sensible und ethisch äußerst schwierige 
Materien zu regeln. Leitend war das Menschenbild 
des Grundgesetzes, das dort verankerte Bekenntnis 
zur Menschenwürde und zum sozialen Rechtsstaat. 
Das neue Betreuungsrecht ist der Versuch, auch gei-
stig behinderten und altersgebrechlichen Menschen 
ein menschenwürdiges Dasein zu ermöglichen. 

Die im Gesetzgebungsverfahren, aber auch in der 
Öffentlichkeit am meisten diskutierte Vorschrift die-
ses umfassenden Gesetzgebungswerks war und ist — 
auch in der heutigen Debatte — die Frage der Sterili

-

sation einwilligungsunfähiger Personen. Ich hatte 
den Eindruck, daß man sich dieses Themas sehr be-
hutsam angenommen hat. 
Eine klare gesetzliche Entscheidung in diesem Be-

reich ist längst überfällig. Das geltende Recht läßt hier 
Eltern, Ärzte, Vormünder und Pfleger mit ihren Sor-
gen allein, ja drängt sie gelegentlich in die Illegalität, 
weil sie mit dem strafrechtlichen Vorwurf einer ge-
fährlichen Körperverletzung konfrontiert werden. Das 
neue Betreuungsgesetz schafft die rechtsstaatlich ge-
botene Klarheit. 
Die Ste rilisation einwilligungsunfähiger Behinder-

ter wird unter streng begrenzten Voraussetzungen 
und strikter vormundschaftsgerichtlicher Kontrolle für 
zulässig erklärt. Dies gilt nur für Volljährige. Die Ste-
rilisation Minderjähriger ist ausnahmslos verboten. 
Wir glauben, daß diese restriktive Lösung zu einer 
ganz wesentlichen Einschränkung der heutigen Ste-
rilisationspraxis führen wird. Die heute noch vielfach 
anzutreffende Ste rilisation für alle Fälle ist künftig 
unzulässig. 
Andererseits würde sich bei dem anderen Extrem, 

nämlich einem Totalverbot der Ste rilisation, der 
Schwangerschaftsabbruch an einer geistig behinder-
ten Frau zu einer Art Ersatzform für die Ste rilisation 
entwickeln. Auch die Wegnahme eines Kindes ist zu 
bedenken. 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Kollege? 

Dr. Langner (CDU/CSU): Selbstverständlich. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Abgeordneter Lang-
ner, sind Sie nicht mit mir der Meinung — das haben 
wir auch im Ausschuß so beraten — , daß es damit 
nicht dazu gegriffen wird, sinnvoll ist, von vornherein 
auch ein Verbot von Abtreibung ohne Einwilligung 
vorzusehen und statt dessen, wie ich hier schon aus-
geführt habe, soziale Hilfen anzubieten? 

Dr. Langner (CDU/CSU): Erstens gelten die Abtrei-
bungsregelungen des Strafgesetzbuchs auch in die-
sem Bereich uneingeschränkt. Zweitens. Mit sozialen 
Hilfen können Sie auch das Problem des Leides nicht 
lösen, das bei einer Mutter, einem Vater entsteht, 
wenn Sie geistig behinderten Menschen etwa das 
Kind wegnehmen müssen, weil die Mutter oder der 
Vater nicht in der Lage ist, es aufzuziehen. 
Hier soll, wie gesagt, jetzt rechtsstaatliche Klarheit 

geschaffen werden. Es wäre eine fatale Konsequenz, 
wenn viele Eltern oder Betreuer jegliche geschlechtli-
che Beziehungen der Behinderten unterbinden wür-
den, etwa aus Furcht vor einer ungewollten und nicht 
verantwortbaren Schwangerschaft. 
Bei einem Totalverbot bestünde nicht zuletzt die 

Gefahr — ich glaube, das klang auch bei Ihnen, Herr 
de With, an — , daß die Ste rilisation weiterhin in einer 
Grauzone stattfände, etwa auch auf dem Weg, daß 
nicht einsichtsfähige Behinderte zu einsichtsfähigen 
und damit einwilligungsfähigen Personen manipuliert 
würden. Diese Konsequenzen eines Totalverbotes 
sind nicht tragbar. 
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Ich begrüße es, daß neben den Koalitionsfraktionen 
im Rechtsausschuß auch die sozialdemokratischen 
Kollegen der im Betreuungsgesetz vorgesehenen Ste-
rilisationsregelung zugestimmt haben. Bei dieser 
schwierigen ethischen Problematik ist mir der gefun-
dene breite politische Konsens besonders wichtig. Die 
Koalitionsfraktionen haben daher auch gemeinsam 
mit der SPD einen Entschließungsantrag eingebracht, 
in dem die Bundesregierung aufgefordert wird, alle 
vier Jahre über die praktischen Auswirkungen der im 
Betreuungsgesetz enthaltenen Sterilisationsregelun-
gen zu berichten. 

So bedeutsam diese Problematik ist, so stellt sie 
doch nur einen Ausschnitt von dem dar, was in dem 
Gesetz geregelt wird. Einige wenige Punkte seien er-
gänzend erwähnt. Ich nenne zunächst die Neurege-
lung des Verfahrens. Zukünftig wird über die Anord-
nung wie auch über die Betreuerbestellung in einem 
einheitlichen Verfahren der Freiwilligen Gerichtsbar-
keit entschieden, wobei die Vormundschaftsgerichte 
allein zuständig sind. Hierbei werden die Betroffenen 
weitaus stärker als bisher an dem Entscheidungspro-
zeß beteiligt. Persönliche Anhörung und Begutach-
tung sind Eckpfeiler des Verfahrens. 

Auf Grund vieler Anregungen des Bundesrates und 
aus der richterlichen Praxis in den Anhörungen wurde 
das Verfahrensrecht im Rechtsausschuß in einigen 
Punkten gegenüber dem Gesetzentwurf verändert; 
ich meine, es wurde verbessert. Es wird noch mehr 
zwischen den unterschiedlichen Gruppen betreu-
ungsbedürftiger Personen unterschieden und eine 
einzelfallbezogene Flexibilität im Verfahren und bei 
der Entscheidung ermöglicht. Das Verfahrensrecht 
wurde insgesamt vereinfacht, ohne rechtsstaatliche 
Abstriche in Kauf zu nehmen. Das Hauptziel war, rela-
tiv unkomplizierte, schnelle und für den Bürger ver-
ständliche Verfahren zu erreichen. 

Ich nenne einen anderen Punkt. Bei der Durchfor-
stung des Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts 
haben wir über den Gesetzentwurf hinaus noch einen 
antiquierten Vorschriftenkomplex geändert: die Mün-
delgeldvorschriften des Bürgerlichen Rechts. Bisher 
können Mündelgelder ohne gerichtliche Erlaubnis 
nur bei inländischen öffentlichen Kassen angelegt 
werden. Seit der Errichtung von Einlagesicherungs-
systemen der Banken ist auch bei diesen voller Einle-
gerschutz gewährleistet. Zukünftig können Mündel-
gelder daher bei allen Kreditinstituten, die einer für 
die Anlage ausreichenden Sicherungseinrichtung an-
gehören, angelegt werden. 

Meine Damen und Herren, die Regierungskoalition 
hat ihr Wort gehalten, nämlich in dieser Wahlperiode 
dafür zu sorgen, daß ein zeitgemäßes Betreuungsge-
setz verabschiedet wird. Das beste Betreuungsgesetz 
nutzt indes nichts, wenn sich nicht mehr Bürger als 
bisher bereitfinden, geistig behinderten und altersge-
brechlichen Menschen zur Seite zu stehen. Als flan-
kierende Maßnahme ist daher eine breit angelegte 
Informationskampagne der Bundesregierung vor In-
krafttreten des Gesetzes im Jahre 1992 erforderlich. 
Der Justizminister hat bereits entsprechende Aktivitä-
ten zugesagt. Es muß von uns allen verdeutlicht wer-
den, wie wichtig die Mithilfe in diesem Bereich ist. 
Jeder, der eine Betreuungsaufgabe übernimmt, leistet 

einen nicht zu überschätzenden Beitrag für ein 
menschliches Gesicht unserer Gesellschaft. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Unruh. 

Frau Unruh (fraktionslos): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Werte Volksvertreterinnen und Volksvertre-
ter! Selbstverständlich stimme ich allen Änderungs-
anträgen und allen Entschließungsanträgen gerne zu-
sätzlich zu. Ich freue mich aber gleichzeitig, daß nach 
hundert Jahren endlich etwas in unsere Gesellschaft 
hineinkommt, was im wesentlichen gebrechlichen al-
ten Menschen dienlich ist. 

Traurig ist für unsere Gesellschaft natürlich, was ich 
heute so habe hören müssen: daß man nicht längst 
den Punkt „Die Würde des Menschen ist unantastbar" 
geregelt hat, daß es darüber 1990 werden mußte. Ich 
kann Ihnen eines sagen: Sehr wahrscheinlich würden 
Sie ohne den Einsatz des Seniorenschutzbundes 
„Graue Panther", der seit 1975 auf die Straße gehen 
mußte, um für die Würde alter, hilfloser Menschen zu 
streiten, immer noch ruhig hier sitzen, es juristisch 
abtasten und vergessen, wofür Sie als Volksvertreter 
und Volksvertreterinnen eigentlich da sind. 

Erschütterndes passiert bis heute. Es ist ja nicht so 
einfach, wie Sie sich das vorstellen. Es finden Men-
schenrechtsverletzungen statt. In die Dritte Welt, in 
die DDR oder sonstwo hinein können Sie groß tönen. 
Aber was passiert bei uns noch hinter verschlossenen 
Türen? Da haben wir „Grauen Panther" jetzt Gott sei 
Dank einen Ansatzpunkt, um letzlich auch mit Vor-
mundschaftsrichtern und -richterinnen noch viel här-
ter umzugehen, die uns aber dann gern folgen. 
Ich richte meinen schweren Vorwurf genauso an 

unsere Kirchen. Ich richte meinen schweren Vorwurf 
als Gründerin des Seniorenschutzbundes „Graue 
Panther" genauso an die Wohlfahrtsverbände, ge-
nauso an den VdK, genauso an die Altenorganisation 
Reichsbund und und und. Warum wird geschwiegen, 
geschwiegen und nochmals geschwiegen im Bewußt-
sein dessen, daß es so etwas gibt? 

Unmöglich ist, Herr Justizminister, Altfälle zehn bis 
zwanzig Jahre auf den Rost zu legen. Soll ich Ihnen 
wieder einmal etwas vorlesen, etwa das, was ein 
72jähriger Mann hat erleben müssen, der lediglich 
eine Kreislaufschwäche bekommen hat und sich dann 
entrechtet in einer Alterspsychiatrie wiederfindet? 
Wir haben uns für ihn eingesetzt. Es tut doch sonst 
niemand. Gehen Sie doch einmal zu einer Partei-
dienststelle, gehen Sie doch einmal zum Geschäfts-
führer eines Wohlfahrtsverbandes, gehen Sie doch 
einmal zu irgendeinem Kirchenfürsten und sagen 
ihm: Junge, jetzt mußt du dich dafür aktiv einsetzen. 
Nein, da ist nach wie vor die dicke Grauzone. Man 
sagt: Das geht nicht, die Gesetze stehen dagegen. 
Wir haben diesem 72 Jahre alten Herrn helfen kön-

nen. Er wollte in seine Wohnung zurück. Sie war gar 
nicht mehr da. Das ist erst jetzt, im April 1990, passiert. 
Obwohl die Vormundschaftsgerichte wissen, daß et-
was ganz anderes kommt, denken sie gar 
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nicht daran. Es ist ja viel, viel besser, die Renten ein-
zuziehen, das Vermögen einzuziehen und dann mit 
alten, gebrechlichen Menschen das zu machen, womit 
man noch viel Geld verdienen kann. 
Ich persönlich bin erst einmal froh, daß wir vom 

Seniorenschutzbund „Graue Panther" an der Mög-
lichkeiten des aktiven Eingreifens kriegen, damit wir 
dann vielleicht auf politischer Ebene — das, liebe 
Frau Nickels, sehe ich etwas anders; ich will ja diese 
Regierung weg haben — neue Ansätze in diesem Ho-
hen Hause finden, um das, was Sie auch alle wollen, 
gemeinschaftlich durchzusetzen. 
Ich danke Ihnen, Herr Justizminister, daß Sie diesen 

ersten Schritt gewagt haben. Die Länder sperren sich 
zwar. Aber das sind genau die, die sich in Grund und 
Boden schämen müssen. Denken Sie einmal daran, 
was die für die Geheimdienste ausgeben. Und dann 
sperren sie sich, 200 Millionen DM auszugeben, um 
Menschenrechtsverletzungen abzuwehren oder mehr 
Richter einzustellen. Dagegen werden natürlich mehr 
Rüstungsleute eingestellt. Man macht Rüstungsver-
träge, wo Milliarden hinausgeschmissen werden. 
Aber Menschenrechtsverletzungen in diesem unse-
rem Lande abzustellen soll an 200 Millionen DM 
scheitern? 
Wir werden ein Schild schreiben: Schande für 

Deutschland — Altersrechtlosigkeit und Alters-
armut. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Quatsch!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der  Bundes

-

minister  der Justiz, Herr Engelhard. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Die heutige De-
batte und die anschließenden Abstimmungen und ihr 
Ergebnis können als ein Markstein in der Rechtspoli-
tik dieser Legislaturpe riode bezeichnet werden. Wer 
sich mit den Problemen der Vormundschaft und Pfleg-
schaft für Volljährige beschäftigt hat, wer die Debat-
ten im Rechtsausschuß verfolgt hat und die Dinge 
kennt, der wird dieses Urteil bestätigen. 
Nach dem geltenden Recht ist sehr schnell zu der 

Möglichkeit der Entmündigung oder der Zwangs-
pflegschaft gegriffen worden. Unnötig, kleinlich und 
oft auch viel zu lange werden Menschen in ihren 
Rechten beschränkt. Das neue Betreuungsrecht geht 
darauf aus, die Rechtsstellung dieser Menschen 
grundsätzlich zu verbessern und zu stärken. 
Die Betroffenen sind eine viertel Million Menschen 

in diesem Lande. Es ist bereits darauf hingewiesen 
worden, daß es bei der erfreulich steigenden Lebens-
erwartung in der Bundesrepublik Deutschland immer 
mehr ältere Menschen sind, die zu Betroffenen wer-
den. Hier hat das Bürgerliche Gesetzbuch an rechtli-
chem Instrumentarium in der Tat wenig anzubieten 
gewußt, weil es in einer ganz anderen Zeit entstanden 
ist. Wir hatten auch bereits im Kaiserreich eine 
saubere Statistik. Diese hat in den Jahren 1891 bis 
1900 für das Deutsche Reich, wenn man die damals 
sehr hohe Säuglingssterblichkeit herausrechnete, 
ausgewiesen, daß die Lebenserwartung für Männer 
bei knapp 52 Jahren und für Frauen bei knapp 54 Jah-
ren lag. Mit unserem geltenden Recht hat man die 

Probleme für eine ganz andere Situation wohl noch 
anzupacken gewußt. Heute ist dies nicht mehr mög-
lich. Wir bedürfen dringend eines neuen Rechts. 

Der Kreis der mittelbar Betroffenen besteht aus all 
den Angehörigen, den Betreuungspersonen, den Ärz-
ten, Pflegerinnen und Pflegern in Krankenhäusern, in 
Anstalten und in Altenheimen. Alles zusammen ge-
nommen ist es ein nicht unbeträchtlicher Teil unserer 
Bevölkerung. 

Wer nun darauf angewiesen ist — das sind natürlich 
die meisten Bürgerinnen und Bürger —, Rechtspolitik 
ausschließlich über die Medien zu verfolgen, der 
könnte zu der Auffassung kommen, daß das, was wir 
heute beraten und verabschieden, so besonders be-
deutsam und wichtig ja eigentlich nicht sein könne. 
Warum diese Auffassung? Ganz einfach deswegen, 
weil es an harten Auseinandersetzungen gefehlt hat, 
weil sich alle Gutwilligen zusammengefunden haben, 
um etwas Wichtiges zu tun und gemeinsam auf den 
Weg zu bringen, gemeinsam durchzusetzen und 
schließlich zu einem gemeinsamen guten Ende zu 
bringen. 

Aber häufig wird leider die Bedeutung einer Sache 
in der Öffentlichkeit nach der Dauer und der Laut-
stärke des öffentlichen Feldgeschreis bewertet. Dies 
führt zu grundsätzlich falschen Ergebnissen. 

Wir haben mit diesem Recht Dinge auf den Weg 
gebracht, die über den Tag hinaus ihre Bedeutung 
haben werden. Man kann ja einmal die Frage stellen, 
warum über die Jahre und Jahrzehnte in dem großen 
und weiten Bereich des Familienrechts zwar Wichti-
ges und Richtiges getan wurde, warum man sich aber 
immer mit der Generation der Kinder — wichtig und 
richtig — und mit der Generation der Eltern — gewiß 
auch wichtig und richtig — beschäftigt hat. Aber der 
Generation der Großeltern oder, wo es sie noch gibt, 
der Urgroßeltern und ihren Problemen hat man 
kaum Aufmerksamkeit zugewandt. 

Wir haben begonnen, dies zu ändern. Es ist gelun-
gen, in dieser Legislaturpe riode etwas auf den Weg zu 
bringen, das in seiner Bedeutung überhaupt nicht un-
terschätzt werden darf. Wir haben nach einer sehr 
gewissenhaften Vorarbeit die Dinge angepackt. 

Ich möchte an dieser Stelle allen, die in diesem 
Hause daran mitgearbeitet haben, herzlich danken, 
voran den Mitgliedern des Rechtsausschusses, spe-
ziell den Berichterstattern. Was hier innerhalb einer 
sehr kurzen Zeit geleistet wurde, ist in seiner Bedeu-
tung nicht zu unterschätzen. Es ist gelungen, gegen 
Ende einer Legislaturpe riode trotz einer Fülle von Pro-
blemen, die noch zu bewältigen sind, wahr zu ma-
chen, was versprochen worden ist. Mir ist zugesichert 
worden: Der Rechtsausschuß wird, so knapp die Zeit 
auch sein mag, diese Aufgabe in jedem Falle vor Ab-
schluß der Legislaturpe riode zu bewältigen wissen. 
Dafür, daß dies gelungen ist und daß wir wahr machen 
konnten, was wir nach draußen versprochen haben, 
möchte ich mich an dieser Stelle sehr herzlich bedan-
ken. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 
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Wir haben uns, der Problematik wohl bewußt, auch 
nicht gescheut, die schwierigen Fragen der Sterilisa-
tion in einer ungemein restriktiven, die Dinge neu 
regelnden Weise in diese Gesetzgebung einzubezie-
hen. Ich erkenne mit Genugtuung besonders an, daß 
die Kolleginnen und Kollegen der SPD dies erkannt 
und dafür ihre Unterstützung gegeben haben. 

Daß nun die Fraktion der GRÜNEN, die zunächst 
den gesamten Gesetzentwurf mit besonders lautem 
und begeistertem Hurra begrüßt hat, dem Entwurf 
nach den Beratungen mit großer Zurückhaltung be-
gegnet und vielleicht sogar zu einer Ablehnung ins-
gesamt kommen wird, bedaure ich. Aber auch damit 
werden wir existieren können. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Müssen!) 

Ich meine, wir sollten bei den entscheidenden Ab-
stimmungen ein klares Zeichen setzen, ein Ja zu ei-
nem Vorhaben sagen, das dieser Rechtspolitik und 
jedem der daran mitgearbeitet hat, Ehre macht und 
bei denen, die betroffen sind und die dringend auf die 
Lösung dieser Probleme warten, Dank auslöst. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Betreuungsgesetzes, Drucksachen 
11/4528 und 11/6949. 

Ich rufe Art. 1 auf. Hierzu liegen Änderungsanträge 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 
11/6962 und 11/6963 vor. Die Fraktion DIE GRÜNEN 
verlangt, daß über den Änderungsantrag auf Druck-
sache 11/6962 namentlich abgestimmt wird. 

Ich eröffne die Abstimmung. — 

Sind  alle Stimmkarten abgegeben worden? 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung und bitte um Auszählung. *) 

( V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir können die Beratungen fortsetzen. Ich bitte 
die Kolleginnen und Kollegen, Platz zu nehmen, damit 
wir mit der Abstimmung über den Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6963 
fortfahren können. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt für den 
Änderungsantrag der GRÜNEN auf Drucksache 
11/6963? — Wer stimmt dagegen? — Dann ist dieser 
Änderungsantrag mit den Stimmen der SPD, der 
CDU/CSU und der FDP abgelehnt worden. 

Ich rufe nunmehr die Art. 2 bis 4 in der Ausschuß-
fassung auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann 
sind die aufgerufenen Vorschriften mit den Stimmen 
der SPD, der CDU/CSU und der FDP gegen die Stim-
men der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

*) Ergebnis Seite 16148 A 

Ich rufe Art. 5 auf. Auch hierzu liegt uns ein Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 11/6966 vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? — Wer stimmt dagegen? — Damit ist der Ände-
rungsantrag mit den Stimmen der SPD, der CDU/CSU 
und der FDP abgelehnt worden. 

Ich lasse nunmehr über den Art. 5 des Gesetzes in 
der Ausschußfassung abstimmen. Wer stimmt dafür? 
—Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist 
der Art. 5 mit den Stimmen der SPD, der Frau Abge-
ordneten Unruh, der CDU/CSU und der FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men worden. 

Ich rufe nunmehr die Art. 6 und 7 in der Ausschuß-
fassung auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
—Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann 
sind die Art. 6 und 7 bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN mit der gleichen Mehrheit angenommen 
worden. 

Ich rufe nunmehr den Art. 8 auf. Auch hier liegt ein 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/6964 vor. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist der 
Änderungsantrag mit den Stimmen der SPD, CDU/ 
CSU und FDP abgelehnt worden. 

Ich lasse nunmehr über den Art. 8 in der Ausschuß-
fassung abstimmen. Wer dafür stimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Dann ist der Art. 8 mit den Stimmen der 
SPD, der Frau Abgeordneten Unruh, der CDU/CSU 
und der FDP bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜ-
NEN angenommen worden. 

Wir kommen nunmehr zu Art. 9 in der Ausschußfas-
sung. Hierzu liegen uns Änderungsanträge der Frak-
tion DIE GRÜNEN sowie ein Änderungsantrag der 
SPD vor. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN, der Ihnen auf der Drucksache 11/6965 
vorliegt? — Wer stimmt dagegen? — Dann ist dieser 
Änderungsantrag mit den Stimmen der SPD, der 
CDU/CSU und der FDP abgelehnt worden. 

Ich lasse nunmehr über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/6973 abstimmen. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Dann ist dieser Änderungs-
antrag der SPD auf Drucksache 11/6973 mit den Sti

m-

men  der CDU/CSU und der FDP abgelehnt worden. 

Wir stimmen nunmehr über den Art. 9 in der Aus-
schußfassung ab. Wer stimmt dem Art. 9 in der Aus-
schußfassung zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist der Art. 9 mit den Stimmen der 
CDU/CSU, der FDP und der Abgeordneten Frau Un-
ruh angenommen worden, wobei die GRÜNEN dage-
gengestimmt haben und die SPD sich enthalten hat. 

Ich rufe Art. 10 in der Ausschußfassung auf. Wer für 
diesen Art. 10 in der Ausschußfassung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen! — Damit ist der Art. 10 einstim-
mig angenommen. 
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Dann rufe ich den Art. 11 auf. Wer für diesen Art. 11 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Mit den 
Stimmen der CDU/CSU, der FDP, der SPD und der 
Stimme der Abgeordneten Frau Unruh ist dieser Arti-
kel bei Enthaltungen der Fraktion DIE GRÜNEN an-
genommen worden. 

Ich kann Ihnen jetzt das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung bekanntgeben. Es handelte sich um den 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/6962. Abgegebene Stimmen: 328. Mit 
Ja haben 27 Abgeordnete gestimmt. Mit Nein haben 
229 Abgeordnete gestimmt. Zwei Abgeordnete haben 
sich enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 327; davon 

ja: 	27 

nein: 	298 

enthalten: 	2 

Ja 

SPD 

Duve 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Frau Eid 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Meneses Vogl 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Rock 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Stratmann 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Weiss (München) 

Fraktionslos 

Frau Unruh 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 

Dr. Bötsch 
Bohl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels (Bonn) 
Frau Dempwolf 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Dr. Lippold (Offenbach) 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Magin 
Dr. Mahlo 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Möller 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Rossmanith 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Susset 
Tillmann 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Vondran 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 

Dr. Wittmann 
Würzbach 
Zeitlmann 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brück 
Büchler (Hof) 
Frau Bulmahn 
Buschfort 
Catenhusen 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Diller 
Egert 
Dr. Emmerlich 
Ewen 
Frau Faße 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Frau Kastner 
Kastning 
Kirschner 
Kißlinger 
Kolbow 
Koschnick 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Luuk 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Pleisweiler) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
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Porzner 
Poß 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Schmidt (Salzgitter) 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Frau Seuster 
Sieler (Amberg) 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stiegler 
Stobbe 
Frau Dr. Timm 
Vahlberg 
Verheugen 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Frau Weiler 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Frau Wieczorek-Zeul 
Dr. de With 
Wittich 
Zumkley 

FDP 

Baum 
Beckmann 

Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Walz 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 

Enthalten 

SPD 

Conradi 

DIE GRÜNEN 

Frau Flinner 

Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir können nunmehr über den Art. 1 in der Aus-
schußfassung sowie über Einleitung und Überschrift 
des Entwurfs eines Betreuungsgesetzes abstimmen. 
Wer stimmt für den Art. 1, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung? — Wer stimmt dagegen? — 
Dann  ist dieser Entwurf mit den Stimmen der CDU/ 
CSU, FDP, SPD und der Stimme von Frau Unruh ge-
gen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN ange-
nommen. Damit ist die zweite Beratung abgeschlos-
sen. 

Wir haben zu Tagesordnungspunkt 13, Betreuungs-
gesetz, noch eine schriftliche Erklärung des Abgeord-
neten Seesing vorliegen. Ich gebe dem Haus das nur 
bekannt; sie kann zu Protokoll gegeben werden. *) 
Der Abgeordnete Seesing ist damit einverstanden. 

Dann treten wir nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, bitte ich, 
sich zu erheben. Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 

*) Anlage 3 

gen? — Das Gesetz ist mit den Stimmen der CDU/ 
CSU, FDP, SPD und der Stimme der Abgeordneten 
Frau Unruh gegen die Stimmen der GRÜNEN ange-
nommen worden. 

Wir kommen nunmehr zum Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD. Er liegt Ihnen auf Drucksache 
11/6975 vor. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dann  ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
der CDU/CSU und der FDP abgelehnt worden. 

Wir kommen nunmehr — Tagesordnungs-
punkt 13 b — zur Abstimmung über die Beschlußemp-
fehlung des Rechtsausschusses. Sie liegt Ihnen auf 
Drucksache 11/6949 vor. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/669 
für erledigt zu erklären. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses? — Wer stimmt dage-
gen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung des Aus-
schusses mit den Stimmen der CDU/CSU, FDP, SPD 
und der Stimme der Abgeordneten Frau Unruh gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men worden. 
Offensichtlich liegen noch zwei weitere Entschlie-

ßungsanträge zur Abstimmung vor. Zunächst einmal 
lasse ich über den Entschließungsantrag der CDU/ 
CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/6983 abstim-
men. Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Ich stelle fest, 
daß dieser Entschließungsantrag einstimmig ange-
nommen worden ist. 
Nunmehr haben wir noch einen Entschließungsan-

trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf der Drucksache 
11/6969 vorliegen. Wer diesem Entschließungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. Wer stimmt dagegen? — Dann ist dieser Ent-
schließungsantrag mit den Stimmen der CDU/CSU, 
FDP und SPD abgelehnt. 

Ich hoffe nunmehr, daß wir alle in Zusammenhang 
mit diesem Gesetz stehenden Entschließungsanträge 
und Änderungsanträge abgewickelt haben und ich 
den Tagesordnungspunkt abschließen kann. Das ist 
offensichtlich der Fall. 

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 14 auf: 

a) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(21. Ausschuß) gemäß § 62 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung zu dem Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Beendigung der Arbeiten am Endlager Gorle-
ben 
—Drucksachen 11/511, 11/6967 — 

b) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(21. Ausschuß) gemäß § 62 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Frau Wollny und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Atommüllendlager „Schacht Konrad" in Salz-
gitter-Bleckenstedt 
—Drucksachen 11/2002, 11/6968 — 
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c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Wollny, Dr. Daniels (Regensburg), Frau Flin-
ner, Frau Garbe, Frau Hensel, Frau Teubner, 
Brauer, Dr. Knabe, Hoss und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Vier Jahre nach der Atomkatastrophe von 
Tschernobyl 
— Drucksache 11/6852 — 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) zu 
dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur Großen Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Hauff, Schäfer (Offenburg), Lennartz, Frau 
Dr. Hartenstein, Bachmaier, Frau Blunck, 
Duve, Fischer (Homburg), Jansen, Kiehm, Küh-
bacher, Frau Dr. Martiny, Menzel, Müller (Düs-
seldorf), Reimann, Reuter, Stahl (Kempen), 
Egert, Frau Conrad, Frau Dr. Götte, Dr. Schöf-
berger, Ibrügger, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 
Tschernobyl und die Folgen — Ein Jahr da-
nach 
— Drucksachen 11/139, 11/775, 11/2102 (neu), 
11/5177 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Harries 
Reuter 
Frau Wollny 

Der Ältestenrat hat eine gemeinsame Beratung vor-
geschlagen, und zwar mit einem Beitrag von zehn 
Minuten pro Fraktion. Ich frage das Haus, ob es mit 
diesem Verfahrensvorschlag einverstanden ist. — Das 
ist der Fall. Dann darf ich dies als beschlossen feststel-
len und die Debatte eröffnen. 
Zunächst hat der Abgeordnete Dr. Daniels das 

Wort. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am 26. Ap ril 1986 pas-
sierte die bisher größte Reaktorkatastrophe in der Ge-
schichte der Menschheit. Juri Tscherbak, mittlerweile 
Mitglied des Obersten Sowjets in der UdSSR, spricht, 
wenn er im fünften Jahr nach Tschernobyl die Folgen 
des Unfalls zu beschreiben versucht, von einer Atom-
kriegszone mitten in Europa. 
Mindestens drei sowjetische Republiken — die 

Ukraine, Weißrußland sowie Rußland — sind hoch 
verstrahlt. Eine Fläche von über 10 000 km 2  in der 
UdSSR ist unbewohnbar und kann nicht mehr genutzt 
werden. Die Bevölkerung wurde viel zu spät evaku-
iert. Minimale Maßnahmen konnten nicht ergriffen 
werden, da die sowjetischen und internationalen Be-
hörden die Menschen im unklaren ließen. Sie ver-
tuschten das Ausmaß der Strahlenverseuchung und 
wiegelten Strahlenfolgen für Mensch und Umwelt ab. 
Das geschieht auch heute noch. 
Das Ausmaß der Schäden kommt auf Druck der 

betroffenen Bevölkerung langsam an die Öffentlich-
keit. Für viele Menschen kommt jede Hilfe zu spät. 
Für weitere Umsiedlungsmaßnahmen, die 270 000 
Menschen betreffen werden, entstehen nach Aussa-
gen von Wissenschaftlern vor Ort Kosten in Höhe von 

57 Milliarden Rubel. Dennoch wird das Land nicht 
wieder bewohnbar. 

Das Ausmaß der Folgen der Reaktorkatastrophe 
zeichnete sich kaum im Ansatz ab, als Tschernobyl 
wieder ans Netz ging, so, als wäre nichts geschehen 
und die Katastrophe bewältigt. Auch die Internatio-
nale Atomenergiebehörde äußerte keine Bedenken. 

Die Wiederinbetriebnahme war in hohem Maße un-
verantwortlich. Und wie uns kürzlich bestätigt wurde, 
ist die Lage vor Ort äußerst dramatisch. Im vergange-
nen Jahr mußte dreißigmal abgeschaltet werden. Wis-
senschaftlerinnen in Moskau fordern die umgehende 
Stillegung der Atomanlage, ehe es zu spät ist. 

Der Ruf nach Ausstieg aus der Atomenenergienut-
zung wird auch in der UdSSR immer lauter. Strahlen-
schutz für Mensch und Umwelt ernstgenommen kann 
nur bedeuten, entscheidende Schritte zur Strahlenmi-
nimierung vorzunehmen, und nicht, die Anpassung 
an zunehmende Strahlenbelastung zu rechtfertigen. 

Genauso schließt mehr Reaktorsicherheitstechnik, 
auch wenn sie aus der Bundesrepublik kommt, keinen 
Atomunfall aus. Sie wissen das genausogut wie wir. 
Krankheit und Leid unter den von der radioaktiven 
Verseuchung betroffenen Menschen nehmen ständig 
zu. Im weißrussischen Bezirk Gomel hat sich die An-
zahl der Blutkrebserkrankungen bei Kindern von 
monatlich weniger als zwei im Jahre 1986 auf rund 
800 im vergangenen Jahr erhöht. Man sprach von 
„Tschernobyl-Aids" und suchte nach Auswegen aus 
ausweglosen Situationen. Radioaktive Verseuchung 
von Mensch und Umwelt bringt den schleichenden, 
aber sicheren Tod. Es gibt kein Entrinnen. 

Tschernobyl zeigt, daß keine Regierung der Welt 
ein solches menschliches Leid verantworten kann und 
keine Gesellschaft in der Lage ist, solche Kosten zu 
tragen. Würde es den Menschen in der Bundesrepu-
blik anders gehen, wenn es hier zu einem GAU käme? 
Ich wage dies zu bezweifeln. Der Verweis auf unter-
schiedliche Wirtschaftssysteme hat nichts damit zu 
tun, daß wir uns mit der Atomenergienutzung in eine 
Sackgasse hineinmanövriert haben. Morgen schon 
kann ein vergleichbarer Unfall in der Bundesrepublik 
geschehen. Wenn die Katastrophe da ist, dann gibt es 
keinen Ausweg mehr. Eine Gesellschaft, die dieses 
Risiko für nicht verantwortbar hält, muß auf Atoman-
lagen und Atomwaffen verzichten. 

Wir fordern die Bundesregierung und die Sozialde-
mokratie auf, endlich den Atomkurs zu verlassen. Wir 
fordern sie auf, eine Vorreiterrolle einzunehmen bei 
der Weiterentwicklung ökologisch verträglicher 
Technologien zum ausschließlich f riedlichen Nutzen 
aller Menschen. Der Ausstieg ist möglich und muß 
endlich von den Altparteien auch gewollt werden. 

Schlimmstenfalls gehen bei einer solchen Umstel-
lung die Lichter in einigen Büros der RWE aus. Ich 
frage Sie: Ist das nicht leichter zu ertragen als ein 
schleichender Strahlentod von Hunderttausenden 
von Menschen? 

Die Berichte aus der Sowjetunion lassen uns dieser 
Tage vergessen, daß Strahlenfolgen von Tschernobyl 
auch in der Bundesrepublik zu beobachten sind. Nach 
heutiger Bewertung des Strahlenkrebsrisikos müssen 
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wir mit mehr als 7 000 zusätzlichen Krebstoten in den 
nächsten 50 Jahren rechnen. Die Bundesregierung 
nimmt dies zur Kenntnis, doch wo bleiben die Konse-
quenzen? Die Bundesregierung spielt Russisches Rou-
lette. Sie nimmt den Tod und die zunehmende Strah-
lenverseuchung von Mensch und Umwelt mit dem 
Hinweis in Kauf, es gebe keine ausreichenden Be-
weise. 

Ich bitte Sie, sich die Berichte aus der UdSSR noch 
einmal zu vergegenwärtigen. Tod und Krankheit — ist 
das nicht Beweis genug? 

Die Bundesregierung steht genauso in der Verant-
wortung wie die anderen Mitgliedstaaten der IAEA 
und die Regierung der Sowjetunion, und trotzdem 
beteiligen sie sich weiter an dem Schrecken ohne 
Ende. 

Tschernobyl ist nach Hiroshima und Nagasaki für 
die internationalen Wissenschaftler zum zweiten gro-
ßen Forschungsgebiet und Freiland-Laboratorium 
erklärt worden. Wir fordern die Bundesregierung auf, 
ihrer Mitverantwortung Rechnung zu tragen und sich 
an einer internationalen Hilfsaktion für die betroffe-
nen Menschen in den verseuchten Regionen zu betei-
ligen. 

Aus Tschernobyl werden auch in der Bundesrepu-
blik keine Lehren gezogen. Die Verantwortungslosig-
keit setzt sich fo rt . Man spielt weiter mit den Folgen 
unlösbarer Probleme, indem weiter Atommüll produ-
ziert wird. Im März hatte die Bundesregierung durch 
die Unterzeichnung der Verträge zur Wiederaufarbei-
tung in La Hague und Sellafield der weiteren schlei-
chenden Katastrophe Tür und Tor geöffnet. Der Ex-
port dieser Gefahren ins Ausland soll hierzulande be-
ruhigen. Verantwortungslos bleibt die Sache trotz-
dem. Und der Zwang zur Realisierung der Endlager-
projekte Gorleben und Konrad wächst — Projekte, die 
nachgewiesenermaßen ungeeignet sind. 

In Gorleben will man durch die Inbetriebnahme des 
Zwischenlagers und den Bau einer Pilot-Konditionie-
rungsanlage das Endlager de facto erzwingen. Alle 
Fakten sprechen gegen diesen Salzstock. Es existiert 
kein Mehrbarrierensystem, kein Nachweis der Lang-
zeitsicherheit. Der Bergrutsch und der Unfall im 
Schacht 1987 haben alle Befürchtungen bestätigt. 
Konsequenzen wurden aber bisher daraus nicht gezo-
gen. Seit 14 Jahren wird versucht, Schacht Konrad 
endlagertauglich zu rechnen. Trotzdem läßt sich die 
Langzeitsicherheit nicht nachweisen. Schacht Konrad 
ist nachgewiesenermaßen ungeeignet. 

Aber auch der Versuch, durch Nichtberücksichti-
gung wesentlicher Faktoren wie der Frage der Trans-
porte schneller voranzukommen, erweist sich jetzt als 
Trugschluß. Gerade jüngst wurde bekannt, daß die 
Bevölkerung beim Abtransport der radioaktiven 
Frachten einer Strahlenbelastung von 40 mrem und 
mehr pro Jahr ausgesetzt sein wird. Damit werden die 
Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung über-
schritten. Da nützt es nichts, wenn jetzt diese Studie 
unter Verschluß gehalten wird. Es müssen endlich 
Konsequenzen gezogen werden. 

Wir haben vor zwei bzw. drei Jahren unsere An-
träge auf Abbruch der Arbeiten am Endlager Gorle-
ben und auf Abbruch des Planfeststellungsverfahrens 

Schacht Konrad hier eingebracht, weil wir der Über-
zeugung sind, daß aus den erdrückenden Fakten end-
lich Folgerungen gezogen werden müssen. Doch bis 
heute ist eine Entscheidung über unsere Anträge ver-
hindert worden, weil man da Farbe bekennen müßte. 
Es würde sich zeigen, welche Partei weiterhin beton-
köpfig mit Lügen den Fetisch gesicherter Entsorgung 
aufrechterhalten will. Fakt ist, daß vom federführen-
den Umweltausschuß hier heute kein schriftlicher 
Zwischenbericht vorliegt. Ist das Schlamperei oder 
Absicht? Es ist Absicht! Wir haben die Beratung seit 
geraumer Zeit angemahnt, und jetzt mußten wir uns 
der Geschäftsordnung bedienen, damit endlich Bewe-
gung in die Angelegenheit kommt. 

Hinter dieser Blockadepolitik steckt die neuerliche 
Anlehnung zwischen den alten Atomparteien CDU, 
FDP und SPD. Im Konsensverfahren wollen Sie der 
Atomenergie eine Zukunft bauen. Die Entsorgungs-
frage ist desolat und die Akzeptanz in der Bevölke-
rung auf einem derartigen Tiefpunkt, daß man nun 
gemeinsam mit voller Kraft voraus die Entsorgungs-
projekte politisch durchsetzen will. Diese Gemein-
samkeit wird seit Monaten in der Bund-Länder-Kom-
mission und einem eigens eingerichteten Staatssekre-
tärsausschuß verhandelt. Wir wissen, daß die SPD mit-
zieht, daß sie diesen Konsens will. Im Prinzip sind die 
Würfel gefallen. Die Mehrheit der SPD-regierten Län-
der wollen mit CDU und FDP gemeinsame Sache ma-
chen. 

Hinter diesem ganzen Geschiebe stehen natürlich 
auch wahltaktische Gründe. Vor den Landtagswahlen 
in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen soll die 
Entsorgung kein Thema sein. Zwischen CDU, FDP 
und SPD ist diesbezüglich eine Friedenspflicht verein-
bart worden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das, was Sie ma

-

chen, ist Wahlkampf!) 

Die Bundes-SPD kann jetzt nicht unsere Anträge 
unterstützen und später die Projekte in Gorleben und 
der Anlage Konrad politisch mittragen. Das würde 
nach Wortbruch aussehen. Sie kann sich aber auch 
nicht gegen unsere Anträge stellen, denn dann würde 
sie ihren Kollegen, insbesondere in Niedersachsen, in 
den Rücken fallen, da im Wahlkampf mit der Ableh-
nung der Projekte Gorleben und Schacht Konrad auf 
Stimmenfang gegangen wird. Fürwahr ein Dilemma! 
Liebe Kollegen von der SPD, entscheiden Sie sich mit 
uns für eine Zukunft ohne Atomkraft und ohne Angst 
vor Radioaktivität. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren! Präsident Gorbatschow 
erklärte bei seinem Besuch in Tschernobyl: „Wir alle 
sind Geiseln der Atomindustrie." Wir sind allerdings 
nur solange Geiseln, wie wir politisch die Atomindu-
strie fordern und unterstützen. Nur durch einen klaren 
politischen Beschluß zum Ausstieg aus der Atomener-
gie können wir uns von dieser Geißel befreien. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Harries. 
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Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Die Fraktion der GRÜNEN 
beantragt den Stopp der Erkundungsarbeiten in Gor-
leben und das Verfahrensende für das in Planung 
befindliche Lager Konrad in Salzgitter. Sie beschwört 
darüber hinaus einmal wieder die Katastrophe von 
Tschernobyl. 

(Zurufe von der SPD: Das ist auch richtig!) 

Der Antrag der SPD, der sich auf einen „Stopp" von 
Tiefflügen über Kernkraftwerken bezieht, hat sich in-
haltlich durch eingeleitete und beschlossene Maßnah-
men erledigt. Vor dem Hintergrund der bestehenden 
Aufgaben und Probleme — ich nenne die Energiever-
sorgung für die Welt in den nächsten Jahrzehnten, ich 
nenne die Debatte und die Gefahren, die mit der Kli-
madebatte und der Klimakatastrophe zusammenhän-
gen — sind die Grünen nicht mehr aktuell. Sie stehen 
umweltpolitisch und energiepolitisch im Abseits. Die 
Fraktionen der Regierungskoalition sagen demge-
genüber weiterhin ja zur friedlichen Nutzung der 
Kernenergie und damit auch untrennbar verbunden 
ja zur Vorbereitung und Sicherstellung einer korrek-
ten Entsorgung. 

Meine Damen und Herren, national und internatio-
nal werden die Probleme, die ich eben kurz angedeu-
tet habe, verstärkt diskutiert. CO2-Emissionen und 
Klimaveränderungen sind Probleme, mit denen man 
sich befassen muß. Dabei ist es interessant, meine 
Damen und Herren, festzustellen, wie sich hier die 
Stimmen aus dem Ausland, insbesondere aus den In-
dustrieländern, geändert haben. Die Sowjetunion 
— das wissen Sie, das wissen wir alle — hat trotz der 
wachsenden Probleme durch den GAU-Fall in Tscher-
nobyl nicht den Ausstieg aus der Kernenergie be-
schlossen, sondern man setzt weiterhin auf Kernener-
gie in der Sowjetunion. In Schweden bemüht man sich 
seit kurzem, unter Gesichtswahrung endlich von den 
früher gefaßten falschen Beschlüssen loszukommen, 
und man ist dringend darauf angewiesen, weiterhin ja 
zur Kernenergie zu sagen. 

In den USA ist in den letzten Jahren kein neues 
Kernkraftwerk gebaut worden, es ist aber auch keines 
geschlossen worden. Inzwischen haben 49 Nobel-
preisträger und 700 Mitglieder der Amerikanischen 
Akademie der Wissenschaft auf die Notwendigkeit 
eines Umschwungs in der energiepolitischen Debatte 
der Vereinigten Staaten hingewiesen. Sie haben Prä-
sident Bush aufgefordert, zu einem entschlossenen 
Kampf gegen den Treibhauseffekt aufzurufen. Sie ha-
ben sich für ein neues Kernenergieprogramm ausge-
sprochen, dieses aber an die klare Bedingung ge-
knüpft, die Entsorgung zu regeln. 

Interessant ist, daß zu den Unterzeichnern dieser 
Resolution auch der bekannte Kernenergiegegner 
— Sie wissen das — Amory Lovins gehört. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Der 
wird ganz dumm gucken! — Schütz [SPD]: 

Dummes Zeug!) 

Professor Meyer-Abich, Kronzeuge der SPD-Bun-
destagsfraktion, hat vor kurzem — ich zitiere die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" — ausdrücklich 

davor gewarnt, aus der Kernenergie wegen der ge-
schilderten Probleme auszusteigen, 

(Schütz [SPD]: Er ist gegen den Sofortaus

-

stieg!) 

und hat sich gegen die Verbrennung von fossiler 
Energie in diesem Umfang gewandt. 

Professor Barthelt aus der Bundesrepublik hat 
— auch das ist bekannt — auf die dringende Notwen-
digkeit einer kohlendioxydfreien Energiequelle hin-
gewiesen. 

Ich zitiere einen weiteren Fachmann auf diesem 
Gebiet, den Vorstandsvorsitzenden der VDEW Frank-
furt, Professor Heidinger. 

(Lennartz [SPD]: Wie hoch ist dort der Pro

-

zentsatz der Kernenergie?) 

Er hat eine Energiekultur empfohlen. Sie wissen, 
was das ist. Das ist eine Mixtur von Maßnahmen, die 
erforderlich sind, um die anstehenden und die zu er-
wartenden Probleme zu regeln. Diese Mischung von 
Maßnahmen besteht auch aus dem Sparen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

dem verstärkten Einsparen. Da haben wir einen brei-
ten Konsens. Die Industrie leistet dabei auf diesem 
Gebiet schon lange Vorbildliches. Hier sind weitere 
Möglichkeiten im privaten Bereich, also von uns allen, 
wahrzunehmen. 

Zu dem Mixtum dieser Energiekultur gehört neben 
dem Sparen die verstärkte Ausweisung von For-
schungsmitteln, um im konventionellen Bereich der ja 
weiterhin zu habenden und vorhandenen Kraftwerke 
den CO2-Ausstoß zu verringern. Hier gibt es Ansätze. 
Sie müssen mit Sicherheit erweitert werden. 

Die verstärkte Nutzung regenerativer Energie-
quellen haben wir hier wiederholt diskutiert. Darauf 
ist überhaupt nicht zu verzichten. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Sagen 
Sie doch etwas zu Tschernobyl!) 

Die Maßnahmen sind zu verstärken. Nur, es ist hier 
eine dritte Maßnahme neben den anderen zu erken-
nen. 

Zu dieser Energiekultur gehören schließlich das Be-
kenntnis zur Kernenergie und deren Nutzung. 

Unverzichtbar ist dabei, daß das Restrisiko weiter-
hin minimiert wird, daß bestehende Risiken abgebaut 
werden, daß die Technik ständig verbessert wird, daß 
internationale Sicherheitsabsprachen ausgedehnt 
und intensiviert werden und daß die Sicherstellung 
der Entsorgung eingeleitet wird. 

Aus diesem Grund müssen und werden wir trotz 
Tschernobyl an Gorleben und an Konrad festhalten. 

Wie ist der Sachstand beider Verfahren? 

Sie wissen, daß bei Salzgitter das ausgedehnte Erz-
bergwerk Konrad liegt. Seit 1976 wurden umfangrei-
che Erkundungsarbeiten im Hinblick auf die Einlage-
rung von geringfügig wärmeentwickelnden radioak-
tiven Abfällen durchgeführt. Das atomrechtliche Plan-
feststellungsverfahren läuft. Es ist zur Zeit unterbro-
chen. Aber es wird noch im Sommer dieses Jahres 
aufgenommen. Es ist zu erwarten, daß der Planfest- 
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stellungsbeschluß für Konrad im Jahre 1991 ergeht. 
Das würde einen Einlagerungsbeginn für 1994 er-
möglichen. 

Die zügige Einrichtung des Schachtes Konrad ist 
geboten, um die bereits vorhandenen und die künftig 
noch anfallenden radioaktiven Abfälle, die nicht stark 
wärmeentwickelnd sind, in Konrad endzulagern. 

Ich kann Ihnen, Herr Dr. Daniels, auch hier nur 
recht geben. Ich bedaure wie Sie, daß die SPD für die 
niedersächsische Landtagswahl keine klare Aussage 
macht. Sie drückt sich wieder einmal darum herum. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie sagt zu Konrad nein, ohne Roß und Reiter zu nen-
nen, wo denn dieses Endlager eingerichtet werden 
soll. 

In diesem Zusammenhang ist der Beschluß der Mi-
nisterpräsidenten mit dem Auftrag an die Staatssekre-
täre interessant, zu versuchen, in diesem wichtigen 
Punkt der Entsorgung einen Konsens zu erreichen. 

Gorleben ist möglicherweise ein geeignetes Endla-
ger; die Untersuchungen sind aber noch nicht abge-
schlossen. Der Salzstock bietet sich nach wissen-
schaftlicher Erkenntnis für diese Untersuchung an. 
Die bergrechtlichen Arbeiten laufen; sie werden noch 
Jahre dauern. Nach dem vorgesehenen Zeitplan, in 
dem wir uns befinden, kann man damit rechnen, daß 
das atomrechtliche Genehmigungsverfahren 1999, 
also in neun Jahren — ein langer Zeitraum — , einge-
leitet werden kann, um bei einem positiven Ausgang 
für das Bergrecht und für das atomrechtliche Verfah-
ren im Jahre 2008 zu einer Aussage zu kommen. 

Meine Damen und Herren, Sie beschwören immer 
wieder Tschernobyl. Tschernobyl übersehen und ver-
gessen wir nicht. Nur ziehen wir andere und richtige 
Schlüsse aus der Katastrophe von Tschernobyl. Diese 
Schlüsse sind, daß die internationalen Absprachen, 
die die Bundesregierung nach Tschernobyl beantragt 
und eingeleitet hat, intensiviert und ausgedehnt wer-
den, daß Meßdaten ausgetauscht werden und daß 
man weltweit versucht, zu einem gleich hohen Level 
zu kommen. Es wäre unverantwortlich, daß gerade 
die Bundesrepublik Deutschland mit einem aner-
kanntermaßen hohen Level bei der Vorhaltung der 
Kernkraftwerke vor dem Hintergrund der dargestell-
ten Probleme und der gezeigten Aufgaben hier einen 
falschen Schritt in den Ausstieg tut. 

(Reuter [SPD]: Und was machen wir mit dem 
Molkepulver?) 

Professor Heidinger sprach von einer Energiekul-
tur. Ich kann nur wieder einmal an eine politische Kul-
tur unter uns insofern erinnern, als wir uns gemeinsam 
um Sachlichkeit, um Verantwortungsbewußtsein und 
um einen Konsens bei diesem wichtigen Problem be-
mühen wollen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Schütz, bevor ich Ihnen das Wort erteile, möchte ich 
Sie bitten, nach Ihrem Beitrag einmal darüber nach

-

zudenken, ob der Zwischenruf „Dummes Zeug!" mit 
einer stilvollen Debatte vereinbar ist. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Warum soll er 
das nach seinem Beitrag machen, Herr Präsi

-

dent? — Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Er ent

-

schuldigt sich, er fängt jetzt mit einer Ent

-

schuldigung an! Dann ist es gut!) 

So, nun haben Sie das Wort. 

Schütz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Har ries darf das auch einmal sagen. — 
Meine Damen und Herren, die Lehre, die wir aus 
Tschernobyl eigentlich gezogen haben sollten, haben 
viele — das beweist der Debattenbeitrag von Herrn 
Harries — schon wieder vergessen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Vor allen Dingen sagen diejenigen, die immer gesagt 
haben, die Atomenergie sei eine Übergangsenergie 
— und das waren ja Sie in Ihrer Fraktion, Herr Har-
ries — , jetzt: Die Atomenergie ist eigentlich die Ener-
gie, in die wir einsteigen wollen. Sie haben durch die 
CO2- und Klima-Diskussion eine völlige Kehrtwen-
dung zur unangefochtenen Akzeptanz der Nutzung 
von Atomenergie gemacht; das haben Sie jetzt gerade 
wieder bewiesen. 

(Lennartz [SPD]: Kein Wort des Bedauerns, 
vier Jahre nach Tschernobyl! Unmöglich!)  

In der Entscheidung, meine Damen und Herren, zwi-
schen Szylla und Charybdis lenken Sie das Schiff auf 
eine Seite, statt dieses Schiff mittendurch zu lenken. 
Weder zur einen noch zur anderen Seite dürfen Sie 
gehen. 

Das, was Sie gerade gesagt haben, Herr Har ries, ist 
schon verwunderlich. Es ist erstaunlich, daß die So-
wjetunion für Sie an dieser Stelle ein Beispiel ist. An 
anderen Stellen ist sie das für Sie nie gewesen. Ob die 
Sicherheitskultur der Sowjetunion in Atomanlagen 
von Ihnen hier überhaupt herangezogen werden 
sollte, wage ich doch zu bezweifeln. 

Aber ich will auf eine Stelle eingehen. Sie haben 
gesagt, unser Mann, der für uns die Ausstiegsdiskus-
sion mitinitiiert hat, nämlich Meyer-Abich, habe jetzt 
plötzlich eine andere Position eingenommen. Das ist 
mitnichten der Fall. Wenn Sie sein Inte rview nach der 
Kieler Diskussion gelesen haben, dann haben Sie fest-
gestellt, daß er da noch einmal sehr deutlich gesagt 
hat, daß er die Forderung nach einem Sofortausstieg, 
so wie sie von den GRÜNEN erhoben werde, zurück-
gewiesen habe. Er ist genau auf unsere Nürnberger 
Position noch einmal eingegangen. Das sollten Sie 
hier zur Kenntnis nehmen und nicht etwas Falsches 
behaupten. 

Und wenn Sie die USA zitieren, meine Damen und 
Herren, dann muß man doch gerade jetzt feststellen, 
daß die USA im Zusammenhang mit der Klimadiskus-
sion überhaupt keine Sparpotentiale mobilisieren 
wollen. Sie geben sogar noch den Prüfungsauftrag, ob 
denn das mit der Klimadiskussion überhaupt stimme 
und ob man den Wissenschaften Glauben schenken 
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solle. Das kann doch auch Ihre Lehre aus Tschernobyl 
nicht sein, meine Damen und Herren! 

(Zuruf des Abg. Timm [FDP]) 

— Wir reden über Tschernobyl und die Folgen. Des-
wegen — so will ich an dieser Stelle noch einmal ant-
worten — meine ich, meine Damen und Herren: Man 
kann die CO2-Problematik hier nicht mit der Atom-
problematik erschlagen, wir können nicht Satan mit 
Luzifer austreiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will mich in meinem Debattenbeitrag darauf 
beschränken, noch einmal kurz auf die wesentlichen 
Gründe für unser Nürnberger Ausstiegsszenario ein-
zugehen. Wir haben unser Ausstiegsszenario vor allen 
Dingen durch zehn Punkte begründet. Davon wi ll  ich 
einige noch einmal nennen. 

Unsere Sicherheitsbedenken haben sich durch die 
Vorfälle vor allem in Biblis, aber auch in Sellafield und 
jetzt auch in Greifswald eher erhöht als gemindert. Es 
ist schon ein Wahnsinn, daß in Biblis etwa das Signal 
für die Öffnung eines Ventils nicht als ein solches 
Signal gewertet wurde, sondern eher als ein Fehler in 
der Schaltung angesehen wurde. 

(Harries [CDU/CSU]: Die Technik hat doch 
funktioniert!) 

Die Beziehung Mensch-Maschine bleibt offensicht-
lich immer fehlerhaft, und der Mensch reagiert fehler-
haft auf die Signale der Technik. 

Der erschreckend niedrige Sicherheitsstandard in 
Greifswald hat unsere Bedenken hinsichtlich der An-
lagen im ehemaligen Ostblock deutlich erhöht. Sie 
haben selber die Sowjetunion als Beispiel genommen. 
Wir werden das nicht annehmen. Es gilt nach wir vor 
die Feststellung, daß es in der Kernenergie keine ab-
solute Sicherheit gibt. 

Die Gefahrenpotentiale eines Reaktorunfalls wur-
den durch das Schreckensgemälde, das der „Spiegel" 
diese Woche wieder gezeichnet hat, eine weiteres Mal 
deutlich. Der Unterschied zu den Schreckensgemäl-
den etwa in der Kunstgeschichte entsteht bei den 
„Spiegel"-Redakteuren dadurch, daß sie nicht wie 
Hieronymus Bosch in ihre Phantasie tauchten, um 
diese Bilder zu zeichnen, sondern daß sie akribisch die 
Fakten und Daten der für Jahrhunderte verseuchten 
und verstrahlten Natur und Umwelt in der weiten 
Umgebung von Tschernobyl darlegten. 

Es ist jetzt immer noch müßig, die Zahl der Toten in 
Tschernobyl anzugeben. Es ist noch heute ungenau, 
die Zahl der Strahlungskranken anzugeben und die 
hochgerechnete Zahl der Krebsfälle anzugeben, weil 
sich diese Zahlen immer noch dramatisch nach oben 
verändern. 

Nach dem Tschernobyl-Unfall entstanden riesige 
Gebiete von verstrahlter und verseuchter Erde, die 
nach der aktuellen Quelle des „Spiegel" mit 2 000 
Quadratkilometern in der Russischen Föderation, mit 
1 500 Quadratkilometern in der Ukraine und mit 7 000 
Quadratkilometern in Belorußland angegeben wor-
den sind. Sie haben das sicherlich alle nachgelesen. 

Diese Fläche, meine Damen und Herren, auf die 
Bundesrepublik übertragen, ergibt die Ausradierung 

eines Landstrichs von der vierfachen Größe des Saar-
lands. 

(Harries [CDU/CSU]: Das kann man doch 
nicht vergleichen!) 

Aus den Gebieten der Sowjetunion mußten bisher 
über 150 000 Menschen evakuiert werden. Wenn ich 
das Saarland hinsichtlich der Bevölkerungszahl als 
Maßstab nehme, müßten bei Übertragung dieser Flä-
che auf die Bundesrepublik mehr als 4 Millionen 
Menschen ihren Wohnsitz verlassen. Bei entsprechen-
dem Vorlauf in dichter besiedelten Gebieten, z. B. im 
Ruhrgebiet, wäre diese Zahl entsprechend höher. 

Die ökonomischen Folgen für die Volkswirtschaft, 
die in der Sowjetunion mit etwa 120 Milliarden ge-
schätzt wurden, will ich hier überhaupt nicht mehr 
rechnen, weil das hinsichtlich der anderen Bedrohung 
gar nicht mehr so ins Gewicht fällt. 

Welche Argumente für den Ausstieg braucht man 
angesichts dieser Sicherheitslage und angesichts der 
Realisierung dieser Gefahren eigentlich noch für eine 
Ausstiegsentscheidung? 

(Beifall bei der SPD) 

Vielleicht ist es das sich immer mehr durchsetzende 
Argument der Neubewertung der Niedrigstrahlung. 
Wir haben bei der Diskussion zur Novellierung der 
Strahlenschutzverordnung und beim Strahlenschutz-
vorsorgegesetz immer wieder auf die Tatsache hinge-
wiesen, daß es keine unschädliche Strahlendosis gibt 
und daß jede zusätzliche Dosis das Krebsrisiko erhöht. 
Das stimmt immer noch, und deshalb bleiben wir auch 
dabei. 

Schließlich bleibt das bisher weltweit vollkommen 
ungelöste Problem der Entsorgung atomarer Abfälle. 
Diese Situation wurde häufig in das Bild von dem 
gestarteten Jumbo gekleidet, für den noch nirgends 
Landebahnen angelegt wurden. Dieser Jumbo muß 
immer noch fliegen. Er kann immer noch nicht lan-
den. 

Für die Lösung des Problems der Entsorgung gilt 
natürlich zuerst und vor allem: Je eher wir die Schaf-
fung von neuem und zusätzlichem atomaren Abfall 
durch die Produktionseinstellung stoppen, desto er-
folgreicher können unsere Bemühungen um die Be-
wältigung des Abfallproblems sein. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Das ist 
richtig! — Harries [CDU/CSU]: Sie verhin

-

dern doch den Bau einer Landebahn!) 

Wir halten am Entsorgungsweg der direkten Endla-
gerung fest. Der Weg über die Wiederaufarbeitung ist 
ein Weg in den Plutoniumstaat mit allen seinen Ge-
fahren für die Sicherheit und mit allen gesellschaftli-
chen Problemen der Überwachung. Wir halten die 
Plutoniumproduktion wegen der lebensgefährdenden 
Risiken und des für unseren Staat völlig unangemes-
senen Überwachungserfordernisses für verfassungs-
widrig. Dies haben wir auch durch eine Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht zum Ausdruck gebracht. 

Konsequenterweise fordern wir deshalb die Kündi-
gung aller Verträge mit den Wiederaufarbeitungsan-
lagen in La Hague und Sellafield. Nach dem Tod von 
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Wackersdorf muß es den Tod auch dieser Verträge 
geben; mindestens das. 

Es gibt, meine Damen und Herren von der CDU und 
den GRÜNEN, mit uns keinen Konsens, der darauf 
hinausläuft, zunächst Übereinstimmung zu einem 
Endlager für schwach radioaktive und mittel radioak-
tive Abfälle herbeizuführen und erst dann über die 
übrigen Bestandteile eines Entsorgungsweges zu be-
finden. 

(Harries [CDU/CSU]: Das ist verantwor-
tungslos!) 

— Diese Aufteilung wollen wir nicht. 

Die jetzt fehlende Entsorgungskonzeption kann 
nicht nach der Salamitaktik abgebaut werden. Weil 
beispielsweise diese Gesamtentsorgungskonzeption 
fehlt, heißt dies für uns jetzt: Stopp für Schacht Kon-
rad. Nicht einmal die Prüfung eines Teilkonzepts hal-
ten wir für möglich. Zu Recht hat auch die niedersäch-
sische Landesregierung den Stopp des Planfeststel-
lungsverfahrens beschlossen. 

Wir wollen, meine Damen und Herren, die Fest-
schreibung der Absicht und die Realisierungsschritte 
der Bundesregierung in die Prüfung alternativer 
Standorte und alternativer Endlagermedien zum Salz. 
Bisher hatten die Bundesregierung und die Länder 
hier keinen zusätzlichen Schritt getan. Es gibt keine 
Untersuchung alternativer Medien, keinen Schritt zur 
Prüfung alternativer Standorte. 

Wir können uns nicht darauf einlassen, daß mögli-
cherweise in anderen Staaten derartige Überlegun-
gen und Untersuchungen angestellt werden. Ergeb-
nisse gibt es übrigens bisher überhaupt noch nir-
gends. Das Entsorgungsproblem ist national zu lösen, 
es sei denn, der Ausstieg aus der Atomenergie würde 
europa- oder weltweit bet rieben. Erst dann sind auch 
andere Ansätze denkbar. Da derartige alternative Me-
dien- und Standortuntersuchungen bisher nicht vor-
genommen worden sind, heißt dies nach wie vor für 
uns auch Stopp für Gorleben. Ich will meine und ins-
besondere die Skepsis meiner Landespartei für die 
Salzlagerung in Gorleben nicht noch einmal hier wie-
der vortragen; wir haben das häufiger getan. Es bleibt 
das Problem des fehlenden Mehr-Barrieren-Prinzips, 

(Harries [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

es bleibt das Problem der wasserführenden Schichten 
im Salz, und es bleibt überhaupt die Problematik des 
Salzes bestehen. „Salt is out" haben die Amerikaner 
gesagt, und ich sehe das genauso. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Und es bleibt die 
Flucht der SPD aus der Verantwortung!) 

Für die Lösung auch der nationalen Konflikte zur 
Entsorgung in Niedersachsen gilt auch, daß die Fest-
schreibung und der Weg des Ausstiegs aus der Kern-
energie eine wesentliche Akzeptanzvoraussetzung zu 
einem Gesamtentsorgungskonzept sind. Die Grund-
sätze der Regierungschefs aus Bund und Ländern zur 
Entsorgung müssen neu gefaßt werden. Sie müssen 
dabei über eine direkte Endlagerung nachdenken, Sie 
müssen über die Vorstellung alternativer Medien und 
Standorte und über einen Weg zum Ausstieg nach

-

denken, und dies müssen zwingende Teile eines Ent-
sorgungsgrundsatzes sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun erteile ich der Ab-
geordneten Frau Dr. Segall das Wort. 

Frau Dr. Segall (FDP) : Herr Präsident! Liebe Kolle-
gen! Liebe Kolleginnen! Es ist ja ganz lustig, wir hät-
ten hier beinahe eine Geschäftsordnungsdebatte ge-
kriegt. Aber die Frage, warum eigentlich diese An-
träge, speziell die der GRÜNEN, bis heute im Aus-
schuß noch nicht zu einer Beschlußfassung geführt 
haben — das ist hier vorhin schon ganz gut angedeu-
tet worden — , läßt sich dadurch beantworten, daß hier 
der niedersächsische Landtagswahlkampf ganz offen-
sichtlich fröhliche Urständ feiert. 

Aber nochmal ganz kurz zu der Geschichte: Der 
eine Antrag der GRÜNEN zu Gorleben stammt be-
reits aus dem Juni 1987. Wir haben eine Anhörung 
durchgeführt. Der aktuelle Sachstand gibt eigentlich 
überhaupt keinen Anlaß für eine erneute Debatte jetzt 
heute und hier. In Gorleben sind wir im Schacht 1 jetzt 
endlich planmäßig an der oberen Salzkante angekom-
men, und die ganze Frage, ob er geeignet oder nicht 
geeignet ist, kann sich überhaupt erst stellen, wenn 
wir in den Salzstock hineinkommen. Das nur so ne-
benbei. 

Da wird ein zweiter Schacht gebohrt — das sind nur 
Vorbohrungen — , und sämtliche Aktivitäten bis heute 
sind durch das Bergrecht gedeckt. Sie sind außerdem 
nur wissenschaftliche Untersuchungen und durch die 
Rechtsprechung höchstrichterlich bestätigt. Atom-
rechtliche Fragen spielen hierbei zur Zeit überhaupt 
noch keine Rolle. 

Schacht Konrad, das ist ein Antrag von den GRÜ-
NEN aus dem März 1988. Bei dem Lager im Schacht 
Konrad wird es sich niemals darum handeln, daß da 
hochradioaktive Abfälle hineinkommen sollen. Diese 
Falschmeldung muß man hier ja wohl auch mal rich-
tigstellen. Es geht hier z. B. um Dinge wie Klinikmüll 
usw., und dafür ist diese Anlage durchaus geeignet. 
Es gibt keine neuen Erkenntnisse, die dem widerspre-
chen. Auch von der Landesregierung ist in dem Sinne 
kein Stopp verordnet worden, sondern man hat das 
Planfeststellungsverfahren nochmal ausgeweitet. 

(Schütz [SPD]: Warum?) 

— Weil das Bundesamt für Strahlenschutz den einen 
Plan noch einmal überarbeitet und der in Kürze an das 
Ministerium nach Hannover geht. Das wird alles lau-
fen. Seien Sie unbesorgt! 

Aber die Entsorgungsdebatte hat hier eigentlich im-
mer nur den einen Sinn, daß die Kernenergiediskus-
sion aufgerollt werden soll, und zwar zugegebener-
maßen an dem noch schwächsten Glied der gesamten 
Kernenergienutzung, nämlich der Entsorgung. 
Aber man sollte sich doch mal eines überlegen: 

Wenn Sie die Betriebszeiten der Kernkraftwerke, die 
wir auf der Welt haben, zusammenzählen, dann kom-
men Sie auf inzwischen sage und schreibe 
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5 000 Jahre. Das ist eine Zahl, die Sie sich wirklich 
einmal auf der Zunge zergehen lassen sollten. 

(Schütz [SPD]: Wieso 5 000 Jahre?) 

In diesen 5 000 Jahren haben wir einen wirklich dra-
matischen Unfall gehabt; das ist Tschernobyl. Das lag 
nicht an der Technik, sondern an Sicherheitsstan-
dards, wie wir sie hier nie und nimmer tole rieren wür-
den und wie sie weltweit — außer in Rußland — auch 
nicht tole riert werden. Außerdem war noch menschli-
ches Versagen — um nicht zu sagen: Risikospiele, die 
dort  betrieben worden sind — mitursächlich. 

Ich will das Elend in Rußland jetzt gar nicht ver-
harmlosen — darum geht es gar nicht — , aber es kann 
wohl auch nicht so sein, wie Sie es hier immer vorexer-
zieren, indem Sie diesen Unfall ausschlachten, und 
zwar eigentlich immer nur aus dem einen Grund, 
Ängste zu schüren. Ich muß sagen: Ihr Pamphlet — ich 
kann es nicht anders bezeichnen — „Vier Jahre nach 
der Atomkatastrophe von Tschernobyl", in dem Sie 
der Bundesregierung Zynismus, Ignoranz, Willkür 
und Hilflosigkeit vorwerfen, 

(Lennartz [SPD]: Was ist daran falsch?) 

ist ja wohl unglaublich. Das kann man eher auf die 
Zahlenbeispiele, die Sie dort aufführen, beziehen, 
denn wenn Sie dort mit Zahlenbeispielen nachzuwei-
sen versuchen, daß die natürliche Belastung durch 
Radioaktivität zu vernachlässigen, die durch den Re-
aktorunfall verursachte Strahlenbelastung hingegen 
riesengroß gewesen sei, dann arbeiten Sie mit absolut 
falschen Zahlen und Argumenten. Das ist einfach un-
glaublich. 

Ich will nur eines sagen — ich will es einmal anders 
herum wenden — : Eine Schachtel Zigaretten entwik-
kelt so viel Polonium, daß der Raucher, der davon 
beeinflußt wird, so viel Strahlung abbekommt, wie 
eine Person hier in Deutschland insgesamt von dem 
Reaktorunfall in Tschernobyl abbekommen hat. 

(Widerspruch bei der SPD) 

In der EG sterben in jedem Jahr 450 000 Menschen 
auf Grund des Zigarettenkonsums. 

(Schütz [SPD]: Das ist Ihr Sicherheitsbewußt-
sein!) 

— Aber nein! Es geht einfach darum, daß Sie ganz 
bewußt mit Zahlen operieren, bei denen sich der Laie 
überhaupt keine Vorstellungen darüber machen 
kann, welche Bedeutung sie haben. 

(Lennartz [SPD]: Das darf nicht wahr sein!) 

Das darf man hier ja wohl noch einmal zurechtrük-
ken! 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Ich will ein Element Ihres Antrags durchaus unter-
streichen. Das ist die Aufforderung, die Bundesregie-
rung möge über neue Erkenntnisse informieren. Das 
ist insoweit okay. Aber wie üblich erschöpft sich diese 
Aufforderung eben nicht in dem Begehren nach Infor-
mation, sondern Sie fordern zusätzlich zum Handeln 
auf. Dann kommt wieder die altbekannte Aufforde-
rung, daß die Grenzwerteregelung in der EG verbes-
sert werden soll. Sodann kommt wieder die Forderung 

nach einem Verbot der Wiederaufbereitung ein-
schließlich des Widerrufs der Verträge mit COGEMA 
und BNFL. Die Zielrichtung ist natürlich das Aus für 
die Kernenergie. 
Bitte nehmen Sie doch endlich einmal die Aussagen 

von Wissenschaftlern zur Kenntnis. Die Enquete-
Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo-
sphäre", die sich im wesentlichen mit den Problemen 
des Treibhauseffekts befaßt, hat Studien vergeben. 
Wenn Sie sich die Ergebnisse dieser Studien, die jetzt 
vorliegen, angucken, dann werden Sie eindeutig fest-
stellen, daß ein volkswirtschaftlich verantwortlicher 
Rückzug aus den fossilen Brennstoffen — sei es zum 
Zwecke der Reduzierung der CO2-Emissionen oder 
sei es auch nur zum Zwecke der Schonung der Res-
sourcen, die immerhin die Basis der gesamten Petro-
chemie bedeuten — nur unter Beibehaltung, wenn 
nicht gar bei einem Ausbau der Kernenergie möglich 
ist. 

Weder Energiesparen noch alternative Energien 
sind zum Nulltarif zu haben. Sie sind weder ökono-
misch noch energetisch zum Nulltarif zu haben. Das 
müßte auch einmal in Ihre Köpfe hineingehen. 

(Schütz [SPD]: Wer will das zum Nulltarif?) 
Das einzige, worüber man eigentlich noch diskutieren 
könnte, sind Fragen der Reaktorlinien. Die Diskus-
sion über die Reaktorlinien werden wir in den näch-
sten Jahren ganz sicherlich führen müssen. Die Fra-
gen der Entsorgung stellen sich auch immer wieder; 
das ist selbstverständlich. Dabei geht es um Fragen 
nach der Sicherheit. Hierbei muß man die Strahlung, 
die entsteht, das anfallende Plutonium und das anfal-
lende Volumen, das entsorgt werden muß, bedenken. 
Man sollte sich diese drei Faktoren erst einmal genau 
angucken, bevor man eine Entscheidung für eine di-
rekte Endlagerung oder für die Wiederaufbereitung 
fällt. Bei beiden Alternativen verbleibt immer ein Rest, 
der gelagert werden muß. Wir stellen uns dieser Auf-
gabe und kneifen nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am Ende 
der Debatte. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung der 

Vorlage auf Drucksache 11/6852 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Darf ich davon 
ausgehen, daß das Haus damit einverstanden ist? — 
Das ist so. Dann darf ich dies als beschlossen feststel-
len. 
Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 

Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit auf Drucksache 11/5177 ab. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/2102 (neu) abzulehnen. Wer 
dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Dann ist die Beschlußempfehlung mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen angenommen 
worden. 

Ich rufe nun Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Vogel 
(Ennepetal), Frau Geiger, Dr. Stercken, Lum- 
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mer, Carstensen (Nordstrand), Dr. Pohlmeier, 
Dr. Müller, Sauter (Epfendorf) und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Ab-
geordneten Frau Dr. Hamm-Brücher, Feld-
mann, Hoppe, Irmer, Nolting, Ronneburger 
und der Fraktion der FDP 

Entwicklung in Rumänien 

— Drucksache 11/6574 — 

Meine Damen und Herren, hier gibt Ihnen der Älte-
stenrat die Empfehlung für eine Debattenzeit von 
30 Minuten. — Wenn sich kein Widerspruch ergibt, 
dann darf ich dies als beschlossen feststellen und der 
Abgeordneten Frau Geiger das Wort erteilen. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Über aller ver-
ständlichen Freude über die deutsch-deutsche Eini-
gung und über diese Entwicklung sollten wir andere 
Länder in Ost- und Mitteleuropa nicht vergessen. Es 
gab schließlich auch f riedliche Revolutionen z. B. in 
Ungarn, in Polen oder in der Tschechoslowakei. All 
diese Länder brauchen und verdienen unsere Hilfe. 
Sie alle — das sollten wir uns überlegen — haben kei-
nen wohlhabenden Vetter im Westen. Aber sie alle 
haben Ängste, wie es in Zukunft weitergeht, vor allem 
was die wirtschaftliche Entwicklung angeht. 

In Rumänien war die Lage vor dem Sturz Ceauses-
cus noch desolater als in anderen mittel- und osteuro-
päischen Staaten. Die Bevölkerung hat gehungert und 
gefroren. Es war ein Unterdrückungsmechanismus 
mit Hilfe der Securitate entwickelt worden, der das 
Leben schier unerträglich machte. Unsere Hilfsange-
bote wurden zurückgewiesen. Hilfskonvois konnten 
nicht ins Land fahren. Immer mehr Siebenbürger 
Sachsen und Banater Schwaben haben das Land ver-
lassen, und wir haben viel Geld an das Ceausescu

-

Regime dafür bezahlen müssen. Kinder, Behinderte 
und Alte haben unter unvorstellbaren Bedingungen in 
Heimen gelebt. 

Die Revolution in Rumänien kam später als in den 
anderen Staaten. Sie kam erst im Dezember 1989. Sie 
war blutiger, und sie war auch verlustreicher. Das 
rumänische Volk hat unter großen Opfern den Condu-
cator und seinen Clan gestürzt. Er und seine Frau wur-
den zum Tode verurteilt und sofort hinge richtet. Die 
Todesstrafe ist heute allerdings abgeschafft, so wie 
auch weitere hundert Gesetze aus der Ceausescu-Zeit 
ausgesetzt wurden. 

Letzte Woche war ich zu einem Besuch in Bukarest. 
Die wirtschaftliche Lage in Rumänien ist katastro-
phal. Lange Schlangen vor den Geschäften zeugen 
davon, auch ein heruntergekommenes Straßenbild, 
das völlig im Gegensatz zu den wirklich überge-
schnappten Prachtbauten Ceausescus steht. Trotz-
dem scheint mir das Bild nicht so düster zu sein, wie es 
manchmal gezeichnet wird. Auch in Rumänien gibt es 
jetzt eine sehr starke Bewegung hin zu einer freiheit-
lich-rechtsstaatlichen Demokratie. Daß nicht alles 
reibungslos abläuft, sollte nach einer 25jährigen 
Schreckensherrschaft nicht verwundern. Auch in der 
DDR sitzen noch heute Stasi-Leute auf ihren alten 
Plätzen. 

Viele Rumänen glauben offenbar, daß Demokratie 
völlige Freiheit von allen Regelungen bedeutet. Das 
merkt man zuallererst im Straßenverkehr, wo es in-
zwischen sehr viel mehr Tote als früher gibt. Das 
merkt man, wenn ständig neue Demonstrationen 
stattfinden, teilweise aus nichtigem Anlaß, teilweise 
durchaus begründet. 

Es herrscht auch immer noch ein Klima der gegen-
seitigen Verdächtigungen vor. Eine Partei schwärzt 
die andere an. Jeder vermutet bei den anderen die 
früheren kommunistischen Betonköpfe. 

Eine genaue Einschätzung der politischen Lage ist 
sehr schwierig, denn die Rumänen haben in ihrem 
demokratischen Überschwang mehr als 70 neue Par-
teien gegründet. Die Übergangsregierung stellt die 
Front der nationalen Rettung. Sie pauschal als die 
alten Kommunisten im neuen Gewande zu betiteln, 
scheint mir der Sachlage nicht gerecht zu werden. 
Alle meine Gesprächspartner in der Regierung, z. B. 
Premierminister, Außenminister, Parlamentspräsi-
dent, und auch der nach Meinung vieler Rumänen 
vorbelastete Staatspräsident Iliescu bekannten sich 
eindeutig zu einer pluralistischen Demokratie und zur 
Marktwirtschaft. 

Allerdings ist die Front eine schillernde Gruppie-
rung, und es gibt viele Strömungen. Wir fanden so-
wohl vorbelastete Leute als auch sehr viele junge, 
unbelastete Leute, Akademiker und Professoren. 

Ich kann hier nur der Hoffnung und der Forderung 
Ausdruck verleihen, daß die Front ihr Versprechen 
wahrmacht und allen anderen Parteien die gleichen 
Chancen einräumt, die sie für sich selbst in Anspruch 
nimmt. 

Sorgen machen uns allerdings das Anwachsen und 
die Aktivitäten der nationalistischen Bewegung 
„Vatra Romaneasca". Die meisten neuen Parteien be-
tonen, sie gäben den Minderheiten neue Rechte, sie 
holten auch gerne die Deutschen ins Land zurück oder 
hielten zumindest die, die noch da seien. Aber diese 
nationalistische Bewegung tritt offen gegen die Min-
derheiten ein, vor allem gegen die Zigeuner und die 
Ungarn. Ich hoffe sehr, daß die junge Demokratie mit 
dieser Herausforderung fertig wird und daß sie es 
auch wirklich schafft, neue Rechte für die Minderhei-
ten durchzusetzen. 

Die Rumänen aller Parteien und Gruppierungen 
und auch die Vertreter der Regierung haben uns und 
unsere westlichen Partner aufgefordert, Delegationen 
zur Wahl zu schicken. Dies ist in unserem Antrag ent-
halten. Wir sollten dies vom Bundestag aus tun. Das ist 
wichtig, um einen gesicherten und demokratischen 
Wahlablauf zu gewährleisten. Die Entsendung sollte 
am besten schon zwei oder drei Tage vor der Wahl 
erfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Dankbar wurde in Rumänien immer wieder ver-
merkt — diesem Dank möchte ich mich ausdrücklich 
anschließen — , wie viele Bürger aus unseren Wahl-
kreisen, wie viele Verbände, wie viele Vereine selbst-
los gesammelt und gespendet haben und auf eigene 
Kosten nach Rumänien gefahren sind und dort gehol- 
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fen haben. Ich hoffe, daß dies jetzt nicht abreißt, son-
dern daß dies auch weitergeht. 

Dank gebührt auch den Mitarbeitern der deutschen 
Botschaft, die durch die Hunderte von Visa-Anträgen, 
die sie jeden Tag abwickeln müssen, wirklich sehr 
stark belastet sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich hoffe, daß die Belastungen, die durch die deut-
sche Einigung auf unsere Bürger und unsere Wirt-
schaft zukommen könnten, nicht dazu führen, daß uns 
überhaupt nichts mehr für unsere Nachbarn in Rumä-
nien, in der Tschechoslowakei und anderswo übrig-
bleibt. Ich denke weniger an direkte Zuschüsse. Ich 
denke an Joint-ventures, ich denke an konkrete Hil-
fen und Zusammenarbeit von Firmen. 

Wir können allerdings nicht alles allein auf unsere 
Schultern packen; wir wären sonst überfordert. Hier 
ist die gesamte EG gefordert; hier sind auch die Ame-
rikaner gefordert. Ich hoffe, daß sie alle mithelfen kön-
nen und daß es nicht zuletzt gelingt, auch Behinder-
ten, Alten und Kindern in Rumänien ein menschen-
würdiges Leben zu verschaffen. 

Die rumänische Regierung fordern wir auf — damit 
möchte ich schließen — , mit den Demokratisierungs-
bestrebungen fortzufahren und die alten und verbre-
cherischen Kräfte endgültig, und zwar durch rechts-
staatliche Justizverfahren, auszuschalten. Dann wird 
das Vertrauen im eigenen Lande und auch im Ausland 
wachsen, und dann wird dieses leidgeprüfte Land ei-
ner besseren Zukunft entgegensehen können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hämmerle. 

Frau Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Vor genau einem Monat war ich 
mit einer Delegation der SPD-Bundestagsfraktion in 
Rumänien. Unsere Gesprächspartner waren der am-
tierende Staatspräsident Iliescu, die neugegründete 
Sozialdemokratische Partei, die Gewerkschaftsbewe-
gung, die Nationale Christlich-Demokratische Bau-
ernpartei, die Nationalliberale Partei, die ökologische 
Bewegung und die Republikanische Partei. Wenn ich 
nun von Frau Geiger höre, daß es 70 Parteien gibt, 
dann haben wir nur einen ganz winzigen Bruchteil 
derer sprechen können. 

Außerdem haben wir natürlich mit unserer Bot-
schaft gesprochen, der ich an dieser Stelle ganz herz-
lich danken möchte, mit dem Deutschen Forum als 
Vertretung der Siebenbürger Sachsen in Hermann-
stadt und mit der Kommission für Minderheiten und 
Menschenrechte in Kronstadt. Ihr gehören Vertreter 
der deutschen, der jüdischen, der ungarischen und 
der Sinti- und Roma-Minderheiten an. 

In die Zeit unserer Reise fielen die blutigen Ausein-
andersetzungen zwischen Ungarn und Rumänien in 
Tirgu Mures, die leider durch schlimme, brutale Sze

-

nen gekennzeichnet waren, die über die Fernseh-
schirme um die Welt gingen. 

Die Unerbittlichkeit dieser Auseinandersetzung 
hatte übrigens eine außerordentlich negative Wir-
kung auf den Bleibewunsch der deutschen Bevölke-
rung, die in ihrer Mehrheit erklärt hat, daß sie unter 
diesen Bedingungen, wenn Nationalitätenkonflikte 
auf diese brutale Weise ausgetragen würden, nicht 
bereit seien zu bleiben. 

Ich möchte beim Problem der Siebenbürger Sach-
sen und der Banater Schwaben einen Augenblick ver-
weilen. Nach meiner Einschätzung werden die aller-
meisten aussiedeln. Ich schätze, daß etwa 10 %, also 
höchstens 20 000, bleiben wollen. Diese Menschen 
müssen wir stützen, und ihnen müssen wir alle Hilfen 
zukommen lassen. Den anderen aber, den etwa 
200 000, müssen wir Vertrauensschutz gewähren. Das 
heißt, daß wir ihnen auch nach der von uns beantrag-
ten Beendigung des Bundesvertriebenengesetzes für 
eine gewisse Zeit, die noch festzulegen ist, die Aner-
kennung als Aussiedler nicht verweigern. Das kann 
allerdings nach meiner Vorstellung nicht für Zeit und 
Ewigkeit gelten. Wir haben das den Deutschen auch 
ganz offen gesagt. 

Es hat mich sehr beelendet, daß Dörfer zerfallen und 
unwiederbringliche Kunstwerke vergehen. Dazu ge-
hören die Kirchenburgen in Siebenbürgen, die kunst-
historisch auf dieser Welt wohl einmalig sind. Der 
rumänische Staat, der nach der Revolution vor einem 
schier nicht zu bewältigenden Berg von Aufgaben 
steht, darf mit dieser Aufgabe nicht allein gelassen 
werden. 

Ich bitte für die SPD-Bundestagsfraktion die ande-
ren Fraktionen dieses Hauses, die Bundesregierung 
und das Auswärtige Amt um ein Hilfsprogramm zur 
Erhaltung dieser einmaligen Kultur. Dieses wäre eine 
vornehme, aber dennoch nur eine Randaufgabe. 

Die humanitär herausforderndste Aufgabe für uns 
und die westliche Welt ist aber die sofortige Beseiti-
gung des unsäglichen Elends der behinderten Kinder 
in den Vernichtungseinrichtungen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Cighid ist zum grausigen Symbol dafür geworden. 

Ich danke den Redakteurinnen und Redakteuren 
des „Spiegel", des „Stern" und des Fernsehens für die 
schonungslose und das Herz zerreißende Berichter-
stattung. Wer den hilflosesten der Menschen, den be-
hinderten Kindern, so etwas antut, muß geächtet wer-
den. Wer sich aber anschickt zu helfen, dem muß mit 
allen Mitteln geholfen werden. 

Ich habe dem amtierenden Staatspräsidenten 
Iliescu am 27. März folgendes geschrieben: 

Mich und meine Kollegen, die wir in der vergan-
genen Woche Ihr Land besucht haben und auch 
Gelegenheit zu einem ausführlichen Gespräch 
mit Ihnen hatten, hat der Bericht über Cighid sehr 
erschüttert. Er ist das Dokument der menschen-
verachtenden Politik des Ceausescu-Regimes. 
... Selektion, Isolation als Disziplinarmaßnahme, 
medizinische Unter- bzw. Nichtversorgung, Er-
frieren- und Verhungernlassen von Kindern ist 
der niederträchtigste Ausdruck einer unmensch- 
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lichen Politik, die sich unter denen, die sich nicht 
wehren können, ihre Opfer sucht. Meine Kolle-
gen und ich fordern Sie dringend auf, persönlich 
alles zu tun, um das Leben der Kinder in Cighid 
und anderen Einrichtungen dieser Art zu sichern, 

Dieses haben wir Iliescu geschrieben. 

Ich danke den Presseorganen, der Deutschen Ge-
sellschaft für Soziale Psychiat rie, den Wohlfahrtsver-
bänden, den Kirchen, den Frauen aus allen Fraktio-
nen dieses Hauses und allen anderen, die helfen wol-
len, für ihren Einsatz. 

Ich bitte alle Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges, über die allgemeinen Erklärungen im Antrag hin-
aus konkrete Hilfe zu leisten. Ich stelle mir z. B. vor, 
Herr Staatsminister, daß die Bundesregierung folgen-
des ermöglichen könnte: Unterstützung beim Be-
wohnbarmachen der Häuser und eine kindgerechte 
Ausstattung, einen zeitlich begrenzten Einsatz von 
Ärzten und Psychiatern und einen Einsatz von Heil-
pädagogen. 

Rumänien war lange Zeit der dunkle Keller Euro-
pas. Das Ceausescu-Regime entwickelte sich in den 
80er Jahren zunehmend zu einer kommunistischen 
Terrororganisation mit faschistischen Strukturen. 
Gleichzeitig erfreute es sich jedoch weiter einer au-
ßenpolitischen Vorzugsbehandlung durch den demo-
kratischen Westen, womit das Regime stabilisiert 
wurde. 

Die rumänische Bevölkerung wurde zusätzlich ent-
mutigt, sich gegen dieses Regime aufzulehnen. Ter-
rorherrschaft und Isolationsgefühl der Bevölkerung 
erklären, warum Rumänien — Frau Kollegin Geiger 
hat das ausgeführt — das einzige osteuropäische Land 
war, in dem es zu einem blutigen Umsturz kam. 

Alle europäischen Staaten haben eine besondere 
moralische Pflicht, aktive und umfassende Hilfen für 
eine Demokratisierung Rumäniens zu leisten. Es be-
steht die Gefahr — auch das haben Sie schon ausge-
führt —, daß ein Scheitern des Demokratisierungsver-
suchs zu chaotischen Zuständen führt, die im Zusam-
menhang mit Nationalitätenkonflikten den gesamten 
südosteuropäischen Raum erfassen können. 

Die Strukturen des alten Regimes sind offensicht-
lich moralisch zerstört. Es gab jedoch in der Zeit des 
alten Regimes wenig Möglichkeiten, eine Opposition 
zu organisieren, die dann zu einem frühzeitig aner-
kannten Träger der Demokratisierung werden 
konnte. 

Für den wirtschaftlichen Aufbau müssen Investi-
tionsprogramme auf den Weg gebracht werden. Wir 
empfehlen hierfür das Engagement der Europäischen 
Gemeinschaft; p rivate Unternehmer sollten folgen. 
Die naheliegenden Schwerpunkte wirtschaftlicher 
Betätigung in Rumänien sind sicherlich Landwirt-
schaft und zunächst einmal auch die Förderung des 
Tourismus. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, die 
politische Lage in Rumänien ist wenige Monate nach 
der Revolution noch sehr unübersichtlich. Das Land ist 
voll von Gerüchten, Mißtrauen und Angst. Ich be-
grüße es deshalb, wenn der Deutsche Bundestag er

-

klärt, daß er eine Delegation zur Beobachtung der 
Wahlen am 20. Mai nach Rumänien entsenden wird. 
Es ist auch gut, wenn der Deutsche Bundestag erklärt, 
daß seine fortdauernde Bereitschaft zu Hilfsmaßnah-
men, insbesondere auch beim wirtschaftlichen Auf-
bau Rumäniens, in Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Gemeinschaft besteht. 

Lassen Sie uns darüber hinaus alles in unserer 
Macht Stehende tun, die Demokratie in Rumänien zu 
festigen. Deutschland weiß, was Diktatur heißt und 
welches die Folgen sind. Deutschland hat dies a lles 
auch nur durch die Hilfe befreundeter und hilfsberei-
ter  Völker schließlich überwinden können. Helfen wir 
nun dem rumänischen Volk aus Angst und schlimm-
ster Unterdrückung auf seinem schweren Weg zu 
Freiheit, Menschenwürde und Demokratie. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Irmer. 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich freue mich darüber, daß hier zwischen 
den Fraktionen offensichtlich große Einigkeit zum 
Thema Rumänien besteht. Das ist insbesondere des-
halb gut, weil wir als Deutsche gegenüber Rumänien 
doch eine spezifische Verantwortung tragen — wie 
auch gegenüber den anderen Ländern des ehemali-
gen Ostblocks, die sich von der stalinistischen Tyran-
nei befreien konnten. Wir sollten an die Geschichte 
denken und uns immer wieder vor Augen halten, daß 
es schließlich der Hitler-Krieg gewesen ist, der über-
haupt zu diesen Zuständen geführt hat. 

Daraus leitet sich unmittelbar ab, daß wir nicht nur 
gegenüber unseren Landsleuten in der DDR — was 
selbstverständlich ist — Verantwortung tragen, son-
dern auch gegenüber all den anderen Ländern, die 
nur infolge des Krieges unter das kommunistische 
Joch geraten sind. 

In Rumänien kommt hinzu, daß es dort traditionell 
eine deutsche Minderheit gab und heute noch immer 
gibt, die unter besonders schwierigen Verhältnissen 
lebt, wobei man allerdings nicht vergessen darf, daß 
es auch andere Minderheiten in Rumänien — ich 
denke an die Ungarn, die schon erwähnt worden sind, 
an die Zigeuner und andere — gibt, daß aber auch das 
rumänische Volk insgesamt am schwersten von allen 
gelitten hat, die der Unterdrückung ausgesetzt wa-
ren. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Rumänien war in der Vergangenheit oft ein Sonder-
fall. Frau Kollegin Hämmerle hat erwähnt, daß Ceau-
sescu früher oft hofiert wurde. Dies war ein Fehler. Er 
hat das dadurch erreicht, daß er einen von Moskau 
scheinbar unabhängigen Kurs zu steuern versuchte 
und sich bei der Invasion in die Tschechoslowakei 
nicht beteiligt hat. Dies hat ihm einen zeitweise guten 
Ruf eingetragen. Das Erwachen war nachher um so 
schlimmer. 

Rumänien wurde das schlimmste Bollwerk des Sta-
linismus. Auch dies war anders als in anderen Län-
dern, wo durch die Annäherung, den KSZE-Prozeß 
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doch manches zum Positiven hin in Gang geraten 
war. 

Auch das Ende der Diktatur war in Rumänien an-
ders als in den übrigen Staaten. Es war schrecklich. 
Ich glaube, daß sich Rumänien und die Revolutionäre 
in Rumänien keinen Gefallen damit getan haben, daß 
sie den Diktator und seine Frau in einem nicht ord-
nungsgemäßen Verfahren zum Tode verurteilt und 
exekutiert haben. Dies wirft einen bedauerlichen 
Schatten auf den Neubeginn; denn auch dies war 
nicht in Ordnung. Es wäre besser gewesen, man hätte 
mit einem rechtsstaatlichen Versuch begonnen, statt 
der blutigen Diktatur ein blutiges Ende zu setzen. 

Meine Damen und Herren, die Lage in Rumänien ist 
nach wie vor außerordentlich kritisch. Alles, was von 
den beiden Kolleginnen hierzu gesagt worden ist, 
kann ich unterstreichen. Ich hoffe, liebe Frau Kollegin 
Geiger, daß Sie mit Ihrem gedämpften Optimismus 
recht haben. Es wird außerordentlich schwierig sein, 
die desolate wirtschaftliche Lage einigermaßen in 
den Griff zu bekommen. Hier wird die Hilfe der Bun-
desrepublik Deutschland, der internationalen Staa-
tengemeinschaft und insbesondere der Europäischen 
Gemeinschaft gefordert sein. 

Was mir mehr Sorge macht, sind die Zustände, die 
wir beobachten müssen, wenn es um die Behandlung 
der Minderheiten geht. Die blutigen Auseinanderset-
zungen zwischen Rumänen und Ungarn konnten 
einem, gerade im Hinblick auf die soeben überwun-
dene Vergangenheit, Schauer über den Rücken ja-
gen. Was in den letzten Tagen wieder an Meldungen 
aus Bukarest über Demonstrationen kommt, bei de-
nen geknüppelt wird, bei denen Blut fließt und bei 
denen von beiden Seiten Gewalt angewendet wird, ist 
nicht dazu angetan, einen sehr hoffnungsfroh zu stim-
men. Auch gewisse Aktionen der derzeitigen Regie-
rung lassen nichts Gutes ahnen. 

Ich möchte deshalb noch einmal unterstreichen, wie 
wichtig es ist, daß nicht nur der Deutsche Bundestag, 
sondern auch andere europäische Parlamente Wahl-
beobachter an Ort und Stelle senden, die die Aufgabe 
haben, den Leuten in Rumänien das Gefühl zu geben: 
Ihr seid nicht allein bei eurem Versuch, die Demokra-
tie wiederherzustellen, und ihr braucht keine Angst 
zu haben, an die Wahlurne zu gehen und dort das zu 
wählen, was ihr für richtig und für eure Zukunft für 
notwendig haltet. 

Ich möchte an die derzeitige Führung in Rumänien 
appellieren: Zieht endlich einen Schlußstrich unter 
die blutige und unter die schlimme Vergangenheit. 
Tut alles, damit Rumänien in den Kreis der kultivier-
ten und zivilisierten europäischen Länder zurückkeh-
ren kann und daß dies bald geschehen kann. — Denn 
eines ist sicher: In dem Europa, in dem demokrati-
schen und friedlichen Europa, das wir bauen wollen, 
muß auch Rumänien seinen Platz haben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun erteile ich dem Ab-
geordneten Dr. Lippelt das Wort. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der Tat, wir sind uns, 
glaube ich, in der Tendenz über alle Parteien hinweg 
sehr einig. Auch wir finden es gut, daß die Koalitions-
parteien diesen Antrag eingebracht haben, weil er uns 
Gelegenheit zu dieser Debatte gibt. Daß er in der Tat 
sehr dürftig ist, so daß wir nun gemeinsam an den 
Inhalten ein bißchen weiterarbeiten müssen, werden 
Sie selber einräumen. 

Ich denke, es sind drei Bilder, die uns vor Augen 
stehen, wenn wir an Rumänien denken. Das erste Bild 
— darüber haben wir alle gesprochen — ist das von 
dem furchtbaren System der Kinder-KZs. Soviel ich 
weiß, sind bis jetzt 24 solcher Verwahranstalten, Ver-
hungeranstalten und Verkrüppelungsanstalten be-
kanntgeworden. Wir haben auch schon einige Fotos 
von Verantwortlichen gesehen und deren Sprüche 
gehört, daß man in diesem System doch nichts habe 
machen können. Natürlich deutet, wenn wir darüber 
sprechen, ein Finger auf uns zurück, denn Euthanasie 
war das alles dann immer doch noch nicht — so sagen 
sie es ja auch —, so schrecklich das auch ist. Natürlich 
haben wir denen zu danken, die spontan nach Rumä-
nien gefahren sind — viele kamen aus unserem Land, 
aber auch aus anderen Ländern — , den Journalisten, 
den Helfern, den Ärzten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das zweite Bild, das uns vor Augen steht, ist das 
auch schon erwähnte Bild von dem Minderheiten-
pogrom in Tirgu Mures. Eines wird dabei sehr deut-
lich. Der Aufstand gegen Ceausescu war nationalitä-
tenübergreifend. Ein ungarischer Pfarrer war das 
Symbol des Widerstandes, aber wie kurz war diese 
Phase, wie schnell wurden die chauvinistischen Vor-
urteile wieder geschürt, gipfelnd in dem, daß man 
sich, wie ich gehört habe, im Volk nun erzählt, Ceau-
sescu sei ja ein Zigeuner, was habe man deshalb mit 
ihm zu tun? Diese Minderheitenvorurteile werden na-
türlich geschürt. Man muß sie in Verbindung mit dem 
Umstand bringen, daß der Bruch nicht gelungen ist 
und daß, wenn ich es recht sehe, 36 000 Securitate-
Agenten nach wie vor im Amte und bis heute nur etwa 
3 000 entlassen sind. Der Bruch mit dem Unrechtsre-
gime ist nicht geschehen. Insofern ist die Vermutung 
wohl nicht von der Hand zu weisen, daß diese Vorur-
teile sehr geschürt werden. 

Zudem muß man sich das Manifest der „Vatra Ro-
maneasca" ansehen. Man liest, daß die Vereinigung 
nun auch noch Partei wird und daß die Anhänger-
schaft dieser Bewegung, wenn die Meldungen richtig 
sind, nun schon in die Millionen geht. Ich darf zur 
Verdeutlichung mit Genehmigung des Präsidenten 
aus Ziffer 9 des Manifestes zitieren: 

Der Verband vertritt auch die Idee, daß wir die 
einzigen Besitzer unserer Heimat sind, in dem 
Sinne, daß die Existenz und die Aktivität der na-
tionalen Minderheiten in Rumänien auf jedem 
Gebiet unter ständiger Kontrolle sein soll. 

In Ziffer 10 heißt es: 

Der Verband möchte, soweit möglich, die frühere 
Securitate verteidigen, weil im Sinne des vorigen 
Punktes kompetente Leute notwendig sind, die 
im Geist der bedingungslosen Treue für ein be-
stimmtes Ziel erzogen wurden. 
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Ich zitiere noch einen Satz aus Ziffer 16: 

Die Deutschen haben wir zum Teil bereits weg-
gejagt. Aber es gibt noch viele andere, die wir 
nicht brauchen können. Tut alles, damit wir sie 
loswerden. Ceausescu hat nicht lange genug ge-
lebt. 

Angesichts dieser Formulierungen wissen wir, was da 
auf uns zukommt oder was überhaupt auf Europa zu-
kommt. 
Dahinter stecken zwei Strukturprobleme, ein lang-

fristiges — auch das wurde erwähnt —, das der Ent-
wicklung von der langen türkischen Besetzung — die 
Ungarn haben sich dagegen schon im 16. Jahrhundert 
wehren können — in eine kurze Phase Monarchie, in 
den Faschismus Antonescus und der „Eisernen 
Garde" hinein in den Stalinismus, mit dem Element, 
das Sie erwähnten. Wo ist Demokratie jemals einge-
übt worden in Rumänien? Das kurzfristige Struktur-
problem: Iliescu trat an als Übergangsregierung und 
versprach, eben nur die Wahlen durchzuführen. In-
zwischen hat er eine Partei gegründet und hat seine 
Mitbewerber mehr oder weniger an die Seite ge-
drückt. Die Frage ist, ob nicht wirklich nur ein Clan 
gestürzt worden ist. Das macht uns große Sorge. 
Herr Präsident, wenn ich das letzte noch sagen darf: 

Es gibt natürlich auch ein paar Hoffnungszeichen, so 
etwa das Manifest der Gesellschaft „Timisoara" mit 
dem schönen Satz: „Wir sind der Überzeugung, daß 
das rumänische Volk nicht dazu bestimmt ist, Rechte 
zu erteilen, sondern dazu, die Rechte der Minderhei-
ten zu respektieren." Auch der Aufstand der Studen-
ten, die sich jetzt wieder melden und die ja, wenn man 
so will, eine der wenigen demokratisierenden Kräfte 
sind, ist sehr hoffnungsvoll. 
Auf die Frage, was wir denn tun könnten, kann ich 

nur sagen: alles, damit Europa dem Ideal der offenen 
Gesellschaft verpflichtet wird. Es sollte so schnell wie 
möglich eine Minderheiten-Charta des Europarates 
geben. Auch hier bei uns sollten wir aufpassen, daß 
wir nicht im Zuge der Vereinigung eine nationalere 
Gesellschaft werden, als wir sein dürfen, wenn wir 
Europa gegenüber eine offene Gesellschaft sein wol-
len. Nur mit solchen Ideen und solchen Vorstellungen 
kann man diesem abhelfen. Ich denke, daran müssen 
wir arbeiten, auch hier bei uns. Das Problemfeld hat 
seltsamerweise auch immer wieder Berührungs-
punkte mit uns. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Staatsmi-
nister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Unmittelbar 
nach dem Sturz des Regimes Ceausescu in Rumänien 
hat der „Rat zur nationalen Rettung", der seinerzeit 
die Regierungsverantwortung übernommen hatte, als 
Grundlinien der künftigen Politik die Respektierung 
der Menschenrechte, die bürgerlichen Freiheits-
rechte, Demokratisierung, Einführung der Marktwirt-
schaft und die Öffnung nach Europa festgeschrie-
ben. 

Die Bundesregierung hat schon zu einem frühen 
Zeitpunkt durch den Besuch des Bundesaußenmini-
sters am 15./16. Januar dieses Jahres ihre Unterstüt-
zung für diese neue Zielsetzung deutlich gemacht. Sie 
war deshalb auch sofort bereit, Rumänien umfangrei-
che humanitäre Hilfe zu leisten. Meine Damen und 
Herren, wir sollten uns immer wieder klarmachen: 
Diese Hilfe beläuft sich auf ca. 73 Millionen DM. Wir 
liegen damit weit an der Spitze aller Länder, die Ru-
mänien bisher geholfen haben. Auch das sei hier im 
Deutschen Bundestag noch einmal deutlich gesagt. 
Hinzu kommen beeindruckende Hilfeleistungen der 
deutschen Kirchen und Wohlfahrtsverbände und die 
vielfältigen Initiativen von p rivater Seite, wie sie auch 
schon im Falle Polen erinnerlich sind. 

Die neue Führung in Bukarest hat sich von Anfang 
an bemüht, die Lasten, welche das Ceausescu-Regime 
dem Land und seinen Bürgern aufgeladen hatte, ab-
zubauen und parallel dazu die Entwicklung der De-
mokratie voranzutreiben. Dazu wurde im Februar ein 
Übergangsparlament geschaffen, der „Rat der natio-
nalen Einheit", in dem auch die neu gegründeten 
Oppositionsparteien vertreten sind. Diese Institution 
hat seither eine Reihe wichtiger Gesetze, darunter 
auch das Wahlgesetz, verabschiedet. 

In Anbetracht des schweren Erbes, das Sie hier alle 
sehr deutlich beschworen haben, das die rumänische 
Übergangsregierung vom alten Regime übernehmen 
mußte, gestaltet sich dieser Demokratisierungspro-
zeß natürlich schwierig. Erst allmählich kommt das 
ganze Ausmaß der katastrophalen Lage des Landes 
an die Öffentlichkeit. Hier ist, Frau Kollegin Häm-
merle, von Ihnen und anderen Rednern zu Recht auf 
die erschütternden Zustände in den rumänischen 
Kinderheimen hingewiesen worden. Wir sind alle 
gleichermaßen betroffen von den entsetzlichen Be-
richten über das Leiden der Kinder. Die Bundesregie-
rung ist deshalb auch mit psychiatrischen und karita-
tiven Organisationen in Verbindung getreten, um mit-
zuhelfen, dieses furchtbare Leid zu mildern. 

Vor dem Hintergrund einer zerrütteten Wirtschaft 
und fehlender demokratischer Traditionen wird der 
Reformprozeß immer wieder durch Rückschläge be-
einträchtigt; auch darauf ist hingewiesen worden. 
Auch der wirtschaftliche Wiederaufbau wird Jahre in 
Anspruch nehmen und das Land vor sehr schwere 
soziale Probleme stellen. Die unter Ceausescu ver-
folgte Politik der rigorosen Rückzahlung der Aus-
landsschulden war ja mit ein entscheidender Grund 
dafür, daß der rumänischen Volkswirtschaft so 
schwere Schäden zugefügt worden sind. Diese Politik 
hatte nämlich eine sehr starke Importdrosselung, da-
mit einen Verzicht auf die dringend erforderlichen 
Investitionen zur Modernisierung der Indust rie und 
Landwirtschaft und dadurch schwere Mängel bei der 
Versorgung der Bevölkerung zur Folge. 

Die jetzt wieder in Gang gekommene Zusammenar-
beit zwischen Rumänien und der Europäischen Ge-
meinschaft wird zum Wiederaufbau der rumänischen 
Volkswirtschaft beitragen. Es ist vollkommen klar, 
Frau Kollegin Hämmerle, daß wir darauf drängen, daß 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
bei ihren Bemühungen, Osteuropa und Mitteleuropa 
zu helfen, gemeinsam operieren. Es geht nicht nur um 
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bilaterale Hilfeleistungen seitens der Bundesrepu-
blik. 

Gefahren drohen — Herr Lippelt, da sind wir völlig 
einer Meinung — dieser ganzen Entwicklung auch 
durch extremistische Gruppierungen. Rumänische 
nationalistische Kräfte haben wesentlich zum Wieder-
aufflammen des ungarisch-rumänischen Nationalitä-
tenkonfliktes vor wenigen Wochen beigetragen. Die 
rumänische Regierung hat angesichts des jüngsten 
Konflikts erneut versichert, daß sie die Minderheiten-
rechte gewährleisten werde. Sie hat nach den Unru-
hen von Tirgu Mures dazu beigetragen, den Dialog 
zwischen den beteiligten Bevölkerungsgruppen wie-
der in Gang zu bringen — auch wenn dieser Nationa-
litätenkonflikt, dem historische Ursachen zugrunde 
liegen, von einer gesicherten Lösung noch weit ent-
fernt ist. 

Unser besonderes Augenmerk, meine Damen und 
Herren, gilt der deutschen Minderheit. Der Bundesre-
gierung sind nach dem Sturz des Ceausescu-Regimes 
keine Diskriminierungen gegenüber den Deutschen 
in Rumänien bekanntgeworden. Im Gegenteil: Die 
Anliegen der deutschen Minderheit werden von der 
rumänischen Regierung wohlwollend aufgenommen. 
Ein Teil der deutschen Minderheit will einen Neuan-
fang in Rumänien versuchen. Es ist der kleinere Teil, 
das ist uns bewußt. Eine große Zahl allerdings — dies 
kann nicht verschwiegen werden — will in die Bun-
desrepublik übersiedeln. 

Die Bundesregierung ist bemüht, zur Sicherung der 
kulturellen Identität der Deutschen beizutragen. Wir 
haben deshalb im Einvernehmen mit der rumänischen 
Regierung ein beeindruckendes kulturelles Sofort-
hilfeprogramm für die Rumäniendeutschen ausgear-
beitet. Dieses Programm sieht u. a. materielle Unter-
stützung für die deutschen Schulen, Zeitungen und 
Theater, die Schaffung von deutschen Kulturzentren 
in Hermannstadt und Temeschburg sowie die Errich-
tung von Schüler- und Altersheimen vor. Es soll dazu 
beitragen, den Deutschen eine neue Perspektive zum 
Abwarten und, wie wir hoffen, letztlich zum Verblei-
ben im Lande — als Alternative zur Aussiedlung — zu 
geben. Dieses Programm ist angelaufen. 

Meine Damen und Herren, ich darf mit Ihnen mei-
ner Freude darüber Ausdruck verleihen, daß die ru-
mänische Regierung im Gegensatz zu anderen Län-
dern — wir haben heute eines im Ausschuß er-
wähnt — alle KSZE-Teilnehmerstaaten zur Entsen-
dung von Beobachtern zu den Wahlen am 20. Mai 
eingeladen hat. Daß der Deutsche Bundestag auch bei 
dieser Wahl wieder vertreten sein wird, Frau Kollegin 
Geiger, wird von uns sehr begrüßt. Ich glaube, daß zu 
erwarten steht, daß trotz der Vielzahl der Parteien 
nach dem 20. Mai eine Zäsur eintritt, daß eine Koali-
tionsregierung aus den wichtigsten Parteien zustande 
kommen muß, um dann die schwierigen Probleme des 
Landes in Ang riff zu nehmen. Die Bundesregierung 
wird Rumänien dabei helfen. 

Ich bedanke mich für die Geschlossenheit, mit der 
der Deutsche Bundestag bereit ist, diesem Land in 
Zukunft zu helfen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Der Abgeordnete 
Dr. Lippelt will eine Erklärung nach § 31 unserer Ge-
schäftsordnung abgeben. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE):: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mein Erstau-
nen zum Ausdruck bringen. Ich habe auf der Grund-
lage eines Antrags der Regierungskoalition gespro-
chen und sehe jetzt, daß ein neugefaßter Antrag der 
Regierungskoalition plus SPD vorliegt. Ich erlebe zum 
wiederholten Male, daß die GRÜNEN nicht befaßt 
werden, wenn zwischen der größeren Oppositions-
partei und den Koalitionsparteien ein Antrag neu aus

-

gemauschelt wird. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ich habe zur gleichen Zeit erlebt, daß es bei einem 
Antrag zum Thema „Siam" genau umgekehrt gelau-
fen war: Sämtliche vier Parteien hatten sich verstän-
digt. Die GRÜNEN sind herausgekegelt worden, weil 
es der CDU nicht gepaßt hat. 

Wenn das die Gemeinsamkeit in diesem Hause ist, 
daß mit den GRÜNEN in Geschäftsordnungsdingen 
beliebig verfahren werden kann, dann muß ich das 
hier einmal deutlich zur Sprache bringen. In solchen 
Punkten besteht zu Gemeinsamkeit wirklich jeder 
Anlaß, und ich verstehe nicht, daß meine Fraktion ent-
weder herausgehalten wird oder gewissermaßen bei 
einer Neuformulierung nicht mitbefaßt wird. Ich 
finde, das ist kein guter Stil. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Irmer 
[FDP]: Sie haben recht!) 

Ich muß das erwähnen, weil wir deswegen jetzt dem 
Antrag natürlich nicht zustimmen werden, obwohl wir 
inhaltlich völlig damit übereinstimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich muß mich dann kor-
rigieren, Herr Dr. Lippelt, es war wohl ein Kurzbei-
trag, wie er nach unserer neuen Geschäftsordnung 
möglich ist, kein Beitrag nach § 31. 
Im übrigen, Herr Dr. Lippelt, das mit dem „Mau-

scheln" würde ich wohl besser überhört haben. 

(Wetzel [GRÜNE]: Nennen wir es „großko

-

alitionäre Verhaltensweise " ! ) 

Ich lasse nunmehr über den Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/6574 
(neu), dem Sie noch nicht beigetreten sind, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Mangels Gelegen

-

heit!) 
abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist der Antrag mit den Stimmen der 
CDU/CSU, SPD und FDP bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN angenommen worden. 
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Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung und Wissen-
schaft (19. Ausschuß) zu dem Antrag der Frak-
tion der SPD 

Gemeinsames Programm von Bund und Län-
dern zur Fortsetzung der Öffnungspolitik an 
den Hochschulen 
zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 

Gemeinsames Hochschulsonderprogramm 
von Bund und Ländern zur Erweiterung der 
Ausbildungskapazität in besonders belasteten 
Studiengängen 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zu der Großen Anfrage der Abgeordneten 
Kuhlwein, Dr. Penner, Odendahl, Dr. Böhme 
(Unna), Kastning, Dr. Niehuis, Rixe, Weisskir-
chen (Wiesloch), Bernrath, Ganseforth, 
Dr. Hauchler, Schmidt (Salzgitter), Weiler, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Entwicklungsstand und Perspektiven der 
Fachhochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland 
— Drucksachen 11/4141, 11/4223, 11/2211, 
11/2603, 11/3588, 11/6114 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Daweke 
Kuhlwein 
Neuhausen 
Wetzel 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/6979 vor. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 

45 Minuten vor. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist dies beschlossen. 

Ich kann also die Aussprache eröffnen. Zunächst hat 
der Abgeordnete Graf von Waldburg-Zeil das Wort. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ei-
gentlich wollte ich jetzt das Hohelied eines gemeinsa-
men Antrags anstimmen. Uns ist aber ein ähnliches 
Schicksal wie gerade eben widerfahren. 

(Zuruf von der SPD: Es ist noch alles of-
fen!) 

Wir, alle vier Fraktionen, haben nämlich im Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft einen wunderschönen 
gemeinsamen Antrag unterschrieben, und die Be-
richterstatter haben ihn vorgelegt. Nun sehe ich zu 
meiner großen Verblüffung, daß ein langer und aus-
führlicher Zusatzantrag der SPD vorliegt. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem 

Antrag steht eine Menge vernünftiger Dinge. In die-
sem Antrag stehen z. B. Dinge, die die Bundesregie-
rung bereits aufgegriffen hat. In diesem Antrag stehen 
Dinge, die wir in dem anderen Antrag bereits ange-
sprochen hatten; sie sind etwas vertieft worden. Es 
sind einige Schwerpunkte so gesetzt, daß man noch 
einmal darüber beraten müßte; aber genau die Zeit, 
darüber zu beraten, haben wir nicht. Ich bitte deshalb 

um Verständnis dafür, liebe Frau Kollegin Odendahl, 
daß wir einfach unter geschäftsordnerischen Ge-
sichtspunkten diesen Antrag jetzt, in der Kürze vorge-
legt, ablehnen müssen. Ich glaube, daß wir trotzdem 
gemeinsam dann dem bisher verfaßten Antrag wer-
den zustimmen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
würde gern in drei Schritten vorgehen: die bundespo-
litischen Initiativen ansprechen, die, wie es im Bericht 
heißt, die ursprünglichen Vorlagen überholt haben; 
die Punkte ansprechen, bei denen sich die Fraktionen 
einig waren, daß mit dem vereinbarten gemeinsamen 
Hochschulprogramm die Probleme im Hochschulbe-
reich noch keineswegs gelöst seien, sondern weiter 
verfolgt werden müßten; schließlich einige Schwer-
punkte nennen, bei denen, wenn auch aus verschie-
dener Sicht, eine gewisse Gemeinsamkeit unüberseh-
bar ist. 

Als im Wintersemester 1988/89 deutlich wurde, daß 
die Zahl der Studierenden weit über dem prognosti-
zierten Korridor mit 1,5 Millionen lag, die Zahl der 
Studienanfänger die 250 000er Marke überschritten 
hatte, das Verhältnis zwischen wissenschaftlichem 
Personal und Studierendenzahl sich weiter ver-
schlechterte, die Überbelegung der Studienplätze 
noch unerträglicher geworden war — bei den Univer-
sitäten 180 %, bei den Fachhochschulen 216 % —, der 
— wenn Sie mir als Waldbesitzer dies zu sagen gestat-
ten — Altersaufbau der Professoren immer unorgani-
scher wurde, der Numerus clausus sich weiter auszu-
dehnen drohte und die Wohnungsnot der Studieren-
den entsprechend den gestiegenen Zahlen immer 
schlimmer wurde, ergriff die Bundesregierung die In-
itiative mit dem ersten Sonderprogramm zur Verbes-
serung der Studiensituation in den besonders bela-
steten Fächern. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Möllemann! 
Sehr löblich!) 

Die einleitenden Gespräche der Regierungschefs des 
Bundes und der Länder zu hochschulpolitischen Fra-
gen führten am 10. März 1989 zur Unterzeichnung 
einer Vereinbarung. Dieses erste Hochschul-Sonder-
programm hat einen finanziellen Umfang von 2,1 Mil-
liarden DM, die sich Bund und Länder je zur Hälfte 
teilen. Die Laufzeit beträgt sieben Jahre. 

Der Bundesbildungsminister hat stets betont, daß die-
ses erste Programm nur als Einstieg für eine verstärkte 
Förderung der Hochschulen verstanden werden 
dürfe. Ein zweites Sonderprogramm ist in Vorberei-
tung. Es wird etwa sechs Milliarden DM ausma-
chen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU und der FDP) 

Obwohl die Regierungschefs von Bund und Ländern 
bei ihrer Konferenz am 21. Dezember 1989 noch nicht 
zu einem Abschluß kamen — was in einer förderalisti-
schen Gemeinschaft überhaupt kein Malheur ist —, 

(Neuhausen [FDP]: Richtig! Das ist Demo

-

kratie!) 

wurde das Programm zur Förderung von Graduierten

-

Kollegs unterzeichnet. Die Mittel für die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft und die Max-Planck-Gesell-
schaft wurden erhöht. Die Bund-Länder-Vereinba- 
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rung zur Förderung des studentischen Wohnungs-
baues ist in Kraft getreten. 

Was den Ausbau der Hochschulen anlangt, sind die 
Bundesmittel, die nach dem Hochschulbauförde-
rungsgesetz im Jahre 1981 mit knapp 800 Millionen 
DM ihren niedrigsten Stand erreicht hatten, zunächst 
wieder auf eine Milliarde DM, für 1990 auf 1,1 Milli-
arden DM und ab 1991 auf 1,3 Milliarden DM ange-
hoben. 

Bei den Fachhochschulen wurde ein besonderer 
Förderungsschwerpunkt angesetzt. Zusätzlich sollen 
hier 50 000 neue Studienplätze geschaffen werden. 
Die Förderung der Forschung an den Fachhochschu-
len soll ab 1991 einen besonderen Schwerpunkt bil-
den. Und schließlich hat die 12. BAföG-Novelle eine 
wesentliche Verbesserung für die Studierenden er-
bracht. Wir haben hier im Plenum gerade erst darüber 
diskutiert. 

Die Beschlußempfehlung begrüßt all dies. Die Bun-
desregierung wird aber zusätzlich aufgefordert, dem 
Deutschen Bundestag noch in dieser Legislaturpe-
riode einen Bericht über die hochpolitischen Ziele 
und Erfolge vorzulegen. Von der künftigen Struktur 
des Hochschulsystems über die Perspektiven der Stu-
dienreform, die Entwicklung der Studienneigungen 
und Studienfachentscheidungen insbesondere auch 
bei Frauen, die Rahmenplanung für den Hochschul-
neubau, die Gemeinschaftsaufgabe „Bildungspla-
nung und Forschungsförderung", die Forschungsför-
derung aus EG-Forschungsprogrammen, die Verbes-
serung der Kooperation zwischen Hochschulen, Wirt-
schaft und Gesellschaft, die Wahrnehmung ökologi-
scher Aufgaben, die Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses, die Entwicklung der Auslandsbe-
ziehungen, die des Europäischen Binnenmarktes im 
Hinblick auf die Hochschulen und die Möglichkeit der 
Novellierung des Hochschulrahmengesetzes bis zur 
Lage der Wohnraumversorgung für Studierende, je-
weils unter Berücksichtigung der besonderen 
Aspekte der Fachhochschulen, auf all diese Gebiete 
sollte der Bericht der Bundesregierung eingehen. 

Darüber hinaus sollte die Bundesregierung aufge-
fordert werden, Fachhochschulen besonders zu för-
dern, wobei in zehn Punkten — Studienplätze, 
anwendungsbezogene Forschung, 
Hochschullehrernachwuchs, 
Einstellung zusätzlicher Mitarbeiter, 
Einbeziehung der Fachhochschulstudenten in alle Be-
gabtenförderungswerke, 
Frauenförderung, 
Geräteausstattung, 
Praxisbezug und Zugangsvoraussetzungen, 
Anteil an EG-Programmen und 
besondere Promotionsregelungen — angesprochen 
werden. 

Lassen Sie mich zum Abschluß aber aus den Bera-
tungen — wenn auch sehr willkürlich — noch ein paar 
Schwerpunkte herausgreifen: A. Es stellt sich die 
Frage, wie viele Studenten man eigentlich verkraften 
kann. Man kann an dieses Problem von zwei in der 
Realität nicht existierenden idealtypischen Positionen 
herangehen. Die eine geht von einer unabänderlichen 
Zahl von Begabungen aus, der die Bildungsangebote 
entsprechen müßten. Die andere sieht Abschlüsse als 

Privilegien an, die möglichst jedem zugänglich ge-
macht werden sollten. Dazwischen nähern sich die 
Einsichten, daß die Begabungsreserven, von denen 
man früher so gerne sprach, größer sind als angenom-
men und daß ein wirklich freiheitliches Bildungswe-
sen — vorausgesetzt, Studienberechtigungen beru-
hen auf einer gleichen objektiven Voraussetzung — 
all  denen, die diese Abschlüsse erreichen, auch Ange-
bote zur Verfügung stellen muß. 
Gleichzeitig wird aber deutlich, daß Studienberech-

tigung als Massenerscheinung etwas anderes ist, als 
die alte „universitas scientiarum". In der großen 
Breite nähert sich das Studium einem normalen Aus-
bildungsgang, während nur ein kleiner Teil auf Dauer 
in Forschung und Lehre verbleibt. 
B. Wenn Studium und wissenschaftliche Laufbah-

nen Männern und Frauen gleichermaßen offenstehen 
sollen, könnte man „das Student" — eine Neutral-
form, die es nicht gibt — an herrschende Studienbe-
dingungen anpassen. Man kann aber auch, wenn es 
dem Propheten schwerfällt, zum Berg zu kommen, 
den Berg zum Propheten kommen lassen und neue 
Formen, insbesondere des Fernstudiums, der neuen 
Medien und der offenen Universität für unterschiedli-
che Lebenssituationen von Männern und Frauen an-
bieten. 
C. Der EG-europäische Einigungsprozeß und der 

durch die deutsche Einigung ausgelöste europäische 
Ausweitungsprozeß lassen alle Träume von Einheits- 

und Gesamtuniversitäten welken. Die Angebotsviel-
falt unterschiedlicher Traditionsströme wird nicht 
zum Fluch, sondern zum Reichtum der neuen Einheit 
werden. Nur diese Vielfalt vermag die Steigerungs-
prozesse zu bewältigen, die in dieser Entwicklung lie-
gen. Damit rundet sich das Bild. Ein Entschließungs-
antrag aus vielfältigen Perspektiven führt dazu, eine 
ursprünglich zur Überlast geführte Diskussion zu 
neuen Ufern reicher Entfaltungsmöglichkeiten zu 
führen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Odendahl. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das ist die mit 
dem Zusatzantrag!) 

Frau Odendahl (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren, insbesondere Herr Kollege Weng! 
Das ist nicht „die mit dem Zusatzantrag". Ich bedaure 
es außerordentlich, daß wir auf Grund einer Verschie-
bung der Tagesordnung heute in der Situation sind, 
daß nicht der Berichterstatter, Eckart Kuhlwein, der 
mit der Enquete-Kommission in Berlin ist, nun die 
hochschulpolitischen Gedanken hier vortragen kann. 
Im Grunde genommen sind wir — das habe ich den 
Ausführungen von Graf Waldburg entnommen — in 
der Einschätzung dessen, was nötig ist, gar nicht aus-
einander. 

Der Deutsche Bundestag berät heute über eine Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft, die auf Anträge meiner Fraktion und 
der Koalition zum ersten Sonderprogramm und auf 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 206. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. Ap ril 1990 	16165 

Frau Odendahl 

die Große Anfrage meiner Fraktion zum Entwick-
lungsstand und den Perspektiven der Fachhochschu-
len in der Bundesrepublik Deutschland zurückgeht. 
Wir haben uns im Ausschuß auf einen gemeinsamen 
Text verständigt, der unter II die Bundesregierung zu 
einem umfassenden Bericht über ihre hochschulpoli-
tischen Ziele auffordert und unter III konkrete Forde-
rungen zur Weiterentwicklung der Fachhochschulen 
enthält. 

Die SPD-Fraktion hat dem Wunsch nach einem wei-
teren Bericht der Bundesregierung nicht gerade mit 
überströmender Begeisterung zugestimmt. Wir hätten 
uns einen konkreten Auftrag zum Handeln ge-
wünscht; dies um so mehr, als der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft seit dem Herbst des ver-
gangenen Jahres mit einem zweiten Sonderpro-
gramm für die Hochschulen hausieren geht, das sich 
immer mehr — gestatten Sie mir, den Eindruck wei-
terzugeben — zu einer Fata Morgana entwickelt. Ich 
gebe zu, daß ein weiterer Regierungsbericht zur 
Hochschulpolitik nicht schaden kann. Es könnte sogar 
nützlich sein, daß sich die Bundesregierung selbst ein-
mal darüber Klarheit verschafft, was sie in welchem 
Bereich selbst tun will und welche Vorschläge sie den 
Ländern machen will. Wir hätten dann — wenn wir 
mehr gemacht hätten — wenigstens sagen können, 
daß das Parlament diesmal auch eigene inhaltliche 
Vorstellungen zur Gestaltung eines solchen Pro-
gramms beigetragen hat. 

Sie haben den inzwischen schon plattgetretenen 
Gipfel lange genug als Trostpflaster verwendet mit 
der Ankündigung, wenn der Kanzler ihn erst erklom-
men habe, seien die Hochschulen gerettet. Bei der 
ganzen Gipfelstürmerei haben Sie nur vergessen, die 
von der Bundesregierung vorgesehenen Leistungen, 
konkret beziffert, in den Rucksack zu packen. Sie kön-
nen nicht erwarten, daß Ihnen dabei die Länder vor-
angehen. Bisher haben Sie keine Gelegenheit ver-
säumt, den Ländern in vielen Bereichen ständig mehr 
Lasten aufzubürden, einmal ganz abgesehen davon, 
daß Sie das jetzt bei der Finanzierung der deutschen 
Einheit in grandioser Weise fortzusetzen gedenken. 

Wir wollen Ihnen deshalb heute die Chance geben 
— darum auch dieser Änderungsantrag — , in einem 
zusätzlichen Kapitel IV ein Strukturprogramm zur 
Sicherung und Entwicklung von Forschung und 
Lehre an den Hochschulen zu fordern, das mehr be-
inhaltet als das kurzfristige Stopfen von Löchern. 

Die Hochschulen werden nicht damit beruhigt wer-
den können, daß der deutsch-deutsche Einigungspro-
zeß neue Fragen für die Strukturen des Hochschulwe-
sens und seine Finanzierung aufgeworfen habe. 
Schon heute läßt sich absehen, daß der Einigungspro-
zeß auch zusätzliche Herausforderungen für die 
Hochschulen in der Bundesrepublik bedeutet: Nach-
frage nach Studienplätzen durch Bewerbe rinnen und 
Bewerber aus der DDR, Schaffung von Ergänzungs-
studiengängen für DDR-Akademiker, personelle Hil-
fen beim Aus- und Umbau der Studienangebote in der 
DDR. 

Wir sehen nun mit Sorge, daß der Bund einen be-
trächtlichen Teil der Kosten der deutsch-deutschen 
Einigung den Ländern aufhalsen möchte. Wenn wir 
von den Ländern zu Recht verstärkte Anstrengungen 

im Bereich der Hochschulpolitik erwarten, müssen sie 
dafür auch die finanziellen Möglichkeiten erhalten. 
Der notwendige Ausbau unseres Hochschulsystems 
darf nicht — darin sollten sich alle Bildungspolitiker 
einig sein — dem Finanzbedarf für die deutsche Ein-
heit geopfert werden. Im Gegenteil: Die Einigung 
wird ökonomisch, politisch, sozial und ökologisch nur 
dann gelingen, wenn gleichzeitig genügend in Bil-
dung, Ausbildung und Wissenschaft investiert wird. 

Wir werden es in den nächsten Jahren mit einem 
wachsenden Anteil von jungen Menschen zu tun ha-
ben, die studieren wollen. Dies entspricht ganz offen-
sichtlich auch dem Bedarf des Arbeitsmarktes. Auf 
rund 800 000 Studienplätzen studieren zur Zeit in der 
Bundesrepublik 1,5 Millionen junger Menschen. Die 
in den 70er Jahren vereinbarte Überlast wird zur Dau-
erlast, weil alle Prognosen uns sagen, daß wir wenig-
stens bis zum Jahr 2010 in der Bundesrepublik allein 
mit über 1 Million Studierenden rechnen dürfen. 

Gleichzeitig hat sich das Betreuungsverhältnis zwi-
schen Stellen für wissenschaftliches Personal und Stu-
dierenden seit den 70er Jahren erheblich verschlech-
tert. Die Studien- und Lehrbedingungen haben sich 
seit den 70er Jahren wieder auf den Zustand zurück-
entwickelt, der zehn Jahre zuvor die Warnung vor 
einer „Bildungskatastrophe" aufkommen ließ. Viele 
durch die Hochschulreform erreichte qualitative Ver-
besserungen in Studium, Lehre und Forschung sind 
im zurückliegenden Jahrzehnt nicht zuletzt infolge 
der Verschlechterung der Personalausstattung verlo-
rengegangen. 

Wir sind deshalb der Meinung, daß das erste Son-
derprogramm für die nächsten Jahre um zusätzliche 
Finanzierungsprogramme ergänzt werden muß, die 
bessere Qualifizierungsmöglichkeiten für den Nach-
wuchs schaffen, die Personalentwicklung an den 
Hochschulen verstetigen, der Lehre an den Hoch-
schulen neue Impulse geben und den Anteil von Wis-
senschaftlerinnen — auch darin sind wir uns einig — 
an  den Hochschulen erhöhen. Gleichzeitig fordern wir 
eine weitere Aufstockung der Mittel für den Hoch-
schulbau nach der Gemeinschaftsaufgabe. Auch dar-
über ist Einigkeit erzielt worden. 

Es kann hier aber nicht nur um die Quantitäten 
gehen. Wir glauben, daß es an der Zeit ist, das Hoch-
schulrahmengesetz wieder zu einem Instrument der 
Hochschulreform zu machen. Wir halten eine Novel-
lierung für erforderlich, die verstärkte Anreize zur 
Studienreform, zur Zusammenarbeit zwischen den 
Fächern, Fachbereichen und Hochschulen, auch von 
Universitäten und von Fachhochschulen, zur Frauen-
förderung, zur Frauenforschung und zur Öffnung der 
Hochschulen gegenüber der Gesellschaft bietet. 

Wir sind froh darüber, daß es heute gelingt, gemein-
sam etwas zur Bedeutung und zur Weiterentwicklung 
der Fachhochschulen zu sagen. Das betrifft besonders 
die Bevorzugung beim Hochschulbau nach der Ge-
meinschaftsaufgabe, die Förderung der anwendungs-
bezogenen Forschung und Entwicklung durch ein be-
sonderes Programm, die Sicherung des Hochschulleh-
rernachwuchses, die Unterstützung bei der Frauen-
förderung, die Promotionsmöglichkeiten an Universi-
täten und die einheitliche Festlegung der Studienzeit 
auf die in Europa geforderten vier Jahre unter Einbe- 
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ziehung von integrierten Praxissemestern. Wir hätten 
manches gern deutlicher gehabt, haben uns aber im 
Interesse der Sache hier auf Kompromisse eingelas-
sen. 

Alles, was wir an Herausforderungen an die künf-
tige Hochschulpolitik feststellen, ruft nach einer Wie-
deraufnahme einer bundesweiten Bildungsrahmen-
planung. Das Zusammenwachsen der beiden deut-
schen Staaten und die zunehmende Bedeutung der 
europäischen Bildungspolitik machen eine schnelle 
und verläßliche Orientierung und Abstimmung zwi-
schen den Ländern und insbesondere zwischen Bund 
und Ländern dringend erforderlich. Wir fordern des-
halb die Bundesregierung auf, in der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsför-
derung die Initiative dazu zu ergreifen. 

In der Bildungspolitik, meine Damen und Herren, 
gibt es eine lange Tradition: Es scheitern die Forde-
rungen der Bildungspolitiker oft am Veto der Finanz-
politiker. Die Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern wird dadurch oft zum Schlupfloch, um 
unterlassene notwendige Maßnahmen zu kaschieren. 
Im Interesse der Studierenden, die im kommenden 
Wintersemester an die Hochschulen drängen und 
endlich auf eine klar konzipierte Hochschulpolitik von 
Bund und Ländern warten, sollten wir heute die 
Chance wahrnehmen, daß wir uns wenigstens als Bil-
dungspolitiker in diesem Hause auf klare politische 
Aussagen verständigen. Ich bitte Sie deshalb darum, 
auch unserem Änderungsantrag als wichtiger Ergän-
zung der Ausschußempfehlung zuzustimmen. 

Lassen Sie mich noch einmal auf die Rolle der Fach-
hochschulen für die Hochschulpolitik zurückkom-
men. Die Fachhochschulen haben sich in den 20 Jah-
ren ihres Bestehens sehr gut bewährt und sind ein 
wichtiger Teil des Hochschulsystems geworden. 

Die Öffnung der Hochschulen und insbesondere der 
Fachhochschulen entspricht zur Zeit jedoch nicht dem 
Wunsch junger Menschen nach mehr Bildung und 
Kompetenz. Aufgabe der Politik ist es also, die Hoch-
schulen in die Lage zu versetzen, einen wachsenden 
Anteil junger Menschen unter normalen Bedingun-
gen und auf Dauer qualifiziert auszubilden. Hierzu 
gehört natürlich auch ein verstärktes Engagement des 
Bundes bei der Finanzierung im Bereich Hochschulen 
und Forschung. 

Besonders akut ist der quantitative Bedarf der Fach-
hochschulen. Diese sind in der Vergangenheit 
schlichtweg zu kurz gekommen. Die Fachhochschu-
len sind besonders betroffen vom Mangel bei der Ver-
sorgung mit Hochschullehrerstellen und beim wissen-
schaftlichen Mittelbau. Fachhochschulspezifische 
Forschung und Entwicklung ist nur schwer möglich. 
Und auch das Ansehen, das sich in Bezahlung nieder-
schlägt, ist bei den Fachhochschullehrern und den 
wenigen Fachhochschullehrerinnen der Leistung be-
stimmt nicht angemessen. 

Eine andere Frage, die bei den Fachhochschulen 
immer mehr an Bedeutung gewinnt, ist die Heranbil-
dung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Bisher 
können Absolventinnen und Absolventen von Fach-
hochschulen nur promovieren, wenn sie ein Universi-
tätsstudium absolvieren, also anhängen. Auf Außen

-

stehende wirkt es geradezu lächerlich, wenn man er-
fährt, daß ein mit dem Diplom abgeschlossenes Fach-
hochschulstudium allerhöchstens dem Grundstudium 
an Universitäten entsprechen soll. Andererseits 
spricht das Gesetz von einer Gleichstellung von 
Hochschulen, d. h. von Universitäten und Fachhoch-
schulen. Eine stärkere Durchlässigkeit zwischen den 
Hochschulen und eine der Gleichwertigkeit entspre-
chende Anerkennung von Fachhochschulabschlüssen 
sind deshalb dringend geboten. Beides, die Heranbil-
dung des eigenen Nachwuchses wie die verstärkte 
Forschungstätigkeit, könnte man z. B. durch Promo-
tionsstipendien für wissenschaftliche Weiterqualifi-
zierung von Fachhochschulabsolventen kombinie-
ren. 

Wie weit das von mir Vorgetragene durchgeführt 
werden kann, hängt zunächst von finanzieller Unter-
stützung durch Bund und Länder ab. Es hängt aber 
auch von der Bereitschaft der Hochschulen ab, struk-
turelle und inhaltliche Reformen durchzuführen. 

Die Fachhochschulen sollten ihre Attraktivität auch 
für das Zusammenwachsen Europas, für den europäi-
schen Binnenmarkt und ebenso zur Unterstützung des 
Reformprozesses in der DDR und für das Zusammen-
wachsen beider deutscher Staaten erhalten. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Abge

-

ordneten der CDU/CSU) 

Hierzu ist nicht allein der Ausbau, den ich oben er-
wähnt habe, ein wichtiger Schritt. Ich kann mir gut 
vorstellen, daß die Studienangebote an Fachhoch-
schulen unter Berücksichtigung der zukünftigen ge-
sellschaftlichen Anforderungen an verantwortliche 
und vielseitige Ausbildung um fächerübergreifende 
Lerninhalte erweitert werden. Das bedeutet nicht ein 
„Aufpfropfen" von anderen Inhalten, sondern es sollte 
eine Beschäftigung mit Inhalten, die keinen unmittel-
baren Zusammenhang mit der wissenschaftlichen Be-
rufsvorbereitung besitzen, integ riert werden. Für 
viele Bereiche wird hierzu eine enge Kooperation 
nicht nur mit anderen Fachbereichen, sondern auch 
mit anderen Hochschulen, Universitäten oder Fach-
hochschulen nötig sein. 

Meine Damen und Herren, der Reformprozeß in 
der DDR kann und muß jetzt durch den Ausbau von 
Bildungskapazitäten in der DDR qualitativ-inhaltlich 
und quantitativ schnell unterstützt werden. Dieser 
Ausbau kann aber nicht sofort den akuten Bedarf dek-
ken, der durch Defizite im bisherigen Bildungssystem 
der DDR entstanden ist. In den Hochschulen der DDR 
gibt es wegen der bisher einseitigen Ausrichtung von 
Forschung und Lehre auf den Marxismus-Leninismus 
und wegen der besonderen Struktur der Wirtschafts- 
und Rechtssysteme erhebliche qualitative Defizite in 
den Wirtschaftswissenschaften, in der Rechtswissen-
schaft, aber auch in den Geistes- und Sozialwissen-
schaften. Für Natur- und Technikwissenschaften ist 
die Situation etwas differenzierter zu sehen. 

Dabei ist die zahlenmäßige Relation von Lehrenden 
zu Lernenden günstiger als in den Hochschulen in der 
Bundesrepublik. Dies wird sich aber sehr schnell än-
dern, wenn die bisher in der DDR — meist aus politi-
schen Gründen — geübte Reglementierung des Hoch-
schulzugangs aufgehoben ist. Besonders großen Be- 
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darf an Unterstützung wird es bei einem Umbau des 
Wirtschaftssystems in Richtung Marktwirtschaft und 
für die Modernisierung der Volkswirtschaft im Be-
reich der Weiterbildung geben. Die Fachhochschulen 
mit ihrer anwendungsbezogenen Orientierung sind 
hier ein sehr gut geeigneter Kooperationspartner zur 
Unterstützung des Reformprozesses in der DDR. 
Ich spreche auch noch an, daß es zusätzlich gelingen 
muß, auch Mittel aus Programmen der Europäischen 
Gemeinschaft für die DDR und die Kooperation mit 
der DDR bereitzustellen. Dann können Defizite 
schneller abgebaut werden. 
Meine Damen und Herren, um hochschulpolitische 

Maßnahmen im Sinne der dargelegten Reform von 
Hochschulen zu erleichtern, liegt nun mit der Be-
schlußempfehlung auch ein Katalog von Maßnahmen 
für eine Studien- und Strukturreform an Fachhoch-
schulen vor. Wenn diese vorgeschlagenen Maßnah-
men sowie das ergänzend von uns vorgeschlagene 
Hochschul- Strukturprogramm innerhalb der nächsten 
Jahre durchgeführt werden können, besteht berech-
tigte Hoffnung, daß die Fachhochschulen ihre Attrak-
tivität behalten können und daß Normalität im gesam-
ten Hochschulbereich wieder eintritt. 
Ich möchte Sie noch einmal bitten, auch unseren 

Änderungsantrag mit in Ihre Überlegungen einzube-
ziehen und ihm in allen Teilen zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Wetzel 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun erteile ich dem Ab-
geordneten Friedrich Neuhausen das Wort. 

Neuhausen (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bleibe bei meinem ursprünglichen 
Redetext, wenigstens fragmentarisch. Die vorlie-
gende Beschlußempfehlung zur Hochschulpolitik des 
Bundes ist im Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
einvernehmlich verabschiedet worden. Ich setze den 
Akzent jetzt ein wenig niedriger, als ich es ursprüng-
lich vorhatte. Es handelte sich um die Zusammenfas-
sung verschiedener Vorlagen im Interesse einer zu-
kunftsgerichteten Hochschulpolitik. Das begrüße ich 
auch jetzt noch ausdrücklich. Ich bedanke mich bei 
den Mitberichterstattern dafür. Das gilt allerdings 
nicht, liebe Frau Odendahl, für den heute eingebrach-
ten Änderungsantrag der SPD; aber davon später. 
Die Beschlußempfehlung begrüßt noch einmal das 

gemeinsame Hochschulsonderprogramm des Bun-
des und der Länder, das bereits eine beachtliche Er-
weiterung der Zahl der Studienplätze in besonders 
belasteten Studiengängen ermöglichte und dem es zu 
verdanken ist, daß im Universitätsstudiengang Be-
triebswirtschaftslehre der Numerus clausus zum Win-
tersemester 1990/91 entfällt. 
Im zweiten Teil wird die Bundesregierung — das 

wurde schon ausführlich dargestellt — zu einem Be-
richt über ihre weiteren hochschulpolitischen Ziel-
setzungen aufgefordert. In 13 Punkten werden wich-
tige Einzelfragen, die von der künftigen Struktur des 
Hochschulsystems insgesamt bis zur Situation der 
Wohnraumversorgung für Studierende reichen, be-
handelt. Berichtet werden soll über Stand und Per-
spektiven der Studienreform, aber eben nicht nur 

quantitativ, über die Entwicklung der Studierneigung 
und die Situation von Frauen an Hochschulen über-
haupt, auch über die Beseitigung der für Wissen-
schaftlerinnen bestehenden Nachteile, über die Rah-
menplanung für den Hochschulbau und die Gemein-
schaftsaufgabe Bildungsplanung und Forschungsför-
derung. Es ist also nicht so unbekannt, was jetzt in 
Ihrem Antrag steht. 

Angesprochen wird die Förderung der Forschung 
im Hochschulbereich, die Weiterentwicklung der Ko-
operation zwischen Hochschulen, Wirtschaft und Ge-
sellschaft, die Berücksichtigung ökologischer Aufga-
ben in Ausbildung, Forschung und Weiterbildung, die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, die 
Entwicklung der Auslandsbeziehungen der Hoch-
schulen und die Bedeutung des europäischen Binnen-
marktes für den Hochschulbereich. Das ist ein doch 
sehr umfassender programmatischer Entwurf, wenn 
denn die Antworten unseren Fragen und Vorstellun-
gen entsprechen. — Gesondert soll dabei jeweils auf 
die speziellen Aspekte der Fachhochschulen einge-
gangen werden. 

Damit sind Themen und Fragen angesprochen, die 
aktuell und perspektivisch bedeutsam sind, Fragen, in 
denen die Bundesregierung ja bereits wichtige Initia-
tiven eingeleitet hat und von deren Beantwortung wir 
uns eine Beratungs- und Entscheidungsgrundlage 
auch zur weiteren Unterstützung dieser Politik erhof-
fen. 

Im dritten Teil der Beschlußvorlage ist unmittelbar 
von der Förderung und Weiterentwicklung der Fach-
hochschulen die Rede, etwa die Förderung nach 
neuen Studienplätzen über frühere Planungen hin-
aus, die Förderung der anwendungsbezogenen For-
schung und Entwicklung an Fachhochschulen durch 
ein besonderes Programm des Bundes und der Län-
der, und damit werden wiederum entsprechende In-
itiativen und Planungen der Bundesregierung unter-
stützt. 

Wichtig — es wurde erwähnt — ist auch das Thema 
des Verhältnisses zwischen den gegenwärtigen Per-
sonalstrukturregelungen und der notwendigen Siche-
rung des Fachhochschullehrernachwuchses und, was 
dazugehört, mindestens ebenso wichtig ist eben die 
Erhöhung der Attraktivität der Fachhochschulen für 
diesen Nachwuchs. Ich erspare mir, das zu wiederho-
len, was die Vorredner ja mindestens in der Diagnose 
übereinstimmend gesagt haben: In allen diesen Punk-
ten bedarf es aber auch der Zusammenarbeit mit den 
Ländern, die für einen großen Teil der angeschnitte-
nen Themen mindestens, um es vorsichtig zu sagen, 
mit zuständig sind und die wir — ebenso zurückhal-
tend gesagt — mit dem vorliegenden Beschluß zu ei-
ner der Wichtigkeit dieser Aufgaben angemessenen 
Kooperation auffordern. 

Meine Damen und Herren, es wird Sie nicht ver-
wundern, wenn ich feststelle: Die Bundesregierung 
und vor allem Bundesminister Möllemann ist hoch-
schulpolitisch auf einem guten Wege. Das zeigt sich 
schon deutlich, wenn wir die vorliegende gemein-
same Drucksache mit den bereits erwähnten inzwi-
schen getroffenen Entscheidungen, den eingeleiteten 
Initiativen oder weitergehenden Planungen verglei-
chen. Durch diese Beschlußempfehlung erhält sie da- 
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für eine wichtige parlamentarische Unterstützung. 
Stichworte: etwa die Vereinbarung zum Studenten-
wohnraumbau, zu den Graduiertenkollegs, zur Erhö-
hung der Mittel für die DFG und für den Hochschul-
bau und die von der FDP bald erwartete Vereinbarung 
über das sogenannten Möllemann-Zwei-Programm. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Jetzt liegt uns der uns bisher nicht bekannte Ände-

rungsantrag der SPD vor. Eine seriöse Behandlung, 
liebe Frau Odendahl, verbietet uns so und heute, wie 
von Ihnen gewünscht, die Zustimmung. Es sind 
Punkte darin erwähnt, die in der Beschlußempfehlung 
schon enthalten sind, andere, deren Zielsetzung wir 
teilen. Wieder andere sind bereits beschlossen, wie 
die Erhöhung der Forschungsmittel für DFG und Max-
Planck-Gesellschaft. Das vorgeschlagene Struktur-
programm nimmt die Initiativen des Möllemann-
Zwei-Programms auf, zu dem, wie ich höre, die vom 
Kanzler und den Ministerpräsidenten eingesetzte Ar-
beitsgruppe ihre Arbeit abgeschlossen hat. Eingehen-
der Beratungsbedarf besteht auch bei den Vorschlä-
gen zum HRG und zur Bildungsrahmenplanung. Des-
wegen sage ich: Als Diskussionsbeitrag hat dieser 
Antrag durchaus seinen Wert; pauschal zustim-
mungsfähig ist er aus den genannten Gründen so und 
heute nicht. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär. — Oh, Entschuldi-
gung, zunächst hat der Abgeordnete Wetzel das 
Wort. 

(Wetzel [GRÜNE]: Ich bin es noch nicht! — 
Kastning [SPD]: Über das „noch" reden wir 

auch noch!)  
— Ihren Optimismus in Gottes und des Wählers 
Ohr! 

Wetzel (GRÜNE): Herr Vorsitzender! Meine Damen 
und Herren! Das war übrigens eine Bemerkung, die 
Ihnen nicht zusteht, Herr Präsident. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Es steht Ihnen 
nicht zu, das Präsidium zu rügen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich kann Ihnen nicht 
widersprechen. 

(Heiterkeit) 

Wetzel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Alle Fraktionen dieses Hauses tragen die 
Ihnen vorliegende Beschlußempfehlung, und als der-
jenige, der die Ehre hat, diesem Ausschuß vorzusit-
zen, bedanke ich mich ausdrücklich für die Zusam-
menarbeit, die diese Beschlußempfehlung ermöglicht 
hat. 
In dieser Empfehlung wird die Bundesregierung 

aufgefordert, zu berichten, welche hochschulpoliti-
schen Ziele sie sich setzt und mit welchen Maßnah-
men sie im Rahmen ihrer Zuständigkeit diese Ziele 
durchzusetzen gedenkt. So schön, so gut. Aber, meine 
Damen und Herren, wir dürfen uns hier nicht — die-
sen Anklang hatte insbesondere der Beitrag des Kol

-

legen Neuhausen — in ein Wolkenkuckucksheim ein-
nisten. Die aktuellen Probleme und Sorgen der Hoch-
schulen, als da sind Überlastung, studentsiche 
Wohnungsnot, Frauendiskriminierung, mangelhafte 
Nachwuchsförderung und vieles andere mehr, sind 
hinreichend und seit langem bekannt. Was die Hoch-
schulpolitik dieser Bundesregierung angeht, stehen 
wir weniger vor einem Informationsdefizit, sondern 
wir stehen in erster Linie vor einem Handlungsdefi-
zit. 

Ich hätte jetzt gern den Herrn Minister angespro-
chen. Ich nehme an, er hat sehr triftige Gründe, einer 
Parlamentsdebatte, die sein Ressort bet rifft, fernzu-
bleiben. So frage ich den Parlamentarischen Staatsse-
kretär, Herrn Lammert: Wo bleibt das angekündigte 
zweite Sonderprogramm, von dem dauernd die Rede 
ist? Zu welchen Ergebnissen ist die von den Regie-
rungschefs eingesetzte Arbeitsgruppe eigentlich ge-
kommen? Am 6. April sagte Minister Möllemann, die 
Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe lägen bereits vor. 
Warum halten dann die Regierungschefs der Länder 
— das war jedenfalls bis Ende letzter Woche der 
Fall — diese Ergebnisse nicht in der Hand? Wo sind 
sie geblieben? Wann endlich kommt der für den 
29. März angekündigte und dann abgesagte Bil-
dungsgipfel, also das Treffen des Bundeskanzlers mit 
den Regierungschefs der Länder, zustande? Bei all 
diesen Fragen ist Minister Möllemann in letzter Zeit 
merkwürdig schweigsam. 

(Frau Odendahl [SPD]: Der ist aus der 
Puste!) 

Deshalb verlangen wir Auskunft. 

Vor wenigen Tagen hat Minister Möllemann auf 
dem Bonner Symposium „Bildung 2000" folgendes 
ausgeführt — ich darf ihn zitieren — : 

Aber ich wage eine Prognose: Noch im Winterse-
mester 1990/91 wird dieses Programm, 

— also das zweite Sonderprogramm — 

das eine Laufzeit von zehn Jahren haben soll, 
anlaufen. 

Noch im Wintersemester! 

Das Finanzvolumen soll deutlich über dem ersten 
liegen. Nach den Vorstellungen 

— so Minister Möllemann — 

kostet es 6 Milliarden DM. 

Meine Damen und Herren, erst schieben die Regie-
rungschefs die Abfassung dieses zweiten Sonderpro-
gramms über ein halbes Jahr vor sich her, dann kom-
men die Ergebnisse der Arbeitgruppe aus irgendwel-
chen Gründen nicht bei den Landesregierungen an, 
und trotz dieser systematischen Verschleppung kün-
digen Sie — Herr Minister Möllemann — an, daß die-
ses Programm bereits im nächsten Wintersemester an-
laufen werde. Ich sage: Bei dem von der Bundesregie-
rung und bei dem von Minister Möllemann einge-
schlagenen Tempo dürften wir schon froh sein, wenn 
dieses Programm bis zum Wintersemester überhaupt 
verabschiedet ist. Aber von Anlaufen kann mit Sicher-
heit nicht die Rede sein, und das angesichts der Tat-
sache, daß gerade in diesen Wochen in allen Bundes-
ländern das Sommersemester begonnen hat. 
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Die Nachrichten — auch wenn sie durch die 

deutsch-deutschen Themen weitgehend aus den Me-
dien verdrängt werden — sind verheerend: restlos 
überfüllte Hörsäle und Seminare, Kampf um die aller-
letzten Studentenbuden, schon kriminell zu nen-
nende Praktiken bei der Buchbeschaffung in den Bi-
bliotheken, und unsere Fachhochschulen — seit Jah-
ren die Stiefkinder der Hochschulpolitik — tragen 
wieder einmal die Hauptlast. So sieht die aktuelle 
Lage an den Hochschulen aus. Trotz dieser Lage kön-
nen sich Bund und Länder noch nicht einmal auf ein 
Minimalprogramm zur Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses einigen, denn um mehr als um ein 
Minimalprogramm geht es hier ohnehin nicht. Wir 
GRÜNEN haben die Sonderprogramme, die Herr 
Möllemann immer so gerne ankündigt, von Anfang an 
als unzureichend kritisiert. Das erste Sonderpro-
gramm hat die Ausbildungskapazität der Hochschu-
len bislang gerade einmal um 12 250 Studienplätze 
erweitert. Es fehlen aber 600 000 bis 700 000 Studien-
plätze. Das zweite Sonderprogramm soll 10 000 neue 
Stellen für den wissenschaftlichen Nachwuchs schaf-
fen, verteilt über zehn Jahre wohlgemerkt. Den Hoch-
schulen fehlen jedoch aktuell zwischen — je nach 
Berechnungsweise — 20 000 bis 40 000 neue Stellen 
für ausgebildetes wissenschaftliches Personal. 
Meine Damen und Herren, wenn wir jetzt die letz-

ten Meldungen bezüglich der Teilung der Kosten, die 
die Deutschlandpolitik verursachen wird, und wenn 
wir den letzten Monatsbericht der Deutschen Bundes-
bank hinzunehmen, wonach in den letzten Jahren in 
den Ländern auf Kosten der Bildungspolitik zum Ab-
bau der vorhandenen Defizite eh systematisch gespart 
wurde, dann wage ich — leider, muß ich sagen — die 
Prognose, daß wir in den kommenden Monaten und 
Jahren nicht genügend Mittel aufbringen werden, um 
die katastrophale Lage an den Hochschulen auch nur 
im Ansatz beheben zu können. Das ist das Problem, 
vor dem wir stehen. Deswegen wäre der Minister gut 
beraten und aufgefordert, daran zu denken: Eine 
schlechte Ausbildung der heute studierenden Gene-
ration ist ein denkbar schlechtes Fundament für den 
neu entstehenden deutschen Bundesstaat. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat wirklich der 
Parlamentarische Staatssekretär Herr Dr. Lammert 
das Wort. 

Dr. Lammert, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung be-
grüßt ausdrücklich die vom Fachausschuß vorgelegte 
Beschlußempfehlung. Diese Beschlußempfehlung hat 
das große Verdienst, verschiedene in den vergange-
nen Monaten sowohl von der Regierungskoalition wie 
auch von der SPD vorgelegte Anträge zu diversen 
Aspekten des Hochschulwesens auf den Stand der 
inzwischen erreichten Überlegungen und Beschluß-
fassungen zu bringen, und den großen Vorzug, dies 
einmütig zu tun. Damit wird deutlich, daß in der 
grundlegenden Einschätzung des Handlungsbedarfs 
unter den Bildungspolitikern in allen Fraktionen ein 
hohes Maß an Übereinstimmung besteht. 

Der überraschend heute zusätzlich vorgelegte Än-
derungsantrag der SPD — — 

(Kastning [SPD]: Ergänzungsantrag! — Frau 
Odendahl [SPD]: Ergänzungsantrag!) 

— „Änderungsantrag" steht darüber, Frau Kollegin. 
Ich bitte um Nachsicht. Aber ich wollte gerade sagen, 
daß dieser Änderungs- und/oder Ergänzungsantrag 
den großen Vorzug hat, diese Einmütigkeit ganz of-
fensichtlich nicht gefährden zu können und auch nicht 
zu sollen. Aus der Sicht der Bundesregierung ist diese 
Ergänzung verzichtbar, weil zum einen in diesem Än-
derungs- und Ergänzungsantrag Forderungen erho-
ben werden, die längst vereinbart sind, oder da, wo es 
solche Vereinbarungen noch nicht gibt, sie durch die 
Forderungen auch nicht ersetzt werden können. 

Ich will an dieser Stelle gern der Anfrage des Kolle-
gen Wetzel Rechnung tragen und darauf hinweisen, 
daß in der Tat die vom Bildungsgipfel der Ministerprä-
sidenten und dem Bundeskanzler am 21. Dezember 
des vergangenen Jahres eingesetzte Arbeitsgruppe 
in der Zwischenzeit ihre Arbeit erfolgreich abge-
schlossen und den Ministerpräsidenten der federfüh-
renden Bundesländer und dem Bundeskanzler vor 
wenigen Tagen ihren zusammenfassenden Bericht 
mit einem Entwurf beschlußreifer Empfehlungen für 
den nächsten Gipfel zugesandt hat. Ich behaupte 
nicht, daß damit das Problem gelöst sei. Ich will damit 
nur deutlich machen, daß es in den vergangenen Wo-
chen und Monaten in der Tat das zügige und erfolg-
reiche Bemühen um die Umsetzung der Anliegen ge-
geben hat, die dankenswerterweise auch in dieser Be-
schlußempfehlung aus gutem Grunde noch einmal 
aufgelistet werden. Denn wir haben, wenn wir das im 
Hinblick auf die ursprünglich dieser Beschlußempfeh-
lung zugrunde liegenden Anträge betrachten, die Si-
tuation, daß das, was in diesen zum Teil vor vielen 
Monaten angeregten Anträgen und Überlegungen 
zum Ausdruck gekommen ist, zum einen Teil in der 
Zwischenzeit überholt ist, wir aber ganz gewiß nicht 
sagen können, daß mit den in der Zwischenzeit ergrif-
fenen Initiativen und Entschlüssen der Problembe-
reich erledigt sei. 

(Frau Odendahl [SPD]: Eben!) 

Deswegen begrüßt die Bundesregierung ausdrück-
lich die in dieser Beschlußempfehlung zum Ausdruck 
gekommene Erwartung, daß die Bundesregierung ei-
nen zusammenfassenden Bericht darüber geben 
sollte, wie sie selber die Entwicklung im Hochschul-
bereich einschätzt und welche Schwerpunkte mit den 
dargestellten Akzenten in den nächsten Monaten und 
Jahren geregelt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, wir haben eine Reihe 
von Herausforderungen: die — übersehbare — Ent-
wicklung der Studentenzahlen, die weiter zuneh-
mende und viel zu hohe durchschnittliche Studien-
zeit, die schlechter gewordene Betreuungsrelation, 
die überdurchschnittlich hohe Pensionierungsquote 
auf Grund des Altersaufbaus der Hochschullehrer. 
Verehrter Herr Kollege Waldburg, die Übereinstim-
mung geht hier weit über die Fraktionen hinaus. 
Nachdem Sie vorhin die Entwicklung beim Altersauf-
bau der Hochschullehrer aus der Perspektive der 
Waldbesitzer kommentiert haben, freue ich mich ganz 
besonders, jetzt auch aus der Perspektive der Nicht- 
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waldbesitzer die völlige Übereinstimmung in der Ein-
schätzung dieses Sachverhalts hier zu Protokoll geben 
zu können. Ich frage mich, ob es angesichts solcher 
Mehrheiten, Herr Kollege Wetzel, überhaupt noch 
ernsthaft Grund für den Skeptizismus gibt, den Sie 
hier vorhin haben deutlich werden lassen. Wir haben 
hier eine Reihe von Herausforderungen gemeinsam 
zu lösen. Neue sind dazugekommen, die zum Zeit-
punkt der Antragstellung noch für niemanden abseh-
bar waren und die selbstverständlich eingearbeitet 
werden müssen, einschließlich der natürlich beson-
ders schwierigen Finanzierungsfrage und der damit 
verbundenen ganz unterschiedlichen Vorstellungen 
von Bund und Ländern, wer hier welchen Anteil der 
Finanzierung bei solchen zusätzlichen Aktivitäten 
übernehmen kann. 
Die Bundesregierung sieht in dem absehbaren ge-

meinsamen Beschluß des Bundestages heute eine 
willkommene Unterstützung für diese weiterhin erfor-
derlichen und notwendigen Bemühungen und wird 
sich mit Nachdruck 

(Bohl [CDU/CSU]: Entschiedenheit!) 
— mit Entschiedenheit, um dem besonderen Wunsche 
meines Parlamentarischen Geschäftsführers Rech-
nung zu tragen — , also mit Freude, Entschiedenheit 
und Genugtuung, dieser Berichtspflicht unterziehen, 
aber eben nicht im Sinne der Erstellung eines weite-
ren Berichts, der dann auf sich beruhen bleiben 
könnte, sondern im Sinne einer Intensivierung der 
Bemühungen um die Erledigung der Herausforderun-
gen, die in dieser Debatte zu Recht mit Nachdruck 
und erfreulicherweise so übereinstimmend dargestellt 
worden sind. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, jetzt kommen wir zur Abstimmung, zunächst über 
den Änderungsantrag der SPD auf Drucksache 
11/6979, der, wenn ich es richtig beg riffen habe, als 
Ergänzungsantrag betrachtet wird. Wer für diesen 
Änderungsantrag ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer ist dagegen? — Dann ist der Antrag mit 
den Stimmen der CDU/CSU und FDP abgelehnt wor-
den. 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft auf Drucksache 11/6114. Wer für 
diese Beschlußempfehlung ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung einstim-
mig angenommen worden. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 6 auf: 
Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Er-
richtung einer Stiftung „Deutsche Stiftung 
Umwelt" 
— Drucksache 11/6931 

—Überweisungsvorschlag : 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Auschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hier schlägt Ihnen der Ältestenrat eine Debatten-
zeit von einer Stunde vor. — Das Haus scheint damit 
einverstanden zu sein, so daß ich das als beschlossen 
feststellen und dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Carstens das Wort  erteilen darf. 

Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine verehrten Da-
men und Herren! Die Umweltpolitik der Bundesregie-
rung in den vergangenen Jahren war und ist zweifel-
los erfolgreicher und effektiver als die der gesamten 
SPD-Regierungszeit vorher. Auf dem Weg zu dem 
Ziel, unsere Umwelt den nachfolgenden Generatio-
nen in einem guten Zustand zu übergeben, bedeutet 
die Errichtung der Deutschen Stiftung Umwelt einen 
weiteren wich tigen Meilenstein. 

Mit den Erträgen aus einem Vermögen von 2,5 Mil-
liarden DM soll die Stiftung zu Lösungen in einem 
Problembereich beitragen, der für die Zukunft der 
Menschheit große Bedeutung hat. Der Vorschlag von 
Bundesfinanzminister Dr. Waigel zur Errichtung der 
Stiftung ist Teil der konsequenten Umsetzung unseres 
politischen Ziels, den Staat auf den Kern seiner Auf-
gaben zurückzuführen, und ist nur denkbar, weil die 
Bundesfinanzen in Ordnung sind. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Sehr richtig!) 

Seit dem Regierungswechsel 1982 hat die Koalition 
konsequent die Privatisierung von Staatseigentum an 
Wirtschaftsunternehmen betrieben. Die Bilanz dieser 
Privatisierungspolitik werden wir noch in diesem 
Sommer vorlegen. 

(Frau Ganseforth [SPD]: Das Silber hat er 
verscherbelt!) 

Hierzu zählt auch die Privatisierung des Salzgitter

-

Konzerns im letzten Jahr. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine ganz 
schlimme Geschichte!) 

Diese Unternehmensgruppe mit ihren zahlreichen 
Problemen beschäftigte die Kollegen im Haushalts-
ausschuß seit vielen Jahren, und zwar nicht durch die 
Veranschlagung von Dividenden auf der Einnahmen-
seite, sondern durch die immer wieder notwendige 
Bereitstellung von Kapitalzuführungen auf der Aus-
gabenseite des Haushalts. Allein im Geschäftsjahr 
1982/1983 mußte der Salzgitter-Konzern einen Ver-
lust von 712 Millionen DM ausweisen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Bittere Erinne

-

rungen!) 

Im Zusammenwirken des Eigentümers Bund mit 
Vorstand, Aufsichtsrat und Arbeitnehmervertretern 
wurde ein neues Konzernkonzept erarbeitet und 
Schritt für Schritt verwirklicht. Dieses Konzept hat in 
einem günstigen konjunkturellen Umfeld in wenigen 
Jahren zum Erfolg geführt, bis hin zur Aufnahme der 
Dividendenzahlung für das Geschäftsjahr 1988/ 
1989. 

(Zuruf von der SPD: Das war eher die Kon

-

junktur als das Konzept!) 
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Allen Beteiligten an diesem Ergebnis danke ich für 
ihre konstruktive Mitarbeit, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Eigentümer Bund hat den Prozeß der Umstruk-
turierung engagiert unterstützt. Aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln wurden dem Unternehmen in den 
Jahren 1983 bis 1988 1,3 Milliarden DM zugeführt, 
und damit wurden die zahlreichen Konzernbetriebe 
von Schleswig-Holstein bis Bayern gestärkt. Somit ha-
ben die Steuerzahler in allen Regionen der Bundesre-
publik dazu beigetragen, den Salzgitter-Konzern pri-
vatisierungsfähig zu machen. Er konnte 1989 interes-
santerweise mit dem früheren Staatskonzern — ich 
wiederhole: mit dem früheren Staatskonzern! — 
Preussag AG in einen Verbund geführt werden, der 
beide Bereiche auf dem Weltmarkt noch wettbe-
werbsfähiger macht als zuvor. 

Die Privatisierung der Salzgitter AG trägt dazu bei, 
daß die Arbeitsplätze des Unternehmens meines Er-
achtens jetzt sicherer sind als vor der Privatisierung. 
Es kommt hinzu: Aus einem Standortnachteil ist in 
den letzten Monaten ein Standortvorteil geworden. 
Das Werk liegt nun sozusagen wieder mitten in 
Deutschland, Gott sei Dank. 

(Zuruf von der SPD: Dazu hat die Bundesre-
gierung nun wirklich nichts beigetragen!) 

In den Jahren nach 1982 war es notwendig, alle 
Erlöse aus den Verkäufen von Bundesbeteiligungen 
für die Verminderung der Nettokreditaufnahme im 
Haushalt zu verwenden. Nach sieben Jahren erfolg-
reicher Finanz- und Wirtschaftspolitik ist es jetzt mög-
lich gewesen, von dieser Linie einmal abzuweichen. 
Zum zweitenmal nach 30 Jahren wird aus dem Ver-
kauf bundeseigener Aktien eine Stiftung errichtet. 
Neben die größte europäische Stiftung, die Volkswa-
genstiftung, tritt in einer ähnlichen Größenordnung 
die Deutsche Stiftung Umwelt. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Die sich nicht kontrol-
lieren läßt!) 

Sie soll sich in ihrer Arbeitsweise an dem bewährten 
und erfolgreichen Vorbild der Volkswagenstiftung 
orientieren und in selbstverantwortlicher und flexibler 
Arbeitsweise das Instrumentarium auf dem Gebiet der 
Umweltbewahrung und Umweltverbesserung ergän-
zen. 

Das Aufgabengebiet der Stiftung soll nicht die 
Grundlagenforschung sein, die bereits auf vielfältige 
Weise gefördert wird. Die Stiftung wird vielmehr in 
den bisher nicht von staatlichen Programmen abge-
deckten Räumen wirken. Eines der wichtigsten Ziele 
ist, die mittleren und kleineren Unternehmen in die 
Lage zu versetzen, künftig noch mehr als bisher zur 
Lösung von Umweltproblemen beizutragen. Die mitt-
leren und kleinen Unternehmen sind ein wesentliches 
Element unserer Sozialen Marktwirtschaft. Sie sind 
bereits sehr sensibel für das Umweltthema geworden, 
und ihre großen Fähigkeiten auf dem Gebiet der Inno-
vationen müssen noch stärker als bisher gefordert, 
gefördert und angeregt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In den integrierten Entsorgungskonzepten müssen 
die Gewichte noch mehr in Richtung Vermeidung von 
Abfällen soweit wie möglich und stoffliche Verwer-
tung soviel wie möglich verschoben werden. Die aktu-
elle Diskussion über Verpackungsmüll und knapper 
werdende Deponiemöglichkeiten in unserem dicht-
besiedelten Land verdeutlicht das Problem. Die Stif-
tung kann dazu beitragen, für kleine und mittlere 
Unternehmen das Einstiegsrisiko bei neuen Techno-
logien im Umweltbereich zu mindern. Damit wird 
nicht nur zu Lösung von Umweltproblemen beigetra-
gen, sondern auch die Wettbewerbsfähigkeit der mit-
telständischen Wirtschaft gestärkt. 

Ein weiterer Aufgabenbereich der Stiftung, der 
durch die aktuelle Entwicklung besonderes Gewicht 
erhält, wird die Förderung innerdeutscher Kooperati-
onsprojekte in der Anwendung von Umwelttechnik 
sein. Auch wird sie sich an Modellvorhaben zur Be-
wahrung und Sicherung national wertvoller Kultur-
güter im Hinblick auf schädliche Umwelteinflüsse be-
teiligen können. 

Ein bedeutsamer Förderbereich der Stiftung wird 
schließlich der Austausch und die Vermittlung von 
Wissen über die Umwelt bis hin zur Vergabe eines 
Umweltpreises sein. 

Bei der Bedeutung einer Einrichtung vom Rang der 
Deutschen Stiftung Umwelt ist es verständlich, daß 
sich zahlreiche Städte aus dem gesamten Bundesge-
biet darum bemüht haben, Sitz der Stiftung zu wer-
den. Nach dem Willen der Bundesregierung soll Nie-
dersachsen das Heimatland der Stiftung werden 
— das ist zwischenzeitlich auf Kabinettsebene be-
schlossen und ist auch allgemein bekannt —; denn 
Niedersachsen war in der Nachkriegszeit das Schwer-
punktland des industriellen Beteiligungsbesitzes des 
Bundes und auch des Salzgitter-Konzerns. 

Bei der Wahl des Standortes in diesem Bundesland 
werden wir dem Vorschlag der Landesregierung Nie-
dersachsen besonderes Gewicht beimessen. Dabei 
werden neben strukturpolitischen Gesichtspunkten 
die Faktoren, die aus der Sicht der Stiftung für ihre 
Funktionsfähigkeit wesentlich sind, zu berücksichti-
gen sein. Dies sind die Nähe zu wissenschaftlichen 
Einrichtungen, die Verkehrslage und die Attraktivität 
für die benötigten hochqualifizierten Mitarbeiter. Für 
die Standortentscheidung müssen also objektive, 
nicht emotionale Gründe den Ausschlag geben. Dies 
sollten alle bedenken, die sich mit verständlichem 
Engagement für den einen oder anderen Standort ein-
setzen oder eingesetzt haben. 

Meine Damen und Herren, mit dem Entwurf des 
Gesetzes über die Errichtung der Deutschen Stiftung 
Umwelt haben wir ein Vorhaben auf den Weg der 
parlamentarischen Beratung gebracht, von dem für 
den Umweltschutz nach meiner festen Überzeugung 
wirklich nennenswerte, positive Langzeitwirkungen 
ausgehen können und ausgehen werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Ganseforth. 
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Frau Ganseforth (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Bundesregierung will eine Um-
weltstiftung einrichten. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Gut so!) 

Gut so, wird man denken; 

(Gerstein [CDU/CSU]: Ist es auch!) 

denn die Erfolge der Bundesregierung auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes sind eher mager. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das stimmt nun 
nicht!) 

Es gibt noch viel zu tun, also richten wir eine Stiftung 
ein und vergeben einen jährlichen Umweltpreis, 
scheint das Motto der Bundesregierung zu sein. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Ein bißchen mehr ist 
es schon!) 

Die Stiftung soll unter besonderer Berücksichtigung 
kleiner und mittlerer Unternehmen Forschung, Ent-
wicklung und Innovation im Bereich der umwelt- und 
gesundheitsfreundlichen Verfahren fördern. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Sehr vernünf-
tig!) 

Endlich, muß man sagen; denn der Forschungsmini-
ster beschränkt sich im wesentlichen auf Grundlagen-
forschung — Kernfusion und Weltraumforschung —, 
und darauf ist er noch stolz. Endlich erkennt die Bun-
desregierung diese Einseitigkeit der Forschung und 
will hier gegensteuern. Wenn das Ziel, Klein- und 
Mittelbetriebe besonders zu berücksichtigen, endlich 
einmal in die Tat umgesetzt wird und das nicht nur 
eine plakative Aussage bleibt, so ist das nur zu begrü-
ßen. Daß die Stiftung Umweltmaßnahmen fördern 
soll, die sich auch auf Kooperationsprojekte auf dem 
Gebiet der DDR erstrecken, das kommt immer an. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist aber auch rich-
tig!) 

Auffällig ist die Eile, mit der das Gesetz zur Grün-
dung der Stiftung auf den Weg gebracht wird. Viel-
leicht hat das ja auch etwas mit den Wahlen in Nie-
dersachsen im Mai oder mit den Bundestagswahlen 
im Dezember zu tun. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Wo finden keine 
Wahlen statt? — Strube [CDU/CSU]: Wahlen 

sind immer! Kommunalwahl '91!) 

Ich kann verstehen, daß die Bundesregierung und die 
niedersächsische Landesregierung ganz gerne Aktivi-
täten im Umweltbereich vorweisen möchten, auch als 
Ersatz für fehlende tatsächliche Erfolge. Einen Vorge-
schmack darauf haben wir soeben in dem Beitrag von 
Staatssekretär Carstens bekommen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das war ein 
sehr ausgewogener Beitrag!) 

Es roch sehr nach Weihrauch. 

Warnen müssen wir allerdings vor der Gefahr, daß 
die Stiftungsgelder benutzt werden, um Mittel im 
Haushalt einzusparen, um den Umwelthaushalt zu 
entlasten. Das darf nicht passieren! Es dürfen keine 
Aufgaben hin zur Stiftung verlagert werden! Wir wer-
den das kritisch beobachten. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt jedoch einen Punkt, der noch bedenklicher 
ist. Immerhin soll der Stiftung der Erlös aus dem Ver-
kauf der Salzgitter AG in Höhe von 2,5 Milliarden DM 
übertragen werden, ein schöner Brocken. Wer kon-
trolliert die Vergabe der Mittel? Welchen Einfluß ha-
ben Regierung und Parlament darauf? 

(Strube [CDU/CSU]: Nicht die Opposition!) 

Die Ausgestaltung der Stiftung bleibt der Regelung 
durch eine Satzung vorbehalten 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist immer so!) 

Zum Beispiel über die Verfassung der Stiftung, die 
Zusammensetzung ihrer Organe, das Verfahren zum 
Einsatz der Fördermittel, die Konkretisierung des 
Auftrags und die Vorschriften über den Verwen-
dungsnachweis und Rechnungslegung erfahren wir 
nichts. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Nachlesen!) 

Die Mitwirkung des Gesetzgebers bei der Erstellung 
der Satzung ist dabei nicht vorgesehen. 

Der Einfluß der Bundesregierung wird sich vermut-
lich darauf beschränken, die Kuratoriumsmitglieder 
zu benennen, und auf die Befugnis, sie aus wichtigem 
Grund gegebenenfalls abzuberufen. Zwar soll sich die 
Stiftung gegenüber den Empfängern der Mittel ein 
Prüfungsrecht vorbehalten; aber das bleibt dann nur 
bei der Stiftung und nicht beim Parlament und der 
Regierung. Ein Erhebungsrecht des Bundesrech-
nungshofes gegenüber den Empfängern ist nicht vor-
gesehen. Damit ist keine ausreichende Kontrolle der 
Vergabe der öffentlichen Mittel — immerhin in be-
trächtlicher Größenordnung — gewährleistet. 

Der Bundesrechnungshof hatte als Abhilfe vorge-
schlagen, die Förderzwecke durch eine Stiftung des 
öffentlichen Rechts wahrnehmen zu lassen. Dann 
wäre eine ausreichende Kontrolle möglich. Dies hieße 
also, eine Stiftung des öffentlichen Rechts statt einer 
des privaten Rechts einzurichten. Hier hätten wir ein-
mal die Chance, nicht erst im nachhinein auf Mißbräu-
che und Fehler zu reagieren, die passieren können, 
sondern bereits im Vorfeld eine entsprechende Kon-
trolle zu gewährleisten. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht je-
doch die Errichtung einer Stiftung des p rivaten Rechts 
vor. Die Stiftung selbst wird danach die Verwendung 
der Mittel prüfen. Das heißt auf deutsch: Das Ge-
schäftsführungsorgan ist gleichzeitig das Kontrollor-
gan. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Wer sagt das?) 

Ohne zusätzliche stichprobenartige Kontrolle durch 
ein unabhängiges Organ, nämlich z. B. den Bundes-
rechnungshof, ist das ein Unding. Nur eine Stiftung 
des öffentlichen Rechts könnte die nach dem Haus-
haltsrecht nötige Kontrolle der Vergabe von Steuer-
mitteln in dieser Größenordnung gewährleisten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Göhner [CDU/CSU]) 

— Da wenden Sie sich an den Bundesrechnungshof. 

Die Bundesregierung beruft sich nun darauf — das 
hat Herr Staatssekretär Carstens hier sehr deutlich 
gemacht — , daß die VW-Stiftung das Vorbild für die 
geplante Stiftung ist. Dabei ist aber zu bedenken: Die 
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VW-Stiftung hat überwiegend Mittel an Hochschulen 
zu vergeben, und diese Hochschulen sind ihrerseits 
wieder der Prüfung des Landesrechnungshofs unter-
stellt. Dagegen ist der Stiftungszweck hier, gerade 
nicht in Institutionen zu gehen, sondern Klein- und 
Mittelbetriebe bei der Förderung besonders zu be-
rücksichtigen. Wo ist da die Kontrollmöglichkeit? 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 
Der zweite Punkt. Wenn man sich die VW-Stiftung 

als Vorbild nimmt, muß man wissen: Die VW-Stiftung 
hat bereits 1964 das Prüfungsrecht des Landes- und 
Bundesrechnungshofs als verfassungs- und rechts-
widrig bestritten. Es hat dazu einen Rechtsstreit gege-
ben, der 1986 durch Bundesverwaltungsurteil been-
det wurde, in dem das Kuratorium der VW-Stiftung 
unterlag. Wenn man jetzt denkt, daß sich das Kurato-
rium dann an dieses Urteil gehalten hat, so irrt man 
sich, denn das war nicht das Ende. Ein halbes Jahr 
später, im Januar 1987, als der Landesrechnungshof 
die Prüfung ankündigte, erhob die Stiftung erneut 
Klage, diesmal vor dem Verwaltungsgericht. Die Stif-
tung hat beantragt, dem Landesrechnungshof zu un-
tersagen, Berichte, Stellungnahmen sowie sonstige 
Äußerungen anderen Einrichtungen oder Dienststel-
len zur Kenntnis zu geben. Was sind die anderen Ein-
richtungen? Das sind die Landesregierung und das 
Landesparlament. So sieht also die Kontrollmöglich-
keit aus. Ich denke, spätestens an dieser Stelle ist klar, 
daß sich die Stiftung des p rivaten Rechts nach dem 
Vorbild der VW-Stiftung nicht bewährt hat und erfolg-
reich ist, wie Herr Carstens gesagt hat, sondern nicht 
akzeptabel ist. 
Zusammengefaßt: Wir brauchen ein Kuratorium, 

das pluralistisch zusammengesetzt ist, mit Vertretern 
und Vertreterinnen beispielsweise auch von Umwelt-
verbänden und Gewerkschaften, die Stiftung darf 
nicht zur Entlastung des Haushalts mißbraucht wer-
den, und schließlich brauchen wir eine ausreichende 
Kontrolle der Mittelvergabe. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mit dem Gesetz zur 
Errichtung der „Deutschen Stiftung Umwelt" wird ein 
bedeutendes Werk zur Förderung des Umweltschut-
zes eingerichtet. Die Stiftung wird unser umweltpoli-
tisches Ordnungsrecht ergänzen, indem sie mit finan-
ziellen Anreizen zu einem neuen, umweltfreundli-
chen Denken und Wirtschaften anregt und ermutigt. 
Für die Idee und die Grundsatzentscheidung, den 

ganzen Veräußerungsgewinn aus der Privatisierung 
der Salzgitter AG nicht einfach dem Bundeshaushalt 
zuzuführen, sondern zum Grundstock einer Umwelt-
stiftung zu machen, möchte ich der Bundesregierung, 
ganz besonders dem Bundesfinanzminister Dr. Wai-
gel, den respektvollen Dank meiner Fraktion sagen. 
Das ist politische Gestaltung, die Format hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Ganseforth [SPD]: Weihrauch!) 

Unserem Gesetzentwurf liegt die Überzeugung zu-
grunde, daß zur umweltgerechten Umgestaltung von 
Produktion und Erzeugnissen zuerst und vordringlich 
die Kräfte des Marktes freigesetzt und unterstützt 
werden müssen. Besonders innovativ und kreativ ist 
die mittelständische Wirtschaft; das wollen wir nut-
zen. Es gehört zu den sozialistischen Irreführungen 
auch durch die Linkspublizistik unseres Landes, daß 
Marktwirtschaft gleichbedeutend sei mit Ausbeutung 
der Natur, mit Zerstörung und Verschmutzung der 
Umwelt. Sozialistische Planwirtschaft dagegen sei 
ökologisch fürsorglicher und bedeute Solidarität auch 
mit der Natur. Soweit die Theorie in der Vergangen-
heit. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das hat noch niemand 
behauptet! — Dr. Böhme [SPD]: Sie wissen 
doch besser, daß das falsch ist, was Sie da 

sagen!) 

Inzwischen wird uns aber in der Praxis überall, wo der 
Sozialismus herrscht und real existiert, das ungeheure 
Ausmaß der Verwüstungen in der Natur und der Um-
weltvernichtung bekannt. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Wie schön, wenn 
man nicht vor der eigenen Türe kehren 

muß!) 

Dies bestärkt uns in der Feststellung: Nur eine lei-
stungsfähige, flexible und kreative, also freie Wirt-
schaft ist in der Lage, auch die Umweltprobleme zu 
meistern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Böhme [SPD]: Das sind doch nur Wahl

-kampfreden!) 

Deshalb wollen wir mehr Markt, nicht mehr Staat. Wir 
wollen die ökologische und soziale Marktwirtschaft 
ausbauen. 

Was soll die Stiftung leisten? 

(Lennartz [SPD]: Gutes!) 

Sie soll Vorhaben zum Schutz der Umwelt, insbeson-
dere in der mittelständischen Wirtschaft und in der 
Regel außerhalb staatlicher Programme, fördern. Als 
wir mit unseren Überlegungen zur Schaffung einer 
Deutschen Stiftung Umwelt begannen, konnten wir 
die Schnelligkeit der Veränderungen in der DDR noch 
nicht absehen. Gleichwohl trägt der Gesetzentwurf 
bereits der zunehmenden Bedeutung der deutsch-
deutschen Beziehungen auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes Rechnung. Er sieht ausdrücklich die Förde-
rung von innerdeutschen Kooperationsprojekten in 
der Anwendung von Umwelttechnik vor. 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf folgt 
diesen Grundentscheidungen: 

Erstens. Die Stiftung ist praxisorientiert. Gefördert 
werden kann, was die Umwelt direkt und praktisch 
schützt, also Belastungen behebt, vermeidet oder 
mindert. Wir wollen kein neues Instrument der 
Grundlagenforschung. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: So genau steht es nicht 
drin!)  

Zweitens. Die Stiftung soll dort tätig werden, wo der 
Staat nicht mit seinen Programmen fördert. Gewisse 
Überschneidungen werden sich natürlich nicht ver- 
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meiden lassen. Die Mittelvergabe soll aber unabhän-
gig von der aktuellen Politik sein. Es soll neben dem 
Bundeshaushalt kein Schattenetat zur Feinabstim-
mung der Regierungspolitik entstehen. 

Drittens. Die Stiftung soll insbesondere dort fördern, 
wo kleine und mittlere Unternehmen den Umwelt-
schutz voranbringen. 

Meine Damen und Herren, wir erörtern zur Zeit lei-
denschaftlich die ernsten globalen Umweltaspekte, 
die Veränderungen des Weltklimas und der Ozon-
schicht oder die Verschmutzung der Weltmeere. Man 
sollte dabei nicht übersehen, daß unzählig viele Ver-
ursacher dazu beitragen. Es gibt keine Lösung der 
Umweltprobleme im großen ohne wirksame Abhilfe 
im kleinen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Richtig!) 

Unser umweltpolitisches Ordnungsrecht hat über-
wiegend Abwehrcharakter und orientiert sich rück-
wärts gewandt am erreichten Stand der Technik. Dies 
ist nicht genug. Wir brauchen zukunftsgerichtete 
neue Techniken, neue Verfahren, neue umwelt-
freundliche Produkte. Seien es die Vermeidung, Ver-
ringerung oder Verwertung von Abfällen oder das 
energiesparende Wohnen, die Nutzung regenerativer 
Ressourcen, umweltfreundlicherer Lacke und Farben 
oder neue Diagnosesysteme zur Überprüfung und 
Wartung der Umwelttechnik, um nur ein paar Stich-
wörter zu geben; hier bietet sich ein weites, chancen-
reiches Feld für Erfindungen und Markteinführungen 
durch mittelständische Unternehmen. 

Die Deutsche Stiftung Umwelt wird die schwierige 
Aufgabe zu lösen haben, eine große Zahl von Vor-
schlägen zur Verbesserung des Umweltschutzes mit 
praktischem und wissenschaftlich fundiertem Sach-
verstand zu bewe rten und zu bescheiden. Unser 
Wunsch ist, daß dies effizient und sparsam organisiert 
wird. 

Der Vorstand der Stiftung, das Kuratorium, ist ent-
sprechend zu besetzen. Der Deutsche Bundestag 
sollte im Kuratorium vertreten sein. Ich meine aber, 
daß drei Mitglieder aus dem Parlament ausreichen. 
Über das Nominierungsverfahren ist noch nicht ent-
schieden worden. Dies muß sorgfältig beraten wer-
den. Die Zusammensetzung und die Aufgaben des 
Kuratoriums sowie die Grundsätze der Verwaltung 
und Vertretung der Stiftung werden in der Satzung 
geregelt. 

Zur Standortfrage ist zu bemerken, daß die Deut-
sche Stiftung Umwelt ihren Sitz in Niedersachsen ha-
ben sollte. Das ist unbestritten. Der Herr Staatssekre-
tär hat das hier auch dargestellt. Die niedersächsische 
Landesregierung wird bei seiner Festlegung ein ge-
wichtiges Wort mitsprechen. 

Frau Kollegin Ganseforth, wenn es irgendwo nach 
Wahlkampf riecht, dann in den Presseerklärungen 
und Einlassungen der SPD zur Standortfrage. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die Bestimmungen der Satzung im einzelnen müs-
sen vor der Verabschiedung des Gesetzes dem Parla-
ment vorliegen. Gesetz und Satzung sind eine Einheit, 
die wir auch in den Beratungen so sehen wollen. 

Wir werden die Beratungen zügig abwickeln, damit 
die Deutsche Stiftung Umwelt schon im Herbst mit 
ihrer Arbeit beginnen kann. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr 
Dr. Knabe. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Liebe Freundinnen bei den GRÜ-
NEN! Deutsche Stiftung Umweltschutz, wirklich für 
die Umwelt? 2,5 Milliarden DM für die Umwelt, ist das 
nicht eine großartige Sache, was die Bundesregierung 
vorhat? 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Müssen nicht alle Umweltschützer über diesen Vor-
satz begeistert sein? 

(Beifall des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 
Tatsächlich sind zweieinhalb Milliarden DM für Um-
weltbelange weit besser angelegt als für Rüstung, 
Straßenbau oder andere Formen der Umweltzerstö-
rung. Trotzdem: Politisch wache Bürger dürfen sich 
mit dem Etikett „Umwelt" nicht zufrieden geben, son-
dern müssen schon genauer hinschauen; denn 
schließlich handelt es sich nicht um Gelder aus des 
Märchens Füllhorn, sondern um Bundesvermögen, 
um Geld, was der Allgemeinheit gehört — keine will-
kürliche Verfügungsmasse der Regierung. 

Vorab ein Wort zur Herkunft des Geldes. Es stammt 
aus dem Verkauf der Bundesanteile des Salzgitter

-

Konzerns an die Preussag. Aber Salzgitter ist ja nur 
die Fortsetzung der ehemaligen Reichswerke Her-
mann Göring, mit deren Hilfe ein wichtiger Teil der 
Aufrüstung des Dritten Reiches bewerkstelligt wurde 
— der Werke, die Eisen und Stahl für andere Rü-
stungsbetriebe im Zweiten Weltkrieg produzierten. 
Aber genau in diesen Werken schufteten Tausende 
von Zwangsarbeitern, deren letzte Überlebende bis 
heute keine Entschädigung aus der Werkskasse er-
halten haben. Vorstand und Bundesfinanzminister ha-
ben das erneut abgelehnt, weil es keine gesetzliche 
Grundlage gäbe. Hätten die hohen Herren einmal 
selbst Zwangsarbeit leisten müssen, wäre die Antwort 
sicher anders ausgefallen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Die GRÜNEN sehen das anders. Wir sagen: Als 

allererstes muß aus dem Erlös diese alte Schuld abge-
tragen werden. Das geht allen anderen Verwen-
dungszwecken vor. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir brauchen keine Sorge zu haben, daß die gesamte 
Summe verbraucht wird. Zu viele der ehemaligen 
Häftlinge sind schon gestorben. Wir GRÜNEN wer-
den diesen Punkt aber in jedem Fall in die Ausschuß-
beratungen einbringen. 
Ein anderer Punkt: Das Geld kommt aus Salzgitter. 

Man sollte also sehr genau überlegen, ob man die Stif-
tung nicht auch dorthin legt. 
Doch jetzt zum Stiftungszweck: Die Stiftung soll 

Vorhaben zum Schutz der Umwelt unter besonderer 
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Berücksichtigung der mittelständischen Wirtschaft 
fördern, wobei man bei dieser Regierung nicht weiß, 
ob ein mittelständischer Bet rieb bei Daimler-Benz an-
fängt oder aufhört. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Sie haben 
auch schon einmal Klügeres gesagt, Herr 
Knabe! — Zuruf von der CDU/CSU: Ach, er 

übertreibt wieder!) 

— Ach, Sie merken das sogar. — Nein, zwischen den 
großen Konzernen und den mittelständischen Betrie-
ben bestehen erhebliche Konkurrenzunterschiede. 
Eine Stützung kleinerer Einheiten wird von den GRÜ-
NEN begrüßt. Sonst flossen die Milliarden ja insbe-
sondere über Rüstungsprojekte in die Kasse der Gro-
ßen. So weit, so gut. Doch kann man die Konkurrenz-
nachteile mit den Zinsen des Stiftungsvermögens aus-
gleichen? Müssen da nicht andere Steuerungsinstru-
mente eingesetzt werden oder zunächst Wettbe-
werbsvorteile der Großen beseitigt werden? 

Kommen wir zu den einzelnen Aufgaben. Das klingt 
zunächst ganz gut: Forschung, Entwicklung und Inno-
vation im Bereich umwelt- und gesundheitsfreundli-
cher Verfahren und Produkte — wieder mit dem Hin-
weis auf kleine und mittlere Unternehmen einschließ-
lich innerdeutscher Kooperationsprojekte. Damit 
könnte man schon etwas Vernünftiges machen, ob-
wohl die Angabe reichlich vage bleibt. Sie müßte nach 
Ansicht der GRÜNEN deutlich präzisiert werden. 
Denn nach den Erfahrungen mit der Bundesregierung 
genügt es nicht, wenn sie Umweltstiftung sagt und 
Wirtschaftsförderung meint und praktiziert. Nein, hier 
müssen klare Kriterien her. Eine umweltverträgliche 
Umgestaltung der mittelständischen Wirtschaft wäre 
ein lohnendes Ziel. 

Vielleicht noch zwei konkrete Beispiele. Wir GRÜ-
NEN hielten die Produktlinienanalyse für ein wichti-
ges Instrument. Was ist das? Allzu selten wissen Ver-
braucher und Politiker, wie ein Produkt hergestellt 
wird, welche Rohstoffe eingesetzt werden, wo und wie 
die Rohstoffe gewonnen werden und welche Folgen 
für die Umwelt mit der Produktion und dem Ver-
brauch oder der Ablagerung als Müll verbunden sind. 
Und doch benutzen wir dieses Produkt — sagen wir: 
einen WC-Reiniger — täglich oder dulden seine Be-
nutzung. Hier kann die Produktlinienanalyse Abhilfe 
schaffen. Sie analysiert alle Umweltfolgen einer Pro-
duktion, von der Gewinnung der Rohstoffe und der 
dabei benötigten Energie bis zum Gebrauch des Pro-
dukts und seines Verbleibs nach Abschluß der Nut-
zung. Die Ergebnisse dieser Produktlinienanalyse bil-
den wichtige Entscheidungsgrundlagen und können 
Verhaltensänderungen in Produktion und Verbrauch 
auslösen. 

Wir GRÜNEN plädieren dafür, im Rahmen der ge-
planten Umweltstiftung exemplarische Produktlinien-
analysen durchzuführen. Hierbei kann man durchaus 
solche herausgreifen, bei denen in der mittelständi-
schen Wirtschaft Eingriffsmöglichkeiten bestehen. 

Ein zweites Beispiel ist die Landwirtschaft. Auch 
hier bestehen durchaus Möglichkeiten, durch alterna-
tive Anbau- und Wirtschaftsmethoden weniger 
Schadstoffe in die Umgebung zu bringen oder sogar 
— wie beim Biogas — noch zusätzlich Energie aus 

anfallender Gülle und organischen Abfällen zu ge-
winnen. 
Ich sagte, die Aufgabenbeschreibung sei etwas 

vage. Das fordert die Neugier heraus, wie denn die 
Einhaltung der Aufgaben der zweckentsprechenden 
Mittelverwendung gewährleistet und kontrolliert 
werden soll. Was sich die Bundesregierung — insbe-
sondere ihr Finanzminister — hier geleistet hat, spot-
tet jeder Beschreibung. Selbst der Bundesrechnungs-
hof sieht sich genötigt, seitenweise schwerwiegende 
Bedenken zu formulieren, die Frau Ganseforth dan-
kenswerterweise schon vorgetragen hat. Wir GRÜ-
NEN schließen uns dieser Kritik an. Es ist untragbar, 
daß weder der Bundestag noch die Bundesregierung 
irgendwelchen direkten Einfluß auf die Vergabeziele 
nehmen können und daß der Rechnungshof nicht 
beim Empfänger nachprüfen kann, ob denn das Geld 
auch zweckentsprechend verwendet wurde. Sehr ge-
ehrter Herr Staatssekretär Carstens, genügt eine Quit-
tung der Firma Knarr & Co. über 100 000 DM für die 
Entwicklung eines neuen Thermostaten, ohne daß 
man kontrollieren kann, wie das Geld verwendet 
wurde? Die Entwicklung kann ja auch mißlingen, so 
daß der Erfolgsnachweis per Fertigprodukt nicht vor-
geschrieben werden kann. 
Also, auch wir sind dafür, eine Stiftung öffentlichen 

Rechts zu erhalten. Wir teilen die Kritik an der Zusam-
mensetzung des Kuratoriums und fordern die Beteili-
gung der Umweltverbände an der Aufstellung von 
Satzung und Vergabekriterien. Diese Verbände ha-
ben zum Segen für die ganze Bevölkerung schon an 
vielen Punkten einer oft hilflosen und personalmäßig 
völlig unterbesetzten Umweltverwaltung — ein 
schreckliches Wort! Wie kann man die Umwelt ver-
walten? — beigestanden oder sie korrigiert und kriti-
siert. Ihr Beitrag im Kuratorium ist unentbehrlich. Wir 
wollen Umweltschutz und keinen Selbstbedienungs-
laden, nicht einmal für den Mittelstand. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Weng. 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Schon in ihrem Programm 
zur Landtagswahl 1984 hatte die FDP Baden-Württem-
berg unter dem Stichwort „Privatisierung zur Schaf-
fung von Stiftungskapital" gefordert, die ordnungs-
politisch gewünschte Entflechtung von Staat und 
Wirtschaft im Sinne marktwirtschaftlicher Selbstän-
digkeit der Unternehmen dadurch zu ergänzen, daß 
die Veräußerungserlöse auch gemeinnützigen Stif-
tungen zugewendet werden sollten. Der Bundesvor-
stand unserer Partei hatte einen ähnlichen Beschluß 
im Oktober 1986 gefaßt, nachdem der Bundesfach-
ausschuß Bildung und Wissenschaft einen dahin-
gehenden Antrag formuliert hatte. 

(Zustimmung bei der FDP) 
So werden Sie nicht überrascht sein, daß die FDP- 

Fraktion im Deutschen Bundestag nicht nur die Priva-
tisierung der Salzgitter AG gutgeheißen hat, sondern 
auch ausdrücklich den Vorschlag des Bundesfinanz-
ministers begrüßt hat, den Erlös der Veräußerungen 
als Stiftungskapital einzusetzen. Es ist schon ein lusti- 
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ger Zufall, daß gerade heute die finanzpolitische Spre-
cherin der SPD in einem Interview im „Express" ge-
fordert hat, in der DDR sollten alle Staatsbetriebe pri-
vatisiert werden. Hier bei uns hat die SPD seinerzeit 
alles versucht, die Privatisierung des Salzgitter-Kon-
zerns zu verhindern. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Die kommt ja auch aus 
der FDP!) 

Aber vielleicht, meine Damen und Herren, ist dafür 
die SPD in der DDR der Meinung, daß hier im Westen 
privatisiert werden soll; das müßte man noch klä-
ren. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber p rimitiv!) 

— Das ist nicht p rimitiv. Ich habe an sich „Heiterkeit" 
erwartet. Aber man sieht schon, daß der Humor bei 
den Damen und Herren hier besonders fehlt. 

(Nolting [FDP]: Das ist die Betroffenheit bei 
ihnen! — Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Ja, 
natürlich! Wir sind doch gelassen gegenüber 
solchen Beiträgen! Wir wissen doch, wer das 

hier sagt!) 

Die FDP-Fraktion, meine Damen und Herren, hatte 
auch sofort den von Finanzminister Waigel genannten 
Stiftungszweck begrüßt, nämlich unter besonderer 
Berücksichtigung der mittelständischen Wirtschaft 
insbesondere die Forschung und Entwicklung von 
umwelt- und gesundheitsfreundlichen Produkten und 
Produktionsverfahren zu fördern. 

Wir halten es weiterhin für gut, daß das Konzept 
einer einzigen Stiftung erhalten geblieben ist. Wenn 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung jetzt beim 
Stiftungszweck eine etwas größere Breite aufzeigt, 
finden wir dies ausdrücklich richtig. 

(Beifall des Abg. Nolting [FDP]) 

— Vielen Dank, Herr Kollege Nolting! 

(Zuruf von der SPD: Rauschender Beifall! — 
Schmidt  [Salzgitter] [SPD]: Bedanken Sie 

sich bei mir auch?) 

— Auch das! Wenn ich an das denke, was nachher von 
Ihnen kommt, ist es besser, jetzt freundlich zu Ihnen 
zu sein. 

(Heiterkeit) 

Die ursprüngliche Idee wurde im Zuge der deutsch-
deutschen Entwicklung ergänzt durch innerdeutsche 
Kooperationsprojekte in der Anwendung von Um-
welttechnik vorwiegend durch mittelständische Un-
ternehmen. Jeder, der sich die Situation im Umwelt-
bereich gerade in der DDR ansieht, weiß, wie wichtig 
dieses Ziel ist. Gerade auch mit Blick auf die Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion und die Umstel-
lung der DDR-Wirtschaft auf mittelständische Be-
triebe als wesentliche Träger einer ausgewogenen 
Wirtschaftsstruktur ist eine solche Kooperation ein-
schließlich Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen von 
allergrößter Bedeutung. Hierbei kann der Staat viel 
weniger helfen als eine privatrechtliche Stiftung. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich will ausdrücklich darauf hinweisen — es freut 
mich auch, daß der Gegensatz hier in der Debatte 
bewußt herausgearbeitet wird —, daß die FDP-Frak

-

tion die Stiftung des privaten Rechts anderen Mög-
lichkeiten vorzieht. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Aber wie ist es mit der 
Kontrolle?) 

— Die Stiftung soll, Herr Kollege Knabe, in der Lage 
sein, mit größtmöglicher Flexibilität und auch mit ab-
wechselnder Schwerpunktbildung außerhalb des 
strengen Haushaltsrechts tätig zu sein. Gerade auf 
Grund dieses politischen Willens trägt die Klage des 
Rechnungshofs nicht. Der Rechnungshof sieht das na-
türlich aus seiner Sicht, was er da geschrieben hat. 
Aber er sieht es aus der Sicht dessen, der gern über 
möglichst vieles die Kontrolle hätte. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Man könnte auch 
Schmiergelder zahlen!) 

Wir wollen die Stiftung p rivaten Rechts, wir wollen die 
Flexibilität, und wir werden — das führe ich noch 
aus — in der Satzung natürlich auch entsprechende 
Grundlagen legen. 

(Zuruf von der SPD: Wer ist „wir" ?) 

Wir wollen ausdrücklich nicht, daß die Stiftung nach-
her dazu dient, daß die Wünsche, die im öffentlichen 
Haushaltsverfahren unerfüllt geblieben sind, dann 
über eine Stiftung noch erfüllt werden. Ausdrücklich 
wollen wir keinen Schattenhaushalt, sondern eine 
möglichst freie Einrichtung. 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Daß der Innenminister mit seinem Bemühen Erfolg 
hatte, auch die Bewahrung und Sicherung national 
wertvoller Kulturgüter im Hinblick auf schädliche 
Umwelteinflüsse als Stiftungszweck anzufügen, ist 
mit der Einschränkung hinzunehmen, daß hier nur 
Modellvorhaben gefördert werden können. Ich sage 
ausdrücklich: Wir wollen nicht den ursprünglichen 
Stiftungsgedanken aufgeben, und im wesenlichen 
Gebäude sanieren, sollte nicht die Aufgabe der Stif-
tung sein. Andererseits zeigt gerade die deutsch-
deutsche Entwicklung — mit Blick auf die katastro-
phale Situation bei vielen erhaltungswürdigen Bau-
werken in der DDR — , daß für eine gewisse Zeit eine 
solche Hilfestellung bei Modellvorhaben wünschens-
wert ist. 

Ganz ausdrücklich zufrieden ist unsere Fraktion da-
mit, daß es gelungen ist, auch den Austausch von Wis-
sen über die Umwelt zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft und anderen Stellen sowie die Wissensvermitt-
lung in den Stiftungszweck einzuführen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bin der Überzeugung, daß in diesem Bereich künf-
tig ein Schwerpunkt liegen wird, denn vieles von dem, 
was heute noch an negativen Umweltauswirkungen 
neu eingerichtet wird, ist auf Mangel an Wissen zu-
rückzuführen. Meine Damen und Herren, man ist im-
mer wieder überrascht, wie lange auch bei politisch 
Verantwortlichen in den Gebietskörperschaften die 
Bewußtseinsbildung in Umweltfragen manchmal 
dauert. Ich hoffe sehr, daß gerade auch die Umwelt-
verbände mit der Unterstützung durch diese Stiftung 
noch breiter aufklärend wirksam werden. 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion sieht die 
angekündigte Satzung insoweit als einen Teil des Ge- 
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setzes an, als es bei der zweiten und dritten Lesung 
des Gesetzes eine fertige Satzung geben muß. Die 
muß hier vorliegen und muß Bestandteil des Gesetzes 
sein. 
Ich weiß, daß die Überlegungen bezüglich der Zu-

sammensetzung des Kuratoriums der Stiftung im Vor-
feld innerhalb der Koalition kontrovers diskutiert wer-
den. Die zuletzt entwickelte Überlegung, ein Kurato-
rium aus 14 Mitgliedern berufen zu lassen, von denen 
sieben aus dem politischen Raum und sieben aus Wirt-
schaft und Wissenschaft kommen, scheint mir plausi-
bel zu sein. Ich bin auch der Meinung, daß vier Mit-
glieder aus verschiedenen Ministe rien neben drei 
Bundestagsabgeordneten eine vernünftige Konzep-
tion sind. 

(Zurufe von der SPD: Und die Umweltver-
bände? — Und die Gewerkschaften?) 

Gerade in Kenntnis der vielfältigen Interessen halte 
ich die Idee des Finanzministeriums, Mitglieder des 
Haushaltsausschusses und hierbei kraft Amtes den 
Vorsitzenden ebenso wie den Vorsitzenden des Rech-
nungsprüfungsausschusses zu berücksichtigen, für 
richtig. Bei den übrigen Mitgliedern müssen wir vor-
aussetzen, daß ohne unsinniges Proporzdenken quali-
fizierte und engagierte Frauen und Männer aus den 
genannten Fachbereichen von der Bundesregierung 
berufen werden. Dazu können die von Ihnen Genann-
ten durchaus alle gehören, aber nicht im Sinne irgend-
welcher institutionellen Festlegungen, sondern das 
muß sich an der Person, an der Qualität der Personen 
orientieren. 

(Beifall bei der FDP) 
Meine Damen und Herren! Die Ergebnisse der Wirt-

schafts- und Haushaltspolitik der Koalition geben 
dem Deutschen Bundestag die Möglichkeit der Schaf-
fung einer solchen gemeinnützigen Einrichtung. Vor 
allem die sehr gute Haushaltslage des vergangenen 
Jahres machte es uns leicht, auf Haushaltseinnahmen 
zur Verbesserung der Finanzsituation im Bundes-
haushalt einmalig zu verzichten. Die FDP-Fraktion ist 
der Überzeugung, daß die Koalition eine abgerundete 
Maßnahme politisch vernünftigen Handelns auf den 
Weg gebracht hat. Wir werden an der weiteren Bera-
tung des Gesetzentwurfs in den Ausschüssen mit aus-
drücklich positiver Tendenz mitwirken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Schmidt (Salzgitter). 

Schmidt (Salzgitter) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zu-
nächst ein wenig zurückblenden auf die Debatte, die 
wir hier im Hohen Hause im Zusammenhang mit der 
Privatisierung der Salzgitter AG gehabt haben. Sie 
erinnern sich alle daran, und Herr Staatssekretär Car-
stens und alle anderen Redner vorher haben ebenfalls 
ein wenig darauf zurückgeblendet. Am 29. November 
1989 haben wir uns hier massiv darüber auseinander-
gesetzt, daß diese Verkaufsaktion, diese Privatisie-
rung der Salzgitter AG mit all ihren Tochtergesell-
schaften, ein zu hoher Preis, insbesondere für den 

Konzern und die Region mindestens mittel- und lang-
fristig gesehen, sein dürfte. Nicht nur der Ausverkauf 
der Stadt Salzgitter mit Wohnungen und unbebautem 
Grundbesitz wurde damit eingeleitet, sondern dar-
über hinaus auch eine neue Rationalisierungswelle, 
von der auch mittlerweile in der Konzernverwaltung 
in Salzgitter viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
erfaßt sind, weil sie inzwischen zur Konzernzentrale 
nach Hannover mehr oder weniger gedrängt wer-
den. 

Daß die Überführung des Verkaufserlöses von rund 
2,5 Milliarden DM in eine Umweltstiftung kurz vor der 
damaligen Privatisierungsentscheidung aus dem Hut 
gezaubert wurde, habe ich als Augenwischerei und 
Ablenkungsmanöver bezeichnet. Die detaillierte Be-
gründung ist nachzulesen. Unter all diesen damals 
dubiosen Umständen gingen alle Beteiligten — so 
auch der CDU-Kollege Sauer schon in der damaligen 
Debatte und nach ihm eine ganze Reihe von CDU-  
Landes-Spitzenpolitikern in Niedersachsen — sicher 
zu Recht davon aus, daß der Standort dieser Stiftung 
gewissermaßen als Ausgleichsakt nicht nur allgemein 
Niedersachsen, sondern speziell nur Salzgitter sein 
dürfte. 

Dem machte im März 1990 — also nur gut drei Mo-
nate nach der massiven öffentlichen und örtlichen 
Auseinandersetzung — die mit der Vorlage eines 
Standortvorschlags vom Bundesfinanzminister beauf-
tragte Landesregierung einen dicken Strich durch die 
Rechnung. Sie entschied sich in ihrer Kabinettssit-
zung vom 27. März dieses Jahres geradezu sensatio-
nell für Osnabrück. Ich sage das deswegen hier so 
deutlich und mit Nachdruck, weil alle Redner der Ko-
alitionsfraktionen bisher so getan haben, als wenn 
diese Standortvorentscheidung nicht längst auf dem 
Tisch liegen würde. Dies ist ein Faktum, mit dem die 
Osnabrücker, maßlos überrascht, selbst nicht gerech-
net hatten, wie ihre Stellungnahmen in der Öffentlich-
keit bewiesen haben. 

Wenn diese Empfehlung Bestand haben sollte, 
meine Damen und Herren, dann sage ich schon jetzt 
und hier: Damit wird die durch die Konzernprivatisie-
rung eingeleitete zweite Demontage der Salzgitter 
AG nach dem Kriege konsequent von der Bundes- 
und der Landesregierung fortgesetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist reine Pole

-

mik!) 

— Das ist „Fakt", und ich werde das auch noch weiter 
begründen. 

Nun ist aus der Sicht der SPD-Bundestagsfraktion 
ebenso wie aus der Sicht der politisch Verantwortli-
chen in der Stadt Salzgitter und in der Region Braun-
schweig mit der Einbringung des Stiftungserrich-
tungsgesetzes der Zeitpunkt gekommen, auch dem 
Parlament mit aller Deutlichkeit klarzumachen, daß 
Salzgitter der Standort der Stiftung sein muß. Dabei ist 
— wie ich gleich ausführen werde — die ursprünglich 
vorrangige Ausgleichsfunktion für die zu erwarten-
den Folgen der Salzgitterprivatisierung längst nicht 
mehr das einzige Argument für die Stahlstadt. 

Für die Gründung einer rechtsfähigen Stiftung bür-
gerlichen Rechts gibt es natürlich zahlreiche Vorbil-
der, nicht zuletzt die zwar effektive, aber doch wenig 
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kontrollierbare VW-Stiftung. Übrigens gibt es auch 
schon eine Stiftung mit ähnlichem Namen, nämlich 
die „Deutsche Umweltstiftung", was die Dinge übri-
gens in der Sache nicht unkomplizierter sein läßt. 

Wichtig für die Standortuntersuchung ist jedoch vor 
allem der vorgesehene Stiftungszweck. Er ist hier 
mehrfach beschrieben worden. Ich kann das deswe-
gen sehr kurz machen. Er wird im § 2 des Gesetzent-
wurfs relativ kurz beschrieben. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Man könnte sagen: 
Mittelstandsstiftung!) 

— Ja, das könnte man durchaus sagen. Ich würde 
jedoch eine gewisse leichte Umweltorientierung hin-
zufügen. Das sollte man der Stiftung durchaus zubilli-
gen. Das sage ich jedenfalls unter Berücksichtigung 
des bisher geschriebenen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Gut!) 

Ziele sind die Entwicklung neuer umwelt- und ge-
sundheitsfreundlicher Verfahren und Produkte, ein 
Wissensaustausch über Umweltfragen, innerdeutsche 
Kooperationsprojekte zur Anwendung von Umwelt-
technik, die Sicherung wertvoller Kulturgüter vor 
schädigenden Umwelteinflüssen und die Herausgabe 
eines Umweltpreises. Dies alles soll unter besonderer 
Berücksichtigung der mittelständischen Wirtschaft 
stattfinden, meine Damen und Herren. 

In Antworten auf mehrere Anfragen zu den Krite-
rien der Standortbestimmung hat die Bundesregie-
rung sehr frühzeitig und eindeutig mir gegenüber er-
klärt, daß die verkehrsmäßige Lage und die Nähe zu 
wissenschaftlichen Institutionen, speziell der Umwelt-
forschung, sowie enge Verbindungen zur DDR und 
die Nähe zu Unternehmen mit Umwelttechnik-Ange-
boten sehr stark zu berücksichtigen sind. Diese 
Aspekte werden von Osnabrück in keiner oder nur in 
sehr unzureichender Weise erfüllt. Gemeinsam mit 
der Region an der noch vorhandenen Grenze zur DDR 
macht sich die SPD-Bundestagsfraktion eindeutig für 
den Standort Salzgitter stark und wird dies auch in 
den kommenden Ausschußberatungen und in der 
zweiten und dritten Lesung tun. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Man könnte ja eine 
Uni bauen!) 

— Darauf werde ich gleich zurückkommen. Das brau-
chen wir gar nicht. 

Dabei spielt eine Rolle, daß die Stadt Salzgitter als 
mindestens ebenso strukturschwach wie Osnabrück 
angesehen werden kann und die SPD ausdrücklich 
erklärt, daß die Entscheidung über die Ansiedlung 
einer Stiftung — und mag sie noch so finanzstark 
sein — nicht zur Strukturhilfe verkommen darf. Für 
derartige Zwecke müssen Sondermittel eingesetzt 
werden. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Salzgitter ist nun einmal ein regional abgesicherter 
Bewerber. Die durchaus ebenfalls als Stiftungsstand-
ort geeignete Stadt Braunschweig hat auf eine Bewer-
bung ausdrücklich verzichtet. 

In einem ausführlichen Gutachten, das die Stadt 
Salzgitter im März 1990 in Zusammenarbeit mit dem 
renommierten Eduard-Pestel-Institut für Systemfor

-

schung in Hannover erarbeitet und vorgelegt hat — 
übrigens einem Institut, das wahrlich nicht der politi-
schen Nähe zu der Mehrheit in der Stadtverwaltung 
und im Rat der Stadt verdächtigt werden könnte —, 
sind die positiven Aspekte für den Standort im Umfeld 
der Forschungs- und Wirtschaftszentren Hannover, 
Braunschweig, Hildesheim, Clausthal-Zellerfeld, 
Göttingen und Wolfenbüttel sowie die Nähe und die 
besonderen Kontake zur DDR beschrieben. 

Ich will es an dieser Stelle kurz machen, weil ich 
glaube, daß dies auch in den Ausschußberatungen 
und dann in der zweiten und dritten Lesung noch ein-
mal eine besondere Rolle spielen könnte, wenn die 
Landesregierung von Niedersachsen und die Bundes-
regierung nicht vom jetzigen Standortvorschlag ab-
rücken werden. 

Es ist also die verkehrsmäßige Lage. Es ist die Nähe 
zu den wissenschaftlichen Instituten mit Umwelt-
orientierung. Es sind die Verbindung und die Nähe 
zur DDR; übrigens auch die des Salzgitter-Konzerns, 
der ja in sehr enger Kooperation schon seit vielen, vie-
len Jahren mit verschiedenen Bet rieben in der DDR 
steht, und zwar nicht nur im Stahlbereich, sondern 
auch im Waggonbau und in vielen anderen Sektoren. 
Es ist übrigens auch so, daß sehr viele mittelständische 
Unternehmen im Stadtgebiet diese Kooperation seit 
längerer Zeit pflegen und die Partnerschaft mit der 
Stadt Gotha, die die Stadt Salzgitter pflegt, ebenfalls 
bereits seit vielen Jahren besteht. 

Es ist so, daß sich nicht nur die Töchter der Salzgitter 
AG sehr intensiv mit Einrichtungen der Umwelttech-
nik auseinandersetzen — ich erinnere nur an die Noell 
AG — , sondern daß dies auch viele andere Unterneh-
men, gerade auch die mittelständischen, tun. 

Hinzugefügt werden müssen gerade in diesem Zu-
sammenhang auch die in der Nähe anwesenden Bun-
desanstalten wie die Physikalisch-Technische Bun-
desanstalt, die Biologische Bundesanstalt, die Bun-
desforschungsanstalt für Landwirtschaft, die Bundes-
anstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, die 
Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt. 
Sie sehen, es gibt eine ganze Palette von Einrichtun-
gen, die in Braunschweig und Umgebung, also auch 
im Einzugsbereich Salzgitters, beheimatet sind. 

Es sind im übrigen gerade auch auf dem Arbeits-
markt im tertiären Bereich durchaus vernünftige Per-
spektiven vorhanden, so daß man auch die Besetzung 
der Stiftung mit Arbeitskräften ohne ganz große Pro-
bleme realisieren kann. 

Ich will hinzufügen: Was den Stiftungszweck der 
Bewahrung von Kulturgütern betrifft, haben wir ge-
rade in Hannover, Braunschweig und Göttingen so-
wie in Hildesheim spezielle Institute dafür, die eben-
falls angebunden sein könnten. Auch die Herzog-Au-
gust-Bibliothek in Wolfenbüttel kann in diesem Zu-
sammenhang genannt werden. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 

Für den Fall, daß sich die Regierung und die Koali-
tionsfraktionen in Bonn vor einer Standort-Entschei-
dung im Gesetzgebungsverfahren drücken wollen, 
weise ich bereits hier vorsorglich darauf hin, daß ich 
die Festlegung des Standorts einer durch Gesetz er- 
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richteten Stiftung auch notwendigerweise als durch 
Gesetz zu bestimmend ansehe. Diese Auffassung wird 
übrigens durch ein Gutachten des Tübinger Rechts-
professors Püttner erhärtet, der hierfür ebenfalls einen 
Gesetzesvorbehalt erkennt. 

(Strube [CDU/CSU]: Dadurch wird das nicht 
besser!) 

— Ich würde das gar nicht so leichtfertig und so sar-
kastisch sagen, lieber Kollege. Hier wird wirklich 
ernsthaft versucht, die Argumente auf den Tisch zu 
tun, damit wir dann auch eine Sachentscheidung tref-
fen können. Bei Ihnen scheint das ja offensichtlich 
alles schon gelaufen zu sein. 

(Dr. Böhme [Unna] [SPD]: Sehr richtig!) 

Nicht nur die einstimmig gefaßten Resolutionen des 
Rates der Stadt Salzgitter vom Februar und Ap ril 1990 
drücken die Stimmung der Menschen in der immer 
wieder benachteiligten Stadt aus. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Die GRÜ-
NEN nicht!) 

— Die GRÜNEN nicht. Ich revidiere mich insoweit. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Nur SPD und 
CDU!) 

Wer die Verbindung zu den anstehenden Entschei-
dungen über die Schachtanlage Konrad herstellt, wird 
schnell erkennen, daß durch diesen Zusammenhang 
unnötigerweise eine sehr ungute Stimmungslage er-
zeugt worden ist. 

Salzgitter ist die wesentliche Quelle des Stiftungs-
vermögens. Das hat auch die Vertreter der CDU/FDP-  
Landesregierung über Monate eindeutige Erklärun-
gen zugunsten des Stiftungsstandorts Salzgitter abge-
ben lassen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Und die GRÜNEN 
heute!) 

Mit Worten wie „Salzgitter sollte endgültig als Sitz der 
Umweltstiftung festgelegt werden" — so der CDU-
Fraktionsvorsitzende Gansäuer im Landtag — wurde 
bis in die letzten Wochen hinein vielfach der Eindruck 
erweckt, als wäre eine andere Entscheidung über-
haupt nicht möglich. Und dann kam Ende März der 
schon beschriebene „Hammer" , den die Landesregie-
rung über die Stadt herunterpoltern ließ. Das ist kras-
ser Vertrauensbruch, an dem sich die Bundesregie-
rung und die Mehrheit dieses Hauses nicht beteiligen 
dürfen. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion kündige ich schon 
jetzt harte Bandagen in den anstehenden Ausschuß-
beratungen und auch in der zweiten und dritten Le-
sung an. 

(Bohl [CDU/CSU]: Teilen Sie die Bandagen 
aus oder ziehen Sie die an?) 

Dabei werden nicht nur die Frage des Stiftungsstand-
ortes, sondern daneben auch die von meiner Kollegin 
Ganseforth bereits erwähnten Kriterien für die Zu-
sammensetzung des Kuratoriums und die Frage der 
Kontrolle eine Rolle spielen. 

Ich denke, damit werden wir uns sehr intensiv aus-
einanderzusetzen haben. Ich persönlich freue mich 

darauf; denn ich bin auch gespannt, wie die CDU/ 
CSU und die FDP 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Ihre Wahlniederlage 
verkraften!) 

weiter agieren werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Strube. 

Strube (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Haushälter 
der CDU/CSU-Fraktion sind stolz darauf, 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Das kann ich 
mir vorstellen!) 

daß es gemeinsam mit dem Bundesminister der Finan-
zen gelungen ist, gegen den erbitterten Widerstand 
der SPD im Herbst 1989 die Weichen für die „Deut-
sche Stiftung Umwelt" auf Grün zu stellen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wäre es nach den Wünschen der Opposition gegan-
gen, dann wäre der Salzgitter-Konzern nicht privati-
siert worden. An die Errichtung einer Stiftung wäre 
dann heute nicht zu denken. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ja, so ist es!) 

Die „Deutsche Stiftung Umwelt" ist also eine Idee 
der Koalitionsfraktionen. Wir werden sie nunmehr ge-
meinsam mit der Bundesregierung zum Wohle der 
Umwelt umsetzen. 

Lassen Sie mich — meinen Kollegen Dr. Laufs er-
gänzend — noch drei Punkte vertiefen, die mir bei der 
Diskussion über die Errichtung der Stiftung besonders 
wichtig erscheinen: erstens der finanzielle Rahmen, 
zweitens die Errichtung einer Stiftung für ganz 
Deutschland, drittens die Standortfrage. 

In manchen Köpfen kursieren über die finanziellen 
Möglichkeiten der Stiftung falsche Vorstellungen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Ja, 100 Millionen!) 

Es wäre natürlich ein Fehler, wenn sich in der öffent-
lichen Meinung der Eindruck verfestigen würde, daß 
der Stiftung jährlich 2,5 Milliarden DM zur Verfügung 
stünden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Schön wäre es!) 

Diese Summe ist der Privatisierungserlös; er stellt das 
Stiftungsvermögen dar. Jährlich verfügt werden kann 
nur über die Erlöse aus diesem Vermögen. Läge der 
Ertrag bei 6 bis 7 %, dann stünden Jahr für Jahr 
150 Millionen DM bereit. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Wieviel für 
Personalausgaben?) 

Das ist eine beachtliche Summe, aber angesichts der 
Weite des vorgesehenen Arbeitsfeldes der Stiftung 
begrenzt. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Sehr be

-

grenzt!)  

Lassen Sie mich zum Vergleich anfügen: Damit er-
reicht die „Deutsche Stiftung Umwelt" eine ähnliche 
Größenordnung wie die Stiftung Volkswagenwerk. 
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Da die Mittel begrenzt sind, darf die Stiftung nicht 
dazu verwendet werden, bereits bestehende staatli-
che Programme zu ersetzen. Sie muß ergänzen, sie 
muß Zusätzliches tun. Die Abgrenzung zwischen 
staatlicher Aufgabe und Aufgabe der Stiftung wird 
nicht immer leicht sein. Das ist eine schwierige Auf-
gabe, die auf das zu schaffende Kuratorium zukommt. 
Es müssen deshalb Persönlichkeiten sein, die in dieses 
Kuratorium berufen werden. 

Ein Zugriff des Staates — sei es die Exekutive, sei es 
die Legislative — muß von vornherein verhindert wer-
den. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Die Kriterien müssen 
benannt werden!) 

Die Stiftung muß unabhängig arbeiten können. Das 
bedeutet nicht, daß das Parlament und die Bundesre-
gierung nicht zu beteiligen sind. Ein Schlüssel könnte 
sein: drei Mitglieder aus dem Parlament — dabei 
wäre u. a. an den Vorsitzenden des Haushaltsaus-
schusses sowie an den des Rechnungsprüfungsaus-
schusses zu denken — , vier Mitglieder der Regierung 
und sieben weitere Persönlichkeiten, die diesem An-
spruch gerecht werden könnten. 

(Beifall des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

Die „Deutsche Stiftung Umwelt" muß eine Stiftung 
für ganz Deutschland werden. Es ist deshalb beson-
ders zu begrüßen, daß innerdeutsche Kooperations-
projekte in der Anwendung von Umwelttechnik, vor-
wiegend durch mittelständische Unternehmen, ein-
schließlich Aus- und Weiterbildung in die Aufzählung 
der Aufgaben ausdrücklich mit aufgenommen sind. 

Aber auch hier muß von vornherein klar sein, daß 
die dringend notwendigen Umweltschutzinvestitio-
nen im anderen Teil Deutschlands nicht durch die Stif-
tung finanziert werden können. Auch in ganz 
Deutschland gilt nach wie vor der Grundsatz: Wer den 
Umweltschaden verursacht, muß ihn auch beseitigen. 
Der Schwerpunkt der Stiftungsaufgabe in der DDR 
muß deshalb in der Aus- und Weiterbildung liegen. 

Für mich ist unverständlich — für die Opposition 
aber scheinbar von hohem politischen Stellenwert — 
die  Frage des Standorts der Stiftung. Es ist bezeich-
nend für die SPD, daß sie sich an dieser Randfrage so 
sehr erhitzt. Man mag es als Indiz dafür deuten, wie 
wichtig ihr die eigentliche Aufgabe der Stiftung ist. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Die sind auch 
gegen alles!) 

Wenn dies der einzige Beitrag zum Thema Umwelt-
stiftung seitens der SPD ist, dann ist dies sehr dürf-
tig. 

Die immer wieder in den Raum gestellte Behaup-
tung, der Haushaltsausschuß habe sich auf einen 
Standort festgelegt, ist nicht richtig. Unwidersprochen 
blieb im Haushaltsausschuß im Rahmen der Privati-
sierungsdiskussion im Herbst des vergangenen Jah-
res, daß der Sitz der Stiftung in Niedersachsen sein 
sollte. Dazu stehen wir. Das Land Niedersachsen hat 
als Standort die Stadt Osnabrück benannt. Ich kann 
der Bundesregierung nur empfehlen, diesem Vor-
schlag zu folgen; es scheint eine sehr fundierte Emp-
fehlung zu sein. 

Eines ist klar: Das Parlament entscheidet nicht über 
den Standort. Dieser wird in der Satzung festgelegt. 
Die Erstellung der Satzung obliegt der Exekutive. Na-
türlich werden sich die Vorstellungen des Parlaments 
in der Satzung wiederfinden. 
Ich bitte deshalb die Bundesregierung, rechtzeitig 

vor der zweiten und dritten Lesung zumindest den 
federführenden Ausschuß über den Inhalt der Sat-
zung zu informieren. Wir sollten zügig beraten, damit 
die Stiftung ihre Arbeit bald aufnehmen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Sauer (Salzgitter). 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Als 
Abgeordneter aus der durch den Verkauf der Salzgit-
ter AG betroffenen Region begrüße ich, daß mit dem 
Verkaufserlös die „Deutsche Stiftung Umwelt" ge-
schaffen wird. Bei der Verkaufsaktion war man jedoch 
örtlichen Widerständen auch mit dem Hinweis auf 
diese geplante Stiftung entgegengetreten. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr richtig!) 
Dabei spielte vor Ort die Hoffnung, ja ich sage: das 
Vertrauen eine Rolle, man werde die Stiftung dort 
ansiedeln, wo ihr Vermögen erarbeitet worden ist. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das stimmt ja auch!) 
Kollege Staatssekretär Carstens sagte vorhin, daß 

nach dem Willen der Bundesregierung Niedersachsen 
das Heimatland der Stiftung werden soll. Aber der 
Bundesminister der Finanzen, lieber Manfred, er-
klärte wörtlich in der 608. Sitzung des Bundesrates am 
21. Dezember 1989 — ich zitiere — : „Ich meine aber", 

 — so Waigel — „daß diese Region ein Anrecht darauf 
hat, daß sich dort auch der Sitz der Stiftung befin-
det."  

(Frau Ganseforth [SPD]: So ist das mit den 
Versprechungen!) 

Region heißt jedoch nicht 200 Kilometer entfernt. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: In der nord

-

deutschen Tiefebene!) 
Gegen die Empfehlung der Landesregierung und 

mit Osnabrück legen der Rat der Stadt Salzgitter und 
die örtliche SPD, CDU und FDP schärfsten Protest ein, 
aber ebenso einstimmig der CDU-Landesverband 
Braunschweig mit den Kreisverbänden Braun-
schweig, Peine, Salzgitter, Wolfenbüttel, Goslar und 
Helmstedt. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Und mit welchen 
Ortsverbänden?) 

— Da kommen Sie nicht mit; da spielen die GRÜNEN 
bei uns gar keine Rolle. Gerade in dem Gebiet, wo 
Schacht Asse und Schacht Konrad liegen, spielen Sie 
keine Rolle. 
Der Kollege Schmidt hat auf das gute und umfang-

reiche Studienpapier des Eduard-Pestel-Instituts hin-
gewiesen. Es wäre wirklich gut, wenn alle betroffenen 
Ausschüsse es lesen würden, weil alle dort angeführ-
ten klassischen Standortfaktoren für Salzgitter spre-
chen. 
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Meine Damen und Herren, der Kranz der Institute 
und Universitäten um Salzgitter herum, auch — wor-
auf Manfred Carstens hinwies — die Mittellage im 
innerdeutschen Bereich bis hin zu den Einrichtungen 
der DDR in Magdeburg, Leipzig, Dresden, Merseburg 
und Köthen — um die Institute dort einmal auf zuzäh-
len — sprechen für Salzgitter. 

(Frau Ganseforth [SPD]: Er kämpft aber tap-
fer!) 

Ich bin der Auffassung, daß alle objektiven, sachli-
chen Kriterien für Salzgitter sprechen. Fundierte 
Gründe für Osnabrück müßten wirklich einmal auf 
den Tisch gelegt werden. 
Die von Bonn zu entscheidende Standortfrage ist 

darüber hinaus — dies muß die Bundesregierung bitte 
schön bedenken — auch eine Frage der Gerechtig-
keit und des gerechten Ausgleichs. Die Arbeitneh-
merschaft hat die Demontage des Salzgitter-Kon-
zerns, dieses einst von den Nationalsozialisten ge-
schaffenen Staatsunternehmens verhindert und durch 
Schwerstarbeit in Salzgitter das Stiftungsvermögen in 
erster Linie erarbeitet. 
Ich bin der Landesregierung und auch Bonn für viel 

Gutes dankbar, was nach Salzgitter geflossen ist. Aber 
ich bitte, die meines Erachtens sachfremde Empfeh-
lung von Niedersachsen für die an der holländischen 
Grenze gelegene Stadt Osnabrück zurückzuweisen. 
Ich fordere die Bundesregierung auf, nach den Aussa-
gen des Bundesfinanzministers vor dem Bundesrat 
den Sitz der Stiftung dorthin zu legen, wo das Vermö-
gen erarbeitet worden ist: in die Region, d. h. konkret 
nach Salzgitter. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Ich schließe die Ausspra-
che. 
Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-

entwurfs der Bundesregierung auf Drucksache 
11/6931 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. — Kein Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 153 zu Petitionen 
— Drucksache 11/6616 — 

Es  geht hierbei um Vergünstigungen für Heizungs-  
und Warmwasseranlagen. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/6980 vor. 
Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 

Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Es ist so be-
schlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-

geordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Herren und Damen! Der Petent bittet die 
Bundesregierung und das Parlament in der vorliegen-
den Petition, Maßnahmen zu ergreifen, die das Ziel 

haben, private Investitionen zur Energieeinsparung 
zu fördern. Ich nenne als Stichworte nur Waldsterben, 
Tschernobyl, Ozonloch, Treibhauseffekt. Diese Stich-
worte machen deutlich, daß die Folgen unseres ge-
genwärtigen Energieversorgungssystems nicht mehr 
zu verantworten sind. Die Bedrohlichkeit dieser Fol-
gen muß nicht mehr durch jahrelange wissenschaftli-
che Untersuchungen nachgewiesen werden. Sie ist 
erwiesen. 

Eine Fortdauer der bisherigen Energiepolitik führt 
unweigerlich in die Katastrophe. Sie führt zur Zerstö-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen auf der Erde. 
Ein „Weiter so" können wir uns deshalb nicht mehr 
leisten. Aus Verantwortung für unsere Kinder und 
Enkelkinder müssen wir dem Raubbau an der Natur 
ein Ende setzen, müssen wir unser Energiesystem auf 
eine neue Basis stellen. 

(Zustimmung des Abg. von der Wiesche 
[SPD]) 

Die Einsparung von Energie, die rationelle Energie-
verwendung ist die billigste, sicherste, produktivste, 
und zugleich am schnellsten zu verwirklichende 
Energiealternative. Wenn die Kohlendioxidemissio-
nen, wie in Toronto vereinbart, bis zum Jahre 2005 
weltweit um 20 % und, wie in der Enquete-Kommis-
sion „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" dis-
kutiert, in der Bundeserepublik gar um 30 % gesenkt 
werden sollen, dann müssen wir die Energieeffizienz 
erheblich steigern. 

Rund 80 To  des gesamten Energieverbrauchs der 
Privathaushalte in der Bundesrepublik wurden 1985 
für die Beheizung der Wohnungen verwandt. Der 
Energieverbrauch im Bereich der Raumheizung bil-
det also ein ganz wesentliches Potential für die Sen-
kung des Energieverbrauchs, für Energieeinsparun-
gen. 

Genau an dieser Stelle setzt das Anliegen des Pe-
tenten ein, über dessen Petition wir hier zu befinden 
haben. Der Petent setzt sich mit seiner Petition für 
steuerliche Anreize zur Förderung von privaten Inve-
stitionen zur Energieeinsparung ein. Als Mieter hat er 
in seiner Wohnung auf eigene Kosten einen energie-
sparenden, umweltfreundlichen Thermoblock für die 
Zentralheizung einbauen lassen. Hätte er diese Inve

-

stition als Vermieter vorgenommen, so hätte er diese 
nach § 82 a der Einkommensteuer-Durchführungsver-
ordnung steuermindernd geltend machen können. 
Als Wohnungsmieter hat er hingegen keinen An-
spruch auf Steuerminderung, da nach geltender 
Rechtsauffassung Aufwendungen für die angemietete 
Wohnung als Kosten der p rivaten Lebensführung an-
zusehen sind, die einkommensteuerrechtlich nicht be-
rücksichtigt werden können. 

Formal und im Rahmen der Steuersystematik be-
trachtet, mag diese Auffassung zutreffend sein, von 
der Sache her ist sie nicht gerechtfertigt. Es ist doch 
absurd, wenn dringend notwendige Maßnahmen und 
Investitionen zur Energieeinsparung deshalb nicht 
gefördert werden und damit unterbleiben, weil diese 
unsere Steuersystematik durcheinanderbringen. Was 
ist das für eine Politik, die einen Bestandsschutz für 
althergebrachte Steuersystematiken gibt, dafür aber 
die Umwelt der Zerstörung preisgibt? 
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Der Mieter hat kein Interesse an der Vornahme von 

Energiesparinvestitionen, weil dies für ihn höhere Ko-
sten mit sich bringt, als wenn er diese unterläßt. Dem 
Vermieter ist es eigentlich egal; denn die Kosten für 
den Energieverbrauch hat nicht er, sondern der Mie-
ter zu tragen. 

Künstliche Hürden aufzubauen, statt sie zu beseiti-
gen, ist ein Armutszeichen für unsere politische Ge-
staltungsfähigkeit. Was eigentlich müssen die Bürge-
rinnen und Bürger von der Politik halten, wenn sie in 
der Stellungnahme des Bundesministers der Finanzen 
zu dieser Petition folgendes lesen müssen: 

Läßt ein Mieter ... den Einbau eines Thermo-
blocks für die Zentralheizung auf eigene Kosten 
durchführen, führt dies beim Vermieter zu steuer-
pflichtigen Mieteinnahmen in Höhe der Aufwen-
dungen. Aus Vereinfachungsgründen brauchen 
die vom Mieter getragenen Aufwendungen vom 
Vermieter nicht als Einnnahme erfaßt zu werden, 
da ihnen in gleicher Höhe Werbungskosten ge-
genüberstehen. 

Was soll ein Bürger mit diesem Amtsdeutsch eigent-
lich anfangen? Muß er sich nicht auf den Arm genom-
men fühlen, wenn ihm mitgeteilt wird, seine Aufwen-
dungen führten zu erhöhten Mieteinnahmen beim 
Vermieter, so daß dieser, nicht aber er selbst die Auf-
wendungen als Werbungskosten geltend machen 
könne? Im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
diese Argumentation sicherlich korrekt, aber dem An-
liegen des Petenten wird sie nicht gerecht. Das Anlie-
gen des Petenten kann man mit solch einer Argumen-
tation nicht vom Tisch wischen. 

Es geht nicht an, einerseits immer wieder zu beto-
nen — wie dies auch von Ihrer Seite getan wird — , wie 
wichtig Maßnahmen zur Energieeinsparung seien, 
und sich andererseits, wenn es darum geht, entspre-
chende Rahmenbedingungen zu schaffen, hinter for-
malrechtlichen Regelungen zu verstecken. So ver-
spielen Sie Vertrauen in die Handlungsfähigkeit von 
Politik. 

Statt kreativ nach Alternativen zu suchen, zu über-
legen, mit welchen Maßnahmen die Durchführung 
von Energiesparmaßnahmen durch private Investitio-
nen gefördert werden kann, will die Bundesregierung 
die steuerliche Förderung nach § 82 a der Einkom-
mensteuer-Durchführungsverordnung zum 31. De-
zember 1990 sogar völlig einstellen. Wie der Bundes-
minister der Finanzen in seiner Stellungnahme aus-
führt, „hat sich in der Bevölkerung das Bewußtsein für 
die Notwendigkeit energiesparenden Verhaltens ve-
stärkt, so daß eine weitere Förderung ... entbehrlich 
ist". 

Konsequente Energieeinsparungsstrategien setzen 
sich aber nicht von allein oder aus bloßer Einsicht in 
die Notwendigkeit durch. Energiesparinvestitionen 
setzen sich nur dann durch, wenn sie sich nicht nur 
volkswirtschaftlich, sondern auch individuell rech-
nen. Die Vornahme solcher Investitionen muß letzt-
endlich billiger kommen als der unbeschwerte Ver-
brauch von Energie. Die Umwelt darf nicht länger als 
Gratisgut betrachtet werden. Sie muß einen Preis ha-
ben. Das ist ohne lenkende Eingriffe, ohne marktwirt-
schaftliche Signale des Staates nicht zu erreichen. Der  

bloße Appell an das Verantwortungsbewußtsein der 
Bürger reicht hierzu nicht aus. 

Meine Fraktion beantragt deshalb, die vorliegende 
Petition der Bundesregierung zur Erwägung zu über-
weisen und sie den Fraktionen des Deutschen Bun-
destages zur Kenntnis zu geben. Wenn dem Anliegen 
nicht über § 82 a der Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung entsprochen werden kann, so sollte 
die Bundesregierung auf anderem Wege nach Mög-
lichkeiten der Abhilfe suchen. Wenn Sie, meine Her-
ren und Damen, wirklich für ein Umsteuern in der 
Energiepolitik sind, dann werden Sie niemandem 
klarmachen können, warum Sie sich diesem Antrag 
meiner Fraktion nicht anschließen können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Grünewald. 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Verehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Bei der vorliegen-
den Petition geht es darum, daß der Petent in seiner 
Mietwohnung einen Thermoblock für die Zentralhei-
zung hat einbauen lassen. Nun beschwert er sich da-
rüber, daß er für diese Aufwendungen nicht die Ver-
günstigungen des § 82 a der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung in Anspruch nehmen 
kann. Der Petitionsausschuß hat sich mit der Angele-
genheit befaßt. Er meint, daß solche Mieteraufwen-
dungen nicht steuermindernd berücksichtigt werden 
können. 

Das gilt auch für den Einbau von Einrichtungen im 
Sinne der von Ihnen schon zitierten Vergünstigungs-
vorschrift des § 82 a der Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung, also auch für den Einbau eines 
Thermoblocks für die Zentralheizung, der zweifels-
ohne zu jenen Einrichtungen gehört, die grundsätz-
lich steuerbegünstigt sind, nämlich wenn sie der Ei-
gentümer — wohlgemerkt: der Eigentümer — , also im 
Regelfall der Vermieter einbaut. 
Nach der Systematik unseres Steuerrechts — die 

wollen Sie gar nicht gelten lassen; aber sie hat schon 
gute Gründe — kann grundsätzlich derjenige Auf-
wendungen als Betriebsausgaben oder Werbungsko-
sten geltend machen, der Einnahmen aus einer der 
sieben Einkunftsarten bezieht, also z. B. aus Vermie-
tung und Verpachtung. 

(von der Wiesche [SPD]: Das ist doch willkür

-

lich gegriffen!) 
Aufwendungen des Mieters für seine Wohnung gehö-
ren hingegen zu den Kosten der privaten Lebensfüh-
rung. 
Nun könnte sich ein Mieter darauf berufen, daß der 

Einbau moderner Heizungsanlagen auch für den Ei-
gentümer einer selbst genutzten Wohnung im eige-
nen Haus steuerbegünstigt ist, obwohl der Nutzungs-
wert der eigenen Wohnung ab dem Veranlagungs-
zeitraum 1987 grundsätzlich nicht mehr besteuert 
wird, weil der Gesetzgeber die sogenannte Privatgut-
lösung eingeführt hat. Das ist nach meiner Ansicht 
aber kein geeigneter Berufungsfall; denn selbstver-
ständlich war es aus Gründen des Vertrauensschutzes 
erforderlich, beim Übergang von der früheren Nut- 
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zungswertbesteuerung zur Privatgutlösung die be-
troffenen Eigentümer für eine Übergangszeit zu scho-
nen, ihnen also für eine gewisse Zeit den Abzug der 
genannten Aufwendungen weiterhin zu gestatten. 
Das wurde deshalb im Einkommensteuergesetz in der 
Weise geregelt, daß die Kosten für den Einbau moder-
ner Heizungsanlagen in einer zu eigenen Wohnzwek-
ken genutzten Wohnung im eigenen Haus begünstigt 
sind, wenn sie vor dem 1. Januar 1992 aufgewendet 
werden. 

Würde man den Einbau von modernen Heizungsan-
lagen oder Teilen davon durch Mieter begünstigen, so 
wäre dies auch ein Fall der Steuerungerechtigkeit 
und keineswegs nur ein Problem der Steuersystema-
tik, wie es eben hieß. Es würde nämlich zu folgendem 
führen: Nimmt der Vermieter den Einbau selber vor, 
könnte er ihn mieterhöhend berücksichtigen. Beide 
Mieter hätten also die gleichen Kosten zu tragen. Aber 
nur der Mieter würde begünstigt werden, der den Ein-
bau selbst vornimmt. Das kann ja wohl nicht gerecht 
sein. 

Bei diesem Vergleich kann nicht eingewandt wer-
den, daß eine entsprechende Mieterhöhung gar nicht 
zulässig sei. Denn die Mieterhöhung ist sowohl im 
sozialen Wohnungsbau, nämlich nach der 2. Berech-
nungsverordnung, wie auch im frei finanzierten Woh-
nungsbau, nämlich nach § 541b BGB, sehr wohl zu-
lässig. 

Im übrigen würde eine Steuerbegünstigung für den 
Mietereinbau im geltenden System des Einkommen-
steuerrechts zu einer doppelten Berücksichtigung 
von Aufwendungen führen, was ja wohl auch nicht 
gerecht sein kann. Denn neben der Berücksichtigung 
beim Mieter würden die Aufwendungen nach dem 
Einkommensteuersystem auch beim Vermieter steu-
erlich erfaßt. Sie sind nämlich beim Vermieter einer-
seits eine zusätzliche Einnahme in Form eines Sach-
bezuges nach § 8 des Einkommensteuergesetzes, und 
andererseits stellen sie einen Erhaltungsaufwand dar, 
d. h. sie sind steuerlich absetzbare Werbungskosten. 
Auch aus diesem Grunde kann ich mir eine sinnvolle 
gesetzliche Regelung für eine Begünstigung des Mie-
tereinbaus gar nicht vorstellen. 

Schließlich muß die Forderung nach einer steuerli-
chen Begünstigung energieeinsparender Einbauten 
durch den Mieter auch im Gesamtzusammenhang ge-
sehen werden. Das Angebot an energiesparenden 
Maßnahmen im Sinne des § 82 a der Einkommen-
steuer-Durchführungsverordnung ist im Laufe der 
Jahre so reichhaltig geworden — gerade und nicht 
zuletzt auf Grund der steuerlichen Förderung — , daß 
sich diese heute in der Regel auch ohne eine steuerli-
che Vergünstigung rechnen. 

Hinzu kommt, daß die Steuergesetze des vergange-
nen Jahres, zuletzt das Wohnungsbauförderungsge-
setz, Abschreibungsverbesserungen gebracht ha-
ben. 

Eine erweiterte Förderung könnte auf der einen 
Seite zu ganz ungerechtfertigten Mitnahmeeffekten 
führen und auf der anderen Seite diejenigen von einer 
Förderung ausschließen, die nicht zuletzt als Folge der 
durch den Einkommensteuerreformtarif 1990 einge-
tretenen starken steuerlichen Entlastung überhaupt 

keine Einkommensteuer mehr zu zahlen haben. Im-
merhin fallen durch die Anhebung des Grundfreibe-
trages seit dem 1. Januar rund 500 000 Bürger und 
Bürgerinnen zusätzlich aus jedweder Steuerpflicht 
heraus. 

(Hüser [GRÜNE]: Toll! Die können nun ei

-

nen Thermoblock einbauen!) 
Nach alledem sieht die CDU/CSU-Bundestagsfrak-

tion zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Notwendig-
keit, die Förderung nach § 82 a EStDV entweder in 
zeitlicher oder auch in materieller Hinsicht weiter aus-
zubauen. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Auch nicht auf ande

-

rem Wege? Danach hatte ich auch gefragt!) 

Auch der Hinweis auf die Beratungen der Enquete-
Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo-
sphäre", wie es in dem Ergänzungsantrag heißt, ge-
ben für Ihre Argumentation, soweit mir die Unterla-
gen bekannt sind, nichts her. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Da muß ich Sie enttäu

-

schen! Sie sollten die Protokolle lesen!) 

Weil das so ist, werden wir den Antrag ablehnen 
und bei dem Vorschlag des Petitionsausschusses ver-
bleiben, 

(Zuruf von der SPD: Was könnte man denn 
von Ihnen anders erwarten?) 

das Petitionsverfahren endgültig abzuschließen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Parlamente sollten die Interessenvertre-
tungen von Bürgerinnen und Bürgern sein und nicht 
deren Vorgesetzte. In diesem Sinne, denke ich, sind 
Petitionen nicht eine Belastung für das Parlament, 
auch wenn es vielleicht manchmal so aussieht und 
wenn auch das Interesse nicht immer sehr groß ist, 
besonders wenn die Debatte darüber zu dieser abend-
lichen Stunde stattfindet. 
Wir stellen auch fest, daß Petitionen immer wieder 

berechtigte Sorgen und Wünsche beinhalten und ins-
besondere auf Lücken und Unzulänglichkeiten hin-
weisen. Genau um eine solche Unzulänglichkeit und 
Lücke, denke ich, handelt es sich bei dieser Petition, 
über die wir hier diskutieren. 
Steuersystematisch und steuerrechtlich mag es 

nach der vorherrschenden Meinung im hier vorlie-
genden Fall durchaus richtig sein, wenn wir feststel-
len — das ist hier ja mehrfach genannt worden — , daß 
Aufwendungen für energiesparende Einrichtungen 
deshalb nicht vom zu versteuernden Einkommen ab-
gezogen werden dürfen, weil sie eben nicht mit dem 
Ziel der Einkommenserzielung erfolgen. 
Ich muß mir allerdings hier bei diesem Fall die 

Frage stellen, ob diese Beschränkung auch dann an-
gemessen und zumutbar ist, wenn es sich um Steuer-
bestimmungen handelt, die eben eindeutig eine Len-
kungswirkung haben. Meines Erachtens dürfte es un- 
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strittig sein, daß die Steuervergünstigung nach 
§ 82 der Einkommensteuer-Durchführungsverord-
nung eben nicht für Investitionen mit Gewinnerzie-
lungsabsicht, sondern mit der Absicht der Energieein-
sparung geschaffen wurden. Damit verliert, denke 
ich, eine unterschiedliche Behandlung von Vermie-
tern und Mietern ihre Berechtigung. 

Nun will ich jetzt nicht einfach grundsätzlich die 
Ausweitung dieses § 82 auf Mieter fordern. Denn 
diese Bestimmung — das ist hier auch schon genannt 
worden — ist mit der Regierungsmehrheit im Zuge 
der Steuerreform mit Wirkung zum 31. Dezember 
1991 abgeschafft worden. Ich denke, es handelt sich 
hier um einen der vielen bedenklichen Bestandteile 
dieses Gesetzeswerks. 

Angesichts der drohenden Klimakatastrophe — 
auch das ist hier schon genannt worden, und es ist 
auch in der Begründung des Antrages erwähnt wor-
den — mutet die Begründung, die der Finanzminister 
für die Abschaffung des § 82 aufgeführt hat, daß näm-
lich wegen des verstärkten Bewußtseins der Bevölke-
rung für die Notwendigkeit energiesparenden Ver-
haltens eine weitere Förderung entbehrlich sei, merk-
würdig an. Ich denke, diese Argumentation ist ange-
sichts der Tatsachen sehr weltfremd, wenn nicht sogar 
gefährlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Neben steuerlichen Absetzungsregelungen wie der 
des § 82 möchte ich allerdings auch einen zweiten 
Grund nicht außer acht lassen. Derartige Vergünsti-
gungen sind bekanntlich in ihrer Höhe stets von den 
Einkommensverhältnissen der Betroffenen abhän-
gig, allerdings in umgekehrter Wirkung. In dem vor-
liegenden Fall erhielte ein Bundestagsabgeordneter, 
der sich diesen Thermoblock in seine Mietwohnung 
einbauen ließe, einen Zuschuß von 1 500 DM, und ein 
Bundestagsbeamter aus dem mittleren Dienst bekäme 
nur 600 DM. Ich denke, das sind Gründe, warum man 
diese Vorgehensweise nicht gutheißen kann. 

Auch das Drittel, das überhaupt nicht einkommen-
steuerpflichtig ist, ginge leer aus. Von daher sind wir 
prinzipiell gegen solche Abschreibungsmöglichkei-
ten. 

Wir sehen allerdings die Notwendigkeit von wirt-
schaftlichen Anreizen gerade zum energiesparenden 
Verhalten. Diese müssen durch Regelungen verfolgt 
werden, die verteilungspolitisch neutral sind. Das sind 
entweder direkte Subventionen, die ohne Ansehen 
der Person und des Einkommens gleich hoch sind, 
oder eben Umweltabgaben auf den Energieverbrauch 
und erst recht auf Energieverschwendung, wie dies ja 
bei vielen Wohnungsheizungen noch geschieht. 

Anregungen und Anträge über die entsprechenden 
Verfahren sind hier oft vorgetragen worden. Auch 
unsere Fraktion hat entsprechende Anträge einge-
bracht. Ich möchte hier nur den Antrag zum Energie-
sparprogramm für den Wärmemarkt in Erinnerung 
rufen, der genau diesen Punkt betrifft, oder unsere 
Anträge zur Primärenergiesteuer für fossile Brenn-
stoffe. 

Ich denke, es wird auch Zeit, daß die Bundesregie-
rung hier endlich ihre Phase des Nichtstuns überwin

-

det und den doch vernehmbaren Ankündigungen, die 
wenigstens aus ihren Reihen kommen, auch Taten fol-
gen läßt. Von daher ist es für uns nur folgerichtig, daß 
wir die Beschlußempfehlung, das Petitionsverfahren 
abzuschließen, für kurzsichtig halten und dem natür-
lich nicht zustimmen werden. 

Die Zustimmung zu dem Änderungsantrag der SPD 
ist, denke ich, das Mindeste, was hier heute für dieses 
Anliegen getan werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Nolting. 

Nolting (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! In der Sitzung am 7. März 1990 hat der Peti-
tionsausschuß mit Mehrheit empfohlen, das vorlie-
gende Petitionsverfahren abzuschließen. Die SPD- 
Fraktion macht heute von ihrem geschäftsordnungs-
mäßigen Recht Gebrauch, zu dieser Petition eine De-
batte zu verlangen. Allerdings habe ich, Frau Bul-
mahn, Zweifel, ob es sinnvoll ist, dieses Thema heute 
noch einmal zu diskutieren. 

Wir haben uns im Ausschuß mehrfach und vor allen 
Dingen ausführlich mit dem Problem auseinanderge-
setzt, ob ein Mieter die Kosten für den Einbau einer 
energiesparenden und umweltfreundlichen Heizung 
von der Einkommensteuer absetzen kann, ob § 82 a 
der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung ei-
nen Hintergrund für den Einbau von energiesparen-
den Heizgeräten darstellt und wie steuerliche Anreize 
zum Energiesparen geschaffen werden können. Der 
Kollege Dr. Grünewald ist ausführlich auf diese Pro-
blematik eingegangen. Ich will deshalb hier nur zwei 
Punkte kurz aufzeigen: 
Erstens. Es sind nur solche Aufwendungen als Wer-

bungskosten absetzbar, die im Zusammenhang mit 
steuerpflichtigen Einnahmen entstehen. Dies kann 
bei Mietwohnungskosten nicht der Fall sein. Außer-
dem — darauf möchte ich an dieser Stelle ausdrück-
lich hinweisen — würden anderenfalls die Kosten 
zweimal absetzbar sein, nämlich beim Mieter und 
Vermieter, bei dem die Maßnahme des Mieters als 
steuerpflichtige Mieteinnahme berechnet wird. 
Zweitens. Auf eine weitere steuerliche Förderung 

kann verzichtet werden, weil die energiesparenden 
Maßnahmen häufig bereits in sich selbst wirtschaft-
lich sind und weil außerdem das Bewußtsein der Men-
schen in unserem Land so weit entwickelt ist, daß sie 
selber durch umweltfreundliches Verhalten bereit 
sind, eventuelle finanzielle Nachteile kurzfristig in 
Kauf zu nehmen. Frau Bulmahn, wir glauben, daß wir 
dem Bürger ein entsprechendes Vertrauen schenken 
können. Dieses Vertrauen ist offensichtlich bei der 
SPD-Fraktion nicht vorhanden. 

Die Frage der steuerlichen Anreize für energiespa-
rende Heizgeräte ist damit beantwortet. Die bisheri-
gen Fördermaßnahmen laufen deshalb zum 31. De-
zember 1991 aus und sollen nicht verlängert werden. 
Es wäre deswegen heute unsinnig, die Förderungs-
möglichkeiten weiter auszudehnen. Frau Bulmahn, 
ich glaube, Sie wissen das auch ganz genau. Hier 
heute zu sagen: Liebe Bundesregierung, nun suche du 
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einmal nach Alternativen, das ist, glaube ich, etwas zu 
einfach. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Das ist genau die Auf-
gabe der Bundesregierung!) 

Unter diesen Umständen bitte ich Sie, der vorlie-
genden Beschlußempfehlung zuzustimmen, weil eine 
Änderung des Einkommensteuergesetzes aus oben 
genannten Gründen nicht zum Tragen kommt. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zu den Abstimmungen, und zwar zu-

erst zur Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/6980. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 
Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-

schusses auf Drucksache 11/6616 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Diese Beschlußemp-
fehlung ist angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 155 zu Petitionen 
— Drucksache 11/6618 — 

Es  handelt sich um die Einrichtung von Kontrollstel-
len gemäß § 111 der Strafprozeßordnung. 
Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion DIE 

GRÜNEN auf Drucksache 11/6959 vor. Es wird vorge-
schlagen, eine Debattenzeit von 20 Minuten vorzuse-
hen. Ist das Haus damit einverstanden? — Es ist so 
beschlossen. 
Dann hat der Abgeordnete Such das Wort. 

Such (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Petentin, die Internationale Liga für 
Menschenrechte, sowie knapp 300 Bürgerinnen und 
Bürger fordern die Streichung des § 111 der Strafpro-
zeßordnung. Ich möchte Sie bitten, diesem dringen-
den Anliegen entgegen der Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses zu folgen. 
Die fragliche Vorschrift gestattet die Einrichtung 

von Kontrollstellen auf öffentlichen Straßen und Plät-
zen, wo Bürger und Bürgerinnen angehalten, durch-
sucht und ihre Personalien überprüft und gespeichert 
werden können. Vorausgesetzt wird, daß auf Grund 
bestimmter Anhaltspunkte begründet angenommen 
werden kann, daß mit der Kontrollstelle gerade am 
konkreten Ort und zur konkreten Zeit Täter, Täterin-
nen oder Beweismittel zur Aufklärung bestimmter 
schwerer Straftaten ergriffen werden können. — So-
weit die graue Theorie, und das ist wirklich nur graue 
Theorie. 
In der Praxis ist dieses 1978 allein zur Fahndung 

nach Schwerkriminellen geschaffene Instrument je-

doch völlig wirkungslos. Sehr zurückhaltend ge-
schätzt, sind seither bundesweit nämlich über 2 000 
Kontrollstellen eingerichtet und dort niemals — ich 
wiederhole: niemals — Täter oder Täterinnen ergrif-
fen oder gerichtsfeste Beweismittel sichergestellt wor-
den. Auch die Fraktion der CDU/CSU sollte sich das 
anhören. Ich glaube, daß Ihnen das noch gar nicht 
bewußt geworden ist, Herr Bohl. 
Der Staatssekretär im Bundesjustizministerium 

Dr. Jahn hat diesen Befund jüngst lapidar kommen-
tiert, das Instrument habe sich als nicht übermäßig 
effizient erwiesen, um das allein zulässige Ziel der 
Strafverfolgung zu erreichen. 
Erreicht wird statt dessen aber folgendes: Direkt vor 

Veranstaltungen, am 7. Mai 1988 einer Veranstaltung 
des AStA in Köln zur Politik der Weltbank, am 27. Mai 
1988 einer Veranstaltung der Jungdemokraten in 
Köln zum gleichen Thema und vor einem Info-Büro für 
eine friedliche Blockade in Mutlangen, das am 
20. September 1988 eingerichtet wurde, wurden poli-
zeiliche Kontrollstellen eingerichtet. Alle ein- und 
ausgehenden Besucher und Besucherinnen wurden 
kontrolliert und durchsucht, meine Damen und Her-
ren. Begründung: Fahndung nach RAF-Terroristen 
und -Terroristinnen wegen Jahre zurückliegender 
Anschläge. Nach diesem Muster sind in den letzten 
Jahren sehr häufig bundesweit monatelang Freibriefe 
erteilt worden, politisch Verdächtige zu kontrollieren. 
Die Fahndungszwecke wurden nur vorgeschoben. 
Der BGH rügte Ende 1988, diese polizeiliche Aus-

nutzung pauschaler Genehmigung sei mit dem Ge-
setzeswerk nicht zu vereinbaren. Demgegenüber ha-
ben auch danach Bundesinnenministerium und Bun-
desanwaltschaft noch ausdrücklich gerechtfertigt, 
daß der § 111 der StPO zur Verunsicherung der Szene 
noch häufiger benutzt werde, also entgegen dem Ge-
setz generalpräventiv. 
Auch in der Praxis zeigt sich keine Änderung. Der 

BGH genehmigte zur Fahndung nach der IRA für den 
November letzten Jahres wiederum sehr pauschale 
Kontrollstellen in mehreren Bundesländern, wo di-
verse unbeteiligte Bürgerinnen und Bürger angehal-
ten und kontrolliert wurden. Es handelt sich bei § 111 
der StPO also um eine Vorschrift, die ihren eigentli-
chen Zweck nie erreicht hat und lediglich und offen-
bar mißbraucht wird. 
Dies ist geradezu beispielhaft für die Fülle der soge-

nannten Terroristen-Gesetze, wie z. B. §129 a StGB, 
deren Streichung wir insgesamt fordern und hier dem-
nächst zu behandeln haben. 
Ich fordere Sie auf, unserer Aufgabe als Gesetzge-

ber und Gesetzgeberin gerecht zu werden und die 
Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses abzu-
lehnen, also die Streichung des § 111 StPO zu veran-
lassen. 
Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Zeitlmann. 

Zeitlmann (CDU/CSU): Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Die  Petition  der Liga für Menschen- 
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rechte verlangt die Streichung des § 111 StPO. Diese 
Bestimmung erlaubt die Einrichtung von Kontroll-
stellen auf öffentlichen Straßen durch die Polizei nach 
vorheriger richterlicher Anordnung. An diesen Kon-
trollstellen muß sich jeder Bürger ausweisen und kann 
durchsucht werden. Das Gesetz nennt mehrere Vor-
aussetzungen: erstens begründeter Verdacht schwe-
rer Straftaten mit Bildung terroristischer Vereinigun-
gen, deren Zweck oder Tätigkeit darauf gerichtet ist, 
Mord, Totschlag, Völkermord, erpresserischen Men-
schenraub etc. sowie schweren Raub mit Schußwaffen 
zu begehen, 

(Such [GRÜNE]: Auch Sachbeschädigung ist 
dabei, Herr Kollege!) 

zweitens Aussicht auf Ergreifung der Täter oder Si-
cherstellung von Beweisen. Jedenfalls steht fest, daß 
diese Norm keine allgemeine Polizeikontrolle zu-
läßt. 
Die geschilderte Praxis, vielleicht auch Ausuferun-

gen, rechtfertigen noch nicht, eine gesetzliche Norm 
aufzuheben. Ich bin sogar der Meinung, § 111 StPO ist 
weiterhin nötig. 

(Such [GRÜNE]: Wozu denn, Kollege?) 
Darüber hinaus sollte man einmal überlegen, ob man 
nicht im Zusammenhang mit organisierter Kriminali-
tät und insbesondere Drogenkriminalität eine Erwei-
terung des § 111 StPO vornimmt. 

(Funke [FDP]: Nein, Herr Kollege!) 
— Gut, da sind wir wieder anderer Meinung. 

(Such [GRÜNE]: Keine Ahnung!) 

Deliktsbezogene Ermittlungsansätze können bei or-
ganisierter Kriminalität nicht greifen, weil Anzeigen 
nach der Natur der Delikte gerade bei Rauschgiftde-
likten nicht erstattet werden und weil Zeugen aus 
Angst vor Repressalien nicht zur Verfügung stehen. 
Dies ist meine persönliche Meinung. Ich jedenfalls 
kann einer Aufhebung des § 111 StPO auf gar keinen 
Fall zustimmen. 

(Such [GRÜNE]: Weil Sie die Sache nicht 
kennen, Herr Kollege!) 

Deswegen waren wir der Meinung, die Petition abzu-
schließen. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wir haben in der zur Rede stehen-
den Petition wieder einmal ein Musterbeispiel dafür, 
wie die Bundesregierung und bei der Abfassung des 
Berichts auch das Petitionsbüro mit einer Petition um-
gehen. Die Petenten — sie sind genannt worden — 
wollen Streichung des § 111 der Strafprozeßordnung, 
weil ihrer Meinung nach die Praxis der Intention des 
Gesetzgebers im Jahre 1978 davongelaufen ist. Sie 
sind der Meinung, durch die veränderte Praxis seien 
die Tatbestände, ein Verdacht müsse durch schlüssi-
ges Tatsachenmaterial bereits ein gewisses Maß an 
Konkretisierung erreicht haben oder es müsse Anlaß 

für die Annahme bestehen, daß der mit der Kontroll-
stelleneinrichtung bezweckte Erfolg in der in Aussicht 
genommenen Zeit und am vorgesehenen Ort eintritt, 
oder das Ziel, die Aussicht auf Ergreifung der Täter 
bzw. die Sicherstellung von Beweisen, müsse mit eini-
ger Wahrscheinlichkeit eintreten, nicht mehr erkenn-
bar und damit auch für den nüchternen Betrachter 
nicht mehr nachvollziehbar seien. 

Der Ausschußbericht, basierend auf der Stellung-
nahme des Bundesministeriums der Justiz — wir ha-
ben es eben auch bei dem Kollegen Zeitlmann gehört, 
ich gestehe zu: mit einer gewissen Einschränkung — 
tut  nichts anderes, als die ursprünglichen Intentionen 
des Gesetzgebers zu wiederholen. Es erfolgt kein Hin-
weis auf die mehrfach im Bundestag eingestandene 
Erfolglosigkeit der Anwendung des § 111 StPO. Es 
gibt auch keinen Hinweis und kein Eingehen auf den 
Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 30. September 
1988, der dem Bundesanwalt und dem Ermittlungs-
richter Maßlosigkeit bei der Anwendung des § 111 der 
Strafprozeßordnung attestiert hat, geschweige denn 
ein Eingehen auf die bedenkenswerten Argumente 
der Petenten. 

Eine seriöse Auseinandersetzung mit der Petition 
hätte deutlich gemacht: Die heutige Praxis entspricht 
nicht den Intentionen des Gesetzgebers. Die Erwar-
tungen im Hinblick auf Ringfahndung, die ja mit der 
Einrichtung dieses Paragraphen verknüpft waren, 
sind enttäuscht worden. Die Unverhältnismäßigkeiten 
der Anwendung sind vielfach belegbar, sowohl in 
Hinsicht auf die Dauer als auch die räumliche Begren-
zung der Einrichtung von Kontrollstellen. 

Hinzu kommt, daß durch die vielfachen und ständi-
gen Verschärfungen des § 129a des Strafgesetzbu-
ches und durch die Auslegung dieser Vorschrift durch 
die Bundesanwaltschaft die Hürden für die Einrich-
tung einer Kontrollstelle herabgesetzt worden sind. 

Hinzu kommt, daß in vielen Interviews und Stel-
lungnahmen von Vertretern der Bundesanwaltschaft, 
auch von Politikern der Regierungsparteien, rechts-
staatlich bedenkliche Kategorien wie die „Verunsi-
cherung der Szene" die Absichten des Gesetzgebers 
ins Gegenteil verkehren. 

Das alles bedeutet im Ergebnis: Die Praxis des § 111 
kann mit der Petentin als rechtsstaatlich bedenklich 
bewertet werden. 

Allerdings meint die SPD-Fraktion, die Herauslö-
sung der Forderung der Petentin, den § 111 ersatzlos 
zu streichen, wird der Komplexität des Problems nicht 
in dem Maße gerecht, wie wir es gerne hätten. Wir 
meinen — und das haben wir auch im Ausschuß bean-
trag — , es müßte für „Erwägung" eingetreten wer-
den, um zu erreichen, daß überprüft wird, in welcher 
Weise der Tatbestand umformuliert und die Praxis 
geändert werden muß. Es müßte erreicht werden, daß 
die gesamte Gesetzgebung im Zusammenhang mit 
der Terrorismusbekämpfung im Lichte der Erfahrun-
gen, im Hinblick auf die Rechtsstaatlichkeit, Verhält-
nismäßigkeit, Zweckmäßigkeit überprüft werde; es 
komme also auf eine Gesamtüberprüfung an. 

Wir haben dann im Wege des Kompromißangebots 
eines Votums „Überweisung als Material" versucht, 
in dieser sensiblen Frage ein Stück weiterzukommen, 
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tatsächlich zu einer Überprüfung des Gesamtkomple-
xes im dargestellten Sinne zu gelangen. Das wurde 
aber abgelehnt. Es war ein Abstimmungsf all.  
Das führt zu der Schlußfolgerung 

(Abg. Such [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— es tut mir leid, Herr Kollege, ich bin am Ende —, 
daß wir der Intention Berücksichtigung für die ersatz-
lose Streichung nicht zustimmen werden, daß wir aber 
auch der Sammelübersicht nicht zustimmen können. 
Dort werden wir uns der Stimme enthalten. 
Ich bitte Sie, meine Damen und Herren von den 

Regierungsparteien, zumindest in der Auseinander-
setzung mit der Petition doch ein Stück weiterzuge-
hen, als es der Bundesjustizminister gemacht hat. 
Danke schön. 

(Such [GRÜNE]: Sind Sie sich darüber im 
klaren, daß Ihre stellvertretende Vorsit-
zende, Frau Däubler-Gmelin, genau das ge-
fordert hat, was die Petentin auch fordert, 

nämlich Streichung des § 111?) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Funke. 

Funke (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die ersatzlose Streichung des § 111 StPO wird 
verlangt. Die Mehrheit des Petitionsausschusses hat 
diesen Antrag abgelehnt, wie ich meine, zu Recht. 
Bereits ein Blick ins Gesetz zeigt, wie wichtig auch 
heute noch der § 111 StPO ist. Weil manchmal ein 
Blick ins Gesetz besser ist, als wissenschaftliche Aus-
führungen zu machen, möchte ich diesen § 111 StPO 
zitieren, auch um aufzuzeigen, um welche Fälle es 
sich handelt. § 111 StPO lautet: 

Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, 
daß eine Straftat nach § 129 a des Strafgesetzbu-
ches, eine der in dieser Vorschrift bezeichneten 
Straftaten oder eine Straftat nach § 250 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuches begangen worden 
ist, so können auf öffentlichen Straßen und Plät-
zen und an anderen öffentlich zugänglichen Or-
ten Kontrollstellen eingerichtet werden, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß diese 
Maßnahme zur Ergreifung des Täters oder zur 
Sicherstellung von Beweismitteln führen kann, 
die der Aufklärung der Straftat dienen können. 

(Such [GRÜNE]: Wenn Tatsachen vorlie-
gen!) 

— So ist es. Es geht um das Gesetz und nicht um die 
einzelne Anwendung durch die Staatsanwaltschaft, 
Herr Kollege. 

An einer Kontrollstelle ist jedermann verpflichtet, 
seine Identität feststellen und sich sowie mitge-
führte Sachen durchsuchen zu lassen. 

Die Anordnung, eine Kontrollstelle einzurichten, 
trifft der Richter; die Staatsanwaltschaft und ihre 
Hilfsbeamten ... sind hierzu befugt, wenn Ge-
fahr im Verzug ist. 

(Such [GRÜNE]: Und das wird in der Regel 
begründet!) 

Es handelt sich also um Kontrollstellen, die der Auf-
klärung terroristischer Akte, aber auch Delikte wie 
räuberische Erpressung dienen sollen. 

Die feigen Angriffe der RAF, zuletzt auf den Vor-
standssprecher der Deutschen Bank, Herrn Alfred 
Herrhausen, aber auch die räuberischen Geiselnah-
men der vergangenen Monate machen deutlich, daß 
wir diesen Paragraphen als Rechtsgrundlage nach wie 
vor benötigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Gerade ist die Nachricht gekommen, daß auf den 
Bundeskanzlerkandidaten der SPD, Oskar Lafon-
taine, ein Angriff verübt worden ist. Ich glaube, Herr 
Peter, Sie werden sich unter dem Eindruck dieses 
aktuellen Ereignisses vielleicht noch einmal überle-
gen, ob es tatsächlich weise ist, auf den § 111 StPO zu 
verzichten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich hoffe, daß dieser Paragraph auch mit dazu beitra-
gen kann, diese Tat aufzuklären; denn ob es ein Ein-
zeltäter ist oder nicht, wird man erst dann feststellen 
können, wenn die Vernehmungen erfolgt sind. Ich 
wünsche wenigstens von dieser Stelle Herrn Oskar 
Lafontaine gute Besserung. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

§ 111 Abs. 2 macht darüber hinaus deutlich, daß 
unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten solche Maß-
nahmen nur bei Gefahr im Verzug erfolgen können. 
Im übrigen kommt es bei der Einrichtung von Kon-
trollstellen darauf an, wann und wie sie eingerichtet 
werden. Die Ausführung der Gesetze ist aber keine 
Frage des Bundesgesetzgebers, also des Bundespeti-
tionsausschusses, sondern das ist eine Angelegenheit 
der Länder. Da müßte sich der Petent schon an die 
jeweiligen Landespetitionsausschüsse wenden. Das 
hat er hier nicht getan, sondern er hat die ersatzlose 
Streichung des § 111 StPO verlangt. Dazu sind wir 
nicht bereit. Deswegen werden wir diesen Antrag ab-
lehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Ich möchte auch noch ein-
mal für das ganze Haus wiederholen, daß wir Oskar 
Lafontaine gute Besserung wünschen und vielleicht 
auch gleich hinzufügen: Wir hoffen, daß das nicht ein 
Anfang neuer Fanatisierung in der politischen Aus-
einandersetzung ist. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung, und zwar zuerst über den Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/6959. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 11/6618 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun-
gen ist diese Beschlußempfehlung angenommen. 
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Vizepräsidentin Renger 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Aufhebung des Aufnahmegesetzes 

— Drucksachen 11/6910, 11/6948 — 

Überweisungsvorschlag : 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Re-
gelung des Aufnahmeverfahrens für Aussied-
ler 

— Drucksache 11/6937 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Beiträge 
zu diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu ge-
ben. *) 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich sehe dazu keinen 
Widerspruch. Der Ältestenrat schlägt die Überwei-
sung der Vorlagen auf den Drucksachen 11/6910, 
11/6937 und 11/6948 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vor. — Auch damit ist das Haus 
einverstanden. 

Dann, meine Damen und Herren, sind wir am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Donnerstag, den 26. April, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.30 Uhr) 

*) Anlage 3 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) Fraktion entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Ahrens SPD 27. 04. 90 ** 
Amling SPD 27.04.90 
Dr. Biedenkopf CDU/CSU 25. 04. 90 
Brauer GRÜNE 25.04.90 
Büchner (Speyer) SPD 27. 04. 90 * 
Bühler (Bruchsal) CDU/CSU 26. 04. 90 * 
Buschbom CDU/CSU 27.04.90 
Frau Conrad SPD 27. 04. 90 
Eich GRÜNE 25.04.90 
Eylmann CDU/CSU 25.04.90 
Frau Fischer CDU/CSU 26. 04. 90 
Dr. Gautier SPD 25. 04. 90 
Dr. Geißler CDU/CSU 25. 04. 90 
Dr. Götz CDU/CSU 25. 04. 90 
Hedrich CDU/CSU 25.04.90 
Jung (Düsseldorf) SPD 25. 04. 90 
Frau Kelly GRÜNE 25. 04. 90 
Kittelmann CDU/CSU 26. 04. 90 ** 
Kolb CDU/CSU 27.04.90 
Koltzsch SPD 27.04.90 
Leidinger SPD 25.04.90 
Frau Limbach CDU/CSU 27. 04. 90 
Link (Diepholz) CDU/CSU 25. 04. 90 
Dr. Müller CDU/CSU 26. 04. 90 * 
Dr. Neuling CDU/CSU 26. 04. 90 
Niegel CDU/CSU 26. 04. 90 * 
Petersen CDU/CSU 27.04.90 
Pfeifer CDU/CSU 25.04.90 
Dr. Scheer SPD 26. 04. 90 ** 
Schröer (Mülheim) SPD 27. 04. 90 
Dr. Stoltenberg CDU/CSU 25. 04. 90 
Dr. Todenhöfer CDU/CSU 25. 04. 90 
Dr. Warnke CDU/CSU 26. 04. 90 
Wiefelspütz SPD 27.04.90 
Frau Wollny GRÜNE 27. 04. 90 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Erklärung des Abgeordneten Seesing (CDU/CSU) 
nach § 31 GO zur Abstimmung über den Entwurf des 
Betreuungsgesetzes (Drucksachen 11/4528, 11/6949) 

(TOP 13) 

In der Vergangenheit habe ich mich mehrfach zur 
Frage der Ste rilisation geistig Behinderter geäußert 
und größte Bedenken gegen eine gesetzlich geregelte 
Zulässigkeit vorgetragen. 

Eine Sterilisation halte ich für einen wesentlichen 
Eingriff in Menschenwürde und Menschenrechte ei-
nes jeden Menschen. Sie darf nur dann vorgenommen 
werden, wenn die oder der Betroffene sich über alle 
Folgen voll im klaren ist. Auch geistig Behinderte ha- 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

ben ein Recht auf gelebte Sexualität. Sie können aber 
kaum die möglichen Folgen bewerten. Nach Abwä-
gung der Frage, ob dann eine Abtreibung eines unge-
wollt gezeugten Kindes eine Lösung des Problems 
sein könne, halte ich die Steri lisation eines einwilli-
gungsunfähigen Betreuten für das „geringere Übel". 
Die Zustimmung zum Gesetz wird mir durch die Vor-
schrift „Bei der Ste rilisation ist stets der Methode der 
Vorzug zu geben, die eine Refertilisierung zuläßt" 
(§ 1905 [2]) und durch die Darlegung im Bericht der 
Berichterstatter des Rechtsausschusses (zu Art. 1 
Nr. 41) erleichtert. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Punkt 9 a und 9 b der Tagesordnung (Gesetz zur 
Aufhebung des Aufnahmegesetzes und Gesetz zur 
Regelung des Aufnahmeverfahrens für Aussiedler) 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Erstens. Am 18. März 1990 
haben die Deutschen in der DDR erstmals in freier 
Wahl die Abgeordneten der Volkskammer gewählt. 
Das Ergebnis dieser Wahl läßt auf eine zügige Ent-
wicklung auf dem Weg zur Deutschen Einheit hoffen. 
Die Menschen in der DDR: Die politische und wirt-
schaftliche Entwicklung kommt in Bewegung, es geht 
bergauf. Ab 1. Juli 1990 ist die D-Mark in der DDR 
offizielle Währung. 

Zweitens. Deutlich wird die Entwicklung auch 
durch einen Blick auf die drastisch zurückgegange-
nen Übersiedlerzahlen. Kamen früher an jedem Ar-
beitstag gut 2 200 Übersiedler in die Bundesaufnah-
mestellen, so verlassen nach der Wahl immer weniger 
Deutsche ihre Heimat in der DDR, um in die Bundes-
republik Deutschland überzusiedeln. Ich bin sicher: 
Wenn sich die politischen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse in der DDR weiter stabilisiert haben, wenn 
die Währungsunion Wirklichkeit wird und die Wirt-
schafts- und Sozialordnung angeglichen wird, dann 
wird sich der Zuzug von Deutschen aus der DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland normalisieren. 

Drittens. Bereits jetzt ist festzustellen, daß ein zah-
lenmäßig hoher Anteil an Übersiedlern vor dem Um-
zug für Wohnung und Arbeitsplatz gesorgt hat. Mehr 
als zwei Drittel der aus der DDR zuziehenden Deut-
schen sind nicht auf öffentliche Unterbringung ange-
wiesen. 

Viertens. Die jetzige Entwicklung rechtfertigt es, 
nunmehr das seit den fünfziger Jahren durchgeführte 
Aufnahmeverfahren zu beenden. Die Bundesregie-
rung hat hierzu den Ihnen vorliegenden Gesetzent-
wurf eingebracht, nach dem mit Wirkung zum 1. Juli 
1990 das Aufnahmegesetz aufgehoben werden soll. 
Zugleich sollen von diesem Zeitpunkt an Eingliede-
rungsleistungen für Übersiedler - vor allem nach 
dem Flüchtlingshilfegesetz - nicht mehr gewährt 
werden. Wer ab 1. Juli 1990 in die Bundesrepublik 
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Deutschland kommt, um hier zu leben und zu arbei-
ten, muß sich dann selbst um Arbeit und Wohnung 
kümmern und erhält nur noch Leistungen wie die son-
stige Wohnbevölkerung. 

Fünftens. In letzter Zeit mehren sich die Stimmen 
vor allem SPD-regierter Länder und Kommunen, die 
eine sofortige Aufhebung des Aufnahmegesetzes for-
dern. Einige Länder gehen sogar so weit, Übersied-
lern, die ihnen auf Grund des geltenden Rechts von 
den Bundesaufnahmestellen zugewiesen wurden, die 
Tür zu weisen. Sie tun dies mit der Erklärung, das 
Aufnahmegesetz sei durch die jüngste Entwicklung in 
der DDR hinfällig geworden. 

Ich halte dies für eine Verletzung der bundesstaat-
lichen Solidarität. Ich werde darauf dringen, daß die 
geltenden Gesetze ebenso wie die zwischen den 
Ländern einvernehmlich geregelten Aufnahmever-
pflichtungen eingehalten werden. Der richtige Zeit-
punkt für die Aufhebung des Aufnahmegesetzes ist 
nach Auffassung der Bundesregierung der 1. Juli 
1990, weil dann die Gründe für einen solchen Zuzug 
wegen der Stabilisierung der politischen und wirt-
schaftlichen Lage in der DDR fortgefallen sind. 

Sechstens. Normalisierung des Zuzugs heißt dann 
aber auch: Normalisierung der Finanzierung. Mit der 
Aufhebung des Aufnahmegesetzes trägt der Bund 
nicht zuletzt den Forderungen der Länder Rechnung. 
Forderungen der Länder und Kommunen nach Erstat-
tung von eventuellen Kosten der Sozialhilfe für Über-
siedler, die im gleichen Atemzug erhoben werden, 
hält die Bundesregierung für nicht berechtigt. 

Siebtens. Auch in den meisten ost- und südosteuro-
päischen Staaten sind wir Zeugen dramatischer Ver-
änderungen geworden, die diesen Staaten und ihren 
Bürgern Freiheit und Demokratie gebracht haben. Im 
Zuge dessen ist es vielfach zur Aufhebung von Reise-
beschränkungen gekommen. Erkennbar ist auch, daß 
sich in osteuropäischen Staaten die Lage der deut-
schen Volksgruppen verbessert und sich ihre Chan-
cen vergrößern, sich als eigenständige Minderheiten 
zusammenzufinden. Dennoch wirken in einigen Staa-
ten die durch Verschleppung, Vertreibung und die 
Änderung der politischen Verhältnisse nach Kriegs-
ende hervorgerufenen Belastungen der deutschen 
Volksgruppen heute noch fort. Die fortbestehende 
Verunsicherung veranlaßt weiterhin viele, in die Bun-
desrepublik Deutschland auszusiedeln. Ich habe wie-
derholt und unmißverständlich erklärt, daß die Bun-
desregierung auch in Zukunft ihre Aufnahme als Aus-
siedler sichern wird. 

Achtens. Die Aufnahme muß sich aber in einem 
geordneten Verfahren vollziehen. Viele Schwierig-
keiten sind wesentlich durch den ansteigenden Zu-
strom von Personen entstanden, die mit einem Touri-
stenvisum einreisen und hier die Anerkennung als 
Aussiedler begehren. Der ungeordnete und ungere-
gelte Zugang von Menschen aus den Aussiedlungsge-
bieten stellt Bund und Länder vor erhebliche Pro-
bleme, weil die Zahl dieser Personen nicht vorausbe-
rechenbar ist und die Behörden deshalb auch nicht die 
Möglichkeit haben, entsprechend Vorsorge zu tref-
fen. 

Außerdem erfüllt ein Teil von ihnen nicht die ge-
setzlichen Voraussetzungen einer Anerkennung als 
Aussiedler. Sie kommen mit Erwartungen in die Bun-
desrepublik Deutschland, die hier aus Rechtsgründen 
nicht erfüllt werden können. Gleichwohl belasten sie 
die öffentlichen Haushalte, die Leistungen für einen 
Personenkreis erbringen müssen, für den sie eigent-
lich nicht vorgesehen sind. 

Neuntens. Ihnen liegt nunmehr der von der Bundes-
regierung eingebrachte Entwurf eines Aussiedlerauf-
nahmegesetzes vor, der die dargestellten Schwierig-
keiten einer Lösung zuführen soll. Der Gesetzentwurf 
ist auf der Grundlage der Ergebnisse einer Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe entstanden, die sich in den ver-
gangenen Monaten mit der Neuordnung des Aufnah-
meverfahrens für Aussiedler befaßt hat. Er sieht vor, 
daß die in den Aussiedlungsgebieten lebenden deut-
schen Staatsangehörigen und deutschen Volkszuge-
hörigen bereits von dort aus ihre Aufnahme in die 
Bundesrepublik Deutschland beantragen. Das Bun-
desverwaltungsamt prüft die Anträge unter Beteili-
gung der Länder. Nur wer einen Aufnahmebescheid 
des Bundesverwaltungsamtes erhalten hat, wird nach 
Inkrafttreten des Gesetzes den Status eines Aussied-
lers und damit auch die für diesen Personenkreis vor-
gesehenen Leistungen erlangen können. 

Dieses neue Verfahren bringt sowohl für die Ver-
waltung als auch für die Betroffenen größere Sicher-
heit. Es wird auch dazu beitragen, hier und dort vor-
handene Vorbehalte gegenüber Aussiedlern abzu-
bauen, da nunmehr bereits in jedem Fall vor Einreise 
in die Bundesrepublik Deutschland die Voraussetzun-
gen einer späteren Anerkennung als Aussiedler nach 
dem Bundesvertriebenengesetz geprüft werden. 

Zehntens. Auch an dieser Stelle betone ich noch 
einmal, daß es vorrangiges Ziel der Bemühungen der 
Bundesregierung ist, die Situation der Menschen in 
ihrer angestammten Heimat zu verbessern. Sie müs-
sen ihr Leben in einer Weise unter Bedingungen ge-
stalten können, die es ihnen erlaubt, ihre nationalen 
Eigenarten und ihre kulturelle Identität als Deutsche 
zu wahren. Besonders wichtig sind die Gewährlei-
stung muttersprachlichen Deutschunterrichts, die 
Förderung deutscher Kulturvereinigungen und die 
Förderung grenzüberschreitender Kulturmaßnah-
men. Hierfür wird sich die Bundesregierung weiterhin 
und in verstärktem Maße einsetzen. 

Ich bitte um Unterstützung für die beiden Vorlagen, 
die ich Ihnen hier erläutert habe. 

Zeitlmann (CDU/CSU): Im Namen der CDU/CSU- 
Fraktion begrüße ich die beiden von der Bundesregie-
rung vorgelegten Gesetzentwürfe. Wir halten den Ge-
setzentwurf zur Aufhebung des Aufnahmegesetzes 
für eine zügige und sachgerechte Reaktion auf die 
geänderten politischen Verhältnisse in der DDR, ins-
besondere im Hinblick auf die ersten freien und de-
mokratischen Wahlen. 

Wir stimmen mit der Bundesregierung überein, daß 
der 1. Juli 1990 ein sachgerechter Zeitpunkt für das 
Inkrafttreten des Gesetzes ist. Dieser Zeitpunkt ist im 
Zusammenhang mit der geplanten Verwirklichung 
der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialgemeinschaft 
erreicht. Damit werden Grundlagen für einen wirt- 
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schaftlichen Aufbau in der DDR geschaffen, der die 
Lebensverhältnisse unserer dort lebenden Landsleute 
entscheidend verbessern wird. Dies und der Aufbau 
einer rechtsstaatlichen Ordnung ist das, was die Men-
schen zum Bleiben veranlassen wird. 

Entsprechend den Veränderungen in der DDR hat 
sich der Zuzug aus Mitteldeutschland schon jetzt 
deutlich verringert. Mehr als zwei Drittel der jetzt 
zuziehenden Übersiedler bedürfen nach Abschluß des 
Aufnahmeverfahrens keiner öffentlichen Unterbrin-
gung. 

Diese Entwicklung bestätigt die besonnene Hal-
tung der Bundesregierung, die schon immer darauf 
hingewiesen hat, daß nicht etwa das Aufnahmever-
fahren oder die den Übersiedlern gewährten Leistun-
gen, sondern allein die Verhältnisse in der DDR ur-
sächlich für den Entschluß der Menschen waren, ihre 
Heimat zu verlassen. Dagegen hatte das Aufnahme-
verfahren einen guten und richtigen Zweck, nämlich 
unsere Gemeinden vor einem völlig ungeregelten Zu-
zug, vor allen Dingen in den Ballungsgebieten, zu 
bewahren. Deshalb haben auch die kommunalen 
Spitzenverbände bis vor kurzem gefordert, an dem 
Aufnahmeverfahren festzuhalten. 

Durch die konsequente Politik der Bundesregie-
rung werden sich die Perspektiven für unsere Lands-
leute in der DDR rasch und weiter verbessern. Die 
damit eintretende Normalisierung wird das Aufnah-
meverfahren überflüssig machen. Dagegen wird man 
mit hektischen Maßnahmen und Schwarzmalerei der 
geschichtlichen Situation nicht gerecht. 

Auch der Zuzug von Aussiedlern aus Ost- und Süd-
europa ist eines der wichtigen Themen der letzten 
Monate, das die Menschen stark beschäftigt hat. Ich 
verstehe auch, daß unsere Bürger sich wegen des an-
haltend hohen Zugangs von Aussiedlern Sorgen ma-
chen. Gleichwohl müssen wir die grundgesetzliche 
und moralische Fürsorgeverpflichtung für diejenigen 
Menschen sehen, die am schwersten an den Folgen 
des Krieges zu tragen hatten und die sich in ihrer gro-
ßen Mehrzahl immer zu unserem Vaterland bekannt 
haben. 

Trotz der vielfältigen Veränderungen in Osteuropa 
sehen viele Deutsche in den Aussiedlungsgebieten 
keine Möglichkeit, ihre Tradition, ihre Sprache und 
ihre Kultur als Deutsche zu bewahren. Deshalb wird 
uns die Frage der Aufnahme und Integration von Aus-
siedlern auch weiterhin beschäftigen. 

Der heute von der Bundesregierung eingebrachte 
Entwurf wird noch im einzelnen zu prüfen sein. Die für 
uns besonders wichtigen Punkte möchte ich kurz 
skizzieren: 

Erstens. Keinem Deutschen, der einen Anspruch 
darauf hat, darf es verwehrt werden, zu uns zu kom-
men. Wir werden unseren grundgesetzlichen Ver-
pflichtungen weiter nachkommen. 

Zweitens. Wir stimmen mit dem Grundgedanken 
des Gesetzes überein, daß die prinzipielle Bereitschaft 
der Bundesrepublik Deutschland, Aussiedler aufzu-
nehmen, im Interesse der Betroffenen und der einhei-
mischen Bevölkerung ein geordnetes und effizientes 
Aufnahmeverfahren voraussetzt. 

Drittens. Es ist die Absicht des Gesetzes, wieder zu 
einem weitgehend einheitlichen Verfahren zwischen 
Bund und allen Ländern zu kommen. Hierdurch sollen 
einseitige Belastungen vermieden und die Sozialver-
träglichkeit sichergestellt werden. Ich appelliere im 
Sinne eines kooperativen Föderalismus an die Länder, 
diesen Weg mit dem Bund gemeinsam zu gehen. 

Viertens. Es sind Bedenken erhoben worden, ob das 
vorgesehene Verfahren praktikabel ist und nicht zu 
unvertretbaren Verzögerungen führt. Deshalb wird 
bei den weiteren Beratungen diesem Problem beson-
dere Aufmerksamkeit zu schenken sein. Die für die 
Entscheidung zuständigen Stellen werden rechtzeitig 
das erforderliche Personal zur Verfügung stellen müs-
sen. Auch ist daran zu denken, das Aufnahmeverfah-
ren für die Betroffenen so flexibel wie möglich zu 
gestalten, d. h. es muß z. B. möglich sein, nicht nur 
über die deutschen Auslandsvertretungen, sondern 
auch über Vertrauenspersonen in der Bundesrepublik 
Deutschland oder bei einer Besuchsreise auch direkt 
beim Bundesverwaltungsamt in Köln Anträge zu stel-
len. 

Besonders zu begrüßen ist, daß das Gesetz eine 
Härtefallregelung vorsieht. Diese Regelung muß es 
ermöglichen, nicht nur den besonderen Verhältnissen 
des Einzelfalls, sondern auch besonderen aktuellen 
Gruppenschicksalen in den Aussiedlungsgebieten 
Rechnung zu tragen. In diesem Zusammenhang wird 
auch zu prüfen sein, ob die bereits im Besitz einer 
Übernahmegenehmigung nach bisherigen Verfahren 
befindlichen Aussiedler, die nach Inkrafttreten des 
Gesetzes einreisen, im Wege dieser Härteregelung 
aufzunehmen sind, oder ob man nicht besser für diese 
Fälle eine gesetzliche Übergangsregelung schaffen 
muß. 

Fünftens. Im übrigen möchte ich noch einmal ganz 
klar sagen, daß wir den Gedanken einer Gesamtrevi-
sion des Kriegsfolgenrechts, der in manchen Anträgen 
und Forderungen vorgebracht wird, jetzt jedenfalls 
nicht verfolgen werden. 

Die Zeit dafür ist noch nicht gekommen. Die geän-
derten politischen Verhältnisse in einigen osteuropäi-
schen Ländern haben sich eben noch nicht hinrei-
chend konsolidiert. Außerdem sollte eine Gesamtrevi-
sion des Kriegsfolgenrechts im Zusammenhang mit 
einer gesamteuropäischen Regelung, die heute ange-
strebt wird, gesehen werden. 

Das Gesetz gibt uns die Möglichkeit ausdrücklich 
nachzuweisen, daß wir zu unseren im Grundgesetz 
verankerten Pflichten stehen, daß wir die christlichen 
und sozialen Belange unserer Gesellschaft ernst neh-
men und daß der Bund und die Länder im Interesse 
der Sache zu einer kooperativen Zusammenarbeit be-
reit sind. 

Frau Hämmerle (SPD): Die Bundesregierung legt 
heute zwei Gesetzentwürfe vor, die eigentlich zu 
schwerwiegend sind, als daß sie am späten Abend 
behandelt werden sollten. Deshalb auch nur knapp 
das Wichtigste: 

Erstens. Die Bundesregierung legt einen Gesetzent-
wurf zur Aufhebung des Aufnahmegesetzes vor. Na, 
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endlich, kann ich dazu nur sagen. Die SPD hat bereits 
am 7. Februar 1990 das gleiche beantragt. „Neurege-
lungen für Übersiedlerinnen und Übersiedler" hieß 
unser Antrag. Wir wollten schon im Februar das Auf-
nahmegesetz abschaffen. Wir sind nach wie vor davon 
überzeugt, daß der frühere Zeitpunkt richtiger gewe-
sen wäre. 

Den Termin, den die Regierung vorschlägt, den 
1. Juli, halten wir für falsch. In dieser wichtigen Frage 
des Termins ist übrigens auch der Bundesrat nicht ein-
verstanden. Alle Bundesländer waren sich am 6. Ap ril 
1990 darüber einig. 

Ich möchte jetzt nicht nachtarocken. Vieles könnte 
ich zitieren, was Vertreter besonders der CDU uns an 
den Kopf geworfen haben, zum Teil auch in sehr un-
angenehmer, ja rüder Form: „Neidkampagne", 
„Schüren von Sozialneid" und „Spaltpilz der Nation" 
sind nur einige Stichworte. Wenn die Regierung nur 
drei Monate später genau das gleiche Begehren, näm-
lich die Abschaffung des Aufnahmegesetzes, als Ge-
setzentwurf einbringt, dann wäre ein Wort des Bedau-
erns wegen der Beschimpfungen uns gegenüber 
schon angebracht. 

Einen damals schon strittigen Punkt haben Sie aller-
dings auch heute nicht geregelt: die Frage der mögli-
cherweise entstehenden Sozialhilfeleistungen. Wir 
haben am 7. Februar 1990 beantragt, daß dem Bun-
destag alsbald ein Gesetzentwurf vorzulegen ist, „der 
den Ländern, Gemeinden und der Bundesanstalt für 
Arbeit die ihnen durch Übersiedlungen entstehenden 
Belastungen für eine gewisse Zeit durch Bundesmittel 
ausgleicht. " 

Auch der Bundesrat hat einstimmig folgendes be-
schlossen: 

Der Bundesrat erwartet, daß der Bund für den Zeit-
raum, für den sonst Eingliederungsgeld gewährt 
wird, Sozialhilfeleistungen für Übersiedler erstat-
tet, die keinen Anspruch auf Eingliederungsgeld, 
aber einen Anspruch auf Sozialhilfe haben. 

Das Problem der Unterbringung ist übrigens nicht 
gelöst. Es kommen ja weiterhin Menschen aus der 
DDR und Osteuropa, mal mehr, mal weniger, zur Zeit 
eher wieder mehr. 290 812 Aus- und Übersiedler seit 
1. Januar 1990, das ist ja nicht wenig. Wir benötigen 
weiterhin ein verstärktes Wohnungsbauprogramm 
für öffentlich geförderte Wohnungen sowohl für die 
eigene Bevölkerung als auch für die Zuziehenden, 
ohne Bevorzugung der letzteren. 

In der Begründung des Gesetzentwurfs schreibt die 
Regierung „auch ist zu erwarten, daß nach den ersten 
freien und demokratischen Wahlen in der DDR und 
aufgrund der angestrebten Währungs- und Wirt-
schaftsgemeinschaft einschließlich ihrer sozialen Ab-
sicherung die Menschen in der DDR ohne Furcht an 
der Verwirklichung einer freiheitlichen Demokratie in 
ihrer Heimat mitarbeiten und auf eine Besserung ihrer 
wirtschaftlichen Lage rechnen können". 

Diese Erwartung teile ich. Ich glaube aber auch, daß 
sich nach Einführung der Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion die Frage nach den gleichen Bedin-
gungen für die Gewährung von Arbeitslosenunter-

stützung stellen kann. Wir sollten diesen Punkt im 
Ausschuß beraten. 

Zweitens. Der zweite Gesetzentwurf, der hier zur 
ersten Beratung ansteht, bet rifft die Regelung des 
Aufnahmeverfahrens für Aussiedler. Das bisherige 
Aufnahmeverfahren soll verändert werden. Bisher 
waren das Verlassen des Herkunftslandes, das Regi-
strierverfahren in einem Durchgangslager und die Be-
antragung der Vertriebeneneigenschaft in der Bun-
desrepub lik die Voraussetzung für den Erhalt des Sta-
tus „Aussiedler". Aussiedlungswillige aus der UdSSR 
und aus Rumänien erhielten in ihren Herkunftslän-
dern nur dann einen Paß, wenn u. a. auch ein schrift-
licher Antrag vom Bundesverwaltungsamt positiv be-
schieden worden war. 

Nach dem Gesetzentwurf ist jetzt nötig, daß der 
Aussiedlungswillige zunächst einen Antrag beim 
Bundesverwaltungsamt in Köln stellt, damit do rt  ge-
prüft werden kann, ob die Voraussetzungen für die 
Zuerkennung des Status „Aussiedler" vorliegen. Über 
den Aufnahmebescheid entscheidet das Bundesland, 
in dem sich der Aussiedlungswillige niederlassen will. 
Eingliederungsleistungen können nur noch den Per-
sonen gewährt werden, die dieses Verfahren durch-
laufen und einen Aufnahmebescheid erhalten haben. 
Dies ist ganz zweifellos eine Lenkungsmaßnahme, 
vielleicht sogar eine Kontingentierung, für die wir von 
der Koalition schwer gescholten worden sind. 

Da ein schriftliches Aussiedlungsverfahren bei Per-
sonen aus der UdSSR und Rumänien bereits seit lan-
gem praktiziert wird, sind vor allem Aussiedler aus 
Polen von der Neuregelung betroffen. Aussiedler aus 
der UdSSR wären dann davon betroffen, wenn das 
liberalisierte Paßgesetz voll praktiziert würde. 

Wir stimmen diesem Gesetzentwurf zu, zumal die 
SPD schon im November 1989 die Einführung eines 
schriftlichen Anerkennungsverfahrens für Aussiedler 
gefordert hat, nicht zuletzt deswegen, weil das unge-
lenkte Einreiseverfahren per Touristenvisum sehr 
viele Probleme aufwirft. 

Das Problem des Aussiedlerzuzugs ist weiterhin 
groß. Es ist davon auszugehen, daß 1990 über eine 
halbe Million Aussiedler kommen werden. 1989 wa-
ren es 377 000. Das schriftliche Verfahren ist längst 
überfällig. Etwa 10 % aller aus Polen Kommenden 
werden bei der Registrierung in den Durchgangsla-
gern nicht als Aussiedler anerkannt. Sie tauchen dann 
in den allermeisten Fällen unter und fallen den Ge-
meinden sozial zur Last. 

In der Begründung des Gesetzentwurfs stellt die 
Bundesregierung fest, daß in Ungarn und in Jugosla-
wien kein Vertreibungsdruck mehr besteht, weil die 
Menschen dort entweder Minderheitenrechte haben 
oder ihr Land seit Jahren verlassen können. Dies gilt 
natürlich auch für die anderen im Bundesvertriebe-
nengesetz genannten Länder, besonders für Polen 
und die CSFR. Wir erhalten deshalb unseren Antrag, 
das Bundesvertriebenengesetz zu beenden, aufrecht. 
Ihr Vorschlag ist nur ein erster Schritt. Ich sage Ihnen 
allerdings auch aus der Erfahrung mit dem Aufnah-
megesetz voraus, daß Sie uns auch beim Bundesver-
triebenengesetz bald folgen werden. 
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Wichtig am Gesetzentwurf ist der Text über die 
sogenannten Sammeleingebürgerten, Volksliste 3. 
Nach der bisherigen Auffassung der Bundesregierung 
waren die in die Volksliste 3 Eingetragenen sowie 
ihre Kinder und Kindeskinder deutsche Staatsange-
hörige. Hier tritt nun ein sehr beachtlicher Wandel 
ein, denn die Bundesregierung stellt fest: „Auch bei 
den Sammeleingebürgerten kann von den durch Ver-
treibung und Veränderung der tatsächlichen Verhält-
nisse verursachten Belastungen häufig nicht ausge-
gangen werden, wenn sie bei und nach Kriegsende 
von den gegen Deutsche gerichteten Verfolgungs-  
und Vertreibungsmaßnahmen nicht unmittelbar be-
troffen waren". 

Hier wird endlich klargemacht, daß es für polnische 
Staatsangehörige eben nicht mehr ausreicht nachzu-
weisen, daß der Großvater bei der deutschen Wehr-
macht war, um die deutsche Staatsangehörigkeit an-
zustreben. Diese Erkenntnis ist richtig und wichtig, 
waren es doch allein im vergangenen Jahr 200 000 
Menschen aus Polen, die davon betroffen waren. Eine 
Regelung ist also längst überfällig. 

Dieser Punkt wird in den Beratungen des Innenaus-
schusses eine zentrale Rolle spielen müssen. Wir wer-
den die Frage nicht zuletzt deshalb intensiver behan-
deln müssen, weil schon der Grundgesetz-Kommen-
tar Maunz-Dürig zu folgendem Urteil kommt: 

Dem Völkerrecht würde es widersprechen, wenn 
der deutsche Gesetzgeber eine Entscheidung dar-
über getroffen hätte, welche Personen von frem-
den Staaten als ihre Angehörige in Anspruch ge-
nommen worden sind oder werden. Das kann da-
her bei verfassungskonformer Auslegung keines-
falls Inhalt des Ersten Staatsangehörigkeits-Rege-
lungsgesetzes sein. Eine Auslegung des Gesetzes, 
die die Entscheidung über die Inanspruchnahme 
für die fremde Staatsangehörigkeit dem deutschen 
Gesetzgeber zuschreibt, würde mit Sicherheit zur 
Verfassungswidrigkeit des Ersten Staatsangehö-
rigkeits-Regelungsgesetzes führen ... Die Tatsa-
che der Inanspruchnahme oder Nichtinanspruch-
nahme einer Person für die fremde Staatsangehö-
rigkeit kann allein durch den Nachweis einschlä-
giger Akten des betreffenden Staates nachgewie-
sen werden. 

Diese zuletzt genannte Vorbedingung ist bisher 
noch nie bei der Anwendung des Ersten Staatsange-
hörigkeits-Regelungsgesetzes erfüllt worden. 

So viel für heute; die SPD-Bundestagsfraktion si-
gnalisiert grundsätzliche Zustimmung zu beiden Ge-
setzentwürfen. 

Lüder (FDP): Wir Freien Demokraten haben die Re-
gierungsentwürfe zu den Gesetzen, die wir heute be-
raten, von Anfang an begrüßt. Beide Gesetze können 
zur Versachlichung der Diskussion beitragen und 
nach den Irritationen durch frühere Äußerungen von 
Bundes- und Landespolitikern aus CDU/CSU und 
SPD auf den gemeinsamen Boden sozialverantwort-
lich und rechtsstaatlich orientierter Politik der Koali-
tion gegenüber Übersiedlern und Aussiedlern zurück-
führen. 

Insbesondere die Diskussion über das Ob und Wann 
einer Aufhebung oder Veränderung des Aufnahme-
gesetzes wird durch die Gesetzentwürfe auf vernünf-
tige Bahnen gelenkt. Wir haben stets allen denen eine 
Absage erteilt, die meinten, die mit den Anfang des 
Jahres steigenden Übersiedlerzahlen entstandenen 
Probleme im wesentlichen durch Aufhebung des Auf-
nahmegesetzes lösen zu können. Für uns galt und gilt, 
daß das Recht auf Freizügigkeit für alle unberührt 
bleiben muß und auch nicht durch sozialen Druck 
beeinträchtigt werden darf. 

Jeder Versuch, durch Kürzungen der Sozialhilfe, 
wie er zeitweise insbesondere aus dem Süden 
Deutschlands und von Teilen der SPD diskutiert 
wurde, einen Rückreisedruck auf die Deutschen aus 
der DDR auszuüben, ist mit dem Sozialstaatsprinzip 
des Grundgesetzes nicht vereinbar. Wir haben immer 
gesagt — und ich wiederhole es hier — , woran sich 
auch der Gesetzentwurf der Bundesregierung orien-
tiert: Das Aufnahmegesetz — früher auch Notaufnah-
megesetz — wird so lange bestehen bleiben müssen, 
wie die Verhältnisse in der DDR Bürger zum Übersie-
deln veranlassen. Weil jeder Deutsche — und damit 
auch jeder Deutsche in der DDR — das uneinge-
schränkte und ihm nicht nehmbare Recht auf Freizü-
gigkeit hat, würde eine sofortige Aufhebung des Auf-
nahmegesetzes nicht einen einzigen Übersiedlungs-
fall verhindern. Sie würde wohl aber starke Belastun-
gen der Gemeinden mit sich bringen, die an Stelle des 
Bundes jedem Deutschen Obdach geben müßten, der 
bei ihnen darum nachsucht. Der mit dem Gesetzent-
wurf eingeschlagene Weg ist richtig, schon jetzt die 
Vorbereitungen für zukünftige bessere Verhältnisse 
zu beginnen, zugleich aber denen eine Absage zu 
erteilen, die zu früh und daher falsch handeln wollen, 
wie es insbesondere Bundesratsinitiativen aufzeig-
ten. 

Die Einreisemöglichkeit für jeden Deutschen in un-
ser Gebiet ist für uns unverzichtbares Freiheitsrecht 
des Grundgesetzes. Solange die DDR ein selbständi-
ger Staat ist, haben wir jedem deutschen Staatsbürger 
bei uns Aufnahme zu gewähren, ohne seine Motive zu 
hinterfragen. Unsere Verfassung verbietet, einen 
Deutschen außer Landes zu weisen. Weder polizeili-
cher Zwang noch sozialer Druck dürfen dies bewir-
ken. 

Das Aufnahmegesetz begünstigt die Übersiedler 
nicht, es schränkt ihre Freizügigkeit im Bundesgebiet 
vielmehr ein, solange sie nicht selbst Arbeit und Ein-
kommen gefunden haben, indem staatliche Stellen 
diesen Übersiedlern Wohnsitz und Wohnraum dort 
zuweisen können, wo dies noch am ehesten möglich 
ist. Mit der Abschaffung des Gesetzes kann dann nach 
unserer Rechtsordnung jedermann, der aus der DDR 
zu uns übersiedelt, in der Gemeinde Unterkunft ver-
langen, in die er selbst möchte. Solange er diese Un-
terkunft nicht bezahlen kann, hilft dann in angemes-
senem Rahmen die Sozialhilfe der Kommunen. 

Es dürfte eine Illusion sein zu glauben, daß die 
Übersiedler, die Menschen aus der DDR, die 40 Jahre 
nicht geflohen sind, heute dort Wohnung und Heimat, 
Familie und Freunde verlassen, nur weil sie hier ein-
mal die 200 DM Eingliederungsgeld erhielten. Wer 
der großen Zahl der Übersiedler dieses Motiv unter-
stellt, der hat sich mit den Sorgen und Problemen die- 
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ser Menschen noch nie beschäftigt, der offenbart al-
lenfalls, wie sehr er selbst sein Denken an zwei Hun-
dertmarkscheinen orientiert. 

Um die Übersiedlerzahl zu verringern, ist es erfor-
derlich, daß die Lebensperspektiven in der DDR ver-
bessert werden. Das hat sich schon an der Entwick-
lung der Übersiedlerzahlen über die letzten Wochen 
mit der Chance auf ein Leben in Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und — vor allem — Sozialunion gezeigt. Dazu 
gehört, daß Rentner und Arbeitslose in der heutigen 
DDR dort Zutrauen in die soziale Gerechtigkeit der 
vor uns liegenden Sozialunion gewinnen. Die bisher 
bekannt gewordenen Vorschläge der Bundesregie-
rung zum Abschluß des Staatsvertrages über die So-
zialunion weisen in die richtige Richtung. Insbeson-
dere die Sicherung der Renten, aber auch die Einfüh-
rung der Grundprinzipien unseres Sozialstaates lie-
fern den Stoff, aus dem auch in der DDR ein stabiles 
soziales Netz geknüpft werden kann. Dies ist die Vor-
aussetzung für die Grundlage des Vertrauens in eine 
sozial gesicherte Zukunft in der DDR. Die Wirtschafts- 
und Währungsunion gibt dazu die stärkere Motivation 
zu einem Leben in Wohlstand, das auch im freien 
Rechtsstaat das Leben erst angenehm macht. 

Es geht um grundlegende Sicherungen, es geht um 
grundlegende Verbesserungen in der DDR und für 
unsere Landsleute drüben als Voraussetzung der Her-
stellung der Einheit und zugleich als Voraussetzung 
zum Abbau der Übersiedlerzahlen. Die kurz bevorste-
hende Wirtschafts- und Währungsgemeinschaft auf 
der Grundlage einer Sozialunion erst schafft die Vor-
aussetzung dafür, das Aufnahmeverfahren zu been-
den und volle Freizügigkeit zu gewähren. Nicht weil 
die Übersiedlerzahlen zu groß sind, soll auf das Auf-
nahmegesetz verzichtet werden. Umgekehrt: Weil die 
Übersiedlerzahlen abnehmen werden, kann das aus 
Notzeiten stammende, für besondere Situationen ge-
schaffene Aufnahmegesetz in Erfüllung seiner Aufga-
ben auslaufen. 

Wir passen damit den verbesserten politischen Ver-
hältnissen die Rechtslage an, die für schlechtere Zei-
ten Vorsorge tragen sollte. Der gleiche Grundsatz gilt 
für die vorgesehenen Veränderungen im Aussied-
lungsbereich durch das Aussiedler-Aufnahme-Ge-
setz. Weil sich die Situation in den früheren Vertrei-
bungsgebieten verändert hat, können wir mit diesem 
Gesetz einen Beitrag zur Normalisierung leisten. 

Wir wollen in den Ausschüssen zügig über die Ge-
setze beraten und erklären schon heute unsere grund-
sätzliche Bereitschaft zur Zustimmung zu den Inten-
tionen beider Entwürfe. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Zur Beratung stehen 
heute zwei Gesetzentwürfe der Bundesregierung, die 
eigentlich längst überfällig, aber auch vollkommen 
unzureichend und halbherzig sind. Es ist nur konse-
quent, daß sogenannte Notaufnahmeverfahren für 
DDR-Bürger und -Bürgerinnen — im herrschenden 
Jargon Übersiedler genannt — zu stoppen, wo doch 
die Einverleibung der DDR fast abgeschlossen ist. 

Jahrelang wurden Sonderprogramme, Sonderrege-
lungen für sogenannte Aus- und Übersiedler durchge-
führt, die diese teilweise privilegierten oder zumin

-

dest den Eindruck erweckten: Diese speziellen Son-
derprogramme waren gerade darauf angelegt, die 
Konkurrenzsituation unter den Erwerbslosen und 
Lohnabhängigen zu verschärfen. Es ist doch ganz of-
fensichtlich, daß die großdeutschen Träume führen-
der Politiker auf dem Rücken der Erwerbslosen und 
Benachteiligten ausgetragen werden, während die 
bundesdeutschen Unternehmer nur an den Profit aus 
dem zugewanderten, in der DDR ausgebildeten Ar-
beitskräftepotential denken. 

Seit Jahren wurde von den Bundesregierungen eine 
Heim-ins-Reich-Politik bet rieben. Als die Betroffenen 
dann tatsächlich kamen, waren sie bald schon nicht 
mehr erwünscht. 

Die Tatsache der offenen Grenzen in der DDR führt 
unter den gegebenen Umständen zu einer Verschie-
bung des sozialen Drucks angesichts anhaltender 
Massenerwerbslosigkeit, zunehmender Wohnungs-
not, jahrelang gezielter Wohnungsverknappungspoli-
tik der Bundesregierung und steigender Armutspro-
blematik. Soziale Spannungen, Polarisierung und 
Rassismus werden geschürt. Ich kann es nicht anders 
nennen. 

Mit ihren Sondergesetzen für diejenigen, die auf 
Grund der Grundgesetzanmaßung des A rt. 116 oder 
des Bundesvertriebenengesetzes als deutsch oder 
deutschstämmig bezeichnet werden, schürt die Bun-
desregierung soziale Konflikte und Konkurrenzsitua-
tionen in der Bevölkerung. Es handelt sich hier jedoch 
um nichts anderes als einen Menschenverschiebe-
bahnhof. Auf der Strecke bleiben diejenigen, die oh-
nehin sozial benachteiligt sind und von denen Solida-
rität erwartet wird, aber auch die Betroffenen Aus- 
und Übersiedler, die zunehmend mit Ablehnung und 
Ausgrenzung konfrontiert werden. 

Gerade der Gesetzentwurf bezüglich der Aussiedler 
ist doch vollkommen unzureichend. Es geht der Bun-
desregierung hier doch um nichts anderes als die Ver-
zögerung der Ausreise, eine genauere Sortierung der-
jenigen, die die nach völkischen Kriterien definie rte 
Deutschstämmigkeit irgendwie beweisen oder erkau-
fen können, und derjenigen, die diesen Nachweis 
nicht erbringen können. So werden immer mehr Men-
schen, z. B. aus Polen, die kein deutsches Blut haben 
und die wegen steigender Massenarmut dort keine 
Lebensgrundlage mehr sehen, als Asylanten bezeich-
net, was eigentlich ein Spezialbegriff zur Selektion 
von nichtdeutschen, nichtweißen Flüchtlingen ist, vor 
denen dieses Land abgeschottet werden soll. 

Am Bundesvertriebenengesetz rüttelt die Bundes-
regierung natürlich nicht. Immer noch wird von do rt 

 Vertreibung, Flüchtlingen etc. gesprochen, erhalten 
Vertriebene, insbesondere Vertriebenenverbände 
großzügige Regelungen und Zuwendungen, während 
Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen und an-
dere Opfer der NS-Herrschaft wie Zangssterilisierte, 
Sinti und Roma noch immer auf Entschädigungs- und 
Rentenansprüche warten. 

Das Vertriebenengesetz sollte allerdings ersatzlos 
gestrichen werden. Wir werden uns an einer Abschot-
tungspolitik gegen Einwanderer und Flüchtlinge, die 
Menschen nach rassistischen Kriterien wie Deutsch-
stämmigkeit beurteilt, die Menschen zur Durchsetzung 
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ihrer Machtinteressen als Verschiebemasse benutzt, 
nicht beteiligen. Die Auswirkungen dieser herrschen-
den Ideologie, die ihren Niederschlag in diesen Son-
dergesetzen hat, ist sattsam bekannt: Rassistische 
Überfälle auf Flüchtlinge aus der Dritten Welt häufen 
sich. 

Wir vertreten eine Politik der offenen Grenzen, der 
Toleranz, der Flexibilität. Dies setzt natürlich die Be-
schaffung von menschenwürdigen Lebensbedingun-
gen für alle und eine verantwortungsvolle Sozialpoli-
tik voraus, die die Bedingungen für alle hier Lebenden 
verbessert. Gerade jetzt, wo für diese Bundesregie-
rung offensichtlich nur Deutsche zählen, werden die 
Lebensbedingungen für die als Ausländer definierten 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland durch 
die Verschärfung des Sondergesetzes Ausländerge-
setz erheblich verschärft, und die Abschottung vor 
Flüchtlingen aus der Dritten Welt wird perfektio-
niert. 

Aussiedler werden einmal aus ideologischem, ein 
anderes Mal aus ökonomischem Kalkül begrüßt, dann 
aber wieder ausgegrenzt und abgeschoben. Sonder-
gesetze waren immer da, um zu spalten. 

In diesem Sinne wiederholt die Bundesregierung 
alte Fehler: in der Praxis ist die Geschichte der Aus-
siedler und Übersiedler in der Bundesrepublik die 
Wiederholung der Geschichte der Ausländer. Dem-
nach stehen uns große soziale Konflikte bevor. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/6944 Frage 1): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, bei Auto-
besitzern mit einem Zweitwagen die Übertragung des einen 
Nummernschildes auf das andere Fahrzeug zu vereinfachen? 

Um den Besitzern von Zweitwagen die Übertragung 
des Nummernschildes auf das andere Fahrzeug zu 
ermöglichen, bedürfte es der Einführung sog. Wech-
selkennzeichen. Die Einführung von Wechselkenn-
zeichen wird jedoch insbesondere aus folgenden 
Gründen nicht erwogen: 

1. Die polizeiliche Fahndung z. B. bei Unfallflucht 
kann ins Leere laufen, wenn der Fahrer legal mit 
demselben Kennzeichen verschiedene Fahrzeuge 
benutzen darf. Auch die Beweisführung bei Ord-
nungswidrigkeiten würde gefährdet, denn der 
Fahrzeughalter könnte behaupten, er habe in der 
fraglichen Zeit sein Kennzeichen legal an einem 
anderen Fahrzeug benutzt. 

2. Bei der den Ländern zustehenden Kraftfahrzeug-
steuer entstünden Einnahmeausfälle. Die Länder 
lehnen daher Wechselkennzeichen nachdrücklich 
ab. 

3. Auch bei den Kraftfahrzeugversicherern entfiele 
ein Teil der Versicherungsprämien mit der nicht 
auszuschließenden Folge einer allgemeinen Prä-
mienerhöhung. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Fragen 
des Abgeordneten von Schmude (CDU/CSU) (Druck-
sache 11/6944 Fragen 2 und 3): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Mittel aus der Städte-
bauförderung häufig nicht nur für dringend notwendige Sanie-
rungsmaßnahmen, sondern auch für absolut überflüssige ko-
stentreibende Begleitmaßnahmen verwendet werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um künftig zu ver-
hindern, daß mit Städtebauförderungsmitteln anstelle dringend 
notwendiger Sanierungsmaßnahmen, insbesondere im Hinblick 
auf die Schaffung und Verbesserung von Wohnraum, Maßnah-
men durchgeführt werden, wie z. B. das Pflanzen überteuerter 
Bäume, das Aufreißen guter Asphaltstraßen, um Kopfsteinpfla-
ster zu setzen, oder das Umgestalten von innerstädtischen Gar

-

tenanlagen auf Grund „moderner Architektenerkenntnisse"? 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß die 
Städtebauförderungsmittel in erster Linie für dringli-
che Sanierungsmaßnahmen eingesetzt werden sollen. 
Ihr ist nicht bekannt, daß solche Mittel „für absolut 
überflüssige kostentreibende Begleitmaßnahmen" 
von Sanierungsmaßnahmen verwendet werden. Soll-
ten Ihnen solche Fälle eines Fehlgebrauchs konkret 
bekannt sein, wäre ich dankbar, wenn Sie sie mir mit-
teilten. Ich bin dann gerne bereit, ihnen im Rahmen 
der gegebenen Möglichkeiten nachzugehen. 

Zu diesem Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
ist zu beachten, daß die Stadterneuerung nach der 
grundgesetzlichen Aufgabenverteilung originär den 
Ländern obliegt. Außerdem haben die Gemeinden 
das verfassungsmäßige Recht, alle Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in 
eigener Verantwortung zu regeln. Dementsprechend 
entscheiden die Länder und Gemeinden auch über 
den Einsatz der Städtebauförderungsmittel, die der 
Bund mit seinen Finanzhilfen lediglich verstärkt, in 
eigener Zuständigkeit. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/6944 
Frage 4): 

Wie ist der Stand der Gespräche mit den US-Streitkräften über 
eine Nutzungsvereinbarung über den Truppenübungsplatz 
Grafenwöhr, und gibt es Informationen der Bundesregierung 
über eine eventuell beabsichtigte Verminderung der US-S treit-
kräfte in Grafenwöhr? 

Das vom Bundesministerium der Finanzen den Ent-
sendestaaten bereits im August 1988 vorgeschlagene 
Verwaltungsabkommen betreffend die Überlassungs-
vereinbarungen für Übungsplätze konnte bislang 
noch nicht abgeschlossen werden. 

Die Entsendestaaten streben für alle beteiligten 
Streitkräfte ein einheitliches Abkommen mit mög-
lichst einheitlichen Mustervereinbarungen an, haben 
ihre gegenseitigen Konsultationen über eine unter-
einander abgestimmte Haltung aber noch nicht been-
det. Das Bundesministerium der Finanzen bleibt wei-
terhin bestrebt, die Verhandlungen zu einem baldi-
gen Abschluß zu bringen. 
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Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
über eine Verminderung der amerikanischen Streit-
kräfte in Grafenwöhr vor. Nach Einschätzung der 
Bundesregierung wird der Truppenübungsplatz Gra-
fenwöhr auch nach einer generellen Truppenreduzie-
rung seine wichtigen Funktionen als Ausbildungsge-
lände behalten. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Drucksache 
11/6944 Fragen 5 und 6): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse der Milch-
quotenregelung vor dem Hintergrund immer noch vorhandener 
Unzufriedenheit der Milchbauern? 

Sieht die Bundesregierung eine Lösungsmöglichkeit dieser 
Unzufriedenheit in der Handelbarkeit der Milchmengenquoten, 
und zwar noch vor der Vollendung des Europäischen Binnen-
marktes? 

Die Bundesregierung kann die von Ihnen erwähnte 
Unzufriedenheit bei den deutschen Milcherzeugern 
generell so nicht feststellen. Vielmehr ist zu verzeich-
nen, daß die Masse der Milcherzeuger mit den ein-
kommensmäßigen Auswirkungen der Quotenrege-
lung einverstanden ist und Berufskollegen in anderen 
Bereichen teilweise ähnliche Regelungen wün-
schen. 

Naturgemäß hat eine mengenbegrenzende Rege-
lung einengende Elemente. Die Bundesregierung war 
und ist deshalb bestrebt, die gesamte Regelung mög-
lichst flexibel auszugestalten. Nach Abbau des sog. 
Bauchladens wird sie vorschlagen, die Abzugsrege-
lung bei sämtlichen Pacht- und Übertragungsfällen zu 
streichen; des weiteren will sie das flächenungebun-
dene Leasen von Quoten zulassen. Diese Vorschläge 
bedürfen jedoch der Zustimmung des Bundesrates. 

Eine weitergehende Handelbarkeit von Milchquo-
ten losgelöst von der Fläche ist jedoch mit größter Vor-
sicht zu prüfen. Eine Mehrheit in den übrigen Mit-
gliedstaaten für die Aufhebung der Flächenbindung 
ist derzeit auch nicht ersichtlich. 

Eine Handelbarkeit von Quoten über die Grenzen 
der Mitgliedstaaten hinaus lehnt die Bundesregierung 
ab. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Flinner (GRÜNE) (Drucksache 
11/6944 Fragen 7 und 8): 

Welche Konsequenzen für ihre Agrarpolitik zieht die Bundes-
regierung daraus, daß bei den Erzeugerpreisen für landwirt-
schaftliche Produkte im Januar 1990 das Niveau von 1980 um 
1,1 % unterschritten, bei den Nahrungsmittelpreisen aber um 
21,5 % und bei den Lebenshaltungskosten sogar um 27,9 % 
überschritten wurde? 

Welche Positionen vertritt die Bundesregierung bei den lau-
fenden EG-Agrarpreisverhandlungen, und wieweit hat sie be-
reits einem Kompromiß zugestimmt (bzw. wird zustimmen), der 
für die Bauern weitere direkte und indirekte Preissenkungen 
und damit für viele eine direkte Existenzbedrohung bedeutet? 

Zu Frage 7: 

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeu-
gerpreise und der Verbraucherpreise für Nahrungs-
mittel wird von unterschiedlichen Faktoren bestimmt. 
Bei den Nahrungsmittelpreisen hat der Einfluß der 
Kosten auf der Be- und Verarbeitungs- sowie Ver-
triebsstufe immer stärker zugenommen, d. h. der An-
teil der landwirtschaftlichen Produktpreise an den 
Verbraucherausgab en für Nahrungsmittel nahm kon-
tinuierlich ab auf derzeit gut ein Drittel. Im Vergleich 
dazu sind die Kosten der Erzeugung von landwirt-
schaftlichen Rohprodukten weniger stark gestiegen, 
teilweise sogar gesunken. 

Außerdem wird die Preisentwicklung im Durch-
schnitt aller Produkte von abweichenden Entwicklun-
gen und unterschiedlichen Gewichten der Einzelpro-
dukte beeinflußt. So haben die Produkte Speisekartof-
feln, Obst, Gemüse, für die sowohl im Erzeuger- als 
auch im Verbraucherbereich deutlich höhere Preise 
als 1980 zu beobachten sind, im Erzeugerpreisindex 
einen Anteil von 4,5 %, im Preisindex für Nahrungs-
mittel aber einen Anteil von 11,2 %. Entsprechend 
stärker schlagen hier Preisanstiege auf den Verbrau-
cherpreisindex für Nahrungsmittel durch. 

Die Entwicklung landwirtschaftlicher Erzeuger-
preise wird durch Angebot und Nachfrage geprägt. 
Wie die Garantiemengenregelung bei Milch bewie-
sen hat, lassen sich die Preise am ehesten dadurch 
stabilisieren, daß sich das Angebot der Nachfrage an-
paßt. Daraus ergibt sich für die Agrarpolitik die Kon-
sequenz, sich auch weiterhin um die Herstellung des 
Marktgleichgewichts in den verschiedenen Produkt-
bereichen zu bemühen. 

Zu Frage 8: 

Die Bundesregierung hat wiederholt klargestellt, 
daß im Rahmen der Agrarpreisvorschläge für das 
Wirtschaftsjahr 1990/91 durch die EG-Kommission di-
rekte oder indirekte Preissenkungen über die Stabili-
satorenauswirkungen hinaus für sie nicht akzeptabel 
sind. 

Von den im Februar 1988 beschlossenen Stabilisie-
rungsmaßnahmen wurden die angebotsbegrenzen-
den und nachfragestimulierenden Elemente bisher 
nicht oder nicht in allen Mitgliedstaaten konsequent 
umgesetzt. Dies bet rifft insbesondere die Flächenstill-
legungsregelung ; die Produktionsschwelle von 
160 Millionen t Getreide wäre im laufenden Wirt-
schaftsjahr nicht überschritten worden, wenn die Flä-
chenstillegungsregelung in allen Mitgliedstaaten 
ebenso konsequent angeboten und genutzt worden 
wäre wie in der Bundesrepublik Deutschland. Aus 
diesem Grunde fordert die Bundesregierung Maßnah-
men zur Erlösverbesserung, durch die im Ergebnis die 
Preissenkung infolge der Stabilisatorenregelung ent-
scheidend abgemildert wird. 

Darüber hinaus hält die Bundesregierung richtung-
weisende Beschlüsse zur wirksamen Durchführung 
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der Flächenstillegungsregelung in allen Mitgliedstaa-
ten, zur Förderung konkreter Demonstrationsvorha-
ben im Bereich der nachwachsenden Rohstoffe und 
zur Förderung der Verfütterung von Getreide für er-
forderlich. 

Die Bundesregierung hat die von der irischen Präsi-
dentschaft in Abstimmung mit der EG-Kommission 
bisher vorgelegten Kompromißvorschläge abgelehnt, 
da die Forderungen der Bundesregierung nicht aus-
reichend berücksichtigt waren. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Kreuzeder (GRÜNE) (Drucksache 
11/6944 Fragen 9 und 10): 

Wie sollen bäuerliche Bet riebe bei beständiger Senkung der 
Erzeugerpreise wirtschaftlich überleben können und den allge-
meinen Preisverfall bei landwirtschaftlichen Produkten auffan-
gen, der beim Milchpreis eine Senkung von 4 bis 11 Pf/kg ge-
genüber dem Vorjahr, bei Getreide (Weizen) eine Senkung des 
Erzeugerpreises von 1983 bis 1989 um 17 DM/dt (von 55 auf 
38 DM/dt) ausmacht? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus den Protesten und De-
monstrationen von Landwirten gegen die von ihr und der EG- 
Kommission getragene „Preisdruckpolitik" Konsequenzen zu 
ziehen und den bäuerlichen Betrieben wieder eine wirtschaftli-
che Perspektive zu geben; welche Maßnahmen wird die Regie-
rung konkret durchführen? 

Zu Frage 9: 

Die landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe ha-
ben im vergangenen Wirtschaftsjahr 1988/89 ihr bis-
lang höchstes Einkommen erzielt; im laufenden Wirt-
schaftsjahr ist ein weiterer Anstieg zu erwarten. Diese 
günstige Situation wird durch die Entwicklung bei 
einzelnen Erzeugerpreisen insgesamt nicht in Frage 
gestellt. 

Die Garantiemengenregelung bei Milch hat für die 
milcherzeugenden Bet riebe in den letzten Wirt-
schaftsjahren nicht nur zu einem festen, sondern auch 
im Vergleich zu früheren Jahren zu einem erheblich 
höheren Milchpreis geführt. Die Folge war ein Ein-
kommensanstieg, der die Futterbaubetriebe — früher 
häufig Stiefkind der Einkommensentwicklung — an 
die Spitze der Einkommenspyramide brachte. Beson-
ders hoch waren die Milchpreise und entsprechend 
die Einkommen im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
1988/89. Wenn jetzt von dem genannten hohen Ni-
veau die Preise kurzfristig sinken, wobei ein so hoher 
Rückgang, wie er in der Anfrage genannt wird, stati-
stisch nicht nachweisbar ist, so dürften für die Futter-
baubetriebe daraus überhaupt keine Einkommens-
schwierigkeiten entstehen. Die Versorgung mit wirt-
schaftseigenem Futter ist günstig, die Futtermittel

-

preise liegen niedrig. Bei konsequenter Ausnutzung 
der in vielen Bet rieben noch bestehenden Möglich-
keiten zur Rationalisierung und Kosteneinsparung 
sind die Futterbaubetriebe daher auch beim gegen-
wärtigen Preisniveau durchaus in der Lage, befriedi-
gende oder sogar gute Einkommen zu erzielen. 

Erheblich schwieriger ist die Situation in den Ge-
treidebaubetrieben. Dies gilt vor allem für die exten

-

siven Marktfruchtbetriebe. In dieser Gruppe, die etwa 
5 % aller Vollerwerbsbetriebe umfaßt, haben die deut-
lichen Getreidepreissenkungen der vergangenen 
Jahre zu Einkommensverlusten geführt, die nicht 
durch verstärkte Rationalisierungsbemühungen und 
die Ausnutzung noch bestehender Spielräume zur Ko-
stensenkung ausgeglichen werden konnten. 

Die Ursachen des deutlichen Preisverfalls bei Ge-
treide liegen in den erheblichen Marktüberschüssen. 
Eine zukünftig bef riedigende Preis- und damit Ein-
kommensentwicklung für die Getreideerzeuger setzt 
daher eine Sanierung des Getreidemarktes durch an-
gebotsbegrenzende und nachfragefördernde Maß-
nahmen voraus. 

Die Bundesregierung ist daher im Rahmen der 
Agrarpreisverhandlungen darum bemüht, daß die im 
Rahmen der Stabilisatorenregelung beschlossenen 
flankierenden Maßnahmen, wie etwa die Flächenstill-
legung, endlich in allen Mitgliedstaaten gleichge-
wichtig angewendet werden und darüber hinaus wei-
tere marktentlastende Maßnahmen beschlossen und 
umgesetzt werden. 

Da diese Maßnahmen aber frühestens im Wirt-
schaftsjahr 1991/92 preiswirksam werden können, 
strebt die Bundesregierung darüber hinaus im Rah-
men der Agrarpreisverhandlungen einen Ausgleich 
für die sich aus der Stabilisatorenregelung ergebende 
Senkung der Stützungspreise um 3 % im Wirtschafts-
jahr 1990/91 an. 

Zu Frage 10: 

Die Bundesregierung hat direkt oder indirekt preis-
senkende Maßnahmen, die über die im Februar 1988 
beschlossene Stabilisatorenregelung hinausgehen, 
stets abgelehnt. Dies gilt für frühere Preisverhandlun-
gen ebenso wie für die laufende Agrarpreisrunde. 

Da die angebotsbegrenzenden und nachfragesti-
mulierenden Bestandteile des Stabilisatorenpaketes 
nach mehr als zwei Jahren entweder noch gar nicht — 
wie die Förderung der Mehrverfütterung von Ge-
treide — oder nicht in allen Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft konsequent — wie die Flächenstillegungs-
regelung — umgesetzt worden sind, fordert die Bun-
desregierung bei den laufenden Agrarpreisverhand-
lungen im Getreidebereich kompensierende erlössta-
bilisierende Maßnahmen. Hierdurch soll im Ergebnis 
eine wesentliche Abmilderung der Preiswirkung der 
Stabilisatorenregelung erreicht werden. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, den 
bäuerlichen Bet rieben müsse wieder eine wirtschaftli-
che Perspektive gegeben werden. Aus diesem 
Grunde wurde bei den laufenden Agrarpreisverhand-
lungen in Brüssel von deutscher Seite gefordert, rich-
tungweisende Beschlüsse im Bereich der nachwach-
senden Rohstoffe und der konsequenteren Anwen-
dung der Flächenstillegungsregelung in allen Mit-
gliedstaaten zu fassen. Darüber hinaus wurde darauf 
gedrängt, daß die EG-Kommission einen praktikablen 
Vorschlag für die Förderung der Verfütterung von 
Getreide in Mischfuttermitteln vorlegt. 

Im Verlauf der letzten Verhandlungsrunde hat sich 
gezeigt, daß die Bundesrepublik Deutschland mit ih-
ren Forderungen nicht allein steht. Es besteht deshalb 
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Grund zu der Erwartung, daß der diesjährige Preisbe-
schluß Elemente enthalten wird, die den bäuerlichen 
Betrieben eine bessere wirtschaftliche Perspektive er-
öffnen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Fragen des 
Abgeordneten Opel (SPD) (Drucksache 11/6944 Fra-
gen 11 und 12): 

Ist die Bundesregierung bereit, der Forderung des „Verban-
des der Bundeswehr-Feuerwehren e. V." auf Gleichstellung al-
ler seiner Mitglieder mit den Berufs-Feuerwehren zu folgen und 
alle Bundeswehr-Feuerwehrleute sofort als Beamte zu überneh-
men, wie es ein Konzept des Bundesministers der Verteidigung 
angeblich vorsieht? 

Möchte die Bundesregierung den am 6. Dezember 1989 be-
schlossenen Personalabbau der Bundeswehr um fast 20 % auf 
420 000 Soldaten durch Ausdünnung oder durch Auflösung von 
Dienststellen durchführen, und ist die Bundesregierung bereit, 
die dem genannten Beschluß angeblich zugrundeliegenden um-
fangreichen planerischen Untersuchungen dem Deutschen 
Bundestag zur Verfügung zu stellen? 

Zu Frage 11: 

Im Hinblick auf die besonderen Aufgaben der Bun-
deswehr-Feuerwehren wird untersucht, ob langfristig 
eine generelle Verbeamtung des Feuerwehrpersonals 
möglich ist. Die Personalstruktur dieser Untersuchung 
wird angelehnt an die der kommunalen Berufsfeuer-
wehren. 

Gegen eine Verbeamtung der Bundeswehr-Feuer-
wehren hat sich die Gewerkschaft ÖTV ausgespro-
chen. Sie weist auf die zu erwartenden Einkommens-
einbußen für die Feuerwehrleute und die größere Fle-
xibilität der tarifrechtlichen Arbeitszeitbestimmungen 
hin. Die Untersuchung wird — bedingt auch durch die 
Umstrukturierung der Bundeswehr — noch einige 
Zeit in Anspruch nehmen. 

Zu Frage 12: 

Die Bundesregierung strebt an, den aktiven Um-
fang der Bundeswehr in den nächsten Jahren als Kon-
sequenz erfolgreicher Abrüstungspolitik auf 400 000 
Soldaten zurückzuführen. 

Die aus dem Personalabbau abzuleitenden Struktu-
ränderungen werden derzeit bei allen drei Teilstreit-
kräften eingehend untersucht. Diese Untersuchungen 
sind noch nicht abgeschlossen. Fest steht allerdings, 
daß zur Einnahme der künftigen Streitkräftestruktur 
sowohl bisher präsente Einheiten und Verbände auf-
gelöst, als auch verbleibende Truppenteile zum Teil 
gekadert bzw. teilgekadert werden müssen. 

Die dem Kabinettsbeschluß vom 6. Dezember 1989 
zugrunde liegenden planerischen Untersuchungen 
des Bundesministeriums der Verteidigung wurden in 
ihren Grundzügen und Eckwerten im Deutschen Bun-
destag bereits ausführlich dargestellt und erörtert. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Frage des 
Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Drucksache 
11/6944 Frage 13): 

Kann aus der Tatsache, daß Ministerpräsident Engholm an-
läßlich des Gelöbnisses am 15. März 1990 in Heide/Dithmar-
schen Gelegenheit erhielt, zu Rekruten zu sprechen, geschlos-
sen werden, daß der Erlaß des Bundesministers der Verteidi-
gung vom 2. Juli 1979 zu „Besuchen von Politikern bei der Bun-
deswehr" keine Anwendung mehr findet? 

Die Frage ist mit „nein" zu beantworten. Das in dem 
Erlaß grundsätzlich geregelte Verbot des Besuches 
von Politikern bei der Bundeswehr innerhalb von 
6 Wochen vor Wahlen gilt nach wie vor und wird an-
gewandt. Der Erlaß regelt jedoch auch die Ausnah-
men von diesem Verbot. Eine solche Ausnahme ist 
z. B. der ausdrücklich genannte Besuch eines feierli-
chen Gelöbnisses, zu dem im übrigen Vertreter aller 
im Landtag von Schleswig-Holstein vertretenen Par-
teien geladen waren. Darüber hinaus hat der Mini-
sterpräsident auf Einladung des Befehlshabers Ter ri

-torialkommando Schleswig-Holstein gesprochen in 
seiner Eigenschaft als Ministerpräsident. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatssekretärs Chory auf die Fragen der Abge-
ordneten Frau Ganseforth (SPD) (Drucksache 11/6944 
Fragen 14 und 15): 

Wie hoch sind die Zahlungsrückstände der Zuschüsse an Be-
schäftigungsstellen von Zivildienstleistenden bis Ende April 
1990, oder sind sie, wie in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der SPD (Drucksache 11/5484) angekündigt, erle-
digt? 

Welche Höhe werden die Zahlungsrückstände am Ende die-
ses Jahres erreichen? 

Zu Frage 14: 

Die fälligen Aufwandszuschüsse bis einschließlich 
April 1990 werden im Mai vom Bundesamt für den 
Zivildienst ausgezahlt. Dann bestehen keine Zah-
lungsrückstände mehr. 

Zu Frage 15: 

Ende Dezember 1990 werden sich die Aufwandszu-
schüsse, die in der zweiten Jahreshälfte anfallen, auf 
wahrscheinlich 30 Millionen DM belaufen. Diese Auf-
wandszuschüsse werden in den ersten Wochen des 
Jahres 1991 ausgezahlt. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatssekretärs Chory auf die Fragen des Abge-
ordneten Jaunich (SPD) (Drucksache 11/6944 Fra-
gen 20 und 21): 

Teilt die Bundesregierung die im Armutsbericht des Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes vertretene Auffas-
sung, „in der Mitte der Gesellschaft" bestehe eine immer stärker 
werdende Tendenz, Armut zu verdrängen, und wie begründet 
sie ihre Haltung, falls diese Auffassung nicht geteilt wird? 
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Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die im Oktober 
1989 von den Ministerpräsidenten der Länder beschlossene Er-
höhung der Regelsätze in der Sozialhilfe um lediglich 4,6 %, d. h. 
monatlich im Durchschnitt 19 DM, ab 1. Juli 1990 verteilt auf 
drei Jahre, noch dem Gebot des § 9 SGB I entspricht, den Hil-
feempfängern die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen, und wie begründet sie zutreffendenfalls ihre Auf-
fassung? 

Zu Frage 20: 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 
Ihr widerspricht vor allem der hohe Rang, den die 
soziale Sicherheit für alle Bevölkerungsschichten und 
Altersgruppen im Bewußtsein aller gesellschaftlichen 
Gruppen in der Bundesrepublik Deutschland ein-
nimmt. 

Zu Frage 21: 

Ja. Der Beschluß der Ministerpräsidenten der Län-
der im Oktober 1989 betraf im wesentlichen die Ein-
führung eines neuen Bemessungssystems für die Re-
gelsätze, die eine zusätzliche Anhebung der Regel-
sätze bringt, also über der jährlich der Preisentwick-
lung entsprechenden Anhebung liegt. Im übrigen ist 
die zusätzliche Erhöhung zum 1. Juli 1990 nur die 
erste der insgesamt dreistufigen Erhöhung aufgrund 
des neuen Bemessungssystems. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) (Drucksache 
11/6944 Fragen 24 und 25) : 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund abnehmender Auf-
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen nach dem 
Fluglärmgesetz entsprechend die Schutzzone 2 in die Förde-
rung mit aufzunehmen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß durch die Einbe-
ziehung der Schutzzone 2 eine wesentliche Verbesserung für 
die dort lebenden Menschen erreicht werden kann, wenn ja, 
wann wird die Bundesregierung diese Maßnahmen ergreifen? 

Zu Frage 24: 

Dem Deutschen Bundestag liegt ein Gesetzentwurf 
des Bundesrates zur Änderung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vor (BT-Drs. 11/2217). Er sieht 
vor, daß auch Eigentümern von in der Schutzzone 2 
eines Lärmschutzbereichs gelegenen Grundstücken 
Aufwendungen für baulichen Schallschutz erstattet 
werden. Die Bundesregierung hat in ihrer Stellung-
nahme zu diesem Gesetzentwurf ausgeführt, daß die 
Belastung der Bevölkerung durch Fluglärm auch in 
Schutzzone 2 erheblich sein kann. Nach einer im 
Jahre 1987 vorgenommenen Schätzung des Umwelt-
bundesamtes würden die Einbeziehung der Schutz-
zone 2 in die Erstattungsregelung Kosten in Höhe von 
ca. 1,119 Mrd. DM entstehen. Hiervon wären 
920,2 Mio. DM vom Bund als Halter der Militärflug-
plätze aufzubringen. Sie hält bei dieser Sachlage ein 
so kostenintensives Gesetz aus Haushaltsgründen für 
derzeit nicht realisierbar. 

Zu Frage 25: 
Eine Einbeziehung der Schutzzone 2 in die Förde-

rung ist nicht die einzige Maßnahme, mit der die Si-
tuation der dort lebenden Bevölkerung verbessert 
werden könnte. Die Bundesregierung wird deshalb 
über die bereits auf Grund des Gesetzentwurfs des 
Bundesrates (BT-Drs. 11/2217) vorgenommenen Prü-
fungen hinaus — deren Ergebnisse sie in ihrer Stel-
lungnahme zu diesem Gesetzentwurf dargelegt hat 
eventuelle Lösungsmöglichkeiten mit einem verkraft-
baren finanziellen Rahmen untersuchen, sobald die 
entsprechende Empfehlung des Umweltausschusses 
des Deutschen Bundestages zu dem o. a. Gesetzent-
wurf vom Plenum des Deutschen Bundestages be-
schlossen worden ist. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs: Grüner auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Wollny (GRÜNE) (Drucksache 
11/6944 Fragen 26 und 27): 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus den 
Ergebnissen der Studie der Gesellschaft für Reaktorsicherheit 
über die Strahlenbelastung der Bevölkerung durch Atomtrans-
porte zum geplanten Endlager „Schacht Konrad" zu ziehen, und 
kann unter diesen Bedingungen das Planfeststellungsverfahren 
„Schacht Konrad" in der bisherigen Form aufrechterhalten wer-
den? 

Unter welchen Bedingungen kann von Atomkraftwerken das 
Transportbehälterlager (TBL) Gorleben zur Einlagerung abge-
brannter Brennelemente in Anspruch genommen werden, und 
welche Atomkraftwerke sind auf Grund begrenzter kraftwerks-
interner Lagerkapazitäten auf die Inanspruchnahme des TBL 
Gorleben angewiesen? 

Zu Frage 26: 
Zum Jahresende 1988 hat der Bundesminister für 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit die Ge-
sellschaft für Reaktorsicherheit (GRS) in Köln beauf-
tragt, eine Studie über „Die möglichen radiologischen 
Auswirkungen von Abfalltransporten zum Endlager 
Konrad" zu erstellen. Die GRS ist verpflichtet, die vor-
genannte Studie, in der Kurzfassung „Transportstudie 
Konrad" genannt, bis zum 31. Oktober 1990 fertigzu-
stellen. 
Die Bundesregierung wird die Studie nach Fertig-

stellung veröffentlichen und eine Bewertung vorneh-
men. 
Transporte zum geplanten Endlager „Schacht Kon-

rad" werden gemäß den geltenden atom- und ver-
kehrsrechtlichen Vorschriften auszuführen sein. Der-
artige Transporte sind nicht Gegenstand des Planfest-
stellungsverfahrens „Schacht Konrad". 

Zu Frage 27: 
Entsprechend den in der Aufbewahrungsgenehmi-

gung vom 5. September 1983 nach § 6 des Atomgeset-
zes für das Transportbehälterlager (TBL) Gorleben 
festgelegten Bedingungen können bestrahlte Brenn-
elemente aus Kernkraftwerken der Bundesrepublik 
Deutschland dort eingelagert werden. 

Gemäß der Länderumfrage zum Entsorgungsvor-
sorgenachweis vom Dezember 1989 wird das TBL 
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Gorleben für den Entsorgungsvorsorgenachweis von 
Kernkraftwerken der Bundesrepublik Deutschland 
z. Zt. nicht in Anspruch genommen. Unbeschadet da-
von geht die Bundesregierung nach wie vor davon 
aus, daß mit der Aufbewahrung bestrahlter Brennele-
mente im TBL Gorleben begonnen werden kann. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Flo rian auf die Frage des Ab-
geordneten Antretter (SPD) (Drucksache 11/6944 
Frage 28): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Anregungen aus der Wirt-
schaft, die Engpässe im Telefonverkehr zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR durch Einbeziehung der fern-
meldetechnischen Ausrüstung von Bundeswehr und Volksar-
mee wenigstens teilweise zu beseitigen, und welchen Entla-
stungseffekt verspricht sie sich gegebenenfalls davon? 

Mit der Deutschen Post der DDR werden zur Zeit 
intensive Gespräche mit dem Ziel geführt, die Ver-
kehrsabwicklung zwischen den Telefonnetzen zu ver-
bessern. Eine Reihe von Sofortmaßnahmen, wie z. B. 
Vermehrung von Leitungen für den halbautomati-
schen Telefonverkehr, Überlassung von vermittlungs-
technischen Einrichtungen für den Einsatz in der 
DDR, sind bereits eingeleitet. 

Im Netz der Deutschen Bundespost TELEKOM sind 
grundsätzlich genügend technische Einrichtungen 
vorhanden, um die Abwicklung des Telefonverkehrs 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR weiter zu verbessern. Technische Einrichtungen 
der Bundeswehr sind hierfür nicht erforderlich. Ob 
fernmeldetechnische Einrichtungen der Nationalen 
Volksarmee für den Einsatz im Netz der DDR geeignet 
sind, kann von hier aus nicht beurteilt werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die neu-
gebildete Regierung der DDR alle möglichen Maß-
nahmen zur Verbesserung der Kommunikationsmög-
lichkeiten für ihre Bürger prüfen wird. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Florian auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/6944 Fragen 29 und 30): 

Was unternimmt die Bundesregierung, damit das weitere Off-
nen von Paketen und Päckchen im deutsch-deutschen Postver-
kehr und die Entnahme von Waren und Gegenständen durch 
Dienststellen der DDR — wie noch in der letzten März-Woche 
geschehen — unterbleibt? 

Wie hoch ist der Schaden, der den Bundesbürgern bzw. den 
Brief- und Paketempfängern in der DDR durch dera rtige Kon-
trollmethoden entstanden ist? 

Zu Frage 29: 

Die ordnungsgemäße zollamtliche Behandlung von 
Päckchen und Paketen mit Warensendungen aus dem 
Bereich der Deutschen Bundespost war u. a. auch Ge-
genstand der Verhandlungen der deutsch-deutschen 

Arbeitsgruppe zur Verbesserung und Ausgestaltung 
des Postverkehrs zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR. 

Von den Vertretern der Deutschen Post der DDR 
wurde zugesagt, daß man ständig bemüht sei, in Zu-
sammenarbeit mit der dortigen zollamtlichen Verwal-
tung Unregelmäßigkeiten auf diesem Gebiet abzu-
stellen. 

Die Oberpostdirektionen wurden angewiesen, be-
deutende Fälle von Beschädigungen bei Paketsen-
dungen mitzuteilen. Die dazu ergangenen Meldun-
gen lassen erkennen, daß es zu außergewöhnlichen 
Unregelmäßigkeiten nicht gekommen ist. 

Die weitere Entwicklung wird beobachtet, und gra-
vierende Fälle werden mit den Vertretern der Deut-
schen Post der DDR erörtert. Die Vertreter der Deut-
schen Post der DDR bekundeten ferner ihre Bereit-
schaft, Eingaben von Beschwerdeführern aus der 
Bundesrepublik Deutschland direkt zu beantworten. 

Zu Frage 30: 

Da es nach Auskunft der Oberpostdirektionen in 
letzter Zeit nicht zu außergewöhnlichen Unregelmä-
ßigkeiten gekommen ist, liegen der Bundesregierung 
auch keine Informationen über aufgetretene Schäden 
vor. 

Im übrigen hafte die Deutsche Bundespost POST-
DIENST auch im Paketverkehr mit der DDR nach den 
Vorschriften des Gesetzes über das Postwesen, d. h. 
für Verlust und Beschädigung von Paketen bis zur 
Höhe von 1 000, — DM. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Drucksache 
11/6944 Fragen 57 und 58): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Auffassung der 
ganz überwiegenden Zahl der Geschäftsraummieter und der 
Mietervereine ein dringender Handlungsbedarf zur Gewährlei-
stung eines besseren Schutzes der Geschäftsraummieter be-
steht, und wird die Bundesregierung diesem berechtigten Anlie-
gen Rechnung tragen? 

Ist die Bundesregierung zumindest bereit, den Verhandlungs-  
und Dispositionsspielraum Meiner und mittlerer Gewerberaum-
mieter durch eine Verlängerung der Kündigungsfristen bei Ge-
schäftsraummietverhältnissen zu verbessern? 

Zu Frage 57: 

Der Bundesregierung sind die Ergebnisse der Un-
tersuchung bekannt, die im Auftrag des Bundesmini-
sters der Justiz zur Kündigungsfrist bei Geschäfts-
raummietverhältnissen durchgeführt worden ist. Da-
nach befürwortet die Mehrzahl der Geschäftsraum-
mieter eine dispositive Verlängerung der Kündi-
gungsfrist auf sechs Monate oder mehr. 

Die Frage, ob der Handlungsbedarf als „dringend" 
angesehen wird, wurde den Geschäftsraummietern 
nicht gestellt und daher von diesen auch nicht beant-
wortet. Die Bundesregierung wird jedoch auf der 
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Grundlage der Untersuchung die Notwendigkeit und 
Dringlichkeit des Handlungsbedarfs prüfen. 

Zu Frage 58: 

Der bessere Schutz der Geschäftsraummieter, den 
Sie, Herr Kollege Müntefering, in der vorigen Frage 
angesprochen haben, kann nach Auffassung der Bun-
desregierung in einer Verlängerung der Kündigungs-
fristen bei Geschäftsraummieten bestehen. Die Bun-
desregierung prüft zur Zeit diese Möglichkeit auf der 
Grundlage der zu Ihrer vorigen Frage erwähnten Un-
tersuchung des Instituts für Stadtforschung und Struk-
turpolitik. 

Die Dringlichkeit einer solchen Regelung sowie de-
ren Vor- und Nachteile sind allerdings fachlich und 
politisch umstritten. Eine solche Regelung ist bei-
spielsweise noch von keinem der maßgeblichen Spit-
zenverbände der Gewerberaummieter entschieden 
befürwortet, geschweige denn als dringlich aner-
kannt worden. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 11/6944 Fra-
gen 59 und 60) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine ausgewo-
gene Struktur von kleinen, mittleren und großen Handels-, 
Handwerks- und Dienstleistungsunternehmen im Interesse der 
Angebotsvielfalt, Leistungsfähigkeit und Qualität unserer Stadt-
kerne wünschenswert und notwendig ist, und wie hat sich der 
Anteil der kleinen Einzelhandels- und Handwerksbetriebe in 
den Innenstädten in den zurückliegenden zehn Jahren entwik-
kelt? 

Wie haben sich die Mietkosten bei gewerblich genutzten Flä-
chen in den letzten zehn Jahren entwickelt, und läßt sich fest-
stellen, daß insbesondere in Stadtzentren ein überproportional 
hoher Mietkostenanstieg zu beobachten war? 

Zu Frage 59: 

Die Bundesregierung mißt einer ausgewogenen 
Struktur an kleinen, mittleren und großen Handels-, 
Handwerks- und Dienstleistungsunternehmen große 
Bedeutung bei. Dies gilt nicht nur für den Bereich der 
Stadtkerne, sondern im Interesse einer verbraucher-
gerechten Versorgung auch für die übrigen Bereiche 
bzw. Gebiete. 

Wie sich der Anteil der Einzelhandels- und Hand-
werksbetriebe in den Innenstädten nach ihrer Be-
triebsgröße entwickelt hat, kann anhand der verfüg-
baren statistischen Daten nicht ermittelt werden. 
Nach der Handels- und Gaststättenzählung (HGZ), 
die letzte fand 1985 statt, wird im mehrjährigen Tur-
nus nur die Entwicklung der Ladengeschäfte insge-
samt nach ausgewählten örtlichen Lagen festge-
stellt. 

Zu Frage 60: 

Amtliches statistisches Zahlenmaterial hierzu liegt 
der Bundesregierung nicht vor. 

Einer Untersuchung des Instituts für Handelsfor-
schung von 1988 zufolge stieg die durchschnittliche 
Monatsmiete je qm im gesamten Einzelhandel von 
15,10 DM im Jahre 1980 auf 18,80 DM im Jahre 1988. 
Der prozentuale Anteil der Mietkostenbelastung am 
Absatzerlös erhöhte sich von 3,3 % im Jahre 1980 auf 
4,0 % im Jahre 1988, wobei seit 1984 der Mietkosten-
prozentsatz im Durchschnitt a ller Unternehmen na-
hezu konstant geblieben ist. 

Differenziert nach Geschäftslagen läßt sich in Orten 
über 100 000 Einwohnern ein Anstieg der qm-Miete in 
den Hauptverkehrslagen der Innenstädte von 1980 bis 
1988 um durchschnittlich 19 % feststellen. Die prozen-
tuale Mietbelastung der Geschäfte in den Hauptver-
kehrslagen der Innenstädte betrug 1988 5,0 %, wäh-
rend sie 1981 noch bei 4,4 % lag. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordenten Scherrer (SPD) (Drucksache 11/6944 
Fragen 61 und 62) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß für die große 
Mehrzahl aller Einzelhandelsunternehmen der Standort von 
existenzentscheidender Bedeutung ist, und liegen ihr Kennt-
nisse darüber vor, wie viele kleine und mittlere Einzelhandels-, 
Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe wegen der gestiege-
nen Mietkosten gezwungen waren, ihren Geschäftsbetrieb zu 
verlagern oder aufzugeben? 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Feststellun-
gen des Instituts für Stadtforschung und Strukturpolitik, daß 
über 25 % der von Kündigungen be troffenen kleinen und mitt-
leren Gewerberaummieter wegen nicht mehr tragbarer Mietko-
stenbelastungen ihr Gewerbe aufgeben oder verlagern mußten, 
gegen den zunehmenden Mietpreisanstieg in den Innenstädten 
zu unternehmen? 

Zu Frage 61: 

Nach Ansicht der Bundesregierung kommt dem 
Standort für die Wirtschaftlichkeit von Einzelhandels-
unternehmen eine wichtige Rolle zu. Andere Fakto-
ren, wie etwa die Sortimentspolitik und die Einkaufs-
bedingungen, sind gleichfalls für die Rentabilität und 
für den Bestand einzelner Handelsbetriebe von Be-
deutung. 

Angaben bzw. Kenntnisse, wieviele kleine und 
mittlere Einzelhandels-, Handwerks- und Dienstlei-
stungsbetrieb e wegen gestiegener Mietkosten ihren 
Geschäftsbetrieb verlagert bzw. aufgegeben haben, 
liegen der Bundesregierung nicht vor. Nach einer Un-
tersuchung des Instituts für Stadtforschung und Struk-
turpolitik im Auftrag des BMJ, die Sie in Frage 2 zitie-
ren, sollen insgesamt 10 % der befragten Unterneh-
men einen Standortwechsel wegen zu hoher Mietko-
sten vorgenommen haben. Die Studie differenziert al-
lerdings nicht nach Branchen und Betriebsgrößen-
klassen. Darüber hinausgehende Erkenntnisse liegen 
der Bundsregierung nicht vor. 

Zu Frage 62: 

Zunächst einmal muß festgehalten werden, daß es 
sich bei der Mehrzahl der vom Institut untersuchten 
Mietvertragskündigungen mit anschließendem Stand- 
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ortwechsel um eigene Vertragskündigungen der Ge-
schäftsraummieter handelte, die damit eine Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für die weitere Ge-
schäftsentwicklung anstrebten. Dies macht deutlich, 
daß es auch auf Seiten der Mieter nicht nur ein Inter-
esse an Mieterschutz, sondern auch ein Interesse an 
Erhaltung der wirtschaftlichen Dispositionsfreiheit im 
Wettbewerb gibt. 

Zur Einordnung der Bedeutung der Mietkosten ist 
darauf hinzuweisen, daß nach der Untersuchung im 
Facheinzelhandel der Mietpreis rd. 10 % der Gesamt-
kosten ausmacht. 

Zur Frage, ob die Bundesregierung Handlungsbe-
darf zu einer Verbesserung des Mieterschutzes für 
Geschäftsraummieter sieht, verweise ich auf die Ant-
wort  des insoweit federführenden Bundesjustizmini-
sters auf die Fragen der Abgeordneten Prof. Dr. Pick 
und Müntefering zum gleichen Thema. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/6944 Frage 63): 

Wie hoch sind die durchschnittlichen finanziellen Forderun-
gen seitens eines Energieversorgungsunternehmens für den 
Netzanschluß neuer Windkraftanlagen, und in welchem Um-
fang sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, diese Behinde-
rung der erneuerbaren Energien, auch im Rahmen des 200 MW- 
Windenergieprogramms insbesondere für Privatpersonen, zu 
reduzieren? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die an das 
Energieversorgungsunternehmen zu zahlenden Ko-
sten für den Netzanschluß einer Windkraftanlage un-
terschiedlich hoch sind. Die Höhe dieser Kosten ist 
abhängig von den verschiedenartigen Gegebenhei-
ten des Einzelfalles, d. h. insbesondere von der 
Leistungsgröße der Anlage, ihrer Entfernung zur 
nächsten geeigneten Anschlußstelle an das Netz, 
der Leistungsfähigkeit des aufnehmenden Netzes. 
Generalisierende Aussagen über die Höhe der An-
schlußkosten lassen sich daher nicht machen. Die 
Elektrizitätswirtschaft hat zugesagt, sich mit den 
Betreibern von Anlagen erneuerbarer Energien um 
möglichst kostengünstige Lösungen zu bemühen. 
Bei Schwierigkeiten im Einzelfall können die Ener-
gieaufsichtsbehörden der Länder eingeschaltet wer-
den. 

Im Rahmen des 100 MW-Programms werden die 
Investitionskosten der Windkraftanlage einschließlich 
der Hausanschlußleitung, nicht jedoch alle Kosten der 
Netzanbindung im Rahmen der Förderung anerkannt. 
Im einzelnen können Kosten zur Beschaffung der 
Windkraftanlagen, Transportkosten, Kosten zur Auf-
stellung der Anlagen sowie Kosten für die notwendige 
Verkabelung zwischen Windkraftanlagen und Schalt-
schränken bis zu 60 % der Gesamtinvestitionsko-
sten abgerechnet werden. Nicht gefördert werden 
dagegen Kosten für Fundamente sowie Bera-
tungs- und Planungskosten. Im übrigen ist die 
Ermittlung der spezifischen Netzanschlußkosten Teil 
der Aufgabenstellung, die im Rahmen des wissen-
schaftlichen Meß- und Evaluierungsprogramms bear-
beitet wird. 
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